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1, EINFUHRUNG 

Die Mitgliederentwicklung, das Verhalten und der wirtschaftliche wie poli-
tische Einfluß von Gewerkschaften stoßen in der bundesdeutschen Öffentlich-
keit nicht erst seit den Ereignissen um den gewerkschaftseigenen Wohnungs-
baukonzern "Neue Heimat" auf großes Interesse und stellen einen verbreite-
ten Anknüpfungspunkt für politische Diskussionen dar. In der wirtschafts-
und sozialwissenschaftlichen Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
spielt der Untersuchungsgegenstand "Gewerkschaften'' jedoch nach wie vor 
eine außerordentlich geringe Rolle, die im Vergleich zu der Fülle von Ar-
beiten aus der internationalen Gewerkschaftsforschung, besonders während 
der achtziger Jahre, nahezu als ein Schattendasein bezeichnet werden kann.1) 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, zum Abbau dieses Defizits durch eine 
vorwiegend ökonomische Analyse der Gewerkschaften beizutragen, die sich 
neben anderweitigen theoretischen und empirischen Analysen soweit als mög-
lich auf empirische Untersuchungsergebnisse für die Bundesrepublik Deutsch-
land stützt. Dabei werden Gewerkschaften und ihr Verhalten vorwiegend unter 
zwei Gesichtspunkten betrachtet, die allerdings zueinander in einer Wechsel-
beziehung stehen und deshalb nicht streng voneinander getrennt werden kön-
nen: Zum einen wird der Frage nachgegangen, welche gesamtwirtschaftlichen, 
aber auch gesellschaftspolitischen Entwicklungen die Mitgliederentwicklung 
und das Verhalten der Gewerkschaften beeinflussen. Zum anderen wird unter-
sucht, welchen Einfluß die Gewerkschaften auf die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und hier besonders auf Löhne und Preise, Beschäftigung sowie 
Produktion und Produktivität auszuüben vermögen. 

Bevor jedoch empirische und theoretische Analysen zu diesen Fragen durchge-
führt werden können, bedarf es einer näheren Beschreibung und Abgrenzung 
des Untersuchungsgegenstandes. Dabei bildet die in der Bundesrepublik wohl 
am häufigsten verwendete Definition von Gewerkschaften in westlichen Ge-
sellschaftssystemen von Goetz Briefs (1965, S.545) einen nahezu als tradi-

1) Vgl. Kapitel 5, Einleitung; dies zeigt sich auch bei deutschsprachigen 
Lehrbüchern zur Arbeitsökonomik, die Gewerkschaften fast keinen - wie 
Zerche (1979) - oder doch einen im Vergleich mit amerikanischen Lehr-
büchern in der Art von Hamermesh & Rees (1984) relativ gering ausfallen-
den Platz einräumen, wie z.B. das dreibändige Werk von Brinkmann (1981a, 
1981b, 1984). 
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tionell zu bezeichnenden Ausgangspunkt: "Unter Gewerkschaften verstehen 
wir die freie, der Absicht nach dauernde, im Innenverhältnis solidarische, 
nach außen kartellarische Interessenverbindung auf abhängiges Einkommen 
gestellter Sozialgruppen." Ähnlich lauten die Definitionen von Eickhof 
(1973a, S.1), der Gewerkschaften beschreibt als "auf Dauer angelegte In-
teressenverbände, die die wirtschaftliche und soziale Lage der Arbeitneh-
mer absichern oder verbessern sollen", und von Teichmann (1977, S.6D9), 
der in Gewerkschaften "auf Dauer angelegte prinzipiell freiwillige Zu-
sammenschlüsse zur kollektiven Vertretung arbeitsmarktbezogener Inter-
essen" sieht. 

Kleinhenz (1981, S.659) weist auf einen weiteren Aspekt hin: "Soweit die 
Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland dargestellt werden, kann 
die Betrachtung auf solche Arbeitnehmerverbände eingeschränkt werden, de-
nen auch die 'Tariffähigkeit' zugesprochen werden kann." Um dieses Recht 
zum Abschluß von Tarifverträgen ausüben zu können, sollte eine Gewerk-
schaft nach Ansicht von Däubler & Hege (1981, S.23), die sich dabei auf 
das Koalitionsrecht in Art. 9 (3) GG sowie auf Rechtsprechung und Rechts-
lehre stützen, folgende Voraussetzungen erfüllen: "Es muß sich um eine 
frei gebildete, demokratisch strukturierte Vereinigung von Arbeitnehmern 
handeln, die von ihrem Gegenspieler, vom Staat und von gesellschaftlichen 
Organisationen unabhängig und die bereit ist, für den von ihr verfolgten 
Zweck der Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
notfalls auch zum Mittel des Arbeitskampfes zu greifen." 

Wenn auch im Rahmen der vorliegenden Arbeit auf eine detaillierte Erörte-
rung dieser Definitionen sowie von Gewerkschaftsdefinitionen und -inter-
pretationen allgemein verzichtet werden kann 11, so bilden diese doch den 
weitgehend akzeptierten definitorischen Hintergrund der vorliegenden wie 
auch der hier angesprochenen Arbeiten zur Gewerkschaftsforschung. Unter 
Gewerkschaften sind somit im folgenden tariffähige freie, grundsätzlich 
demokratisch strukturierte und auf Dauer angelegte Arbeitnehmervereini-
gungen zu verstehen, die - notfalls auch durch Arbeitskämpfe - die wirt-
schaftlichen und sozialen Interessen ihrer Mitglieder durchzusetzen ver-
suchen. Allerdings bezweifelt Horke (1977) aus soziologischer Sicht den 

1) Vgl. hierzu Müller-Jentsch (1986, Kap.5). 
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Wert solcher Kurzdefinitionen, und auch Beier (1981, S.643) äußert entspre-
chende Bedenken: "Die mehrdimensionale Begrifflichkeit der Gewerkschaften, 
die sich wie Wirtschaft und Gesellschaft in einem ständigen Wandel befin-
den, erlaubt keine starre, definitorische Fixierung. Eine so wandlungsfä-
hige gesellschaftliche Erscheinung entzieht sich jedem Versuch schemati-
scher Kategorisierung." 

Im Zusammenhang mit dieser Mehrdimensionalität und den Problemen der Erfaß-
barkeit und Abgrenzung stellt sich die Frage, ob Gewerkschaften überhaupt 
einer ökonomischen Analyse zugänglich sind. Diese bildete bereits den Hin-
tergrund der vielbeachteten und bis heute immer wieder aufgegriffenen Kon-
troverse zwischen Ross (1948) und Dunlop (1944/1950). Ross (1948) betonte 
besonders die Divergenz der Interessen innerhalb der heterogenen Mitglie-
derschaft sowie zwischen Mitgliedern und Funktionären einer Gewerkschaft 
und den daraus folgenden "politischen" Charakter des gewerkschaftlichen 
Entscheidungsprozesses. Er schloß daraus, daß eine rein ökonomische Analyse 
von Gewerkschaften als rationalen monolithischen Einheiten, die ökonomische 
Zielfunktionen maximieren, wenig sinnvoll sei. 1) In einem als Replik ver-
faßten Vorwort zur zweiten Auflage seines grundlegenden Buches "Wage Deter-
mination Under Trade Unions" erkannte Dunlop (1950) zwar die politische 
Dimension von Gewerkschaften an; er führte jedoch aus, daß diese keineswegs 
der von Ross (1948) behauptete dominante Einflußfaktor gewerkschaftlichen 
Verhaltens sei, das sich in einem wirtschaftlichen Umfeld in erster Linie 
an ökonomischen Realitäten ausrichten müsse. Diese Einschätzung dürfte von 
den meisten Wirtschaftswissenschaftlern geteilt werden. 2) 

1) Obwohl Ross (1948, S.12: "a trade union is a political agency operating 
in an economic environment") den ökonomischen Handlungsbereich der poli-
tischen Institution Gewerkschaft akzeptiert, bezweifelt er sowohl die 
Angemessenheit als auch den Nutzen einer ökonomischen Analyse (S.7): 
"Among all the participants in economic life, the trade union is prob-
ably least suited to purely economic analysis." Mulvey (1978, Kap.2) und 
vor allem Borland (1986) weisen jedoch darauf hin, daß viele der von 
Ross (1948) bemängelten Erklärungsdefizite der ökonomischen Theorie 
durch neuere Forschungen, z.B. über Humankapitaltheorie und Medianwäh-
lermodelle, überwunden seien. 

2) Vgl. z.B. Mulvey (1978, Kap.2) oder Farber (1986, S.1041), der meint: 
"Dunlop was right in that it is fruitful to analyze labor unions as 
maximizing a well-defined objective function but ... the Interna! 
structure of the union and its political process, emphasized by Ross, 
are important determinants of the objective function". 
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Zwar setzen Ross (1948) und Dunlop (1950) unterschiedliche Schwerpunkte, 
doch divergieren ihre Ansichten, wie Borland (1986) bei einer Reinterpre-
tation der Ross-Dunlop-Kontroverse zu zeigen vermag, nicht so stark, daß 
der in der Vergangenheit oft gezogene Schluß gerechtfertigt wäre, Gewerk-
schaften könnten nur alternativ als politische oder als ökonomische In-
stitutionen interpretiert und entsprechend analysiert werden. Vielmehr 
sollte einerseits bei einer ökonomischen Analyse gewerkschaftlichen Ver-
haltens den von Ross (1948) aufgeworfenen Fragen der Interessendivergenz 
innerhalb von Gewerkschaften soweit als nötig und möglich Rechnung ge-
tragen werden. 1) Andererseits ist zu berücksichtigen, daß Gewerkschaften 
auf der Basis ihrer durch mögliche Interessendivergenzen geprägten in-
ternen Entscheidungen in einem ökonomischen Umfeld rational und nutzen-
maximierend agieren müssen, da sie viele ihrer Ziele nur durch ein sol-
ches, an wirtschaftlichen Größen ausgerichtetes und damit auch ökono-
misch analysierbares Verhalten zu erreichen vermögen. Gewerkschaften 
können und sollten somit sehr wohl einer ökonomischen Analyse unterzogen 
werden2), wobei im folgenden - in Übereinstimmung mit dem überwiegenden 
Teil der Gewerkschaftsliteratur - das Hauptaugenmerk den Gewerkschaften 
im privaten Sektor gilt. Von wenigen Ausnahmen abgesehen wird auf die 
Einbeziehung des öffentlichen Sektors verzichtet, da dies eine Berück-
sichtigung der Besonderheiten öffentlicher Arbeitsmärkte sowie der dort 
gegebenen politisch-ökonomischen zusammenhänge erfordern und damit den 

1) Vgl. z.B. die Diskussion der gewerkschaftlichen Zielfunktion und der 
mikroökonomischen Theorie der Gewerkschaft in den Kapiteln 5 und 6. 
Die ökonomische Modellierung des Verhaltens der politischen Institu-
tion Gewerkschaft durch Public-Choice- bzw. Medianwähler-Modelle von 
Burton (1984) und von Kaufman & Martinez-Vazques (1987) knüpft eben-
falls ausdrücklich an dieser Erkenntnis der Ross-Dunlop-Kontroverse 
an. 

2) Daraus darf jedoch keinesfalls auf eine fehlende Bedeutung alterna-
tiver bzw. ergänzender soziologisch-psychologischer oder politischer 
Erklärungsansätze geschlossen werden, die im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit besonders in den eher empirisch ausgerichteten Kapiteln 2-4, 
7 und 8 einen teils wichtigen Beitrag zur Ergänzung der ökonomischen 
Analyse leisten. Ausführliche Darstellungen soziologischer Ansätze 
finden sich unter anderem bei Horke (1977), Bergmann (1979) und bei 
Müller-Jentsch (1986). 
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Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. l) 

Vor dem Hintergrund der obigen Überlegungen wird im nächsten Kapitel ein 
überblick über die•Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland und 
deren Mitgliederentwicklung sowie über bestehende ökonomische wie auch 
soziologisch-politische Erklärungsansätze zur Gewerkschaftsentwicklung ge-
geben. Die statistisch-ökonometrische Überprüfung der aus diesen Erklä-
rungsansätzen ableitbaren Hypothesen führt in Kapitel 3 zur Erstellung 
einer Schätzgleichung der gewerkschaftlichen Mitgliederänderungen in der 
Bundesrepublik für den Beobachtungszeitraum 1955-1984.2) In Umkehrung der 
bis dahin vorgenommenen Betrachtung von Gewerkschaften und ihrer Mitglie-
derentwicklung in Abhängigkeit vom ökonomischen Prozeß beschäftigen sich 
die darauffolgenden Kapitel vorwiegend mit dem Verhalten und den ökonomi-
schen Auswirkungen von Gewerkschaften. So wird im vierten Kapitel, unter 
anderem durch statistisch-ökonometrische Tests möglicher Indikatoren für 
gewerkschaftliche Militanz, der traditionell häufig diskutierten Frage 
nachgegangen, ob und inwieweit Gewerkschaften zur Inflation beitragen 
bzw. diese verursachen. Weitere Erkenntnisse über gewerkschaftliches 

1) So kann z.B. bei öffentlichen Arbeitgebern nicht von gewinnmaximie-
rendem Verhalten ausgegangen werden, und Gewerkschaften dürften im 
öffentlichen Sektor nicht nur versuchen, die Löhne zu erhöhen, son-
dern auch die Arbeitsnachfragekurve durch Einwirken auf den politi-
schen Prozeß und das Budget nach außen zu verschieben. Für eine so-
ziologisch ausgerichtete Analyse von deutschen Gewerkschaften im 
öffentlichen Dienst sei auf Schneider (1979) verwiesen, während die 
Darstellungen von Ehrenberg & Smith (1985, Kap.13), Ehrenberg & 
Schwarz (1986) und von Freeman (1986) zwar ökonomischer Natur, je-
doch in erster Linie auf die USA bezogen sind. 

2) Die Wahl dieses Beobachtungszeitraumes ist im wesentlichen datenbe-
dingt. Für die erste Hälfte der fünfziger Jahre, die ohnehin eine 
atypische Phase des Wiederaufbaus darstellt, sind für einige Varia-
blen Daten nicht erhältlich oder wenig verläßlich, während bei an-
deren Variablen verwendete time lags, z.B. für Kausalitätstests, 
einen Schätzbeginn vor 1955 ausschließen. Der Endzeitpunkt 1984 er-
gibt sich durch die weitgehende Verwendung von Daten, die vom Sta-
tistischen Bundesamt (1985) als "Lange Reihen 1950 bis 1984" erst-
mals in sich konsistent für einen relativ langen, aber nicht ohne 
weiteres verlängerbaren Zeitraum vorgelegt wurden. Die verwendeten 
Jahresdaten und die dazugehörige einheitliche Symbolik sind im An-
hang verzeichnet und erläutert. Die ökonometrischen Schätzungen 
wurden unter Verwendung des Softwarepakets TSP 4.0 am Rechenzentrum 
der Universität Hohenheim durchgeführt. 
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Handeln und dessen Auswirkungen lassen sich durch eine mikroökonomische 
Analyse gewerkschaftlichen Verhaltens gewinnen, die den Gegenstand der Ka-
pitel 5 und 6 bildet. Während im fünften Kapitel die dafür nötigen Rahmen-
bedingungen sowie ältere Erklärungsansätze diskutiert werden, erfolgt im 
sechsten Kapitel eine Darstellung der modernen ökonomischen Theorie der 
Gewerkschaft und ihrer Implikationen. Darauf aufbauend werden in Kapitel 7 
mögliche negative Wohlfahrtseffekte durch ineffizient hohe Gewerkschafts-
löhne sowie restriktive Arbeitspraktiken und Streiks erörtert und empi-
risch hinterfragt, während das achte Kapitel einer Diskussion etwaiger 
positiver Gewerkschaftseffekte, insbesondere auf die Produktivität, gewid-
met ist. Im neunten Kapitel erfolgt eine abschließende Zusammenfassung und 
Wertung der gewonnenen Erkenntnisse, die auf eine tendenzielle Fehlein-
schätzung sowohl der wirtschaftlichen Abhängigkeit der Entwicklung und des 
Verhaltens als auch der ökonomischen Auswirkungen von Gewerkschaften in 
der öffentlichen wie in der akademischen Diskussion hindeuten. 
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2. MITGLIEDERENTWICKLUNG UND ORGANISATIONSGRAD DER 
GEWERKSCHAFTEN IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Aufgabe dieses Kapitels ist es, einen überblick über die Gewerkschaften in 
der Bundesrepublik Deutschland, über die - datenmäßig nicht ganz unproble-
matische - Entwicklung der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft und des Or-
ganisationsgrades und über die bestehenden Erklärungsansätze zur Gewerk-
schaftsentwicklung zu geben. Es kann daher als Basis für weitergehende 
Untersuchungen in den folgenden Kapiteln gesehen werden. 

2.1. Die Struktur des Gewerkschaftswesens in der Bundes-
republik Deutschland 

Das Gewerkschaftswesen in der Bundesrepublik Deutschland ist charakteri-
siert durch fünf Dachverbände bzw. Organisationen von erwähnenswerter Grö-
ße, die sich in bezug auf gewerkschaftliches Selbstverständnis, Organisa-
tion und Mitgliederstruktur oft stark unterscheiden. Dies wird durch den 
folgenden Kurzüberblick verdeutlicht: l) 

1) Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB): 
Mit seinen in Tabelle 2.1 einschließlich ihrer Mitgliederstruktur auf-
geführten 17 Einzelgewerkschaften, die zusammen beinahe 8 Millionen Mit-
glieder repräsentieren, ist der DGB der bei weitem größte und einfluß-
reichste gewerkschaftliche Dachverband in der Bundesrepublik. Die Mit-
gliederverbände des DGB sind nach dem Prinzip der Industrie- und Ein-
heitsgewerkschaft aufgebaut. Gemäß dem Grundsatz "ein Betrieb - eine Ge-
werkschaft" organisieren sie gelernte und ungelernte Arbeiter, Ange-
stellte und Beamte eines Industrie- oder Dienstleistungsbereichs, unab-
hängig von deren Religion, Weltanschauung und (partei)politischer Ori-
entierung.2l Entgegen der ursprünglichen Absicht, die allerdings schon 
am Widerstand der Besatzungsmächte scheiterte, ist der DGB selbst keine 

1) Ausführlichere Übersichten über die bundesdeutsche Gewerkschaftsbewegung 
finden sich bei Bayer, Streeck & Treu (1981) sowie bei Jühe, Niedenhoff 
& Pege (1982). 

2) Durchbrochen wird das Industrieprinzip lediglich im Bereich von Bildung 
und Wissenschaft, wo die GEW nur die Angestellten und Beamten organi-
siert, während die Arbeiter zum Bereich der ÖTV gehören; vgl. Tabelle 2.1. 



Gewer1'.tich• ft 

IG Bau•Steine•Erden 

IG Bergbau und Energie 

IG Chemle•Papier-Keramik 

IG Druck und Papier 

Gew. der Eisenbahner Deutschlands 

Gew. Erziehung und WiHenach• fl 

Gew. Gartenbau, Land• u. Fontwtrtsehllft 

Gew. Handel, Banken und Versicherungen 

Gew. Holz und Kunststoff 

Gew. Kunst 

Gew. Leder 

IG Metall 

Gew. Nahrung - Genuss - Gastslitten 

Tabelle 2.1: Deutscher Gewerkschaftsbund 

Mitgliederstand am 31. Dezember 1986 

-· ""9nt11te 
männlich weiblich Gesamt mAnnlich wol>lich Gesamt mtnnlich 

422.175 23.133 445.308 32389 7.358 39.747 -
306.526 1.331 307 857 41.033 6.071 47.104 240 

438.226 88.938 527 164 90.117 36.495 126.612 -

84981 23.084 108065 24515 10.804 35.319 -
152.446 14.170 166.616 8.491 6.071 14 562 160.089 

- - - 21.119 29.959 51.078 70.456 

31.739 5.476 37215 2.3U 670 2.984 2.610 

33 119 16.578 49697 124.481 202.320 326.801 -
116342 16.743 133.085 7.217 2.652 9.869 -

- - - 17.'433 10.701 28.134 -

25255 20.473 45.728 1.828 776 2.604 -
1913 725 289.284 2 203 009 297.983 97.331 395.314 -

148 465 63.594 212059 27 449 26500 53949 -
Gew. Öffentl. Oien!lte, Transport und Verkehr 475 606 101 915 571521 281.659 253.868 535527 73 165 

Gew. d•r Po11i•I 6 315 2.676 8991 8.624 8056 16.680 133 468 

Deutsche PostgewerkschaN B5 670 56805 142 475 10532 28816 39348 221 840 

Gew. Tu:lil - Bekleidung 92022 134.501 226523 17.070 12.376 29446 -

DGB- GHamt 4 332.612 858.701 5.191313 1.014.254 740.824 1.755.078 661.868 

Quelle: DGB (1987) 83.5% 16,5% 100% 57,8% 42,2% 100% 80,9% 

66,9% 22.6% 

-- Geuml ... _mt In 
-h Gesamt mlnnlich welbHch mlnnl. u. weibl. "' 

- - 454.56-4 30.491 485.055 6,2 

- 240 347.799 7.402 355.201 4,6 

- - 528.343 125.433 653776 8,4 

- - 109.496 33888 143.384 1,8 

10.141 170.230 321.026 30.382 351408 4,5 

70.985 u, ..... , 91.575 100.944 192.519 2,5 

56 2.666 36.663 6.202 42.865 0,6 

- - 157.600 218.898 376.498 4,8 
Cl) 

- - 123.559 19.395 142.954 1,8 

- - 17.433 10.701 28.134 0,4 

- - 27.083 21.249 48.332 0,6 

- - 2.211708 386.615 2.598 323 33,5 

- - 175.914 90.094 266.008 3,4 

12.354 85519 830.430 368.137 1.198567 15 .• 

3413 136.881 148.407 14.145 162.552 2,1 

59 .• 89 281 329 318.042 145.110 463.152 6,0 

- - 109.092 146.877 255.969 3,3 

156.438 818.306 6.008.734 1.755.963 7.764.697 100 

19,1'1b 100 ... 77.•<Mt 22,6% 100% 

10.5% 
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Einheitsgewerkschaft auf gesamtwirtschaftlicher Ebene wie z.B. der 
österreichische Gewerkschaftsbund, sondern nur ein "Dachverband unab-
hängiger (Einheits-)Industrieverbände" (Bayer, Streeck & Treu, 1981, 
E-13), dessen Konkurrenzorganisationen im folgenden besprochen werden. 

2) Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG): 
Die DAG ist eine konfessionell und politisch ungebundene Einheitsgewerk-
schaft, die ausschließlich Angestellte organisiert und deren (Sonder-) 
Interessen vertritt. Obwohl die DAG mit ihren ungefähr 500.000 Mitglie-
dern deutlich weniger Angestellte repräsentiert als die DGB-Gewerkschaf-
ten (vgl. Tabelle 2.1), ist sie keineswegs eine unbedeutende Organisa-
tion. Dies zeigt sich unter anderem daran, daß in der Vergangenheit 
trotz aller Konkurrenz um Mitglieder auch Gewerkschaften des DGB des 
öfteren Tarifgemeinschaften mit der DAG bildeten und gemeinsame Tarif-
verträge abschlossen. Nachdem jedoch Mitte der siebziger Jahre Verhand-
lungen zwischen DGB und DAG über eine Fusion oder Eingliederung in den 
DGB an der Unvereinbarkeit der Organisationsprinzipien gescheitert 
waren, lösten die DGB-Gewerkschaften bestehende Tarifgemeinschaften 
auf, und es kam zu einer starken Entfremdung und Abgrenzung beider 
Organisationen. 

3) Der Deutsche Beamtenbund (DBB): 
Der DBB setzt sich aus einer Vielzahl von teilweise regionalen oder be-
rufsspezifischen Einzelbünden mit ungefähr 800.000 Mitgliedern zusammen. 
Diese Standesorganisation der Berufsbeamten konkurriert zwar mit der 
ÖTV und der DAG um Mitglieder, grenzt sich jedoch in ihrem Selbstver-
ständnis von diesen Gewerkschaften deutlich ab. Zwar hat der DBB durch 
seine hohe Mitgliederzahl und seinen erfolgreichen Lobbyismus zweifel-
los erhebliches politisches Gewicht, doch ist er keine Gewerkschaft im 
Sinne des Tarifvertragsgesetzes (vgl. Kap.1), da die Arbeits- und Ent-
lohnungsbedingungen von Beamten durch Gesetz geregelt und nicht von 
autonomen Tarifvertragsparteien ausgehandelt werden. Aufgrund dieser 
Charakteristika kommt auch Bergmann (1985, S.90) zu dem Schluß: "Die 
Ausrichtung auf die partikularen Interessen der Berufsbeamten und vor 
allem die dezidierte Ablehnung des Streiks als Kampfmittel weist dar-
aufhin, daß der DBB in Selbstverständnis wie in der Praxis keine Ge-
werkschaft darstellt." 
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4) Der Christliche Gewerkschaftsbund (CGB): 
Der CGB nimmt für sich in Anspruch, die Tradition der christlichen Ge-
werkschaftsbewegung von vor 1933 fortzuführen, und geht damit bewußt in 
Opposition zum DGB, von dem er sich nicht nur in seinen Organisations-
prinzipien unterscheidet. Er ist zwar auch ein Dachverband, doch in ge-
sonderte Verbände für Arbeiter, Angestellte und Beamte gegliedert, die 
wiederum in berufsgewerkschaftliche Verbände untergliedert sind. Mit 
seiner relativ niedrigen Mitgliederzahl, die nach lückenhaften Angaben 
bei Jühe, Niedenhoff & Pege (1982) und im Statistischen Jahrbuch 1987 
seit seiner Gründung im Jahre 1959 ungefähr zwischen 190.000 und 310.000 
schwankt, und seinem geringen tarif- und gesellschaftspolitischen Ein-
fluß ist der CGB, von Ausnahmen in einzelnen Firmen oder Regionen abge-
sehen, als Gewerkschaft unbedeutend. 

5) Die Union leitender Angestellter (ULA): 
Die ULA bildet einen lockeren Verbände-Verband, der ausschließlich die 
Interessen einer bestimmten, relativ kleinen Berufsgruppe vertritt. Da-
bei besitzt die Dachorganisation meist keinen überblick über die Mit-
gliederentwicklung, Finanzlage etc. ihrer Unterverbände und koordiniert 
deren Aktivitäten auch nicht. Zwar weist die ULA mit ihrer nur nach An-
gaben von Bayer, Streeck & Treu (1981) und Beyme (1977) zu schätzenden 
Mitgliederzahl von ungefähr 35.000 Mitte der siebziger Jahre im Rahmen 
dieser Studie, wie auch im Vergleich zu den um dieselbe Zielgruppe kon-
kurrierenden Verbänden des DGB und der DAG, nur eine geringe quantita-
tive Bedeutung auf. Dennoch sollte der in einem erfolgreichen Lobbyis-
mus - z.B. bei den Beratungen zum Betriebsverfassungs- und Mitbestim-
mungsgesetz - zum Ausdruck kommende politische Einfluß dieser Organi-
sation nicht unterschätzt werden. 

2.2. Gewerkschaftsdaten und ihre statistischen Probleme 

Tabelle 2.2 gibt einen überblick über die Mitgliederentwicklung der oben 
angesprochenen gewerkschaftlichen bzw. gewerkschaftsähnlichen Organisa-
tionen von 1950 (bzw. von ihrer Gründung) bis 1986, soweit diese ihre Mit-
gliederstärke überhaupt bekanntgeben. In Spalte (1) sind die vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund (1987) veröffentlichten Jahresenddaten der Mitglieder-
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Tabelle 2.2: Die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung, 1950-1986 

Jahr DGB DGB* GdP DAG DBB DHV Gesamt 
( 1 ) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 

1950 5.449.990 5.449.990 42.500 225.000 120.000 -- 5.837.490 
1951 5.980.298 5.980.298 49.300 343.500 234.400 -- 6.607.498 
1952 6.047.387 6.047.387 52.000 360.388 350.000 -- 6.809.775 
1953 6.051.221 6.051.221 58.000 384.365 447. 105 20.153 6.960.844 
1954 6.103.343 6.103.343 58.500 406.473 467.805 25.865 7 .061. 986 
1955 6.104.872 6. 104.872 63.000 420.540 517.000 32.312 7.137.724 
1956 6.124.547 6.124.547 66.500 431.483 545.000 44.529 7.212.059 
1957 6.244.386 6.244.386 72.861 437.068 598.632 48.221 7.401.168 
1958 6.331.735 6 .331. 735 76.612 438. 142 620.452 52.035 7.518.976 
1959 6.273.741 6.273.741 79.530 440.011 634.169 53.485 7.480.936 
1960 6.378.820 6.378.820 82.920 450.417 649.965 55.318 7.617.440 
1961 6.382.396 6.382.396 87.119 461. 513 656.630 58. 163 7.645.821 
1962 6.430.428 6.430.428 90.942 471. 902 669.442 60.132 7.722.846 
1963 6.430.978 6.430 .. 978 95.363 479.457 680.742 61. 051 7. 747 .591 
1964 6.485.471 6.485.471 100.275 475.415 692.179 61 .838 7.815.178 
1965 6.574.491 6.574.491 102.108 475.561 703.137 62.653 7.917.950 
1966 6.537.160 6.537 .160 106.187 477.982 710. 183 62.871 7.894.383 
1967 6.407.733 6.407.733 109.835 481.286 724.763 62.897 7.786.514 
1968 6.375.972 6.375.972 114.236 471. 147 717.569 62.474 7. 741.398 
1969 6.482.390 6.482.390 114.678 467.796 718.914 61. 138 7.844.916 
1970 6.712.547 6.712.547 120.000 461.291 720.974 60.132 8.074.944 
1971 6.868.662 6.868.662 121.000 469.932 706.605 60.341 8.226.540 
1972 6.985.548 6.985.548 123.000 468.880 713.208 60.116 8.350.752 
1973 7.167.523 7.167.523 125.000 463.370 718.047 60.312 8.534.252 
1974 7.405.760 7.405.760 130.000 472.035 720.480 60.228 8.788.503 
1975 7.364.912 7.364.912 132.000 470.446 726.897 60.427 8.754.682 
1976 7.400.021 7.400.021 137.181 471.840 803.747 60.720 8.873.509 
1977 7.470.967 7.470.967 142.002 473.405 794.170 60. 972 8. 941.516 
1978 7.751.523 7.599.037 152.486 481.628 800.671 61.174 9.094.996 
1979 7.843.565 7.681.949 161.616 487.743 824.412 61.414 9.217.134 
1980 7.882.527 7.716.627 165.900 494.874 821.012 62.758 9.261.171 
1981 7.957.512 7.788.821 168.691 499.439 820.262 63.647 9.340.860 
1982 7.849.003 7.679.911 169.092 501. 037 812.515 63.851 9.226.406 
1983 7.745.913 7.578.341 167.572 497.346 801.417 63.958 9.108.634 
1984 7.660.346 7.495.472 164.874 497.724 794.619 64.489 9.017.178 
1985 7.719.468 7.555.878 163.590 500.922 796.254 64.837 9.081.481 
1986 7.764.697 7.602.145 162.552 496.299 782.059 64.506 9. 107 .561 

Quellen: siehe Anhang; eigene Berechnungen 



12 

statistik wiedergegeben. 1) Um Verzerrungen der DGB-Mitgliederentwicklung 
auszuschalten, die sich durch den 1978 erfolgten Beitritt der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) mit ihren rund 150.000 Mitgliedern als 17. Einzelgewerk-
schaft zum DGB ergeben, enthalten die Spalten (2) und (3) die Mitglieder-
entwicklung des DGB ohne die GdP (DGB*} sowie die Mitgliederzahlen der GdP. 
Diese, wie auch die Angaben für die Mitgliederentwicklung von DAG und DBB 
in den nächsten beiden Spalten, sind den im Anhang aufgeführten Datenquel-
len entnommen. 

Während für die ULA überhaupt keine Datenreihen erhältlich sind, was bei 
dem geringen zahlenmäßigen Umfang dieser Organisation nicht so sehr ins 
Gewicht fällt, meldet aus den Reihen des CGB nur der Deutsche Handels- und 
Industrieangestelltenverband (DHV) regelmäßig seine Mitgliederstärke dem 
Statistischen Bundesamt. Der DHV verbindet laut Bayer, Streeck & Treu (1981, 
E-16) ''in seiner Ideologie eine koriservativ-katholische Berufsauffassung 
mit einer entschlossenen Verteidigung des Sonderstatus der Angestellten" 
und ist mit über einem Fünftel aller Mitglieder der größte Einzelverband 
des CGB. Deshalb erscheint es vertretbar, ihn stellvertretend für den CGB 
in Tabelle 2.2 aufzunehmen. Könnte man jedoch die Mitgliederstärke des ge-
samten CGB sowie der ULA miteinbeziehen, so würde sich in Tabelle 2.2 die 
durch Addition der Spalten (2) bis (6) erhaltene Gesamtmitgliederzahl der 
Gewerkschaften um ungefähr 2-3% erhöhen und der überragende Anteil der DGB-
Verbände von über 85% im Jahre 1986 würde entsprechend fallen. 

Generell enthalten allerdings die veröffentlichten Mitgliederdaten eine 
Reihe von Fehlerquellen, die kaum eliminierbar sind und sich besonders bei 
der noch folgenden Berechnung von Organisationsgraden bemerkbar machen. So 
ermitteln z.B. die verschiedenen Gewerkschaften ihre Mitgliederzahlen mit 
unterschiedlichen Methoden und unterschiedlicher Genauigkeit sowie teil-
weise zu verschiedenen Jahreszeiten. ''Daß diese Fehler eher zu einer über-
als zu einer Untertreibung der Mitgliederzahlen führten, zeigte sich, als 
vor einigen Jahren bei manchen Gewerkschaften dazu übergegangen wurde, die 

1) In den fünfziger Jahren war der Stichtag beim DGB - wie auch bei der 
DAG bis einschließlich 1978 und beim DBB bis heute - der 30.9. eines 
jeden Jahres; vgl. Jühe, Niedenhoff & Pege (1982, S.87,146,161), die 
ferner vermerken, daß die Mitgliederangaben von DGB und DAG seit 1950 
das Bundesgebiet einschließlich West-Berlin und ab 1957 auch das Saar-
land umfassen. 
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interne Statistik und Buchführung mittels elektronischer Datenverarbeitung 
durchzuführen. Fehlermargen von schätzungsweise bis zu 1% dürften daher 
bei den vorliegenden Daten vergangener Jahre nicht ausgeschlossen sein" 
(Hagelstange, 1979, S.255). Neben diesem Problem der sogenannten "Kartei-
soldaten", das laut Bayer, Streeck & Treu (1981) wahrscheinlich sogar über 
2% ausmacht, trägt auch das teilweise Einbeziehen nichtaktiver Mitglieder 
wie Rentner, Studenten und Wehrdienstleistende zu einer Überhöhung der Ge-
samtmitgliederzahl der Gewerkschaften bei. Mit den Ergebnissen einer de-
taillierten Untersuchung von neun DGB-Gewerkschaften durch Bayer, Streeck 
& Treu (1981) läßt sich zeigen, daß der Anteil dieser "nichtbetriebstäti-
gen" Mitglieder über 10% liegen dürfte, so daß die folgende Einschätzung 
von Visser (1984, S.89) realistisch erscheint: "Hence, it seems safe to 
assume that the aggregate membership, if we only want to refer to members 
with an 'active' position in the labour market, is inflated by about 10% 
to 15% (increasing in the 1970's)". 

Setzt man diese Mitgliederzahlen ins Verhältnis zu den potentiellen Mit-
gliederzahlen (PM), d.h. zur Gesamtzahl aller organisierbaren Arbeitnehmer, 
so erhält man (in Tabelle 2.3) den gewerkschaftlichen Organisationsgrad, 
der üblicherweise als prozentualer Anteil ausgedrückt wird. l) Wichtig ist 
hierbei, daß die im Nenner dieses Bruches erscheinende potentielle Mitglie-
derzahl (PM) gebildet wird als Surrvne der (abhängig) beschäftigten Arbeit-
nehmer (B) und der Arbeitslosen (AL) 2), da letztere auch Gewerkschaftsmit-

1) Die bei der Interpretation dieser Größe auftretenden Probleme, auf die 
hier nicht weiter eingegangen werden kann, werden diskutiert von Teich-
mann (1977), Himmelmann (1977) und Streeck (1981, S.89), der darauf hin-
weist, "daß der Organisationsgrad ausschließlich den formalen Rekrutie-
rungserfolg mißt und lediglich etwas über die Fähi7ke1t einer Gewerk-
schaft zur Beschaffung formaler Unterstützun sverlichtungen besagt". 
emgegenü er ä t Hage stange , S. 1n seiner marxistischen Ana-

lyse den Organisationsgrad (des DGB) für einen brauchbaren Indikator von 
"allgemeinen Assoziationen der Lohnarbeiter", und auch Herkommer et al. 
( 1979, S. 710) sehen ihn "als Ausdruck gewerkschaftlichen Bewußtseins". 

2) Dies wird auch richtig erkannt von Bain & Price (1980) und Brandt, Ja-
cobi & Müller-Jentsch (1982), während z.B. Brauckmann (1972), Streeck 
(1979, 1981) und Löhrlein (1984, 1985) wie der DGB (1987) den Organisa-
tionsgrad ohne Berücksichtigung der Arbeitslosenzahlen und damit ziem-
lich oberflächlich bestirrvnen. Der DGB (1987) weist jedoch darauf hin, 
daß die berechneten Organisationsgrade in den fünfziger Jahren aufgrund 
der Nichtberücksichtigung der Daten des Saarlands und West-Berlins in 
der Beschäftigtenstatistik überhöht sind. 



14 

Tabelle 2.3: Der gewerkschaftliche Organisationsgrad, 1950-1986 

Jahr DGB DGB* GdP DAG DBB DHV Gesamt 
( 1 ) (2) (3) (4) ( 5) (6) (7) 

1950 35,728 35,728 0,279 1,475 0,787 - - 38,269 
1951 38,047 38,047 0,314 2,185 1,491 - - 42,037 
1952 37,485 37,485 0,322 2,234 2, 169 - - 42,210 
1953 36,447 36,447 0,349 2,315 2,693 o, 121 41,925 
1954 35,507 35,507 0,340 2,365 2,722 0, 150 41,084 
1955 34,359 34,359 0,355 2,367 2,910 0, 182 40, 173 
1956 33,570 33,570 0,365 2,365 2,987 0,244 39,531 
1957 33,475 33,475 0,391 2,343 3,209 0,259 39,677 
1958 33,553 33,553 0,406 2,322 3,288 0,276 39,845 
1959 33,042 33,042 0,419 2,317 3,340 0,282 39,400 
1960 31,074 31,074 0,404 2,194 3, 166 0,269 37, 107 
1961 30,522 30,522 0,417 2,207 3,140 0,278 36,564 
1962 30,351 30,351 0,429 2,227 3, 160 0,284 36,451 
1963 29,985 29.985 0,445 2,236 3,174 0,285 36, 125 
1964 29,952 29,952 0,463 2,196 3,197 0,286 36,094 
1965 30,015 30,015 0,466 2, 171 3,210 0,286 36,148 
1966 29,815 29,815 0,484 2,180 3,239 0,287 36,005 
1967 29,785 29,785 0,511 2,237 3,369 0,292 36,194 
1968 29,647 29,647 0,531 2,191 3,337 0,290 35,996 
1969 29,558 29,558 0,523 2,133 3,278 0,279 35,771 
1970 29,973 29,973 0,536 2,060 3,219 0,269 36,057 
1971 30,138 30,138 0,531 2,062 3,100 0,265 36,096 
1972 30,533 30,533 0,538 2,049 3, 117 0,263 36,500 
1973 30,922 30,922 0,539 1,999 3,098 0,260 36,818 
1974 31,891 31,891 0,560 2,033 3,103 0,259 37,846 
1975 31,899 31,899 0,572 2,038 3,148 0,262 37,919 
1976 32, 175 32, 175 0,596 2,052 3,495 0,264 38,582 
1977 32,399 32,399 0,616 2,053 3,444 0,264 38,776 
1978 33,330 32,674 0,656 2,071 3,443 0,263 39, 107 
1979 33,322 32,635 0,687 2,072 3,502 0,261 39, 157 
1980 32,984 32,290 0,694 2,071 3,435 0,263 38,753 
1981 32,963 32,264 0,699 2,069 3,398 0,264 38,694 
1982 32,342 31,645 0,697 2,065 3,348 0,263 38,018 
1983 31,857 31 , 168 0,689 2,045 3,296 0,263 37,461 
1984 31,443 30,766 0,677 2,043 3,261 0,265 37,012 
1985 31,408 30,742 0,666 2,038 3,240 0,264 36,950 
1986 31,369 30,712 0,657 2,005 3,159 0,261 36,794 

Quellen: vgl. Tabelle 2.2 und Text; eigene Berechnungen 
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glieder sein können und ihre Nichtberücksichtigung in Perioden hoher Ar-
beitslosigkeit zu einer systematischen Verzerrung des Organisationsgrades 
nach oben führen würde. Dennoch leiden die in Tabelle 2.3 ausgewiesenen 
und jeweils auf die Gesamtzahl aller potentiellen Mitglieder bezogenen Or-
ganisationsgrade1) unter einigen relativ systematischen Fehlern. 

Einerseits wird durch das fehlen von Daten für die LILA und den größten Teil 
des CGB der gesamtwirtschaftliche Organisationsgrad um ungefähr einen Pro-
zentpunkt unterschätzt, andererseits führen jedoch die oben angesprochenen 
Probleme der "Karteisoldaten" und der "nichtbetriebstätigen Mitglieder" zu 
einer Überhöhung der ausgewiesenen Organisationsgrade um mehrere Prozent-
punkte.2) Auf eine weitere, allerdings geringfügige Verzerrung weisen Bayer, 
Streeck & Treu (1981, E-34) hin: "Ebenso wie der Beschäftigungsstand unter-
liegt auch der gewerkschaftliche Mitgliederstand saisonalen Schwankungen. 
Dies hat u.a. zur Folge, daß die durchschnittlichen Mitgliederzahlen eines 
Jahres oft höher sind als die Mitgliederzahlen am Jahresende. Die Gewerk-
schaften geben jedoch als Mitgliederzahl den Stand vom 31. Dezember oder 
vom 30. September an. Diese Zahlen sind dann 'zu niedrig', wenn bei der 
Berechnung des Organisationsgrades als Beschäftigtenzahl ein jährlicher 
Durchschnitt verwendet wird." 

Solche relativ systematischen Verzerrungen und die Überschätzung der ge-
werkschaftlichen Mitgliederzahlen und damit auch des Organisationsgrades 
fallen jedoch weniger ins Gewicht, wenn statt der absoluten Zahlen die 

1) Versuche, die gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen auf die im jeweils or-
ganisierten Bereich tätigen abhängigen Erwerbspersonen zu beziehen, fin-
den sich bei Hagelstange (1979) und bei Jühe, Niedenhoff & Pege (1982). 
Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede innerhalb des DGB, wo die bran-
chenspezifischen Organisationsgrade eine Spannweite von ungefähr 22% 
(HBV) bis 90% (IGBE) aufweisen, während der Angestellten-Organisations-
grad der DAG seit den fünfziger Jahren von etwa 10% auf ungefähr 5% zu-
rückgegangen ist. Löhrlein (1984) spaltet die Organisationsgrade nach 
DGB-Landesbezirken auf, wobei das Saarland mit über 50% Spitzenreiter 
ist, und stellt bei einem Vergleich der regionalen Mitgliederverteilung 
von 1962 und 1982 (S.51) "eine eindeutige Verschiebung in den Südwesten 
der Bundesrepublik" fest. 

2) So erhält z.B. Hagelstange (1979, Zeitreihen 129/130), nachdem er mit 
Hilfe von teils groben Schätzungen den Zähler um die nichtbetriebstä-
tigen Mitglieder (Rentner, Studenten etc.) bereinigt hat, für den DGB 
einen Organisationsgrad, der um 4-7 Prozentpunkte unter dem üblichen 
und von ihm als falsch bezeichneten Organisationsgrad liegt. 
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prozentualen Veränderungsraten dieser Daten benutzt werden, wie das bei 
der statistisch-ökonometrischen Analyse in Kapitel 3 der Fall sein wird. 
Zuvor soll jedoch eine deskriptive Darstellung der Gewerkschaftsentwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland sowie der wichtigsten dazugehörigen 
Erklärungshypothesen erfolgen. 

2.3. Mitgliederentwicklung und Organisationsgrad 
von 1950 bis 1986 

Betrachtet man die in den Tabellen 2.2 und 2.3 ausgewiesene Entwicklung 
der Mitgliederzahlen und der Organisationsgrade der bundesdeutschen Ge-
werkschaften, so fällt auf, daß diese, besonders im internationalen Ver-
gleich, relativ niedrig ausfallen. Der gemeinsame Organisationsgrad von 
DGB* und DAG bewegt sich seit Mitte der fünfziger Jahre ungefähr zwischen 
32% und 36%, und selbst wenn man neben DGB und DAG auch gewerkschaftsähn-
liche Organisationen wie den DBB, den gesamten CGB (mit ungefähr 307.000 
Mitgliedern) und die ULA (mit grob geschätzt 40.000 Mitgliedern) berück-
sichtigt, so waren 1986 nur knapp 38% aller potentiell organisierbaren Ar-
beitnehmer Mitglieder eines Interessenverbandes. Wie Streeck (1979, S.81) 
zeigt, "liegt der globale Organisationsgrad fast aller vergleichbaren Län-
der teilweise erheblich über dem der Bundesrepublik, und zwar auch dann, 
wenn gewerkschaftsähnliche Organisationen wie der Beamtenbund in die Be-
rechnung einbezogen werden". 1) Nach Ansicht von Streeck (1981, S.92) 
"scheint der Vergleich der verschiedenen nationalen Organisationsgrade die 
Vermutung zu rechtfertigen, daß in der Bundesrepublik nach wie vor erheb-
liche gewerkschaftliche Mobilisierungsreserven bestehen und daß die west-
deutschen Gewerkschaften bisher weit schlechter als die Gewerkschaften an-
derer Länder mit den Problemen gewerkschaftlicher Mobilisierung unter wohl-
fahrtsstaatlichen Bedingungen fertiggeworden sind". 

Mögliche Gründe für das niedrige Organisationsniveau in der Bundesrepublik 

1) Der Gesamtorganisationsgrad beträgt in Schweden ungefähr 85%, in Belgien 
ungefähr 70%, in Österreich ungefähr 60% und in Großbritannien ungefähr 
50%, während Japan mit ungefähr 33% sowie die USA und Frankreich mit un-
gefähr 20-25% noch unter dem bundesdeutschen Organisationsniveau liegen; 
vgl. Himmelmann (1977), Streeck (1979, 1981) und Müller-Jentsch (1986). 
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Deutschland können hier nur kurz angerissen werden 1): Neben administrativ-
organisatorischen Problemen der Mitgliederrekrutierung und -verwaltung in 
den Gewerkschaften dürften dies vor allem das Fehlen institutioneller Stüt-
zen bzw. "selektiver Anreize" (Olson, 1968) sein, die eine Gewerkschafts-
mitgliedschaft ratsam erscheinen lassen, etwa "closed shop"-Regelungen, die 
eine Mitgliedschaft zur Beschäftigungsvoraussetzung machen, wie in den an-
gelsächsischen Ländern oder die Verwaltung der vom Staat subventionierten 
Arbeitslosensicherung wie in Belgien und Skandinavien. Gesetzgebung und 
Rechtsprechung haben bisher strikt an der auf Artikel 9(3) des Grundge-
setzes zurückgehenden "negativen Koalitionsfreiheit" festgehalten, und 
auch der Versuch zweier DGB-Gewerkschaften, ihren Mitgliedern tariflich 
vereinbarte Sonderleistungen zukommen zu lassen, wurde vom Großen Senat 
des Bundesarbeitsgerichts in seinem Urteil vom 29.11.1967 untersagt, dem 
zufolge in Tarifverträgen "zwischen den bei der vertragschließenden Gewerk-
schaft organisierten und anders oder nichtorganisierten Arbeitnehmern 
nicht differenziert" werden darf. 

Damit befinden sich die Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland 
genau in der von Olson (1968, S.75) diskutierten Situation einer Organisa-
tion, die trotz hohen Zustimmungsniveaus in der Bevölkerung nicht genügend 
Unterstützung in Form von Mitgliedschaften erhalten kann, sondern sich we-
gen der Charakteristik ihrer Leistungen als der öffentlicher Güter mit dem 
bekannten "free rider"- oder Trittbrettfahrer-Problem konfrontiert sieht: 
"Eine Gewerkschaft bemüht sich hauptsächlich um höhere Löhne, bessere Ar-
beitsbedingungen, arbeiterfreundliche Gesetzgebung u.ä.; diese Dinge lassen 
sich ihrem Wesen nach gewöhnlich keinem einzelnen Arbeiter in der von der 
Gewerkschaft vertretenen Gruppe vorenthalten. Gewerkschaften sind für 
Kollektiv-, nicht für individuelle Verhandlungen da. Das bedeutet, daß die 
meisten Erfolge einer Gewerkschaft ... für den rationalen Arbeiter keinen 
Anreiz zum Beitritt darstellen; seine persönlichen Anstrengungen blieben 
ohne merkliche Wirkung auf das Ergebnis, und die Erfolge würden ihm in 
jedem Falle zugute kommen, ob er nun die Gewerkschaft unterstützt oder 

1) "Gewerkschaftliche Organisationsprobleme in der sozialstaatlichen Demo-
kratie"werden detailliert in der gleichnamigen umfangreichen Arbeit von 
Streeck (1981) sowie bei Streeck (1979) diskutiert. 
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nicht". 1) 

Obwohl sich die Mitgliederzahlen und Organisationsgrade in der Bundesrepu-
blik Deutschland auf diesem international gesehen relativ niedrigen Niveau 
bewegen und letztere auch nur in ziemlich engen Bandbreiten schwanken, läßt 
sich doch anhand der Tabellen 2.2 und 2.3 eine interessante, hier aber nur 
grob skizzierte Entwicklungslinie herausarbeiten. 2) Den Ausführungen in 
Abschnitt 2.1 folgend gilt das Hauptinteresse im folgenden vor allem den 
Gewerkschaften des DGB und der DAG, da diese in ihrem Selbstverständnis, 
ihrem Verhalten und ihrer Bedeutung am ehesten den allgemeinen bzw. den in 
Kapitel 1 dargelegten Vorstellungen von einer Gewerkschaft entsprechen. 

Nach einem kurzen steilen Aufschwung in den ersten Jahren nach Gründung der 
Bundesrepublik und Zulassung von Gewerkschaften stagnierten die Mitglieder-
zahlen lange (vor allem beim DG~, und der Organisationsgrad fiel aufgrund 
schneller steigender Arbeitnehmerzahlen global von 42,2% im Jahre 1952 auf 
35,8% im Jahre 1969 bzw. bis auf 31,7% für DGB plus DAG. Danach kehrte sich 
der Trend um, es kam - mit Ausnahme des Jahres 1975 - zu einem sprunghaften 
Mitgliederanstieg (besonders beim DGB, bei der DAG verlief die Entwicklung 
weniger eindeutig), und der Organisationsgrad stieg bis 1979 auf 39,2% glo-
bal bzw. auf 34,7% für DGB* plus DAG. Seither fiel der Organisationsgrad 
stetig bis auf unter 37% global bzw. unter 33% für DGB* plus DAG, wobei 
besonders der DGB von 1981 bis 1984 mit knapp 300.000 fast 4% seiner Mit-
glieder verlor, bevor er sich Mitte der achtziger Jahre wieder stabilisie-
ren konnte. 

1) Für die USA kommt Olson (1968, S.74) daher zu dem Schluß: "In den mei-
sten Fällen sind Zwangsmitgliedschaft und Streikposten, die Gewalt an-
wenden, die Ursache gewerkschaftlicher Mitgliedschaft." Booth (1985) 
zeigt jedoch, daß die Existenz großer Gewerkschaften nicht auf formalem 
Zwang beruhen muß, sondern daß es unter Einbeziehung sozialer Konventi-
onen, d.h. wenn die Mitgliedschaft als selektiver Anreiz zur Erlangung 
des Gutes "gesellschaftliche Anerkennung" gesehen wird, für rationale 
nutzenmaximierende Individuen erstrebenswert sein kann, auf Trittbrett-
fahren zu verzichten und der Gewerkschaft beizutreten. 

2) Für eine detailliertere und auch disaggregative Betrachtung sei auf 
Hagelstange (1979) und vor allem auf Streeck (1979, 1981) verwiesen, 
die sich allerdings nur mit den Zeiträumen von 1950 bzw. 1960 bis 1975 
beschäftigen; vgl. auch Löhrlein (1984) und die Schaubilder 3.1 und 3.2 
im folgenden Kapitel. 
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2.4. Erklärungsansätze der gewerkschaftlichen Entwicklung 

Eine Untersuchung der Determinanten dieser beobachteten Entwicklung der ge-
werkschaftlichen Mitgliederzahlen und des Organisationsgrades erscheint aus 
verschiedenen Gründen erstrebenswert und von Nutzen: "Eine genauere Kennt-
nis der Bestimmungsgründe der gewerkschaftlichen Entwicklung ist allein 
deshalb schon von Interesse, weil die Mitgliederzahl eines der wichtigsten 
Merkmale der Gewerkschaftsmacht darstellt" (Brauckmann, 1972, S.3). Da aus 
der Größe bzw. Macht der Gewerkschaften überdies oft auf einen nicht uner-
heblichen Einfluß der Gewerkschaften auf ökonomische Variablen wie z.B. 
Löhne und Preise geschlossen wird, wäre es interessant zu wissen, von wel-
chen Faktoren die gewerkschaftliche Mitgliederstärke beeinflußt wird. 1l 
Nicht nur für Ökonomen, sondern auch für Soziologen, Historiker und Poli-
tiker dürfte deshalb jeder Erklärungsansatz von Interesse und Nutzen sein, 
der die gewerkschaftliche Entwicklung allgemein sowie die oben knapp um-
rissene Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland zufriedenstellend zu 
erklären und vielleicht sogar vorherzusagen vermag. Selbst bei weitgehender 
Beschränkung auf die deutsche Literatur stößt man auf eine Vielzahl teils 
widersprüchlicher Erklärungshypothesen vorwiegend soziologisch-psychologi-
scher, politischer und ökonomischer Art, die im folgenden kurz dargestellt 
werden und - soweit möglich - als Grundlage für das im nächsten Kapitel 
entwickelte ökonometrische Modell dienen sollen. 

2.4.1. Allgemeine Erklärungsansätze 

Zum Bereich der eher allgemein gehaltenen Erklärungsansätze2l gehören die 

1) Dies war auch der Grund für Hicks'(1932, Kap.8) frühe ökonomische Unter-
suchung der britischen Gewerkschaftsentwicklung und ein Hauptgrund für 
die grundlegende ökonometrische Studie von Ashenfelter & Pencavel (1969) 
für die USA. Der Zusammenhang zwischen den Entwicklungen der Mitglieder-
stärke, der Löhne und der Preise wird besonders von Hines (1964) proble-
matisiert und in den folgenden Kapiteln näher erörtert und untersucht. 

2) Zu diesen können auch die sogenannten "klassischen" Theorien zur Gewerk-
schaftsentwicklung gerechnet werden, die von Brauckmann (1972) erörtert 
werden. Dieser unterscheidet in Revolutionstheorien (Marx), psychologi-
sche Theorien (Hoxie) und ökonomische Theorien (Webb, Tannenbaum, Perl-
man, Commons sowie Slichter), um schließlich nach einer theoretischen 
und empirischen Analyse die "konjunkturelle" Hypothese für die Bundes-
republik zu unterstützen; letztere wird in Abschnitt 2.4.3. dargestellt. 
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häufig zitierten Theorien der gewerkschaftlichen Entwicklung von Briefs 
(1965) und Eickhof (1973a) sowie die Überlegungen von Hauff (1979) und 
Beyme (1977). 

In seiner historisch ausgerichteten ''dynamischen Gewerkschaftstheorie" be-
zeichnet Briefs (1965) die unter den Bedingungen des Laissez-faire-Kapita-
lismus entstandenen Gewerkschaften als "klassische Gewerkschaften" und be-
trachtet sie (S.548) als "abhängige Variable im marktwirtschaftlichen Pro-
zeß". Dem stellt er den Typus der unter den veränderten wirtschaftlichen 
und sozialen Bedingungen des 20. Jahrhunderts entstandenen "befestigten 
Gewerkschaft" gegenüber. Deren Ausbildung gehe einher mit der öffentlichen 
Anerkennung der Gewerkschaften, der Institutionalisierung stabiler kollek-
tiver Arbeitsbeziehungen, wachsender Störungsmacht und wirtschaftspoliti-
schem Einfluß der Gewerkschaften sowie dem Aufbau einer bürokratischen, 
oligarchischen Großorganisation, und diese sei deshalb eine ''relativ un-
abhängige Variable im Wirtschafts- und Sozialprozeß" (Briefs, 1965, S.554). 

Eickhof (1973a) wendet die von Olson (1968) umfassend dargestellt~ ökono-
mische Logik des kollektiven Handelns auf die Gewerkschaften an und führt 
damit deren Entwicklung auf rationale Kosten-Nutzen-Betrachtungen der Ar-
beitnehmer zurück. Aufbauend auf Briefs (1965) unterscheidet er eine Phase 
der instabilen Gewerkschaften, die sich infolge prekärer Beschäftigungs-
und Existenzbedingungen und der Möglichkeit sowie der Einsicht in die 
Zweckmäßigkeit gewerkschaftlicher Organisierung bildeten, und eine Phase 
der stabilen und schließlich befestigten Gewerkschaften. Letztere seien 
wiederum durch öffentliche Anerkennung und Einbeziehung gekennzeichnet, 
doch seien für ihre Stabilisierung angesichts des Kollektivgutcharakters 
ihrer Leistungen auch selektive Anreize zum Ausgleich der privaten Kosten 
der Gewerkschaftszugehörigkeit erforderlich. Im Gegensatz zu Briefs (1965) 
wendet Eickhof (1973b) seine Theorie auch auf die gewerkschaftliche Ent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland an, die er (S.178) als "Phase 
der stabilen, aber stagnierenden Verbände" bezeichnet. Eickhof (1973b, 
S.181) resümiert: "Trotz reduzierter Kosten der Organisationsmitgliedschaft 
haben die Gewerkschaften in ihrer jüngsten Entwicklungsphase also deshalb 
auf eine weiter anhaltende Zunahme ihres Organisationsgrades verzichten 
müssen, weil es ihnen nicht gelungen ist, selektive Anreize zur Verbands-
zugehörigkeit im alten Ausmaß auf die Arbeitnehmer auszuüben. Dagegen haben 
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sie es verstanden, im laufe der Zeit immer mehr öffentliche Güter herzu-
stellen". 

Auch Hauff (1979, S.31) betont die Bedeutung von "intraorganisatorischen 
Determinanten" des Organisationsgrades wie z.B. eines selektiven gewerk-
schaftlichen Anreizsystems mit besserer Berücksichtigung der Mitglieder-
interessen sowie eines - nicht ausreichend vorhandenen - engen Kontakts 
zwischen Gewerkschaftsfunktionären und Mitgliedern. Daneben hätten jedoch 
auch "organisationsexterne Determinanten" wie die Entwicklung der Wirt-
schaft und der Unternehmensstrukturen sowie der Wandel in der Beschäfti-
gungsstruktur (vor allem "die Entwicklung der abhängig erwerbstätigen 
Frauen und der ausländischen Arbeitnehmer") einen nicht unerheblichen Ein-
fluß auf den Organisationsgrad. Beyme (1977) schließlich nennt als mögliche 
Determinanten des Organisationsgrades das Klassenbewußtsein, die Erwerbs-
struktur, die Konjunkturlage, die Kontinuität, Zentralisation und weltan-
schauliche Geschlossenheit von Gewerkschaften, die staatliche Lohnpolitik 
sowie den Grad der organisatorischen Verflechtung von Parteien und Gewerk-
schaften, bezieht sich dabei aber nicht speziell auf die Verhältnisse in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

2.4.2. Hypothesen zur Gewerkschaftsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Im Gegensatz zu den bisher erwähnten Ansätzen gehen die folgenden Erklä-
rungsversuche gezielt auf die beobachtete Entwicklung in der Bundesrepu-
blik Deutschland, und hier besonders beim DGB, sowie auf die auffällige 
Trendwende um 1970 ein. 

Nach Ansicht von Kleinhenz (1981, S.665) "sind vor allem die Veränderungen 
der Beschäftigungsstruktur zugunsten der Angestellten und die Zunahme von 
zunächst nicht auf lebenslange Dauer angelegten Beschäftigungsverhältnis-
sen (Gastarbeiter, Frauen) zu berücksichtigen. Diese Veränderungen der Be-
schäftigungsstruktur dürften entscheidend den Rückgang des Organisations-
grades in der Bundesrepublik Deutschland von Anfang der fünfziger Jahre 
bis Ende der sechziger Jahre bestimmt haben". Die Umkehrung dieses Trends 
führt Kleinhenz - wie auch Brandt, Jacobi & Müller-Jentsch (1982) - dann 
vor allem auf die Erhöhung der gruppenspezifischen Organisationsgrade bei 
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den Angestellten und den Frauen 1) zurück, ohne dies näher zu untersuchen. 

Treu (1978) und Streeck (1979, 1981) machen für diese Trendwende zunehmen-
de gesellschaftliche Anerkennung, verbesserte betriebliche Zugangsmöglich-
keiten sowie organisatorische Reformen der Gewerkschaften verantwortlich. 
In Erweiterung der erstmals von Bain (1970) zur Deutung der britischen An-
gestelltenorganisierung entwickelten These, daß soziale Anerkennung der 
Gewerkschaften durch Staat und Unternehmer die Organisationsbereitschaft 
der Arbeitnehmer erhöhe, kommt Treu (1978) zu dem Schluß, daß sich durch 
die Regierungsbeteiligung der SPD die Rekrutierungsmöglichkeiten der Ge-
werkschaften deutlich verbesserten. Auch Streeck (1979, 1981) sieht in dem 
Regierungswechsel von 1969 einen entscheidenden Faktor, da durch die füh-
rende Rolle der SPD und die Mitgliedschaft von Gewerkschaftsführern wie 
Leber und Arendt in der Regierung sich eine deutlich erkennbare Aufwertung 
und öffentliche Anerkennung der Gewerkschaften ergeben habe. Dies habe z.B. 
bei bestimmten Angestelltengruppen Hemmungen gegen einen Gewerkschaftsbei-
tritt abgebaut und bei den Arbeitgebern Widerstände gegen die Organisierung 
ihrer Belegschaften verringert. überdies institutionalisierte das novel-
lierte Betriebsverfassungsgesetz von 1972 den Zugang der Gewerkschaften zum 
Betrieb sowie die Verbindungen zu den mit erweiterten Mitspracherechten 
ausgestatteten Betriebsräten, was die Rekrutierungschancen ebenfalls erhöh-
te. Wie auch Himmelmann (1977) unterstreicht Streeck (1979, 1981) ferner 
die Bedeutung organisatorischer Maßnahmen wie z.B. administrative Rationa-
lisierung, Beitragskassierung durch EDV, Aufbau betrieblicher Vertrauens-
körper und Reform des Unterstützungswesens, die von den Gewerkschaften seit 
Mitte der sechziger Jahre zur Straffung ihrer Organisation ergriffen wur-
den. Weitere mögliche Einflußgrößen auf den Organisationsgrad sind laut 
Streeck (1979) die Betriebsgrößenstruktur, die Inflationsrate und die Be-
schäftigungsentwicklung. 

1) Die Entwicklung bei den weiblichen Gewerkschaftsmitgliedern wird vom 
Institut für angewandte Sozialwissenschaft (1986) näher beschrieben und 
analysiert. Dieses stellt für die Phase ab 1970 fest (S.46): "Innerhalb 
von 15 Jahren erhöhte sich der Frauenanteil an der Gesamtmitgliedschaft 
um nicht weniger als 6,3 Prozentpunkte. Der Anstieg der Mitgliederzahlen 
ist somit in erster Linie durch die höhere Organisierung der weiblichen 
Mitglieder bedingt". 
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Demgegenüber betonen Herkommer et al. (1979) und Hagelstange (1979) die 
entscheidende Rolle des gewerkschaftlichen Bewußtseinswandels der Arbeit-
nehmer. Herkommer et al. (1979, S.710) argumentieren wie folgt: "Ohne die 
Bedeutung organisatorischer Reformen leugnen zu wollen, sind wir - ganz im 
Gegensatz zu Streeck - der Meinung, daß sich in den Trends der Mitglieder-
entwicklung keine bloß formell-organisatorischen Veränderungen niederschla-
gen, sondern die Entwicklung des gesellschaftlichen Bewußtseins der Lohnab-
hängigen ihren Ausdruck findet .... Diese Bewußtseinsveränderungen, so lau-
tet unsere weitergehende These, sind nur zu verstehen vor dem Hintergrund 
der Stellung der Lohnabhängigen in der ökonomischen Entwicklung, was ja 
nicht ausschließen soll, daß sowohl 'politische Rahmenbedingungen' als auch 
innerorganisatorische Rationalisierung und Anwendung fortgeschrittener Da-
tentechnologie rückwirkende bzw. modifizierende Effekte auf den Organisa-
tionsgrad - als Ausdruck gewerkschaftlichen Bewußtseins - haben." Deshalb 
steht für sie fest (S.711f.): "Das Fallen des gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrades bis zum Ende der 60er Jahre und sein anschließendes kontinuier-
liches Steigen folgt Veränderungen im gesellschaftlichen Bewußtsein von 
Lohnabhängigen, die sich direkt an ihrer Einstellung zu den Gewerkschaften 
ablesen lassen." Hagelstange (1979) betrachtet diese Veränderungen vor dem 
Hintergrund des Konjunkturverlaufs und kommt zu folgendem Schluß (S.327f.): 
"Die Entwicklung der absoluten Zahlen der DGB-Mitglieder zeigt eine direkte 
Abhängigkeit vom ökonomischen Zyklus ••.• Wenn der Organisationsgrad im DGB 
als Ausdruck für die Verbreitung eines bestimmten, nämlich gewerkschaftlich 
orientierten Bewußtseins in der Lohnarbeiterschaft der BRD gelten kann, 
dann läßt sich resümieren, daß geringfügige zyklisch bedingte Schwankungen 
existieren." 

Ein weiterer Grund für die beobachtete Trendwende könnte in dem ab den 
siebziger Jahren deutlich höheren Konfliktniveau (vgl. Kapitel 7) und in 
der später folgenden Wirtschaftskrise gesehen werden, worauf neben Streeck 
(1979) und Brandt, Jacobi & Müller-Jentsch (1982) auch Bergmann (1985, S. 
104f.) hinweist: "Schon aus ökonomischem Selbstinteresse (Streikunterstüt-
zung) mußte der Gewerkschaftsbeitritt für Nichtmitglieder rational sein. 
überdies waren die lohn- und tarifpolitischen Erfolge in den Jahren bis 
1975 nicht gering. Unter den Krisenbedingungen nach 1975 waren es demgegen-
über Erwartungen des gewerkschaftlichen Schutzes, die den anhaltenden Zu-
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wachs an Mitgliedern erklären. Zum einen hatten die Gewerkschaften die Si-
cherung des Reallohnes, der Arbeitsplätze und des sozialen Besitzstandes 
zu ihren primären Zielen erklärt und dafür auch mehrere Streiks geführt. 
Zum anderen dürfte die Rolle der Betriebsräte bei Umsetzungen, Entlassungen 
und beim Aushandeln von Sozialplänen einen nachhaltigen Werbeeffekt ausge-
übt haben: mit der Gewerkschaftsmitgliedschaft verknüpfte sich bei vielen 
Mitgliedern die Hoffnung auf sichere Arbeitsplätze oder doch günstigere 
Abfindungen. Wie der Mitgliederrückgang seit 1982 anzeigt, sind solche Re-
krutierungsmechanismen angesichts der anhaltenden Krise jedoch von begrenz-
ter Wirkung." 

In den bisher angeführten Erklärungsansätzen kaum berücksichtigt wird der 
Rückgang der Mitgliederzahlen und des Organisationsgrades im Verlauf der 
achtziger Jahre, bei dem es schwerfallen dürfte, ihn nur auf Bewußtseins-
wandel der Lohnabhängigen oder auf (negative) organisatorische Veränderun-
gen zurückzuführen, während das Argument veränderter politischer Rahmenbe-
dingungen im Zeichen der konservativen "Wende" noch relevant sein könnte. 
Hemmer (1985, S.1O1) beschreibt diese Entwicklung wie folgt: "Die Umstruk-
turierung der industriellen Produktion und der Industriegesellschaft hin 
zu 'nachindustriellen' Formen geht offensichtlich mit einer Schwächephase 
der Gewerkschaften einher, die sowohl ihre innere Lage als auch ihre tradi-
tionellen Handlungs- und Durchsetzungsmöglichkeiten betrifft". Als Rezept 
zur Überwindung dieser Strukturkrise schlägt Hemmer (1985, S.1O4) folgen-
des vor: "In einer Zeit, in der Mitgliederverluste, insbesondere aufgrund 
der Arbeitslosigkeit, zu verzeichnen sind, gilt es, die Stamm-Mitglied-
schaft der Arbeiter zu sichern, gleichzeitig Angestellte, Beamte, Frauen 
und Jugendliche in großer Zahl hinzuzugewinnen". 

Ähnliches empfiehlt Müller-Jentsch (1987, S.173) den Gewerkschaften: "Das 
Potential der 'geborenen Gewerkschafter' wird weiter schrumpfen, so daß sie 
- auf der einen Seite - Gruppen mit starker Arbeitsmarktposition (Fachar-
beiter neuen Typus, Ingenieure, Techniker etc.) und - auf der anderen Sei-
te - Gruppen mit schwacher Arbeitsmarktposition (Randarbeitnehmer) von der 
Notwendigkeit bzw. Nützlichkeit gewerkschaftlicher Mitgliedschaft überzeu-
gen müssen". Wie Müller-Jentsch (1987) weist auch Heinze (1984, S.1O3) auf 
den deutlichen "Distanzierungsprozeß" der Jugendlichen hin und deutet ihn 
als "Anzeichen für eine generelle Orientierungskrise im Arbeiterbewußt-
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sein". 1) Primär verantwortlich für die Mitgliederverluste und die "Organi-
sationskrise" seien die wachsende Zahl von Arbeitsplatzvernichtungen durch 
Rationalisierungen und Unternehmenszusammenbrüche, wobei sich die Gewerk-
schaften allerdings bislang zu wenig um die Arbeitslosen gekümmert hätten. 
Heinze (1984, S.103) kommt zu folgender Prognose: "Der Schrumpfungsprozeß 
der Gewerkschaften dürfte in den nächsten Jahren schon aufgrund der Krise 
auf dem Arbeitsmarkt weiter andauern. Allerdings wird er wohl nicht diesel-
ben Ausmaße annehmen wie in Großbritannien, wo allein von 1979 bis 1982 die 
Gewerkschaften fast 2 Millionen Mitglieder verloren haben •.. ". 

2.4.3. Die "konjunkturelle" Hypothese und ihre internationale 
empirische Oberprüfung 

Neben den bisher erwähnten, vorwiegend soziologisch-psychologisch oder po-
litisch ausgerichteten Erklärungshypothesen zur gewerkschaftlichen Mitglie-
derentwicklung gibt es auch einen wichtigen ökonomischen Ansatz, den man 
kurz als "konjunkturelle" Hypothese bezeichnen kann. Diese These besagt, 
daß die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung in hohem Maße vom Konjunk-
turverlauf abhängig ist. 2) 

Dabei wird im allgemeinen von dem folgenden Kausalzusarrrnenhang ausgegangen: 
Wenn bei gesamtwirtschaftlichem Nachfrageüberschuß und Vollbeschäftigung 
das Preisniveau steigt, dann führen die erhöhten Lebenshaltungskosten zu 
höheren Lohnforderungen der Arbeitnehmer, die sich gewerkschaftlich organi-
sieren, um ihren Lebensstandard zu verteidigen. Die Arbeitgeber können sich 
der zunehmenden Organisierung und den Lohnforderungen kaum widersetzen, da 
in Zeiten eines Nachfrageüberschusses auch für Arbeit ihre Verhandlungs-
macht geschmälert ist und da sie die zusätzlichen Kosten relativ leicht 
überwälzen können. Anders ausgedrückt, steigende Preise erhöhen durch einen 

1) Für den DGB und dessen Landesbezirke zeigt Löhrlein (1985), daß sich 
durch die ungünstigere Altersstruktur der Gewerkschaftsmitgliederschaft 
im Vergleich zu allen Beschäftigten beträchtliche "Organisationslücken" 
ergeben und daß der Organisationsgrad bei den Jugendlichen im Jahr 1983 
um durchschnittlich fast 14 Prozentpunkte unter dem allgemeinen Organi-
sationsgrad lag. 

2) Ausführliche Darstellungen dieser These, ihrer Hintergründe und ihrer 
Entwicklung in der Literatur finden sich bei Brauckmann (1972), Bain & 
Elsheikh (1976) und Booth (1983). 
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"threat effect" und steigende Nominallöhne durch einen "credit effect" 
(Bain & Elsheikh, 1976, S.64) die Organisationsbereitschaft der abhängig 
Beschäftigten, während in einer Depression, bei einem Überangebot an Ar-
beit und Gütern, wachsendem Widerstand der Arbeitgeber sowie fallenden 
Preisen und Löhnen, das Gegenteil der Fall ist. 

Diese These eines positiven Kausalzusammenhanges zwischen Konjunkturver-
lauf einerseits, der durch makroökonomische Größen wie Preise, Löhne, Ar-
beitslosenrate etc. ausgedrückt werden kann, und der Entwicklung der ge-
werkschaftlichen Mitgliederzahlen bzw. des Organisationsgrades anderer-
seits, ist - ganz im Gegensatz zu den meisten politischen, soziologischen 
und psychologischen Erklärungshypothesen - einer empirischen Überprüfung 
zugänglich, wie sie vor allem im angelsächsischen Raum unter Verwendung 
statistisch-ökonometrischer Methoden schon häufig erfolgte. Wenn auch be-
reits Hines (1964) im Rahmen seiner in Kapitel 4 diskutierten empirischen 
Studie über gewerkschaftliche Militanz und Lohninflation in Großbritannien 
Veränderungen des Organisationsgrades in statistisch signifikanter Abhän-
gigkeit vom Organisationsniveau der Vorperiode, von der Inflationsrate und 
von der Höhe der Gewinne ausdrückt, so gehen doch die meisten ökonometri-
schen Studien auf die grundlegende Arbeit von Ashenfelter & Pencavel (1969) 
sowie auf die breiter angelegte Analyse von Bain & Elsheikh (1976) zurück. 

Ashenfelter & Pencavel (1969), im folgenden kurz A & P genannt, untersuchen 
das gewerkschaftliche Mitgliederwachstum in den USA für den Zeitraum von 
1900 bis 1960, wobei sie aus statistisch-methodischen Gründen statt des 
Organisationsgrades als abhängige Variable ihrer multiplen Regressionsana-
lyse die jährliche prozentuale Änderung der Mitgliederzahlen (~Tt) wählen.1) 
Nach A & P (1969) hängt die Entscheidung, einer Gewerkschaft beizutreten, 
von den erwarteten Nutzen (höhere Löhne, größere Arbeitsplatzsicherheit, 
bessere Arbeitsbedingungen) und Kosten (Organisationskosten, Arbeitgeber-

1) Eine Erörterung dieser statistisch-methodischen Fragen sowie die Wahl 
derselben abhängigen Variablen für eine ökonometrische Untersuchung der 
bundesdeutschen Gewerkschaftsentwicklung erfolgt im nächsten Kapitel. 
Um eine konsistente Verwendung von Symbolen (wie T, 0 etc.) sowohl zwi-
schen als auch innerhalb von Kapiteln zu ermöglichen, werden bei der 
Präsentation anderer Studien die dort verwendeten Symbole nötigenfalls 
durch die im Rahmen dieser Arbeit durchgehend verwendeten und im Anhang 
verzeichneten Symbole ersetzt. 
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pressionen) ab, was sich in der Verwendung der prozentualen Preisände-
rungsrate (6Pt) und der (verzögerten) prozentualen Veränderung der Be-
schäftigung (6Bt .) als erklärenden Variablen widerspiegeln soll. Da Ge-

-1 

werkschaften auch Träger des Arbeitnehmerprotestes sind, berücksichtigen 
A & P (1969) als weitere Erklärungsvariable die Unzufriedenheit der Ar-
beitnehmer, deren Ausmaß als Stufenfunktion der größten Höhe der Arbeits-
losigkeit in der jeweils vorausgegangenen Depression (Upt' t-e) ausge-
drückt wird. Eine weitere Determinante des Gewerkschaftswachstums sei der 
bereits in der Vorperiode erreichte Organisationsgrad (Ot_ 1), der durch 
einen Sättigungseffekt eine weitere Ausdehnung der Gewerkschaft erschwere. 
Schließlich berücksichtigen A & P (1969) noch als nichtökonomische Ein-
flußgröße das politische Klima, das durch den Anteil der (eher gewerk-
schaftsfreundlichen) demokratischen Abgeordneten im Repräsentantenhaus 
(Dt) dargestellt wird. 

Damit spezifizieren A & P (1969) die folgende Gleichung: 

6\ = b0 + b1 6Pt + ~ b2 ;6Bt-i + b,g(Upt' t-e) + b4 0t_1 + b,Dt + et (2.1) 

Dabei stellt t den jeweiligen Zeitraum und et eine zufallsverteilte Stör-
größe mit den für Kleinstquadratschätzungen üblichen Eigenschaften dar, 
und es wird davon ausgegangen, daß b1 , b,;, b3 , b, > 0 und b4 < 0. Obwohl 
sich A & P's Hypothesen bestätigen ließen und ihr Modell, gemessen an üb-
lichen statistischen Kriterien, das amerikanische Gewerkschaftswachstum 
von 1900-1960 gut erklärt 1), wurde es von mehreren Seiten wegen mangelnder 
Vorhersagefähigkeit, struktureller Instabilität sowie der Verwendung und 
Bedeutung einzelner Variablen kritisiert. 2) 

Zu diesen Kritikern gehören auch Bain & Elsheikh (1976), im folgenden kurz 
B & E genannt, die ein alternatives Modell der Form 6T = f(6P, 6W, U, 0, e) 
postulieren und es für Großbritannien, die USA, Schweden und Australien 
ökonometrisch schätzen. Zwar unterscheiden sich die einzelnen Spezifika-

1) Deshalb diente das A&P-Modell auch als Grundlage für die Arbeiten von 
Sharpe (1971) für Australien und von Brauckmann (1972) für die Bundes-
republik Deutschland. 

2) Beispiele für solche Kritik sind Mancke (1971), Moore & Pearce (1976), 
Elsheikh & Bain (1978) sowie Sheflin, Troy & Koeller (1981). 
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tionen je nach Land und gewählter Lag-Struktur, doch sehen B & E (1976) 
allgemein die prozentuale Mitgliederänderung (6T) in Abhängigkeit von pro-
zentualen Veränderungen der Preise (6P) und der Nominallöhne (6W), von der 
Höhe und/oder der Veränderung der Arbeitslosenrate U und vom Organisations-
grad der Vorperiode 0, wobei e eine zufallsverteilte Störgröße mit den üb-
lichen Eigenschaften darstellt. Dabei reflektieren, wie bereits oben ange-
sprochen, 6P und 6W einen "threat effect" und einen "credit effect", wäh-
rend Arbeitslosigkeit und bestehender Organisationsgrad jeweils verschie-
dene Auswirkungen auf gewerkschaftliche Mitgliederbewegungen haben können. 
Obwohl die Schätzergebnisse für alle vier untersuchten Länder ihre theore-
tischen Überlegungen bestätigen, stoßen B & E (1976) auf ähnliche Kritik 
wie A & P (1969), d.h. die Auswahl ihrer Variablen, ihre Spezifikationen 
sowie die Stabilität und Vorhersagekraft ihres Modells werden angezweifelt 
und ihre Vernachlässigung des Simultanitätsproblems (z.B. zwischen 6T, 6W 
und 6P) wird bemängelt. l) 

Neben den dominierenden Modellen von A & P (1969) und B & E (1976) gibt es 
noch eine Vielzahl anderer Arbeiten, die zum Teil auch Querschnittsdaten 
sowie völlig unterschiedliche abhängige und erklärende Variablen benutzen. 
In ihrem überblick über solche Studien für die USA erwähnen Fiorito & Greer 
(1982) als mögliche (vorwiegend positiv bzw. negativ korrelierte) Determi-
nanten der Entwicklung der Mitgliederzahlen und des Organisationsgrades 
unter anderem Veränderungen der Preise (+), der Nominallöhne(+), der Be-
schäftigung(+) und der Arbeitslosenrate(+/-), den bestehenden Organisa-
tionsgrad(-), ein vorteilhaftes politisches Klima(+) sowie die Stärke 
der vorangegangenen Rezession (+). Neben diesen in Längsschnittanalysen sig-
nifikanten Bestimmungsgrößen weisen die von Fiorito & Greer (1982) sowie 
Hirsch & Addison (1986, Kap.3) betrachteten Querschnittsanalysen noch auf 
die Bedeutung der in einem Industriezweig bestehenden Konzentrationsrate 
(+), der staatlichen Gesetzgebung sowie bevölkerungsspezifischer Einfluß-
faktoren wie Alter(+/-), Geschlecht (m+) und Bildung (-) hin. Fernerbe-
stätigen Neumann & Rissman (1984) in einer Längs- und Querschnittsanalyse 

1) Vgl. Richardson (1977), Pedersen (1978), Sheflin, Troy & Koeller (1981), 
Fiorito (1982) sowie Carruth & Disney (1988); allerdings kommt Booth 
(1983) trotz unterschiedlicher Spezifikation ihres Modells für briti-
sche Daten zu ähnlichen Ergebnissen wie B & E (1976). 
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für die USA die Substitutionsthese, daß wachsende staatliche Sozialausgaben 
sich langfristig negativ auf die Organisationsbereitschaft der abhängig Be-
schäftigten auswirken •. 

Angesichts dieser Vielzahl von britischen und vor allem von amerikanischen 
Studien überrascht das weitgehende Fehlen entsprechender empirischer Erklä-
rungsversuche für die Entwicklung der in ihrem Selbstverständnis und ihrer 
Situation mit den ausländischen Arbeitnehmerorganisationen nicht unbedingt 
gleichzusetzenden Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland. Während 
sich Hagelstange (1979) zur Bestätigung seines marxistisch-politökonomi-
schen Ansatzes auf die Betrachtung von Schaubildern der Entwicklung der 
Mitgliederzahlen bzw. des Organisationsgrades des DGB und verschiedener 
Konjunkturindikatoren beschränkt, stellt zumindest Brauckmann (1972) öko-
nometrische Überprüfungen der konjunkturellen Hypothese an 1l, die jedoch 
nur den Zeitraum der stagnierenden Mitgliederentwicklung von 1950 bis 1969 
umfassen und methodisch noch wenig ausgereift erscheinen. 

Brauckmann (1972, S.116) stützt sich "im wesentlichen auf die von Ashen-
felter und Pencavel benutzten Erklärungsfaktoren", nämlich die Preis- und 
Beschäftigungsentwicklung, das Ausmaß der Unterbeschäftigung der letzten 
Rezession, den Organisationsgrad der Vorperiode und "nach Bedarf die Ein-
kommensentwicklung" ( !), wobei er deren Wahl, wie auch den Verzicht auf 
andere mögliche Determinanten wie z.B. Gewinne, nur unzureichend diskutiert 
und auf etwaige Besonderheiten der bundesdeutschen Entwicklung kaum ein-
geht. Nach einer Reihe isolierter Einfachregressionen zwischen den einzel-
nen Faktoren und der Mitgliederänderung des DGB, deren statistische und 
ökonomische Aussagekraft bezweifelt werden muß, geht Brauckmann (1972) 
schließlich zu einer multiplen Regressionsanalyse sämtlicher Faktoren über, 

1) Zwar verwenden auch Fautz (1980) und Gärtner {1985b) Schätzgleichungen 
mit Veränderungen der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen bzw. des Or-
ganisationsgrades als abhängigen Variablen, doch geht es in ihren öko-
nometrischen Untersuchungen hauptsächlich um die Interdependenz zwischen 
der so definierten gewerkschaftlichen Militanz und der Lohnentwicklung; 
vgl. Kapitel 4. Ferner schätzen Fitzroy & Kraft {1985b) im Rahmen ihrer 
in Kapitel 8 diskutierten Produktivitätsuntersuchung bundesdeutscher Me-
tallbetriebe eine Querschnittsgleichung des gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrades, die als signifikante Einflußfaktoren jedoch ausschließlich 
betriebsbezogene Größen wie Existenz eines Betriebsrates, Mitarbeiterbe-
teiligung, Durchschnittsverdienst, sowie Profitabilität und Marktmacht 
des Unternehmens enthält. 
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deren Erklärungswert sich dabei jedoch zum Teil als statistisch wenig gesi-
chert erweist. 1) Dennoch ist Brauckmann (1972, S.161) der Meinung: "Die 
vorausgegangenen multiplen Schätzfunktionen stützen weitgehend die Hypothe-
se, daß die konjunkturelle Entwicklung in der BRD die Mitgliederbewegung 
des DGB beeinflußt". Trotz Datenproblemen wagt er sich auch an eine disag-
gregative Betrachtung von fünf Gewerkschaften und glaubt feststellen zu 
können (S.222), "daß der Zusammenhang zwischen Konjunktur- und Mitglieder-
bewegung zumeist etwas geringer als bei der gesamtwirtschaftlichen Betrach-
tung ausfällt, aber dennoch zureichend ist, um von einem bedeutsamen Ein-
fluß des Wirtschaftsablaufs für die Mitgliederänderungen ausgehen zu können'~ 

Dieser überblick über die wichtigste Literatur und die bestehenden Erklä-
rungsansätze zur gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung macht deutlich, 
daß es von Interesse und Nutzen sein dürfte, aufbauend auf diesen Erfahrun-
gen und Einsichten eine statistisc~-ökonometrische Untersuchung durchzu-
führen, die diese Hypothesen soweit als möglich einer empirischen Überprü-
fung unterzieht und dabei die wichtigsten Determinanten der Mitgliederent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland herauszukristallisieren versucht. 
Ein solcher Versuch der Erklärung gewerkschaftlicher Mitgliederschwankungen 
soll im folgenden Kapitel unternommen werden. 

1) Eine typische Schätzfunktion von Brauckmann (1972, S.154f.) ist z.B. 
p LI\ = 0, 223 + 1 , 042llP t + 0, 369l1Bt - 0, 356l1Bt-l + 0, 502U t - 0, 115 0 t l , 

( 5, 132) ( 1 , 540) ( 1 , 936) ( 1 ,798) ( 0, 338) -
wobei das Bestimmtheitsmaß R'=0,8376 und die Durbin-Watson-Statistik 
2,266 betragen und die Zahlen in Klammern t-Werte darstellen. Hier er-
weist sich bei einem üblichen zweiseitigen Signifikanztest mit 5% Irr-
tumswahrscheinlichkeit nur der Schätzkoeffizient der Preisänderungsvari-
ablen llP als statistisch signifikant verschieden von Null, was Brauck-
mann jedoch zum Teil mit Multikollinearitätsproblemen erklären kann. 
Eine scharfe, und teilweise wohl auch überzogene, Kritik des Ansatzes 
von Brauckmann (1972) erfolgt auch durch Hagelstange (1979). 
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3. EIN ÖKONOMETRISCHES MODELL DER GEWERKSCHAFTLICHEN MIT-
GLIEDERENTWICKLUNG IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Aufbauend auf den im letzten Kapitel vorgestellten Überlegungen soll in 
diesem Kapitel ein Erklärungsmodell der gewerkschaftlichen Mitgliederent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland aufgestellt und empirisch ge-
testet werden. Nach der Wahl einer geeigneten abhängigen Variablen werden 
mögliche erklärende Variablen diskutiert, wobei die im vorigen Kapitel dar-
gestellten Erklärungsansätze - soweit möglich - in quantitativ faßbare Hy-
pothesen überführt werden. Die statistisch-ökonometrische Überprüfung die-
ser Hypothesen und des entsprechenden Modells führt schließlich zur Schät-
zung einer Erklärungsgleichung der gewerkschaftlichen Mitgliederänderungen 
im Beobachtungszeitraum 1955-1984. 

3.1. Die Spezifikation des Modells 

3.1.1. Die Wahl der abhängigen Variablen 

Für die Analyse der gewerkschaftlichen Entwicklung stehen als mögliche ab-
hängige Variablen die gewerkschaftliche Mitgliederzahl und der Organisa-
tionsgrad (bzw. prozentuale Veränderungen beider Größen) zur Verfügung. 
Für die Verwendung des Organisationsgrades spricht nach Ansicht von Booth 
(1983), daß damit ein möglicher Einflußfaktor der Mitgliederzahlen, nämlich 
die Zunahme der potentiellen Gewerkschaftsmitglieder (d.h. der abhängigen 
Erwerbsbevölkerung), miteinbezogen und neutralisiert wird. 

Während dieses Argument vor allem für Querschnittsanalysen nicht zu unter-
schätzen ist, weisen Bain & Elsheikh (1976), Bain & Price (1980) sowie 
Ashenfelter & Pencavel (1969) darauf hin, daß bei Längsschnittanalysen mit 
ihren meist nur kleinen jährlichen Veränderungen der Beschäftigung gewich-
tige Gründe für die Verwendung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen 
sprechen. Neben Problemen mit einer impliziten Proportionalitätsannahme 
zwischen Änderungen der potentiellen und der tatsächlichen Mitgliederschaft 
sowie möglichen Meßfehlern bei der Bestimmung der potentiellen Mitglieder-
schaft und dadurch entstehender Autokorrelation spricht gegen die Verwen-
dung des Organisationsgrades vor allem die Tatsache, daß dies die Möglich-



32 

keit von Scheinkorrelationen ("spurious correlation") deutlich erhöht. 1l 
Daher erscheint es zweckmäßiger, sich auch in dieser Arbeit - wie in der 
Mehrzahl der von Fiorito & Greer (1982) in einem überblick dargestellten 
US-Studien - für die Verwendung der gewerkschaftlichen Mitgliederstärke 
als abhängiger Variable zu entscheiden. Dabei ist es von Vorteil, statt mit 
Niveaugrößen mit Veränderungsraten der Mitgliederzahlen zu arbeiten, nicht 
nur weil das Anliegen dieser Untersuchung die Erklärung von Änderungen der 
Mitgliederstärke ist, sondern vor allem, weil Modelle mit Niveaugrößen eher 
durch Zeittrends charakterisiert sind, die die Wahrscheinlichkeit des Auf-
tretens von ökonometrischen Problemen wie Scheinkorrelationen, Multikolli-
nearität und Autokorrelation der Residuen drastisch erhöhen. 2) Da es das 
Problem von Meßfehlern minimiert3) und auch analytisch leichter faßbar er-
scheint, ist das Konzept der prozentualen jährlichen Veränderungsrate ge-
genüber einer absoluten Veränderungsgröße vorzuziehen. 

Den Überlegungen in den Kapiteln 1 und 2 folgend erscheint es angebracht, 
sich bei der Betrachtung gewerkschaftlicher Mitgliederänderungen auf Daten 
des DGB* (d.h. ohne die GdP, die ohnehin vorwiegend Beamte vertritt) und 
der DAG zu beschränken und gewerkschaftsähnliche Organisationen wie DBB, 
CGB und ULA nicht zu berücksichtigen. Da DAG und Mitgliedsverbände des DGB 
einerseits schon Tarifgemeinschaften eingegangen sind und sie andererseits 
um die gleichen potentiellen Mitglieder konkurrieren, dürfte es sinnvoll 
sein, als gewerkschaftliche Mitgliederstärke Tim Sinne dieser Untersuchung 
die Summe der Mitgliederzahlen von DGB* und DAG zu betrachten4), deren Ent-

1) Dies kann durch folgende Überlegung verdeutlicht werden: Die Daten für 
Arbeitslosigkeit AL und Beschäftigung B sind mit der potentiellen Ge-
werkschaftsmitgliederschaft PM durch die Identität B+AL=PM verbunden. 
Die Verwendung des Organisationsgrades 0, d.h. des Quotienten aus tat-
sächlicher und potentieller gewerkschaftlicher Mitgliederschaft (O=T/PM), 
als abhängiger Variable führte zu einer negativen Scheinkorrelation zwi-
schen O und den möglichen erklärenden Variablen AL und B. Ein weiteres 
Problem träte bei Verwendung von •t-l als erklärender Variablen auf; 
vgl. Bain & Elsheikh (1976, S.59) sowie Ashenfelter & Pencavel (1969, 
S.440), die im folgenden wiederum mit B & E bzw. A & P abgekürzt werden. 

2) Vgl. Gujarati (1979, S.138,186,240) und B & E (1976, S.60). 
3) Vgl. Abschnitt 2.2 dieser Arbeit sowie A & P (1969, S.440, Fußnote 7). 
4) Untersucht man, wie z.B. Brauckmann (1972), nur die Mitgliederentwicklung 

des DGB, so kommt man mit dem hier postulierten Modell zu sehr ähnlichen 
Ergebnissen, wie Paralleluntersuchungen zeigten; vgl. Schnabel (1987). 
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wicklung in Schaubild 3.1 graphisch dargestellt ist. Die diskrete jährliche 
prozentuale Veränderungsrate dieser Größe, ßTt=(Tt-Tt_ 1)/Tt-l (wobei t die 
Zeit darstellt), die in Schaubild 3.2 zum Ausdruck kommt, fungiert somit 
als abhängige Variable in dieser Studie. 

3.1.2. Mögliche erklärende Variablen 

Aus den im vorigen Kapitel vorgestellten Erklärungsansätzen lassen sich 
eine Reihe von Hypothesen bzw. Determinanten der Veränderungen der Mitglie-
derzahl der Gewerkschaften herausarbeiten, die - soweit quantitativ faßbar-
als mögliche erklärende Variablen für das ökonometrische Modell betrachtet 
werden müssen. 

Dem ökonomischen bzw. konjunkturellen Erklärungsansatz zugerechnet werden 
können folgende Hypothesen, wobei hier gewerkschaftliche Mitgliedsänderun-
gen sowohl als Ausfluß individueller Kosten-Nutzen-Analysen als auch als 
Folge von Veränderungen der Neigung ("propensity") und Gelegenheit ("oppor-
tunity") zum Gewerkschaftsbeitritt gesehen werden können: l) 

1) steigende Preise (ßP) erhöhen durch einen von B & E (1976, S.63) so ge-
nannten "threat effect" die Organisationsbereitschaft der Arbeitnehmer, 
da diese in der Inflation eine Bedrohung ihres Lebensstandards sehen, 
der sie durch Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft entgegentreten wol-
len. Diese Überlegung findet sich in den meisten Erklärungsversuchen 
der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung, wie z.B. bei A & P (1969), 
B & E (1976), Streeck (1979), Stepina & Fiorito (1986) sowie Carruth & 
Disney ( 1988). 
Darüber hinaus sehen vor allem ältere Ausprägungen der konjunkturellen 
These steigende Preise oft noch als Ausdruck der Prosperität im Konjunk-
turzyklus, in der sich aufgrund des relativ knappen Arbeitsangebots und 
der Möglichkeit zur Kostenüberwälzung der Widerstand der Arbeitgeber 
vermindert und die Möglichkeit einer gewerkschaftlichen Organisierunger-
leichtert wird. Allerdings erscheint es im lichte von Stagflationserfah-
rungen mehr als zweifelhaft, daß Preissteigerungen tatsächlich auch im-

1) Vgl. A & P (1969), B & E (1976) und Brauckmann (1972). 
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mer einen "prosperity effect" widerspiegeln. l) 

2) Steigende Nominallöhne (ÄW) werden von den Arbeitnehmern - berechtigter-
oder unberechtigterweise - den Gewerkschaften als deren Verdienstzuge-
rechnet und wirken sich damit positiv auf deren Ansehen und Mitglieder-
stärke aus. B & E (1976) prägten dafür den Begriff "credit effect", doch 
ist eine solche Argumentation auch in den Arbeiten von Friedman (1951), 
Hines (1964), Haberler (1972) und Streissler (1979) zu finden und über-
dies mit von Nickel (1974, S.82,154) veröffentlichten Umfrageergebnissen 
des DGB sowie mit Korrelationsrechnungen von Moore (1981) vereinbar. 2) 
Darüber hinaus läßt auch die von Pencavel (1971) vertretene Interpreta-
tion der gewerkschaftlichen Organisierung als eines normalen Gutes einen 
positiven Einfluß der Lohn- und Einkommensentwicklung auf die Mitglieder-
stärke erwarten. 

3) Arbeitslosigkeit bzw. die Arbeitslosenrate U kann in verschiedener Weise 
die gewerkschaftliche Mitgliedschaft beeinflussen. 
Einerseits führt eine hohe oder steigende Arbeitslosenrate zu einer Ver-
besserung der Position der Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkt und damit 
zu erhöhtem Widerstand gegen gewerkschaftliche Organisierungsbemühungen, 
Lohnforderungen etc. Sie vermindert damit etwaige Vorteile einer gewerk-
schaftlichen Mitgliedschaft sowohl für beschäftigte Arbeitnehmer, die 
oft mit geringeren Lohnerhöhungen zufrieden sein und wegen ihrer Mit-
gliedschaft mit beruflichen Nachteilen bis hin zum Arbeitsplatzverlust 

1) Vgl. B & E (1976, S.62f.), Burkitt & Bowers (1978) sowie Brauckmannn 
(1972, S.84f.). 

2) Dieser Zurechnungseffekt mag zwar mit dem Droheffekt verwandt sein, doch 
erscheint es aus methodischen Gründen besser, beide Effekte durch die 
Verwendung sowohl von ÄP als auch ÄW getrennt zu berücksichtigen und sie 
nicht als Reallohnveränderung in einen Topf zu werfen. Nur falls sich 
bei der empirischen Überprüfung die Effekte von ÄP und ÄW als betrags-
mäßig gleich erweisen sollten und ein entsprechender statistischer Test 
einer solchen Restriktion nicht widerspricht, sollte deshalb die Real-
lohnveränderung Ä(W/P) als erklärende Variable benutzt werden. Aus ähn-
lichen Gründen erscheint auch die Nichtberücksichtigung von ÄW durch 
A & P (1969) äußerst bedenklich, da ÄP allein sicher nicht als Proxy 
für die Veränderung der realen Löhne gesehen werden kann und da sich 
durch diese Nichtberücksichtigung einer eventuell relevanten Variablen 
ein Spezifikationsfehler mit Verzerrung und Inkonsistenz der Schätzko-
effizienten ergeben kann; vgl. B & E (1976, S.63ff.). 
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rechnen müssen, als auch für arbeitslose Arbeitnehmer, für die eine Mit-
gliedschaft vorwiegend mit Kosten und mit Problemen bei der Arbeitsplatz-
suche verbunden ist. All dies läßt auf einen auch von Heinze (1984) und 
Hemmer (1985) vermuteten negativen Zusammenhang zwischen U und ßT 
schließen. 
Andererseits bieten in der Bundesrepublik Deutschland die Gewerkschaften 
zwar keine Arbeitslosenunterstützung, aber doch andere selektive Dienste 
wie Rechtsvertretung, persönliche Beratung, Vergünstigungen aufgrund 
langjähriger Mitgliedschaft, Clubs (z.B. ACE) und Versicherungen, ver-
billigter Eintritt zu kulturellen Veranstaltungen sowie die Möglichkeit 
einer Beitragsermäßigung, die trotz Arbeitslosigkeit eine gewerkschaft-
liche Mitgliedschaft vorteilhaft erscheinen lassen. Neben diesen ökono-
mischen Gründen gibt es auch noch offensichtliche soziale, psychologi-
sche und politische Gründe für die Beibehaltung oder nur zögernde Auf-
gabe der Mitgliedschaft wie z.B. Klassenbewußtsein, persönliche Bindun-
gen, Tradition und Unterstützung der politischen Forderungen der Ge-
werkschaften. 
Aufgrund einer ähnlichen Abwägung unterschiedlicher Einflüsse kommen 
auch B & E (1976, S.66) zu dem Schluß, "that union growth and unemploy-
ment will be negatively related, but that the relationship is likely to 
be relatively weak and tobe characterized by a lag". Der entscheidende 
Einfluß geht dabei nach Ansicht von Stepina & Fiorito (1986, S.251) 
nicht von der Veränderung, sondern von der Höhe der Arbeitslosenrate 
aus: "Theoretically, the use of the unemployment level appears tobe 
appropriate. lt is the level of unemployment that makes workers hesi-
tant to unionize". l) 

1) Interessanterweise beziehen A & P (1969), und damit auch Brauckmann (1972), 
Arbeitslosigkeit als solche gar nicht in ihr Modell ein. Sie benutzen 
eine Stufenfunktion der höchsten Arbeitslosigkeit in der letzten Depres-
sion (UP) vielmehr als Ausdruck der Arbeitnehmerunzufriedenheit. Auf ei-
ne solche Verwendung der Arbeitslosenrate als soziopolitischer Variable 
soll hier verzichtet werden, nicht nur weil ihre Ergebnisse in verschie-
denen Studien laut Fiorito & Greer (1982) nicht eindeutig ausfallen, son-
dern auch weil ihre Verwendung ad-hoc-Annahmen (z.B.über Konjunkturtiefs) 
mit sich bringt und theoretisch weit weniger gesichert erscheint als die 
der oben diskutierten normalen Arbeitslosenrate. So meinen aui;h B & E (1976, 
S.40): "In short, as specified by Ashenfelter and Pencavel, U is simply 
a rag bag which may contain everything or nothing. As such, its effect 
is extremely difficult to interpret". 
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4) Gestützt auf Kaldor (1959, S.293f.) wird gelegentlich argumentiert, Ge-
winne seien, besser noch als Preise, ein guter Indikator für die wirt-
schaftliche Entwicklung und sollten deshalb als Ausdruck der "prosperity 
of industry" in ein konjunkturelles Erklärungsmodell gewerkschaftlicher 
Mitgliederschwankungen aufgenommen werden. 
Dies vermögen Burkitt & Bowers (1978) sowie - bei einer Modifizierung 
ihres eigenen B&E-Grundmodells - Elsheikh & Bain (1979) für britische 
und Sapsford (1986) für irische Daten zu bestätigen, doch finden Hines 
(1964) nur einen unbedeutenden und A & P (1969) überhaupt keinen signi-
fikanten Erklärungswert der Gewinne. Obwohl die in der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung ausgewiesenen Daten für das Einkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen Gewinne nur unzulänglich widerzuspiegeln 
vermögen, soll mit ihnen die Möglichkeit eines positiven Erklärungs-
zusammenhanges zwischen prozentualen Veränderungen der realen Gewinne 
(6RG) und der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung überprüft werden. 

5) Betrachten die Arbeitnehmer den Beitritt zu bzw. Austritt aus einer Ge-
werkschaft vorwiegend als einen z.B. mit einer Kapitalanlage vergleich-
baren wirtschaftlichen Akt, so dürfte bei ihrer Abwägung von Kosten und 
Nutzen der Preis gewerkschaftlicher Leistungen, d.h. der Mitgliedsbei-
trag, eine wichtige Rolle spielen. Dieser von Pencavel (1971) postulier-
te und mit britischen Daten empirisch bestätigte negative Zusammenhang 
zwischen Beitragshöhe und gewerkschaftlicher Mitgliederentwicklung kann 
für die Bundesrepublik Deutschland mangels besserer Daten nur durch die 
Verwendung der prozentualen Veränderungsrate der durchschnittlichen re-
alen Beitragseinnahmen des DGB pro Kopf und Monat (6RB) zu überprüfen 
versucht werden. 

6) Je höher der schon bestehende Organisationsgrad Ot-l ist, desto geringer 
dürften die weiteren Organisierungserfolge der Gewerkschaften ausfallen, 
da diese mehr und mehr auf solche Arbeitnehmer treffen, die den Gewerk-
schaften fern stehen oder lieber als "free rider" von den in der Bundes-
republik Deutschland allen Arbeitnehmern zugute kommenden Tarifvereinba-
rungen der Gewerkschaften profitieren. Wie A & P (1969) ist daher auch 
Brauckmann (1972, S.95) der Meinung, "daß die Organisationsmöglichkeiten 
mit wachsendem Organisationsgrad zurückgehen". 
Neben diesem Sättigungseffekt gibt es, vor allem bei einem relativ nie-
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deren Organisationsgrad wie in der Bundesrepublik, allerdings auch noch 
die Möglichkeit eines Selbstverstärkungseffekts aufgrund der Vorteile 
und Wirkungen einer wachsenden gewerkschaftlichen Organisierung, worauf 
auch B & E ( 1976, S. 68), die von einem "enforcement effect" sprechen, 
Teichman (1977) und Mancke (1971) hinweisen. Somit läßt sich, im Gegen-
satz zu den bisher erwähnten Variablen, das Vorzeichen des Schätzkoeffi-
zienten von •t-l nicht vorhersagen. 

7) Beschäftigungszuwächse 68 führen bei größerem Spielraum für gewerkschaft-
liche Aktivitäten und geringerem Arbeitgeberwiderstand im Aufschwung zu 
einer Zunahme der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen. Der tatsächliche 
Erklärungsgehalt dieser von A & P (1969) sowie von Brauckmann (1972) fa-
vorisierten Determinanten wird allerdings von Mancke (1971, S.188f.) be-
zweifelt: "it is nearly definitional that if the percentage rate of 
Change of total employment rises, ceteris paribus, the percentage rate 
of change of total union membership rises". 

8) Der Strukturwandel in der Wirtschaft, der in einer Abnahme des Anteils 
der Beschäftigten im traditionell gewerkschaftlich stark organisierten 
sekundären Sektor zugunsten des tertiären Sektors zum Ausdruck kommt, 
hemmt die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung. Dieser von Himmelmann 
(1977), Streeck (1979), Fiorito & Greer (1982), Neumann & Rissman (1984), 
Freeman & Medoff (1984), Hemmer (1985), Stepina & Fiorito (1986) sowie 
Müller-Jentsch (1986, 1987) angesprochene Einfluß der Beschäftigungs-
struktur kann durch die Einbeziehung der prozentualen Veränderungsrate 
des Anteils der im warenproduzierenden Gewerbe Beschäftigten an der ge-
samten Arbeitnehmerschaft (6BS) überprüft werden. 

ökonometrisch überprüfbare Hypothesen aus dem soziologisch-politischen Be-
reich sind: 

9) Je größer der Anteil eher gewerkschaftsferner Gruppen wie ausländische 
Arbeitnehmer, Angestellte, Beamte und Frauen an der Arbeitnehmerschaft, 
desto geringer fallen gewerkschaftliche Organisierungserfolge aus. Die-
sen, mit der Beschäftigungsstrukturhypothese 8) teilweise verwandten, 
negativen Einfluß der Beschäftigtenstruktur auf die Mitgliederstärke 
der Gewerkschaften betonen Beyme (1977), Hauff (1979), Streeck (1979, 
1981), Kleinhenz (1981), Hemmer (1985), Stepina & Fiorito (1986) und 
Müller-Jentsch (1986, 1987) wie auch der Deutsche Gewerkschaftsbund (1987). 
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10) Je höher das tarifpolitische Konfliktniveau, desto größer ist die Nei-
gung der Arbeitnehmer, die Schutz- und Versicherungsfunktion der Ge-
werkschaften in Anspruch zu nehmen. Auf diesen positiven Zusammenhang 
zwischen Streikbewegungen und Mitgliederwachstum weisen Purdy & Zis 
(1974), Streeck (1979), Brandt, Jacobi & Müller-Jentsch (1982) sowie 
Bergmann (1985, S.104) hin, der meint, in diesem (Streik-) Falle müsse 
"schon aus ökonomischem Selbstinteresse (Streikunterstützung) ... der 
Gewerkschaftsbeitritt für Nichtmitglieder rational sein". 

11) wachsende staatliche Sozialausgaben, gemessen als Anteil am Bruttoso-
zialprodukt, wirken sich laut Neumann & Rissman (1984) negativ auf die 
Organisierungsbereitschaft der Arbeitnehmer aus. Diese Substitutions-
these wird auch von Streeck (1979; 1981, S.318) vertreten: "Je mehr 
Aufgaben der Staat im Bereich der sozialen Sicherung im laufe der Zeit 
übernahm, desto mehr wurde auch soziale Sicherheit zu einem 'öffent-
lichen Gut', und desto weniger war es notwendig, um ihretwillen Gewerk-
schaftsmitglied zu werden. Unvermeidliche Folge des Ausbaus der staat-
lichen Daseinsvorsorge war deshalb, daß die Attraktivität der Gewerk-
schaften als Versicherungsvereine zurückging - zumal ja die traditio-
nelle Struktur der von ihnen angebotenen Unterstützungen, mit Ausnahme 
der Streik- und Gemaßregeltenunterstützung, weithin der des sich ent-
faltenden staatlichen Sicherungssystems entsprach." 

12) Je stärker der sich in den Wahlergebnissen und vor allem in der Regie-
rungsführerschaft ab 1969 widerspiegelnde Einfluß der SPD auf das ge-
sellschaftspolitische Klima, desto höher sind nach Treu (1978) und 
Streeck (1979, 1981) die öffentliche Anerkennung und die Rekrutierungs-
möglichkeiten der Gewerkschaften. Eine etwaige empirische Bestätigung 
dieser Hypothese wäre jedoch auch vereinbar mit der beobachtungsglei-
chen Interpretation, daß sowohl die Wahlerfolge der SPD als auch die 
Mitgliederzuwächse der Gewerkschaften das Ergebnis der gleichen (auto-
nomen) gesellschaftspolitischen Veränderungen sind. 

Weitere mögliche, in Kapitel 2 erwähnte Determinanten der gewerkschaftli-
chen Mitgliederentwicklung und des Organisationsgrades wie Altersaufbau, 
Bildungsniveau und gewerkschaftliches Bewußtsein der Arbeitsbevölkerung, 
Betriebsgrößenstruktur, organisatorische Reformen bei den Gewerkschaften 
und Distanzierungsprozeß der Jugendlichen entziehen sich leider wegen feh-
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lender Quantifizierbarkeit oder mangels ausreichender Daten einer ökonome-
trischen Überprüfung im Rahmen einer Längsschnittanalyse. 

3.2. Die ökonometrische Schatzung des Modells 

Bei der empirischen Überprüfung der oben vorgestellten Hypothesen und des 
daraus gebildeten Modells soll so vorgegangen werden, wie dies auch A & P 
( 1969, S.435f.) für richtig halten: "Economic forces may serve as a base 
from which to begin an analysis of union growth, but the impact of social 
and political forces must be incorporated to complete it". Diese Reihen-
folge bedeutet natürlich nicht, daß ökonomische Faktoren - in diesem Falle 
die Hypothesen 1)-8) - a priori als wichtiger betrachtet werden als nicht-
ökonomische Faktoren, wie sie in den Hypothesen 9)-12) oder in den nicht-
quantifizierbaren Erklärungsansätzen zum Ausdruck kommen. Dies betonen auch 
B & E (1976, S.3): "The search for an explanation of aggregate union growth 
begins with the business cycle because it is a quantifiable phenomenon. 
This is not to imply that the quantifiable is necessarily more important 
than the qualitative, but to suggest that when some of the factors under 
consideration readily lend themselves to quantification, as is the case 
here, then at least in the first instance they should be separated from the 
others and analysed by means of econometric techniques." 

Die Ergebnisse eines auf den oben diskutierten Hypothesen und Determinanten 
und den im Anhang beschriebenen Jahresdaten aufbauenden und mit der Methode 
der kleinsten Quadrate (ordinary least squares, OLS) für den Beobachtungs-
zeitraum 1955-1984 geschätzten Modells sind in Tabelle 3.1 dargestellt. 
Beim vorgehen in der oben angesprochenen Reihenfolge, verbunden mit einer 
empirisch bedingten Wahl der Lag-Struktur, zeigt sich an Schätzgleichung 
(3.1), daß ein auf den Hypothesen 1)-3) aufbauendes Basismodell, das als er-
klärende Variablen die gegenwärtige Lohnzuwachs- und Inflationsrate sowie 
die ein- und zweifach verzögerte Arbeitslosenrate benutzt, bereits über 69% 
der Varianz der gewerkschaftlichen Mitgliederbewegungen zu erklären vermag. 
Verwendet man statt der gegenwärtigen die Inflationsrate des vergangenen 
Jahres, so erhöht sich (in Regression 3.2) bei einem Rückgang des Standard-
fehlers SER das Bestimmtheitsmaß R' sogar auf 70,2% und die dazugehörige 
F-Statistik, die die Signifikanz der gesamten Regression eindrucksvoll be-
stätigt, steigt ebenso wie die t-Werte, die die hohe Signifikanz der ein-



Tabelle 3.1: OLS-Schätzungen der Determinanten der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung (6T), 1955-84 
Schätzgleichung 3.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8 3.9 
Statistische Prüfmaße: R2 0,691 0,702 0,717 0,741 0,705 0,767 0,816 0,817 0,822 

SER 0,779 0,765 0,761 0,729 0,778 0,722 0,642 0,654 0,645 
F 13,986 14,747 12, 186 13,691 11,456 10,318 13,914 11,731 12, 139 
DW 2,044 2,105 1,955 1,917 2, 137 1,725 2,006 2,032 2, 122 

Schätzkoeffizienten: Konst. -2,588 -3,041 -3,366 -2,921 -0,832 -2,632 -2,753 -2,710 -2,494 
(mit ltl-Werten) (3,742) (4,060) (4,217) (4,077) (0, 164) (3,422) (4,209) (4,013) (3,458) 

6Pt o, 186 
( 1,897) 

6Pt-1 0,221 0,325 0, 177 0,229 0,275 0,292 0,308 0,232 
(2,162) (2,371) ( 1 , 766) (2,171) (1,568) (2,585) (2,528) (1,747) 

6Wt 0,309 0,348 0,340 0,330 0,344 0,314 0,318 0,314 0,293 
(4,479) (5,456) (5,338) (5,367) (5,280) (4,049) (5,158) (4,908) (4,278) 

ut-1 -0,339 -0,445 -0,606 -0,353 -0,480 -0,453 -0,497 -0,541 -0,473 
(1,886) (2,266) (2,508) (1,826) (2,235) (2,267) (2,911) (2,630) (2,724) 

ut-2 0,434 0,560 0,689 0,459 0,633 0,456 0,462 0,500 0,433 
(2,462) (2,804) (3,009) (2,319) (2,410) (2,241) (2,567) (2,419) (2,359) -1'> 

6RGt 0,043 
( 1 , 132) 

6Rßt 0,070 
(1,879) 

0t-1 -0,069 
(0,440) 

6ßt 0,219 0,231 0,224 0,222 
( 1 , 998) (2,407) (2,251) (2,286) 

6BSt 0,016 
(0,057) 

M\ -0,021 -0,019 -0,020 -0,017 
(1,918) (1,997) ( 1 , 996) (1,707) 

6St O,CXX:00 O,CXXXl7 0,CXXXl7 
(2,425) (2,247) (2,157) 

6Slt -0,012 
(0,402) 

REGt 0,310 
(0,873) 
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zeinen Regressionskoeffizienten nachweisen. l) 

Da sich aus den theoretischen Überlegungen bei der Diskussion und Auswahl 
der einzelnen erklärenden Variablen dieses Modells keine a prori bestimm-
te Lag-Struktur ergibt, sollte man letztere sich durch plausible empirische 
Resultate ergeben lassen. 2) Dies spricht für die Verwendung von ßPt-l an-
statt ßPt' da es nicht unplausibel erscheint, daß sich die Wirkung der In-
flationsrate erst mit einer Verzögerung von bis zu einer Periode voll ent-
faltet, und da eine solche Spezifikation die Schätzergebnisse wie auch die 
späteren Vorhersagen robuster und signifikanter macht, ohne sie drastisch 
zu ändern. Im Gegensatz zu den Preisänderungen zeigt sich jedoch bei den 
Nominallohnänderungen ßWt ein klarer unverzüglicher Effekt. Hingegen wirkt 
sich die Arbeitslosenrate wiederum zeitlich verzögert aus, was allerdings 
schon bei den theoretischen Vorüberlegungen für wahrscheinlich gehalten 
wurde. Deshalb kann beim weiteren Ausbau des Modells von der überdies von 
Autokorrelation freien Gleichung (3.2) ausgegangen werden, deren Erklä-
rungsvariablen auch gut mit den Erkenntnissen von B & E (1976) korrespon-
dieren, bei denen ßWt in allen vier Ländergleichungen sowie ßPt-l für die 
USA und Ut-l' Ut_2 für Großbritannien Verwendung finden. 3) 

Versucht man nun, dieses Basismodell unter Einbeziehung der Hypothese 4) 
zu erweitern, so erweist sich durch Regression (3.3), daß der Schätzkoef-
fizient der prozentualen Veränderungsrate der realen Gewinne (ßRGt) zwar 
das erwartete positive Vorzeichen aufweist, sich aber mit einem t-Wert von 

1) Alle (beim t-Test zweiseitigen) statistischen Signifikanztests in dieser 
Arbeit erfolgen auf dem 5%-Niveau, d.h. mit einer Irrtumswahrscheinlich-
keit von maximal 5%, sofern nichts anderes gesagt wird. 

2) Diese Ansicht vertreten auch B & E (1976, S.69): "These questions cannot 
be answered on a priori grounds in a very precise way; theory offers 
little more than rough guidelines. The questions are primarily of an em-
pirical nature and can best be answered by experimenting with the data." 

3) Die Tatsache, daß sich die Schätzkoeffizienten von Ut-l und Ut_2 in ähn-
lichen Größenordnungen bewegen, aber unterschiedliche Vorzeicnen aufwei-
sen, könnte als Hinweis interpretiert werden, diese zwei verzögerten Ar-
beitslosenraten durch die verzögerte Veränderungsrate der Arbeitslosen-
rate (ßUt_ 1) zu ersetzen. Allerdings bewährte sich die Spezifikation mit 
Ut-1 und Ut-2 bereits bei der Analyse der DGB-Mitgliederentwicklung von 
Schnabel (1987), und auch ein F-Test wies eine solche Restriktion von 
Gleichung (3.2) zurück, die überdies zu einer Verschlechterung der fol-
genden Schätzergebnisse führen würde. 
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nur 1,132 nicht in statistisch signifikanter Weise von Null unterscheidet. 
Die Tatsache, daß 6RG auch bei Berücksichtigung möglicher time lags nichts 
zur Erklärung der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung beiträgt, mag 
auf die Inadäquanz der verwendeten Gewinndaten zurückgeführt werden, könnte 
jedoch auch daher rühren, daß der "prosperity effect" entweder gar nicht 
existiert oder bereits durch die wesentlich wichtigere Variable 6P absor-
biert wird. Somit kann Hypothese 4) als nicht bestätigt angesehen werden 
und die mögliche Erklärungsvariable 6RG findet im folgenden keine Berück-
sichtigung mehr. 1) 

Auch der in Hypothese 5) postulierte negative Zusammenhang zwischen der 
realen Beitragshöhe und der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung kann 
in Gleichung (3.4) empirisch nur zurückgewiesen werden, da der Schätzkoef-
fizient von 6RBt sich einerseits trotz eines relativ hohen t-Wertes von 
1,879 nicht signifikant von Null unterscheidet und er andererseits ein 
nicht den Erwartungen entsprechendes positives Vorzeichen aufweist. Dieses 
unbefriedigende Ergebnis dürfte nicht zuletzt auf die mangels besserer Da-
ten notwendige Verwendung der durchschnittlichen DGB-Beitragseinnahmen als 
einer vermutlich zu groben erklärenden Variablen zurückzuführen sein. Al-
lerdings könnte es auch als Anzeichen für die von Nickel (1974) anhand von 
Umfragen festgestellte untergeordnete Bedeutung interpretiert werden, die 
pekuniäre Einflüsse für die Entscheidung über eine gewerkschaftliche Mit-
gliedschaft in der Bundesrepublik Deutschland spielen. 

Schätzgleichung (3.5) macht deutlich, daß ein Einfluß des bestehenden Orga-
nisationsgrades (Ot_ 1) auf die Mitgliederentwicklung ebenfalls nicht nach-
gewiesen werden kann. Zwar scheint der negative Schätzkoeffizient von Ot_ 1 
auf einen leichten Sättigungseffekt hinzudeuten, doch ist auch dieser Ko-
effizient mit einem t-Wert von nur 0,44 statistisch insignifikant. Obwohl 

1) In diesem Zusammenhang sollte vielleicht darauf hingewiesen werden, daß 
die im Rahmen dieser Analyse festgestellte Signifikanz oder Insignifi-
kanz von Erklärungsvariablen unabhängig von der gewählten Reihenfolge 
der empirischen Überprüfung ist bzw. daß sich die Schlußfolgerungen auch 
bei einer anderen Reihenfolge nicht ändern. Die empirische Überprüfung 
erfolgt hier nur aus Gründen der Übersichtlichkeit schrittweise in der 
Reihenfolge der Hypothesen 1)-12), entspricht jedoch nicht dem z.B. von 
Gujarati (1979, S.191) beschriebenen und zu Fehlschlüssen neigenden Ver-
fahren einer "stepwise regression". 
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als mögliche, von B & E (1976, S.67ff.) diskutierte, nichtlineare Alterna-
tiven zu Ot-l auch reziproke und quadratische Formulierungen des Organisa-
tionsgrades getestet wurden, änderte dies nichts an der Insignifikanz der 
Ergebnisse, so daß Hypothese 6) für die Verhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland als widerlegt angesehen werden muß. l) Dieses Ergebnis steht 
zwar im Widerspruch zu den meisten internationalen Studienübergewerk-
schaftliches Mitgliederwachstum, ist jedoch bei dem vergleichsweise gerin-
gen Organisationsniveau in der Bundesrepublik keineswegs überraschend und 
deckt sich auch mit der ebenfalls auf bundesdeutsche Verhältnisse bezoge-
nen Erkenntnis von Brauckmann (1972, S.153), der Einfluß des Organisations-
grades sei "statistisch ungesichert", ihm komme "kein selbständiger Erklä-
rungsgehalt" zu. 

Wendet man sich nun der Untersuchung des in den Hypothesen 7)-9) angespro-
chenen möglichen Einflusses verschfedener Beschäftigungsvariablen zu, so 
zeigt sich in Regression (3.6), daß entgegen Hypothese 8) Veränderungen der 
Beschäftigungsstruktur (oBSt) keinen signifikanten Einfluß auf die gewerk-
schaftlichen Mitgliederbewegungen aufweisen. Hingegen erhöht die Einbezie-
hung der Veränderungsraten der Beschäftigung (6Bt) und des erst ab 1954 
ausgewiesenen Anteils ausländischer Arbeitnehmer (MAt) deutlich den Erklä-
rungswert des Modells. Allerdings läßt sich im Gegensatz zu oAA bei Ver-
wendung des Arbeitnehmeranteils anderer eher gewerkschaftsferner Gruppen 
wie Angestellte, Beamte und Frauen ebensowenig ein signifikanter Einfluß 
auf die Mitgliederentwicklung nachweisen wie für den Anteil der im waren-
produzierenden Gewerbe Beschäftigten, der die mangelnde Bedeutung von Be-
schäftigungsstrukturänderungen oBS ausdrückt. Diese Insignifikanz könnte 
darauf zurückzuführen sein, daß die Anteile dieser Gruppen an der Arbeit-
nehmerschaft entweder relativ konstant (wie bei erwerbstätigen Frauen) oder 

1) Dieses bei aggregativer Betrachtung gewonnene Ergebnis schließt jedoch 
nicht aus, daß, wie von Teichmann (1977) betont, die stark unterschied-
lichen Organisationsgrade der einzelnen bundesdeutschen Gewerkschaften 
sowie unter Umständen damit einhergehende Beitrittsschwellen oder Sog-
wirkungen eine Rolle spielen - man denke nur an die traditionell hohe 
und wohl auch auf sozialen Druck zurückgehende gewerkschaftliche Orga-
nisierung der Bergleute. Ferner kann die allerdings wenig wahrschein-
liche Möglichkeit nicht ganz ausgeschlossen werden, daß Sättigungs- bzw. 
Selbstverstärkungseffekte (z.B. bei Arbeitern bzw. Angestellten oder in 
verschiedenen Branchen) existieren, sich aber im Aggregat gegenseitig 
aufheben. 
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durch einen deutlichen Trend gekennzeichnet sind (wie bei Angestellten, Be-
amten und im warenproduzierenden Gewerbe Beschäftigten), der im vorliegen-
den, auf Veränderungsraten aufbauenden Modell durch die signifikante nega-
tive Konstante erfaßt wird. Die verbleibenden Fluktuationen sind dann bei 
allen vier Gruppen zu schwach, um die Veränderungen ihrer Arbeitnehmeran-
teile als signifikante Bestimmungsgrößen kurzfristiger gewerkschaftlicher 
Mitgliederschwankungen erscheinen zu lassen. Demgegenüber weisen die jähr-
lichen Veränderungsraten der Beschäftigung und des Anteils ausländischer 
Arbeitnehmer deutliche Schwankungen (von -3,3% bis +9,4% für 88 und von 
-15,7% bis +77,6% für 8AA) auf, die sie als - wenn auch nur marginal -
signifikante Einflußfaktoren im ökonometrischen Erklärungsmodell Verwen-
dung finden lassen. 

Fügt man als weitere erklärende Variable die prozentuale Veränderungsrate 
der Streikausfalltage (einschließlich Aussperrungen) eines Jahres, 8St' 
hinzu, so findet man in Schätzgleichung (3.7) den in Hypothese 10) postu-
lierten Erklärungswert des tarifpolitischen Konfliktniveaus bestätigt. Eine 
weitere Verbesserung dieses Modells, das nun fast 82% der beobachteten Va-
rianz der Mitgliederbewegungen erklärt, durch Einbeziehung der in den Hypo-
thesen 11) und 12) angesprochenen staatlich-politischen Einflußfaktoren er-
weist sich als nicht möglich. Die in Regression (3.8) verwendete, insigni-
fikante Veränderungsrate des Anteils der staatlichen Sozialleistungen am 
Bruttosozialprodukt, 8SLt' ist ebensowenig wie ähnliche, enger oder weiter 
gefaßte Formulierungen in der Lage, eine Beeinträchtigung der gewerkschaft-
lichen Organisierungsbereitschaft durch wachsende staatliche Sozialausgaben 
nachzuweisen. Auch dem (gewerkschaftsfreundlichen) politischen Klima kommt 
kein zusätzlicher Erklärungswert zu: weder die in Gleichung (3.9) einbezo-
gene Dummyvariable REG, die für die Zeit einer SPD-geführten Regierung (d.h. 
von 1969 bis 1982) den Wert 1 und sonst den Wert O annimmt, noch Indizes der 
Sitz- und Stimmenanteile der SPD bei Bundestags- und Landtagswahlen weisen 
statistisch signifikante Schätzkoeffizienten auf und müssen deshalb bei der 
Erklärung gewerkschaftlicher Mitgliederbewegungen unberücksichtigt bleiben. 

Somit stellt die hier nochmals aufgeführte Endgleichung (3.7) 
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das umfassendste statistisch gesicherte Erklärungsmodell der gewerkschaft-
lichen Mitgliederentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland dar. Die In-
terpretation der damit durchgeführten OLS-Schätzungen und besonders die 
Verwendung von ßW und ßP als Erklärungsvariablen könnte jedoch unter Hin-
weis auf die spätestens seit der Inflationsstudie von Hines (1964) im Raum 
stehende Behauptung angezweifelt werden, Veränderungen des gewerkschaftli-
chen Organisationsgrades bzw. der Mitgliederstärke (ßT) seien ein brauch-
barer Indikator für gewerkschaftliche Macht und Militanz und hätten deshalb 
einen signifikanten Kausaleinfluß auf Löhne und Preise. Besteht nämlich in 
einer Modellgleichung eine gegenseitige simultane Beziehung zwischen erklä-
renden, aber nicht wirklich exogenen Variablen und der abhängigen Variable, 
so führt eine Schätzung dieser Gleichung mittels der Methode der kleinsten 
Quadrate (OLS) zu verzerrten und inkonsistenten Schätzkoeffizienten der er-
klärenden Variablen; in diesem Fall spricht man von einem Simultanitätspro-
blem ("simultaneous equation bias"). 1) 

Da im vorliegenden ökonometrischen Modell bereits ab Schätzgleichung (3.2) 
die Inflationsrate ßP mit einer Verzögerung von einer Periode verwendet 
wird, weil dies die Signifikanz und Robustheit der Schätzergebnisse erhöht, 
besteht für diese Erklärungsvariable das Simultanitätsproblem nicht mehr: 
ein etwaiger Kausaleinfluß von ßTt auf ßPt kann sich logischerweise nicht 
auch auf den Wert der Vorperiode, ßPt_ 1, erstrecken. Die Schaffung eines 
entsprechenden, eindeutigen Kausalverlaufs für ßW durch Verwendung der um 
eine Periode verzögerten Erklärungsvariablen ßWt-l erwies sich als nicht 
möglich, da dies zu einer deutlichen Verschlechterung der Schätzergebnisse 
führte, die als klares Anzeichen für die Unangemessenheit eines solchen 
Vorgehens gesehen werden kann. Allerdings vermögen Schmidt & Strauss (1976) 
bei einer Simultanschätzung der Beziehung zwischen Lohn- und Mitgliederent-
wicklung nur einen Kausaleinfluß von ßW auf ßT, nicht aber den von Hines 

1) Vgl. Pindyck & Rubinfeld (1976, Kap.5), Gujarati (1979, Kap.16) und Judge 
et al. (1982, Kap.12). Diesem Simultanitätsproblem wurde in ökonometri-
schen Schätzungen der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung explizit 
nur von Hines (1964), A & P (1969), Booth (1983) und Schnabel (1987) 
Rechnung getragen, während die meisten anderen Untersuchungen entweder 
implizit den Konjunkturverlauf als exogen oder, wie B & E (1976, S.117f.), 
das Simultanitätsproblem als vernachlässigbar betrachteten. 
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(1964) postulierten umgekehrten Kausalverlauf, zu entdecken und auch eine 
von Schnabel (1987) durchgeführte Instrumentalvariablenschätzung für die 
parallel untersuchte Mitgliederentwicklung ausschließlich des DGB zeigt 
keine Anzeichen für ein Simultanitätsproblem. Dies deutet darauf hin, daß 
die OLS-Schätzergebnisse von Gleichung (3.7) und deren nun folgende Analyse 
und Interpretation nicht durch ein Simultanitätsproblem beeinträchtigt sein 
dürften, wenn auch endgültige Schlußfolgerungen der Bestätigung durch Kau-
salitätstests und Simultanschätzungen der Lohn- und Mitgliederentwicklung 
bedürfen. Diese werden im nächsten Kapitel im Rahmen der Überprüfung der 
Militanzhypothese von Hines (1964) durchgeführt. 

3.3. Interpretation, Stabilität und Vorhersagekraft des Modells 

Eine Betrachtung und Analyse der in Tabelle 3.2. nochmals dargestellten 
Schätzgleichung (3.7) führt zu folgenden, recht erfreulichen Ergebnissen: 
Der für ein Modell in Veränderungsraten hohe R'-Wert von 0,816, der durch 
den hochsignifikanten F-Wert bestätigt wird, bedeutet, daß diese Gleichung 
fast 82% der beobachteten Varianz der gewerkschaftlichen Mitgliederbewegun-
gen von 1955 bis 1984 zu erklären vermag. Die praktisch auf ihrem Idealwert 
von 2 liegende Durbin-Watson-Statistik weist auf die Abwesenheit von Auto-
korrelation erster Ordnung der Residuen hin, was auch als Anzeichen dafür 
gesehen werden kann, daß keine wichtigen Erklärungsvariablen übersehen und 
keine falsche funktionale Form der Gleichung gewählt wurde. 1) Die Schätz-
koeffizienten sämtlicher Erklärungsvariablen mit Ausnahme von ßAAt, das 
dieses Signifikanzniveau knapp verfehlt, sind selbst bei zweiseitigen Tests 
mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 5% gegen Null gesichert. Die 
ebenfalls hochsignifikante negative Konstante der Schätzgleichung bedeutet, 
daß es einen starken, vielleicht auf die Änderung der Beschäftigungsstruk-
tur oder andere nur schwer beobachtbare gesellschaftliche Tendenzen zurück-
zuführenden Trend gibt, der, unabhängig von der Entwicklung der anderen Er-
klärungsvariablen, einem jährlichen Mitgliederrückgang von 2,75% entspricht. 

Lohnsteigerungen haben einen etwas stärkeren und signifikanteren Einfluß 

1) Vgl. Gujarati (1979, S.222) 
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auf die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung als Preissteigerungen: Eine 
Erhöhung von 6Wt um einen Prozentpunkt führt zu einer Zunahme des Mitglie-
derwachstums um ungefähr 0,32 Prozentpunkte, während der entsprechende Ef-
fekt einer (verzögerten) Änderung der Inflationsrate um einen Prozentpunkt 
nur 0,29 beträgt. Da auch der Versuch, 6W und 6P durch die Reallohnvariante 
b(W/P) zu ersetzen, in einem F-Test, bei dem der berechnete F-Wert mit 38,45 
viel größer ausfiel als der zur Widerlegung dieser Restriktion erforderli-
che F-Wert von 4,30, deutlich zurückgewiesen wurde, kann davon ausgegangen 
werden, daß der Zurechnungs- und der Droheffekt signifikante separate Ein-
flüsse auf die Organisationsbereitschaft der Beschäftigten haben. 

Die beiden Koeffizienten von Ut-l und Ut_2 zeigen, daß der signifikante 
Einfluß der Arbeitslosigkeit insgesamt leicht negativ ausfällt, er jedoch 
zahlenmäßig nicht von großer Bedeutung ist und nur mit einer gewissen Ver-
zögerung zum Ausdruck kommt. Eine einprozentige Zunahme der Beschäftigung 
führt dagegen noch in derselben Periode zu einem Anstieg der gewerkschaft-
lichen Mitgliederzahlen um 0,23%, während der negative Einfluß von 6AAt 
zahlenmäßig geringer ausfällt, da eine Erhöhung des Anteils der Ausländer 
an den beschäftigten Arbeitnehmern um einen Prozentpunkt nur mit einer Ab-
nahme von 6Tt um 0,019 Prozentpunkte verbunden ist. Der zahlenmäßig noch 
viel kleinere Schätzkoeffizient der Erklärungsvariablen 6St bedarf einer 
näheren Erläuterung, besagt er doch, daß es einer Zunahme von 6St um 10000% 
bedarf, um 6Tt nur um 0,8% zu erhöhen. Dies erscheint auf den ersten Blick 
wenig plausibel, doch weisen die nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
berechneten jährlichen prozentualen Veränderungsraten der Streikausfalltage 
Werte von -99% bis +17979% auf, die die Größe des geschätzten Koeffizienten 
hinreichend erklären. l) 

Die Tatsache, daß einige Erklärungsvariablen starke und andere nur geringe 
Schwankungen aufweisen und daß sich die Größenordnungen ihrer Schätzkoeffi-

1) Dies läßt sich auch an einem konkreten Beispiel verdeutlichen: Im Jahre 
1978 weist 65 seinen größten Wert von 17979% auf, der sich durch Multi-
plikation mit dem Schätzkoeffizienten in einen Beitrag zu 6T von 1,4 
Prozentpunkten umrechnen läßt. Die Zunahme der gewerkschaftlichen Mit-
gliederstärke beträgt in diesem Jahr stark überdurchschnittliche 1,7% 
und wird von dem vorgeschlagenen Modell der Schätzgleichung (3.7) mit 
1,6% sehr gut geschätzt. 
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zienten deutlich unterscheiden, legt eine Betrachtung ihrer relativen Be-
deutung für die Mitgliederentwicklung anhand des Konzeptes der standardi-
sierten oder Beta-Koeffizienten nahe. Diese Beta-Koeffizienten, die berech-
net werden, indem man jeweils den Schätzkoeffizienten einer Erklärungsva-
riablen mit deren Standardabweichung multipliziert und das Produkt durch 
die Standardabweichung der abhängigen Variablen teilt, sagen aus, um wie-
viele Standardabweichungen 6Tt sich verändert, wenn die entsprechende Er-
klärungsvariable um eine Standardabweichung zunimmt. 1) Während die als Ni-
veaugrößen spezifizierten Arbeitslosenraten aus interpretatorischen Gründen 
unberücksichtigt bleiben, ergeben sich bei den anderen Erklärungsvariablen 
Beta-Koeffizienten von 0,70 für 6Wt, 0,40 für 6Pt_ 1, 0,43 für 6Bt, -0,29 
für 6AAt und 0,24 für 6St. Diese zeigen, daß Lohnänderungen nicht nur der 
signifikanteste, sondern auch der wichtigste Einflußfaktor gewerkschaftli-
cher Mitgliederbewegungen in der Bundesrepublik Deutschland sind, während 
die relative Bedeutung der anderen Erklärungsvariablen zum Teil deutlich 
geringer ausfällt. 2) 

Obwohl das Modell von Schätzgleichung (3.7), gemessen an üblichen statisti-
schen Kriterien wie Güte der Anpassung, Fehlen von Autokorrelation, den 
Erwartungen entsprechende Vorzeichen sowie Signifikanz der einzelnen 
Schätzkoeffizienten, mehr als gut abschneidet, soll es darüber hinaus noch 
weiteren Tests unterzogen werden. Mit diesen soll überprüft werden, ob die 
dargestellte Beziehung durch Strukturbrüche gekennzeichnet ist, ob die 
Schätzparameter durch Änderungen des Beobachtungszeitraumes stark beein-
flußt werden, und wie es um die Vorhersagekraft dieses Erklärungsmodells 
bestellt ist. 

Um die Möglichkeit eines Bruchs in der dargestellten Beziehungsstruktur, 
wie er von Sheflin, Troy & Koeller (1981) bei den A&P- und B&E-Modellen 
für die USA nachgewiesen wurde, zu untersuchen, wurde die gesamte Beobach-
tungsreihe in zwei Teilreihen von 1955-1969 und 1970-1984 unterteilt. Der 
Zeitpunkt der Trennung (1969/1970) führt dabei nicht nur zu einer exakten 
Halbierung des gesamten Beobachtungszeitraumes, sondern berücksichtigt 

1) Vgl. Pindyck & Rubinfeld (1976, S.71) 
2) Gewerkschaftsfunktionäre, die von Bredemeier (1976, S.266f.) nach ihrer 

subjektiven Einschätzung gefragt wurden, gingen hingegen mehrheitlich 
von einer Dominanz des Einflusses von Tarifkonflikten aus. 
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auch die festgestellte Trendwende um 1970 und den Beginn der sozial-libera-
len Bundesregierung. Ein Vergleich der Gesamtregression (3.7) mit den Teil-
regressionen bis und ab 1970 mittels des Strukturbruchtests von Chow (1960) 
führte jedoch zu keiner Bestätigung eines Strukturbruches, da der berech-
nete F-Wert mit 0,44 viel kleiner ausfiel als der zur Widerlegung der Null-
hypothese "kein Strukturbruch" erforderliche F-Wert von 2,70. Dieses Ergeb-
nis sollte nicht unbedingt dahingehend interpretiert werden, daß der Ein-
fluß jeder einzelnen Erklärungsvariablen über den gesamten Beobachtungs-
zeitraum von 30 Jahren gleich geblieben ist, doch kann es als Anzeichen 
dafür gesehen werden, daß im großen und ganzen dieselben Variablen auch 
über längere Zeit hinweg die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland erklären können. 

Tabelle 3.2 verdeutlicht, daß das Modell auch auf Änderungen in der Zahl 
der verfügbaren Beobachtungswerte nicht empfindlich reagiert, was für sei-
ne Stabilität spricht. Selbst wenn der ohnehin schon relativ kurze Beobach-
tungszeitraum von 30 Jahren um 3 (Schätzgleichung 3.7') oder gar 5 (Schätz-
gleichung 3.7") Jahre verkürzt wird, ändern sich die Schätzkoeffizienten 
und deren Signifikanz gegenüber der Gesamtregression (3.7) nicht wesent-
lich, wobei 6AAt eine kleine Ausnahme darstellt. Umgekehrt bedeutet dies, 
daß die Stabilität des Regressionsmodells auch durch Hinzufügen zusätzli-
cher (zukünftiger) Beobachtungswerte nicht beeinträchtigt wird; diese Er-
kenntnis findet in beiden Fällen auch durch den entsprechenden F- Test 
(vgl. B & E, S.128f.) ihre klare statistische Bestätigung. 

Noch wichtiger als die bisher durchgeführten Tests erscheint vielen Ökono-
men und ökonometrikern eine Überprüfung der Vorhersagefähigkeit eines Mo-
dells; für Friedman (1953, S.8) ist dies sogar "the only relevant test of 
the validity of a hypothesis". Ein Regressionsmodell mag einen bestimmten, 
vergangenen Beobachtungszeitraum noch so gut erklären können - wenn mit ihm 
nicht zumindest halbwegs korrekte Vorhersagen außerhalb dieses Beobachtungs-
zeitraumes gemacht werden können, schränkt dies seinen praktischen wie ana-
lytischen Wert und seinen Nutzen für Wissenschaft und Politik deutlich ein. 
Um die Vorhersagekraft des bisher erarbeiteten Modells überprüfen zu können, 
wurden auf der Basis der verkürzten Schätzgleichungen (3.7') und (3.7") ex-
post-Prognosen für die Zeiträume 1982-1984 und 1980-1984 erstellt, wobei 
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Tabelle 3.2: Stabilität und Vorhersagekraft des Modells 

Schätzgleichung 3.7 3.7' 3. 7" 

Schätzzeitraum 1955-1984 1955-1981 1955-1979 

Statistische Prüfmaße: R' 0,816 0,763 0,780 
SER 0,642 0,680 0, 691 

F 13,914 8,745 8,621 
DW 2,006 1,908 1,649 

Schätzkoeffizienten: Konst. -2,753 -2,744 -2,746 
(mit iti-Werten) (4,209) (3,867) (3,808) 

LI p t-1 0,292 0,296 0,276 
(2,585) (2,416) (2,103) 

LI Wt 0,318 0,315 0,324 
(5,158) (4,763) (4,692) 

ut-1 -0,497 -0,497 -0,498 
( 2, 911 ) (2,024) ( 1 , 952) 

ut-2 0,462 0,463 0,456 
(2,567) (2,147) (2,008) 

Llßt 0,231 0,231 0,237 
(2,407) (2,167) ( 2, 181) 

LIAAt -0,019 -0,019 -0,020 
(1,997) ( 1 , 646) (1,706) 

LI St 0,00008 0,00008 0,00008 
(2,425) (2,139) {2,130) 

Jahreswerte für LITt ( in %) tatsächlich vorhergesagt vorhergesagt 

1980 0,512 - -- 0,921 
1981 0,935 - - - 0, 196 
1982 -1,295 -0,960 -1 , 075 
1983 -1 ,287 -1 , 610 -1,727 
1984 -1 , 022 -0,748 -0, 811 

Theils Ungleichheitskoeffizient U 0,258 0,426 

bias proportion 0,094 0,023 
variance proportion 0,591 0,001 
covariance proportion 0,315 0,976 
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für die Erklärungsvariablen deren vorliegende Beobachtungswerte eingesetzt 
und die so entstandenen Schätzwerte für 6Tt dann mit den tatsächlichen ge-
werkschaftlichen Mitgliederänderungen verglichen wurden. l) 

Sowohl Tabelle 3.2 als auch das auf Schätzgleichung (3.7") und ihrer Pro-
gnose basierende Schaubild 3.2 zeigen, daß das Modell nicht nur einen guten 
Erklärungswert hat, sondern auch über eine mehr als zufriedenstellende Vor-
hersagekraft verfügt. Besonders erfreulich ist dabei, daß der doch unerwar-
tete Rückgang der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen ab 1982 korrekt vor-
ausgesagt wird, was als deutliche Bestätigung der Prognosegüte des Modells 
betrachtet werden kann. 2) 

Dies wird auch durch die Berechnung des auf Theil (1966, S.27ff.) zurückge-
henden Ungleichheitskoeffizienten U bestätigt, der als U =°VL(Pt-At)'/LAt'' 
ausgedrückt werden kann, wobei A und P die tatsächlichen und die prognosti-
zierten (Veränderungs-)Werte einer Periode t darstellen. Dieses nach oben 
unbeschränkte Maß der Prognosegüte nimmt bei perfekten Vorhersagen den 
Wert O an und erreicht seinen kritischen Vergleichswert von 1 dann, wenn 
tatsächliche Veränderungen eintreten, die naive Prognose aber keine Verän-
derungen vorausgesagt hat. Da der Ungleichheitskoeffizient für die Vorher-
sagen mit Regression (3.7') nur 0,258 und mit Regression (3.7") nur 0,426 
beträgt, wird die Vorhersagekraft des Modells eindrucksvoll unterstrichen. 
Die Tatsache, daß bei einem Vergleichstest mit einer Schätzgleichung ohne 
6AAt die Vorhersagefehler deutlich größer ausfallen - Theils U beträgt dann 
0,585 bzw. 0,579 - macht überdies deutlich, daß trotz ihrer etwas geringeren 
Signifikanz dieser Variablen ein deutlicher Erklärungs- und Prognosewert 
zukommt. 

1) Bei einer entsprechenden Überprüfung durch Moore & Pearce (1976) erwies 
sich die Vorhersagekraft des Modells von A & P (1969) als ziemlich 
schwach. Das daraufhin von Elsheikh & Bain (1978) propagierte Alterna-
tivmodell für die USA hielt wiederum einer Überprüfung seiner Vorher-
sagekraft durch Fiorito (1982) nicht stand. Das Kriterium der Vorher-
sagefähigkeit betonen auch Carruth & Disney (1988) bei ihrer Kritik der 
Modelle von B & E (1976) und Booth (1983). 

2) Vgl. Zarnowitz (1967), Pindyck & Rubinfeld (1976, S.318) und Cicarelli 
(1982), die alle die Bedeutung korrekter Vorhersagen von Wendepunkten 
betonen. Demgegenüber vermag nach Erkenntnissen von Carruth & Disney 
(1988) das Modell von B & E (1976) den drastischen Fall der gewerkschaft-
lichen Mitgliederzahlen in Großbritannien ab 1979 nicht vorherzusagen. 
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Folgt man Theil (1966) und zerlegt den Vorhersagefehler in drei Komponenten, 
so zeigt sich (vgl. Tabelle 3.2), daß bei den Prognosen mit Schätzgleichung 
(3.7") die "bias proportion'', die auf eine über- oder Unterschätzung der 
durchschnittlichen Veränderung zurückzuführen ist, und die "variance propor-
tion", die von einer über- oder Unterschätzung der Varianz der Veränderungen 
herrührt, jeweils gering ausfallen, während auf die restliche "covariance 
proportion" ein Fehleranteil von fast 98% entfällt. Die Tatsache, daß die 
Vorhersagen somit praktisch frei von den in den ersten zwei Komponenten zum 
Ausdruck kommenden systematischen Mittelwert- und Varianzfehlern sind und 
ihre Fehler vor allem auf unsystematische und unvermeidliche (Zufalls-)Ab-
weichungen der Prognosewerte zurückgeführt werden können, stellt eine wei-
tere Bestätigung des endgültigen Modells von Gleichung (3.7) und dessen 
Vorhersagefähigkeit dar. 

3.4. Abschließende Betrachtungen 

Die obige Analyse zeigt, daß ein auf der konjunkturellen Hypothese aufbau-
endes und auch soziopolitische Entwicklungen berücksichtigendes ökonometri-
sches Modell, das als Erklärungsvariablen die jährlichen prozentualen Ver-
änderungsraten der Preise, der Löhne, der Beschäftigung, des Anteils aus-
ländischer Arbeitnehmer und der Streikausfalltage sowie die Arbeitslosen-
rate verwendet, die jährliche prozentuale Änderung der gewerkschaftlichen 
Mitgliederzahlen ausreichend gut zu erklären und vorherzusagen vermag. 

Die Tatsache, daß dennoch fast 20% der Varianz gewerkschaftlicher Mitglie-
derbewegungen mit einem solchen Modell nicht erklärt werden können, ver-
deutlicht jedoch auch, daß neben den verwendeten, quantifizierbaren und 
langfristig relativ stabilen Einflußgrößen auch noch andere, nicht quanti-
fizierbare und zum Teil vielleicht auch nur sporadisch und unsystematisch 
einwirkende Faktoren1) einen Einfluß auf die Mitgliederschwankungen haben 
dürften, wie z.B. gewerkschaftliches Bewußtsein, soziopolitische Verände-
rungen, gewerkschaftliche Reorganisation etc., die alle schon in Kapitel 2 

1) Ein solcher Faktor könnte in den Ereignissen um den gewerkschaftseigenen 
Wohnungsbaukonzern "Neue Heimat" gesehen werden, die ab 1982 das gewerk-
schaftliche Ansehen in der Öffentlichkeit und damit nach Ansicht von 
Müller-Jentsch (1983) vermutlich auch die Mitgliederentwicklung des DGB 
negativ beeinflußt haben dürften. 
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angesprochen wurden. Dazu gehören auch langfristige Entwicklungen wie die 
Veränderung der Erwerbs-, Bildungs- und Altersstruktur oder der gesell-
schaftliche Wandel, die im vorliegenden, eher kurzfristig orientierten Mo-
dell - außer in der einen negativen Trend anzeigenden Konstanten - keine 
explizite Beachtung finden und ein interessantes Objekt weiterer Forschung 
darstellen. 

überdies beschäftigt sich das vorliegende Modell ausschließlich mit der 
aggregierten Mitgliederentwicklung des DGB (ohne GdP) und der DAG und kann 
deshalb auf regionale sowie industrie- oder beschäftigungsspezifische Ein-
flüsse und Charakteristika keine Rücksicht nehmen. Der Versuch einer "bran-
chenwirtschaftlichen Betrachtung" von Brauckmann (1972) bringt allerdings 
keine wesentlichen neuen Erkenntnisse und läßt sich dahingehend zusammen-
fassen (S.222), "daß der Zusammenhang zwischen Konjunktur- und Mitglieder-
bewegung zumeist etwas geringer als bei der gesamtwirtschaftlichen Betrach-
tung ausfällt, aber dennoch zureichend ist, um von einem bedeutsamen Ein-
fluß des Wirtschaftsablaufs für die Mitgliederänderungen ausgehen zu können~ 
Auch Bain & Elsheikh (1982) vermögen bei einer disaggregativen Anwendung 
ihres B&E-Modells auf 19 britische Industriezweige ihre auf aggregierter 
Ebene erzielten Ergebnisse überwiegend zu bestätigen. 

Ferner sollte trotz ihres statistisch bestätigten Erklärungswerts nicht 
übersehen werden, daß eine Untersuchung der vorliegenden Art auf natürliche 
Grenzen stoßen muß, wie auch A & P (1969, S.447) feststellen: "It is impor-
tant to stress that the preceding analysis cannot be considered an exact 
description of the historical progress of trade union membership. Measure-
ment errors, on the one hand, and the inability to quantify some of the 
strategic factors in union development (e.g., the quality of union leader-
ship) on the other, limit the confidence that can be placed in the precise 
estimates presented." Dennoch vermag die obige Analyse einen Eindruck davon 
zu geben, inwieweit die bundesdeutschen Gewerkschaften und ihre Mitglieder-
stärke von der Entwicklung der Wirtschaft und der Arbeitsbeziehungen beein-
flußt werden. In den folgenden Kapiteln soll untersucht werden, inwieweit 
die Gewerkschaften selbst ebendiese Entwicklungen zu beeinflussen vermögen. 
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4. GEWERKSCHAFTEN UND INFLATION 

In Umkehrung der im vorigen Kapitel verwendeten Perspektive, die eine Ab-
hängigkeit der gewerkschaftlichen Mitgliederstärke von Konjunkturvariablen 
wie der Lohn- und Preisentwicklung aufzeigt, beschäftigt sich das vorliegen-
de Kapitel mit den Auswirkungen gewerkschaftlicher Stärke und Macht auf die 
Entwicklung der Löhne und Preise. Damit soll der traditionell vielfach dis-
kutierten Frage nachgegangen werden, ob und inwieweit Gewerkschaften zur 
Inflation beitragen bzw. diese verursachen. Unter Inflation wird dabei in 
Anlehnung an Woll (1987, S.487) ein "Prozeß ständiger Preisniveausteigerun-
gen" verstanden. Da eine detaillierte Erörterung der vielfältigen Erklä-
rungsversuche der Inflation den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde 1), kön-
nen hier nur die wichtigsten Theorien kurz skizziert und dahingehend unter-
sucht werden, welche Rolle sie den Gewerkschaften zuweisen. Diejenigen An-
sätze, die Gewerkschaften für Inflation verantwortlich machen, werden dann 
näher diskutiert und - soweit möglich - auch empirisch zu überprüfen ver-
sucht, wobei unter anderem die im vorigen Kapitel geschätzte gewerkschaft-
liche Mitgliederfunktion als erklärende Militanzgleichung in einem Lohn-
Preis-Modell Verwendung findet. Das vorliegende Kapitel hat somit das zwei-
fache Ziel, sowohl die Rolle der Gewerkschaften im inflationären Prozeß zu 
untersuchen als auch die im vorhergehenden Kapitel in Abhängigkeit von Löh-
nen und Preisen aufgestellte Schätzgleichung der gewerkschaftlichen Mit-
gliederentwicklung auf etwaige Simultanitätsprobleme hin zu untersuchen, 
die ihre Robustheit und Verwendbarkeit in Frage stellen könnten. 

4.1. Die Rolle von Gewerkschaften in der • onetaristischen und 
ln der soziopolittschen Inflationserkllrung 

In Anlehnung an die zugrundeliegenden unterschiedlichen Hypothesen über den 
Lohn- und Preisbildungsmechanismus wurde bei der Darstellung inflationstheo-
retischer Erklärungsansätze lange Zeit in Kostendruckinflation und Nachfra-
gesoginflation unterschieden. Allerdings findet sich schon bei Machlup 

1) Vgl. hierfür die vom Institute of Economic Affairs (1974), von Laidler & 
Parkin (1975), Scherf (1978), Woll (1979), Jackman, Mulvey & Trevithick 
(1981), Cassel (1984) und Ströbele (1984) vorgelegten Sammelbände, über-
sichtsartikel und Lehrbücher. 
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(1960, S.126) die Einsicht, "the distinction between cost-push and demand-
pull inflation is unworkable, irrelevant or even meaningless", und auch 
Laidler & Parkin (1975) verzichteten in ihrem umfassenden Übersichtsartikel 
auf diese Unterscheidung, da sie unpräzise und analytisch wenig hilfreich 
sei. Dennoch spielte eine solche Trennung noch in neueren Arbeiten z.B. von 
Haberler (1975) eine Rolle und es dauerte noch einige Jahre, bis Addison & 
Burton (1980, S.200) schließlich feststellen konnten: "the dichotomy be-
tween demand-pull and cost-push may be said to have finally fallen to the 
ground". 

Inzwischen hat sich erneut eine Dichotomie herausgebildet, in der sich eine 
ökonomische Inflationserklärung, mit der meist die monetaristische Theorie 
verbunden wird, und eine soziopolitische Inflationserklärung, die soziolo-
gische und politische Verteilungskampfansätze wie auch modifizierte Lohn-
und Kostendruckhypothesen umfaßt, gegenüberstehen. l) Da die von Laidler 
(1976) darüber hinaus noch erwähnte vermittelnde eklektische Sicht keine 
klar abgegrenzte, eigenständige dritte Betrachtungsweise darstellt, bildet 
die erwähnte Dichotomie von ökonomisch-monetaristischen und soziopolitischen 
Inflationserklärungen den Ausgangspunkt der Untersuchung der Rolle von Ge-
werkschaften im inflationären Prozeß. 

Unter teils restriktiven Annahmen wie der inhärenten Stabilität des privaten 
Sektors, einer langfristig vertikalen Phillips-Kurve, einer stabilen Geld-
nachfragefunktion und eines exogen von der Zentralbank vorgegebenen und 
steuerbaren Geldangebotes ergibt sich aus einer quantitätstheoretischen Be-
trachtung die monetaristische Erklärung der Inflation als Resultat eines 
übermäßigen Geldmengenwachstums, die in der bekannten Aussage von Milton 
Friedman (1970, S.24) gipfelt: "inflation is always and everywhere a mone-
tary phenomenon in the sense that it is and can be produced only by a more 
rapid increase in the quantity of money than in output". Wenn aber eine 

1) Vgl. Laidler (1976), Gordon (1977), Brunner (1979), Pfister (1981) und 
Addison & Burton (1980, 1984). Manche Autoren wie z.B. Willms (1979), 
Woll (1979, 1987) oder Ströbele (1984) verzichten auf die explizite Be-
rücksichtigung nichtökonomischer Erklärungsansätze und unterscheiden 
stattdessen in monetäre und nichtmonetäre Theorien, wobei sich dann je-
doch faktisch eine Trennung in monetaristische und andere Inflationser-
klärungen ergibt, die der obigen Dichotomie ähnelt. 
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über die Zunahme des realen Güterangebots hinausgehende Vermehrung der Geld-
menge die alleinige und direkte Inflationsursache darstellt, dann scheiden 
aus monetaristischer Sicht Gewerkschaften als Verursacher von Inflation aus. 
Damit wird auch verständlich, warum Friedman (1951, S.222), der sonst Ge-
werkschaften überaus kritisch gegenübersteht1), der Meinung ist: "unions 
are simply thermometers registering the heat rather than furnaces producing 
the heat. This is particularly obvious during periods of inflationary 
pressure". 

Während die monetaristische Theorie den Gewerkschaften im inflationären Pro-
zeß nur die passive Rolle eines reagierenden statt selbst agierenden Betei-
ligten zuweist und diese deshalb nur für eine gewisse Starrheit der Löhne 
nach unten sowie für Arbeitslosigkeit verantwortlich macht2), spielen bei 
der soziopolitischen Erklärung der Inflation Gewerkschaften eine aktive 
Rolle. Der soziopolitische Erklärungsansatz setzt sich zusammen aus der 
These vom Verteilungskampf als Hauptursache der Inflation, die erklären 
soll, wann und warum es zu autonomen Preis- und Lohnsteigerungen kommt, so-
wie aus dem Kostendruckansatz als einer Theorie der Lohn- und Preisbildung, 
die erklären soll, wie dies geschieht. Allerdings betont Pfister (1981, S. 
163) in seiner Skizze einer "Soziotheorie" der Inflation die "prinzipielle 
Unabhängigkeit der beiden Theorien", doch muß auch er einräumen, es sei 
"nicht zu leugnen, daß die Verteilungskampftheorie logisch an der cost push 

1) In der Diskussion zu seinen Ausführungen brachte Friedman (1951, S.239) 
seine Einstellung zu Gewerkschaften auf die Kurzformel: "like all other 
monopolies labor monopolies are undesirable. This goes back to my fun-
damental belief in a competitive society"; vgl. auch seine entsprechend 
negativ ausfallende preistheoretische Analyse gewerkschaftlicher Wohl-
fahrtseffekte, die in Kapitel 7 dargestellt wird. 

2) Vgl. die Darstellung der ökonomischen Theorie der Gewerkschaft in den 
Kapiteln 5 und 6. Trotz grundsätzlicher Bejahung der monetaristischen 
Inflationserklärung weist allerdings Hayek (1974a,b) Gewerkschaften eine 
Mitschuld bzw. einen indirekten Inflationseinfluß zu, da sie durch ihr 
Verhalten keynesianisch orientierte Regierungen dazu veranlaßten, zur 
Abwehr von Arbeitslosigkeit eine auf Geldvermehrung basierende Vollbe-
schäftigungspolitik durchzuführen. Letztere wird von Hayek (1974a, S.9) 
scharf kritisiert: "Die Vollbeschäftigungspolitik hat die Gewerkschaften 
von der Verantwortung für die etwaige durch ihren Lohndruck verursachte 
Arbeitslosigkeit enthoben und sie dem Staate aufgelastet, der sie nur 
vorübergehend und nur dadurch erfüllen kann, daß er durch Inflation den 
Realwert der übermäßig aufgeblähten Geldlöhne wieder senkt. Damit wird 
nur der sich stetig beschleunigende Wettlauf zwischen Löhnen und Preisen 
in Gang gehalten." 
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Theorie anknüpft und in der Literatur fast ausschließlich mit ihr verbunden 
auftritt". In Anlehnung an Addison & Burton (1984), aber auch an Gordon 
(1977) oder Laidler (1976), läßt sich die moderne soziopolitische Analyse 
deshalb als mehr oder minder stark modifizierte Erneuerung der Lehre von 
der kosteninduzierten Inflation interpretieren. 

Die soziopolitische Analyse versucht die tieferen Ursachen der Inflation 
mit der Verteilungskampftheorie zu erklären, deren Grundgedanken schon An-
fang der fünfziger Jahre formuliert wurden und die im deutschen Sprachraum 
besonders in den Arbeiten von Bombach (1973), Streissler (1973) und Würgler 
(1973) sowie bei Koblitz (1978) einen starken Widerhall fand. l) Ausgehend 
von der Feststellung, Inflation sei ein "politisch-gesellschaftliches Phä-
nomen" (Koblitz, 1978, S.7), wird diese als Folge eines Verteilungskampfes 
verschiedener, meist mit Marktmacht ausgestatteter gesellschaftlicher Grup-
pen, wie z.B. Gewerkschaften, Unternehmer und andere Verbände, um als je-
weils "gerecht" angesehene Anteile am Sozialprodukt interpretiert. Forde-
rungen sich benachteiligt fühlender sozialer Gruppen stoßen auf den Wider-
stand derjenigen, die ihre relative Einkommensposition beibehalten wollen, 
so daß die Summe aller realen Einkommensansprüche das verfügbare reale So-
zialprodukt übersteigt. Dieser auf inkompatiblen Einkommenszielen beruhende 
gesellschaftspolitische Konflikt wird jedoch nicht als offener Verteilungs-
kampf ausgetragen, sondern anonym über Inflation als einem nominalen Ko-
ordinationsmechanismus konfligierender Realansprüche "gelöst". 2) Zwar han-

1) Diese Grundgedanken finden sich unter anderem bei Aujac (1950), der In-
flation interpretiert als Ergebnis des Verhaltens sozialer Gruppen, die 
historisch entstanden und durch eine soziologische Analyse feststellbar 
seien, und in den eher ökonomisch ausgerichteten, algebraischen bzw. 
graphischen Analysen von Holzman (1950) und Turvey (1951), die alle drei 
die Bedeutung der Inkompatibilität verschiedener realer Einkommensan-
sprüche für die Inflation betonen. überblicke über Verteilungskampftheo-
rien der Inflation finden sich bei Fautz (1978), Pfister (1981, Kap.4), 
Add i son & Burton ( 1984) und Goßner ( 1985, Kap. 4) . 

2) Vgl. Würgler ( 1973) und Bombach ( 1973, S.23), der feststellt: "Die ökono-
misch-politische Theorie sieht die Inflation als eine spezielle Form des 
Kampfes um eine Verbesserung der Position in der Einkommenspyramide, ge-
führt von Einzelpersonen, Gruppen, Verbänden, geführt um ein Mehr an pri-
vaten Konsumgütern oder um gratis dargebotene öffentliche Leistungen. Es 
ist ein Kampf, bei dem der Konflikt nicht mehr offen ausgetragen, sondern 
einem anonymen Mechanismus überlassen wird." Streissler (1973, S.21) meint: 
"Die moderne Inflation entsteht aus den Versuchen zur Frontbegradigung 
der Lorenzkurve und den Widerständen gegen eine solche Frontbegradigung:' 
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delt es sich hierbei offensichtlich um eine Scheinlösung, doch wird der in-
flationäre Verteilungskampf fortgeführt, weil einerseits jede soziale Gruppe 
den anderen mißtraut und befürchtet, durch eigenes, einseitiges preisstabi-
litätskonformes Verhalten in der Verteilungsposition zurückzufallen, und 
weil andererseits Inflation es den am Verteilungskonflikt Beteiligten er-
laubt, Scheinerfolge zu erringen. l) 

Die These vom Verteilungskampf als der tieferen Ursache der Inflation, die 
sich besonders bei Postkeynesianern großer Beliebtheit erfreut2), hat ein 
nicht unerhebliches Maß an Kritik auf sich gezogen, nicht zuletzt von mone-
taristischer Seite. Fautz (1978, S.168,177) bezeichnet die Verteilungskampf-
theorie als eine "sehr schillernde, analytisch schwierig zu fassende Hypo-
these", deren zugrundeliegenden Verhaltensweisen und Motive wie Gerechtig-
keitsempfindungen, Frustration, Begehrlichkeit etc. für ihn "zu vage formu-
lierte theoretische Konzepte sind, ohne empirische Gegenstücke und daher 
nicht überprüfbar". Noch schärfer argumentiert Brunner (1979, S.113), wenn 
er den soziopolitischen Inflationsansätzen einen Mangel an formaler Logik 
sowie "eine fundamentale Unkenntnis bzw. Ignoranz in bezug auf das Wesen 
empirischer Wissenschaft" vorwirft. Dies deckt sich zwar mit der Einschät-
zung von Laidler (1976, S.255: "a non-scientific approach to social ques-
tions"), wird jedoch von Goßner (1985) als überzogen zurückgewiesen. Aller-
dings beklagt auch Goßner (1985) den Partialcharakter sowie die fehlende 
empirische Evidenz der oft nur rudimentär entwickelten Konfliktansätze, und 
selbst Anhänger einer soziopolitischen Erklärung wie Pfister (1981, S.169) 
müssen einräumen, "daß es den bisherigen Ansätzen zu einer Verteilungskampf-
theorie der Inflation nicht gelungen ist, die Bestimmungsgründe für Existenz 
und Intensität des Verteilungskonfliktes überzeugend darzulegen". 

Doch selbst wenn man trotz mangelnder empirischer Evidenz die dauerhafte 

1) Vgl. Bombach (1973, S.24f.); ein solcher Scheinerfolg findet in dem im 
vorigen Kapitel dargestellten Zurechnungseffekt gewerkschaftlich ausge-
handelter Nominallohnsteigerungen seinen Ausdruck, worauf vor allem von 
Streissler (1979), aber auch von Haberler (1972) und Friedman (1951) 
hingewiesen wird. 

2) Vgl. die "Appraisals of Post-Keynesian Economics" in der American Econ-
omic Review 70(2), 1980, sowie Eichner & Kregel (1975, S.1308), die auf-
bauend auf Arbeiten von Joan Robinson feststellen: "At the heart of the 
inflationary process is the question of relative income distribution". 
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Existenz eines Verteilungskampfes akzeptiert, stellt sich die entscheidende 
Frage nach dem Transmissionsmechanismus, der den Verteilungskampf zu einem 
Anstieg des Preisniveaus führen läßt. Hier stützt sich die soziopolitische 
Analyse meist auf die Hypothese des Lohnkostendrucks, die den Gewerkschaf-
ten eine wichtige Rolle im inflationären Prozeß zuweist und deshalb näher 
erörtert werden soll. 

Der Erklärungsansatz einer lohnkosteninduzierten Inflation sieht Gewerk-
schaften als Hauptbeteiligte am Verteilungskonflikt in der Lage, aufgrund 
ihrer Marktmacht bzw. Militanz unabhängig von Markteinflüssen ständig Lohn-
satzsteigerungen durchzusetzen, die über den Produktivitätssteigerungen 
liegen. Damit die dadurch gestiegenen Stückkosten der Produktion nicht zu 
einer Schmälerung ihrer Gewinne oder gar zu einem Verlust führen, werden 
die Unternehmen versuchen, sie über die Preise ihrer Produkte auf die Ab-
nehmer zu überwälzen. Unter üblichen postkeynesianischen Annahmen über eine 
Aufschlagskalkulation, bei der die Preise durch Aufschlag eines Gemein-
kostenanteils und eines nachfrageunabhängigen Gewinnzuschlags auf die 
durchschnittlichen variablen Stückkosten gebildet werden, sowie über un-
vollkommene Konkurrenz mit entsprechenden Preis- und überwälzungsspiel-
räumen führen die von den Gewerkschaften durchgesetzten autonomen Lohner-
höhungen zu einer Erhöhung des Preisniveaus, sofern sie von einer Auswei-
tung der Geldmenge begleitet werden. 1) 

1) Kahn (1976, S.11,13) grenzt die keynesianische von der monetaristischen 
Position folgendermaßen ab: "Inflation, according to Keynesians, is 
largely - if not entirely - due to rapidly rising wages •... [TJhe in-
crease in the quantity of money is not the cause of the inflation. It 
is, however, a necessary condition". Übersichten zur Lohn- und Kosten-
druckerklärung finden sich bei Jackman, Mulvey & Trevithick (1981, Kap.4} 
sowie in knapper Form bei Cassel (1984) und Ströbele (1984). Einer der 
bekanntesten Vertreter dieses Ansatzes ist Haberler (1972; 1975, S.116, 
143), der betont, "daß mächtige Gewerkschaften nicht nur die Löhne starr 
machen, sondern auch imstande sind, selbst bei Arbeitslosigkeit durch 
Streiks, Boykottmaßnahmen und Zwang die Löhne hinaufzudrücken ... Was wir 
folgern sollten ist, daß man das Problem des Lohndrucks an seiner Wurzel 
packen muß. Die übermäßige Macht der Gewerkschaften sollte gezügelt wer-
den". Die entsprechenden wirtschaftspolitischen Vorschläge einer staat-
lichen Einkommenspolitik bzw. einer produktivitätsorientierten, kosten-
neutralen Lohnpolitik werden kritisch diskutiert von Bergmann, Jacobi & 
Müller-Jentsch (1976, S.71-114), Berndt (1977), Scherf (1978) und Brink-
mann (1984, S.330ff.). 
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Letzteres impliziert allerdings ein endogenes Geldangebot, das in völligem 
Gegensatz zu der im oben angeführten Zitat von Friedman (1970) zum Ausdruck 
kommenden monetaristischen Exogenitäts- und Kausalannahme stünde, oder eine 
akkommodierende Geldpolitik infolge einer Vollbeschäftigungsgarantie demo-
kratischer Regierungen. Ebenso umstritten wie diese und die anderen zugrun-
deliegenden Annahmen, die mit einer traditionellen neoklassischen bzw. mone-
taristischen Sichtweise nur schwer vereinbar sind, ist die Frage, ob aus 
einer solchen kosteninduzierten Preisniveauerhöhung bereits auf Inflation, 
d.h. anhaltende Preisniveausteigerungen, geschlossen werden darf. Während 
für Friedman (1974) die Umsetzung gewerkschaftlicher Monopolmacht in höhere 
Lohnsätze ebenso wie die Durchsetzung anderer Monopolpreise nur eine ein-
malige Sache ist und Woll (1979, S.15) darauf hinweist, daß eine einmalige 
Erhöhung der Geldmenge zu einer einmaligen Erhöhung des Preisniveaus, nicht 
aber zu Inflation führt, unterscheidet Haberler (1972, S.17) das gewerk-
schaftliche Verhalten von dem anderer Monopole und betont: "in my opinion 
there cannot be the slightest doubt that unions very often succeed year 
after year (or from one contract to the other) in pushing up money wages 
beyond the competitive, full-employment equilibrium at stable prices". 

Eine differenziertere Form der Lohndrucktheorie stellt die Hypothese der 
Lohnführerschaft dar, nach der die eventuell sogar kostenneutralen Tarif-
abschlüsse in Schlüsselbranchen trotz unzureichender Produktivitätsentwick-
lung in anderen Branchen imitiert werden und damit eine gesamtwirtschaft-
liche Steigerung des Preisniveaus nach sich ziehen. Den Ausgangspunkt die-
ser gewerkschaftlich bedingten Inflation sieht Scherf (1978, S.173f.) 1) in 
den Gewerkschaften der Wachstumsindustrien: "die von ihnen ausgehandelten 
Lohnsteigerungen gelten nicht nur für ihre Mitglieder, sondern auch für die 
nicht organisierten Arbeitnehmer ihrer Wirtschaftsbereiche und werden auch 
von den Gewerkschaften stagnierender oder schrumpfender Wirtschaftszweige 
mit Gerechtigkeitsargumenten und Streikdrohung durchgesetzt ••.. Die in 

1) Die Bedeutung von Pilotabschlüssen in Schlüsselsektoren wird außer von 
Scherf (1978) auch von Bombach (1973) betont und von Mitehe!! (1980, 
Kap.5), Jackman, Mulvey & Trevithick (1981, Kap.4) und Hirsch & Addison 
(1986, Kap.8) ausführlicher diskutiert. Scherf (1978) macht darüber 
hinaus die Lohndrift, d.h. die Abweichung des tatsächlich gezahlten Loh-
nes auf Unternehmensebene vom tariflich ausgehandelten Lohn, für eine 
Verstärkung und Verlängerung des Inflationsprozesses verantwortlich. 
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diesem Prozeß von Kostenerhöhungen getroffenen Bereiche müssen ihre Preise 
erhöhen, was wiederum zu folgenden Lohnsteigerungen führt im Sinne einer 
Lohn-Preis-Spirale." 

Ein empirisches Problem dieser intuitiv einleuchtenden Erklärung stellt 
jedoch die Festlegung keineswegs unveränderlicher Schlüsselbranchen und 
die dadurch nur verschobene, aber zur Inflationserklärung immer noch not-
wendige Bestimmung der Determinanten der Lohnbildung im Schlüsselsektor 
dar. Bei statistisch-ökonometrischen Überprüfungen für die Bundesrepublik 
Deutschland stoßen Beckord (1977) und Weigend (1982, Kap.7) auf Anzeichen 
für eine Lohnführerschaft, die von den Abschlüssen der IG Metall in deren 
mitgliederstärksten Tarifbezirken Nordwürttemberg-Nordbaden und Nordrhein-
Westfalen auszugehen scheint und die auch in Befragungen von Verhandlungs-
teilnehmern durch Bredemeier (1976) zum Ausdruck kommt. Wenn jedoch, wie 
von Weigend (1982) festgestellt, die anderen Branchen sich vorwiegend an 
diesen Pilotabschlüssen statt an branchenspezifischen Kennzahlen ausrich-
ten und diese Lohnführerabschlüsse wiederum durch eine Orientierung an 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen gekennzeichnet sind, ergibt sich 
ein auch von Weigend (1982, S.227) eingeräumtes Unterscheidungsproblem: 
"Ohne Zweifel ist es methodisch sehr schwierig, die Hypothese über die 
Lohnführerschaft eines oder weniger Tarifbezirke, deren Tarifabschlüsse 
sich selbst wieder im wesentlichen an makroökonomischen Größen orientie-
ren, von der Hypothese der generellen Orientierung der Lohnpolitik an 
makroökonomischen Größen zu unterscheiden." 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Schwierigkeiten sowie zusätzlicher Datenpro-
bleme beziehen sich die meisten Ausformulierungen und empirischen Überprü-
fungsversuche der Lohndruckhypothese der Inflation auf aggregierte gesamt-
wirtschaftliche Lohngleichungen, die um eine Gewerkschaftsvariable ergänzt 
werden. Bevor jedoch solche empirischen Studien diskutiert und durchgeführt 
werden, soll zunächst die Frage der adäquaten Messung und Überprüfung des 
gewerkschaftlichen Einflusses erörtert werden. 
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4.2. Die Messung und Oberprilfung gewerkschaftlicher Macht 
und Militanz 

Max Weber (1925, S.28) definiert Macht als "jede Chance, innerhalb einer 
sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzuset-
zen, gleichviel worauf diese Chance beruht". Die Macht der Gewerkschaften 
bzw. mutatis mutandis der Arbeitgeber im kollektiven Tarifverhandlungspro-
zeß drücken Chamberlain & Kuhn (1965, Kap.7) folgendermaßen aus: Sie ent-
spreche dem Verhältnis der auf die Unternehmen zukommenden Kosten eines 
Scheiterns der Verhandlungen (Streiks, Dienst nach Vorschrift, niedrigere 
Arbeitsmoral etc.) bezogen auf die Kosten einer Einigung zu den von der 
Gewerkschaft vorgeschlagenen Bedingungen (Erhöhung der Lohnsumme, durch 
notwendige Preiserhöhungen bedingte Absatzverluste etc.). Beide Konzepte 
sind zwar analytisch hilfreich, aber kaum objektiv und verläßlich meßbar, 
so daß ein anderer Indikator für gewerkschaftliche Monopol- und Verhand-
lungsmacht gefunden werden muß. 

Purdy & Zis (1974) stellen vier Kriterien auf, die ein guter Indikator der 
auch als Macht oder Militanz bezeichneten Stärke des Einflusses von Gewerk-
schaften auf die Lohnbildung erfüllen sollte: 11 
1) Der Indikator sollte sich auf objektive Daten und nicht auf subjektive 

Einschätzungen stützen. 
2) Er sollte sensibel auf Veränderungen des Ausmaßes des unabhängigen Drucks 

reagieren, den Gewerkschaften während Tarifverhandlungen ausüben. 
3) Er sollte unzweideutig ein Indikator gewerkschaftlicher Militanz sein 

und nicht anderweitig (z.B. als Ausdruck des Arbeitgeberwiderstandes im 
Tarifverhandlungsprozeß) interpretiert werden können. 

4) Seine Verwendung sollte durch eine Theorie der Lohnbildung im kollekti-

1) Purdy & Zis (1974) unterscheiden etwas genauer drei Dimensionen der 
Macht, nämlich deren Quelle, deren Mittel der Durchsetzung und deren Er-
gebnisse. Gewerkschaftliche Militanz ist für sie ein Mittel, das es er-
laubt, die Quellen gewerkschaftlicher Macht (z.B. der mögliche Entzug 
der angebotenen Arbeit) in fühlbare Ergebnisse (z.B. höhere Löhne) umzu-
setzen. Diese Unterscheidung sollte nicht vergessen werden, auch wenn im 
folgenden in Anlehnung an die Literatur die Begriffe Macht und Militanz 
quasi synonym für die Stärke des Einflusses von Gewerkschaften auf die 
Lohnbildung verwendet werden. Diskussionen der Machtproblematik und der 
Indikatorfrage finden sich auch bei Ibler (1986, Kap.3) und bei Arm-
strong, Bowers & Burkitt (1977). 
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ven Verhandlungsprozeß begründet werden können. 
Die Suche nach einem solchen Indikator konzentrierte sich vor allem auf die 
drei im folgenden diskutierten Näherungsvariablen, nämlich Veränderungen 
der (absoluten oder relativen) gewerkschaftlichen Mitgliederstärke, Streik-
tätigkeit sowie ausgewählte Dummyvariablen. 

4.2.1. Veränderungen der gewerkschaftlichen Mitgliederstärke 
als Militanzindikator 

In einer einflußreichen empirischen Lohnstudie für Großbritannien schlug 
Hines (1964, S.223) als Militanzindikator die Veränderungsrate der gewerk-
schaftlichen Mitgliederstärke _vor: "We shall put forward the view that it 
is the activity of unions, reflected in the rate of change of their member-
ship, rather than the size of unions which influence year to year changes 
in wage rates." Während sich dieses Zitat und ein Teil der danach folgenden 
Argumentation eher auf die absolute Mitgliederstärke bezieht, verwendet 
Hines (1964, 1969) bei anderen Argumenten und in seinen ökonometrischen 
Schätzungen die Veränderungsrate der relativen Mitgliederstärke, nämlich 
des gewerkschaftlichen Organisationsgrades, als Militanzindikator. 

Unabhängig von der Verwendung absoluter oder relativer Mitgliederzahlen er-
füllt dieser Indikator eindeutig das erste Kriterium, nämlich das der Ob-
jektivität. Daß er auch das Kriterium der Sensibilität erfüllt, wird von 
Purdy & Zis (1974) für Großbritannien wegen zu geringer und eventuell nur 
von Veränderungen der Beschäftigungsstruktur herrührenden Schwankungen der 
gewerkschaftlichen Mitgliederstärke bezweifelt. Wie die Diskussion der ge-
werkschaftlichen Mitgliederschwankungen im vorhergehenden Kapitel gezeigt 
hat, weist dieser Indikator jedoch für die Bundesrepublik Deutschland 
starke jährliche Ausschläge und Vorzeichenwechsel auf (vgl. Schaubild 3.2), 
so daß solche Zweifel an seiner Sensibilität nicht aufrecht erhalten werden 
können. Dabei ist klar, daß bei einer bereits hundertprozentigen gewerk-
schaftlichen Organisierung dieser Indikator nicht mehr aussagefähig sein 
würde. Schwieriger ist jedoch die Erfüllung der beiden letzten Kriterien, 
da beim heutigen Stand der Wirtschaftswissenschaften von einer umfassenden 
und allgemein akzeptierten Theorie der Lohnbildung im kollektiven Verhand-
lungsprozeß mit einem zufriedenstellenden Erklärungs- und Prognosewert 
(Kriterium 4) nicht gesprochen werden kann und damit auch eine eindeutige 



65 

Interpretation (Kriterium 3) des gewählten Indikators gewerkschaftlicher 
Macht und Militanz erschwert wird. l) 

Hines (1964, 1969) begründet die Verwendung der Veränderungsrate der gewerk-
schaftlichen Mitgliederstärke als Militanzindikator damit, daß Gewerkschaf-
ten vor und während Tarifverhandlungen verstärkt Mitgliederwerbung betrie-
ben, um ihren aggressiven Lohnforderungen mehr Nachdruck zu verleihen. Die 
Ausweitung des von ihnen kontrollierten Arbeitnehmeranteils lasse die Ge-
werkschaftsfunktionäre sicherer und in Tarifverhandlungen unnachgiebiger 
sowie die Gewerkschaftsmitglieder militanter und streikwilliger werden, was 
wiederum die Arbeitgeber eher zu Lohnzugeständnissen veranlasse. Dies ist 
jedoch nicht die einzig mögliche Erklärung eines Zusammenhanges von Mit-
gliederwachstum und Lohnentwicklung. So weisen z.B. Purdy & Zis (1974) auf 
ein Sicherheitsmotiv hin, das die Arbeitnehmer veranlassen könnte, zur Si-
cherung eines Anspruchs auf Streikgeld vor oder während Tarifverhandlungen 
der Gewerkschaft beizutreten. Eine Bestätigung dieser These könnte in der 
im vorigen Kapitel festgestellten Signifikanz der Streikvariablen in der 
gewerkschaftlichen Mitgliedergleichung (3.7) gesehen werden. Diese ökono-
metrisch bestimmte Mitgliederfunktion (3.7), die als Argumente überdies 
Löhne, Preise, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit enthält, weckt auch Zwei-
fel an der Kausalrichtung der Beziehung von Löhnen und Mitgliederstärke 
und an der Behauptung von Hines (1964, 1969), die Veränderung der gewerk-
schaftlichen Mitgliederstärke sei ein von Konjunkturvariablen und der Ar-
beitsnachfrage unabhängiger, autonomer Militanzindikator. 

Ungeachtet solcher Schwächen verwendet Hines (1964) diesen Indikator zur 
Überprüfung des Zusammenhanges zwischen gewerkschaftlicher Militanz und 
Lohninflation in Großbritannien für die Jahre 1893-1961. Neben einigen 
Einzelregressionen schätzt er das folgende simultane Gleichungssystem, bei 

1) Vgl. Purdy & Zis (1974), Armstrong, Bowers & Burkitt (1977) sowie die 
Darstellung der ökonomischen Theorie der Gewerkschaft in den Kapiteln 
5 und 6. überblicke über die unterschiedlichen Theorien kollektiver 
Verhandlungen, auf die hier nicht näher eingegangen werden kann, geben 
Zerche (1970; 1979, Kap.3), Külp (1973) und Keller (1974), während der 
in den letzten Jahren verstärkt eingeschlagene Weg der spieltheoreti-
schen Analyse besonders in den von De Menil (1971), Güth (1978), Roth 
(1985) und Binmore & Dasgupta (1987) vorgelegten Arbeiten zum Ausdruck 
kommt. 
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dem t einen Zeitindex und 6 eine Veränderungsrate darstellen, währende, f, 
und g Störterme mit den üblichen Eigenschaften sind: 

(4. 1) 

(4.2) 

(4.3) 

Die Lohninflationsgleichung (4.1) kann wegen der Verwendung der Arbeitslo-
senrate Ut als eine um Inflationserwartungen (6Pt-0, 5) und gewerkschaftli-
chen Lohndruck (60t und Ot) erweiterte Phillips-Kurve charakterisiert wer-
den. Die Verwendung von O neben dem eigentlichen Militanzindikator 60 spie-
gelt dabei nur die Möglichkeit unterschiedlicher Wirkungen von 60 bei un-
terschiedlichen Höhen des Organisationsgrades im laufe der langen Beobach-
tungsperiode wider und ist von untergeordneter Bedeutung. Die Preisinfla-
tionsgleichung (4.2) ist mit der These einer Aufschlagskalkulation der 
Unternehmen vereinbar, wobei neben der Entwicklung der Löhne (6Wt) auch 
noch Veränderungen der Importpreise (6IMt-0, 5) und der volkswirtschaftli-
chen Produktivität (6PRt) berücksichtigt werden. Die Veränderung des gewerk-
schaftlichen Organisationsgrades wird in der Militanzgleichung (4.3) in Ab-
hängigkeit vom bestehenden Organisationsgrad (Ot_ 1) sowie von der Entwick-
lung der Preise (6Pt-0, 5) und der realen Gewinne (6RGt-0, 5) ausgedrückt, 
deren theoretische Rechtfertigung bereits im vorigen Kapitel diskutiert 
wurde. 

Hines (1964) berücksichtigt nach entsprechenden Voruntersuchungen jedoch in 
Gleichung (4.3) nicht die Arbeitslosenrate, da nach seiner Ansicht, die 
sich mit einer strengen soziopolitischen Inflationserklärung deckt, die ge-
werkschaftliche Militanzvariable von Schwankungen der Arbeitsnachfrage und 
anderen Marktbedingungen unabhängig sein und die Löhne autonom beeinflussen 
sollte. Tatsächlich findet Hines (1964) - wie in einer bis 1970 verlänger-
ten Neuschätzung auch Dogas & Hines (1975) und in einer disaggregativen An-
wendung eines ähnlichen Modells auf verschiedene Industriezweige auch Hines 
(1969) - bei einer 2SLS-Simultanschätzung des obigen Gleichungssystems, daß 
in Gleichung (4.1) der Einfluß der Arbeitslosenraten unbedeutend bzw. insig-
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nifikant ist, während die durch 60t gemessene gewerkschaftliche Militanz 
Lohnerhöhungen autonom und signifikant beeinflußt. Dies wird von Hines 
(1964, 1969) bzw. Dogas & Hines (1975) als eindeutige Bestätigung der Be-
deutung gewerkschaftlichen Lohndrucks für die Inflation gesehen. l) 

Allerdings stoßen die Studien von Hines (1964, 1969) bzw. Dogas & Hines 
(1975) auf verbreitete, sowohl theoretisch als auch empirisch begründete 
Kritik. Thomas & Stoney (1970) zeigen, daß das von Hines (1964) geschätzte 
simultane Gleichungssystem dynamisch instabil ist, vermögen dieses Problem 
jedoch durch eine verbesserte Spezifikation der Preisvariablen zu beheben. 
Purdy & Zis (1973, 1974, 1976) weisen auf die oben diskutierte Problematik 
der Wahl des Militanzindikators 60 hin und stellen fest, daß sowohl die 
theoretische Rechtfertigung und Interpretation als auch die zeitliche Sta-
bilität und statistische Signifikanz des gesamten Modells deutlich zu wün-
schen übrig lasse. Die Zweifel an der allgemeinen empirischen Gültigkeit 
der Aussagen von Hines (1964, 1969) bzw. Dogas & Hines (1975) werden durch 
den gescheiterten Versuch einer Neuschätzung des Hines-Modells mit briti-
schen Daten für die Jahre 1951-1980 von Ellis, Pearson & Periton (1987) 
sowie durch andere Studien verstärkt, die wie Henry, Sawyer & Smith (1976) 
für Großbritannien oder Ward & Zis (1974) für die Niederlande und die 
Bundesrepublik Deutschland keinen signifikanten Einfluß von 60 in Lohn-
gleichungen feststellen können. Mit einer empirischen Zurückweisung der 
Thesen von Hines (1964, 1969) für die Bundesrepublik Deutschland enden 
auch die disaggregative Lohnstudie von Deutschmann & Schmiede (1983, Kap.5) 
und der Versuch einer Replikation des Modells von Dogas & Hines (1975) 
durch Fautz (1980). 

Aufgrund dieser theoretischen wie empirischen Schwächen stößt die Plausi-
bilität der Aussagen von Hines (1964, 1969) bzw. Dogas & Hines (1975) auf 

1) Im Gegensatz zu diesem aufsehenerregenden Ergebnis wird jedoch die fol-
gende Aussage von Hines (1969, S.83) bzw. von Dogas & Hines (1975) meist 
kaum beachtet: "lt should be emphasized that our result in no way lays 
the blame for inflation at the door of the trade unions. They simply 
attempt to protect and advance the real incomes of their members by 
raising their rates of pay. The extent to which this is associated with 
inflation depends, among other things, on the ability of employers to 
pass on wage increases in higher prices." 
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verbreitete Skepsis. 1) Andererseits vermögen Ashenfelter, Johnson & Pencavel 
(1972) durch Schätzung eines ähnlichen, aber sorgfältiger hergeleiteten Si-
multanmodells von Löhnen, Preisen und gewerkschaftlicher Mitgliederentwick-
lung für die USA von 1914-1963 die Lohndruckhypothese zu bestätigen. Als 
statistisch signifikante Indikatoren gewerkschaftlicher Militanz verwenden 
Ashenfelter, Johnson & Pencavel (1972) jedoch, wie auch Gärtner (1985b), 
neben der Veränderung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen (anstatt des 
Organisationsgrades) auch die Streiktätigkeit, deren Eignung im folgenden 
diskutiert werden soll. 

4.2.2. Streiktätigkeit als Militanzindikator 

Der als Alternativlösung oft vorgeschlagene Rückgriff auf Streikstatistiken 
als Maß gewerkschaftlicher Militanz ist bereits aus Gründen der Objektivi-
tät (Kriterium 1) bedenklich. Wie in Kapitel 7 näher erläutert werden wird, 
existieren nämlich verschiedene Statistiken für Häufigkeit, Dauer und Um-
fang von Streiks, die nach Erkenntnissen von Ward & Zis (1974) keineswegs 
eng miteinander korreliert sind und die überdies durch teils gravierende 
Fehler, Auslassungen (z.B. kleinerer Streiks) und subjektive Einschätzungen 
geprägt sind. Ferner wird in der amtlichen Bundesstatistik weder in gewerk-
schaftlich organisierte und ''wilde" noch in lohnbezogene und andere Streiks 
unterschieden, was jedoch für eine eindeutige Analyse von gewerkschaftlicher 
Streiktätigkeit und Lohninflation wichtig wäre. Diese Problematik sowie die 
Vernachlässigung anderer gewerkschaftlicher Sanktionsmöglichkeiten wie Ar-

1) Vgl. die Übersichten von Parsley (1980), Jackman, Mulvey & Trevithick 
(1981, Kap.4), Meyer (1983) und von Gärtner (1981, S.273), der resümiert: 
"Die Mehrzahl der Autoren, die sich zu diesem Thema geäußert haben, 
scheint jedoch die Hinessche Hypothese für wenig plausibel zu halten und 
anderen Erklärungen des beobachteten empirischen Phänomens den Vorzug zu 
geben". Eine solche, wegen ihrer in Kapitel 7 erläuterten Bedeutungslo-
sigkeit für bundesdeutsche Arbeitsmarktverhältnisse noch nicht erwähnte 
Alternativerklärung könnte sein, daß der Schätzkoeffizient von 60 nur 
das in Großbritannien bedeutsame gewerkschaftliche Lohndifferential grob 
widerspiegelt, was mit Erkenntnissen von Mulvey & Gregory (1977) sowie 
von Pencavel (1977) vereinbar wäre. Ferner interpretiert Thomas (1977) 
die von ihm in modifizierten Phillips-Kurven von sechs Industrieländern 
festgestellte Signifikanz des gewerkschaftlichen Organisationsgrades 
ausdrücklich nicht als Anzeichen für Militanz, sondern für abschwächende 
Einflüsse der gewerkschaftlichen Organisierung auf den Zusammenhang von 
Arbeitslosigkeit und Lohnentwicklung. 
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beitsverzögerungen, Überstundenverweigerung, Dienst nach Vorschrift oder 
erhöhte Abwesenheit vom Arbeitsplatz durch die alleinige Konzentration auf 
Streiks beschränken auch die im zweiten Kriterium geforderte Sensibilität 
des Indikators. Nach Ansicht von Laidler & Parkin (1975) ergibt sich über-
dies eine Überschätzung der Beziehung zwischen Streiks und Löhnen, falls 
Streiks das Ergebnis nicht übereinstimmender Inflationserwartungen beider 
Tarifvertragsparteien sind und solche Erwartungsdivergenzen mit steigenden 
Inflationsraten zunehmen, oder falls die saisonale Komponente von Streik-
aktivitäten nicht angemessen berücksichtigt wird. 

Purdy & Zis (1974) weisen ferner darauf hin, daß an einem Arbeitskonflikt 
schließlich zwei Parteien beteiligt sind und Streiks deshalb auch als ein 
Indikator des Arbeitgeberwiderstandes interpretiert werden könnten, was 
dem dritten Kriterium der Eindeutigkeit widerspricht. Nicht zuletzt wegen 
der Beteiligung zweier Parteien überrascht es auch nicht, daß die wenigen 
Modelle der Lohnbildung, die Streikaktivitäten explizit berücksichtigen 
und damit dem vierten Kriterium entsprechen, meist entweder wie Johnston 
(1972) bzw. Johnston & Timbre!! (1973) das Vorzeichen der Lohn-Streik-Be-
ziehung nicht eindeutig vorherzusagen bzw. empirisch zu bestimmen vermögen 
oder gar wie Geroski, Hamlin & Knight (1982) Streiks als Zeichengewerk-
schaftlicher Verhandlungsschwäche interpretieren. Letztere stoßen bei ihrer 
Querschnittsanalyse für Großbritannien - wie auch Blejer (1981) für Chile 
und Gärtner (1983) für die Bundesrepublik Deutschland - überdies auf eine 
Simultanitätsbeziehung zwischen Lohnerhöhungen und Streiks, die Geroski, 
Hamlin & Knight (1982, S.289) wie folgt interpretieren: "such statements 
as 'strikes cause wage rises' make no sense. Rather, the two are joint 
products of the bargaining process". Dazu paßt auch die bereits in der 
grundlegenden Untersuchung von Ashenfelter & Johnson (1969) festgestellte 
und für die Bundesrepublik Deutschland durch mehrere Arbeiten von Gärtner 
(1983, 1985a,b) bestätigte empirische Evidenz der Abhängigkeit der Streik-
aktivität von ökonomischen Variablen wie z.B. der Arbeitslosenrate oder 
der Lohnentwicklung. Deshalb kann die Streiktätigkeit keineswegs als ein 
von Schwankungen der Konjunktur und der Arbeitsnachfrage unabhängiger Mili-
tanzindikator und die Kausalrichtung der Beziehung von Lohnentwicklung und 
Streiks keinesfalls als theoretisch und empirisch eindeutig angesehen 
werden. 



70 

Da Streiks somit keines der von Purdy & Zis (1974) aufgestellten Kriterien 
für einen guten Indikator der Stärke des gewerkschaftlichen Einflusses auf 
die Lohnbildung erfüllen, überrascht es nicht, daß die mit ihrer Verwendung 
einhergehende internationale empirische Evidenz nicht eindeutig ausfällt. 
Untersuchungen von Ashenfelter, Johnson & Pencavel (1972), Ward & Zis (1974), 
Laidler (1976) 1) und Phipps (1977) zeigen, daß Streikaktivitäten in den USA, 
Italien, Frankreich und Australien zu signifikanten Lohn- und Preisstei-
gerungen führten, während Inflationseffekte für die Niederlande, Japan, die 
Schweiz und die Bundesrepublik Deutschland nicht nachgewiesen werden können. 
Für die Bundesrepublik finden jedoch Fautz (1979) und Gärtner (1985b) einen 
signifikanten Einfluß der Streiktätigkeit auf die Tariflohnentwicklung. 
Allerdings erstreckt sich ein solcher stabiler und signifikanter Streikein-
fluß nach Beobachtungen von Pauly (1978, S.362) wie von Fautz (1979) nicht 
auch auf die Effektivlohnentwicklung und er ist überdies abhängig von der 
jeweils verwendeten Streikstatistik. Damit wird das bereits oben diskutierte 
Problem der mangelnden Objektivität und Eindeutigkeit dieses Indikators 
nochmals unterstrichen. 2) Noch widersprüchlicher stellt sich die empirische 

1) Laidler (1976) vergleicht in seiner internationalen Untersuchung die mo-
netaristische Theorie, deren Überprüfung zu seiner Zufriedenheit ausfällt, 
mit der soziopolitischen Inflationserklärung, deren These eines autonomen 
gewerkschaftlichen Lohndrucks kaum Bestätigung findet. Da auch die ge-
meinsame Überprüfung beider Alternativtheorien in einer umfassenden Preis-
gleichung die Dominanz "monetaristischer" Erklärungsvariablen zeigt, 
schließt Laidler (1976, S.295) auf die Überlegenheit der monetaristischen 
Inflationserklärung: "Thus, the monetarist hypothesis performs better 
than the sociological one, while an attempt to add strike activity to a 
monetarist equation contributes only marginally to the explanation". 
Diese Schlußfolgerung wie auch die angeblich unausgewogene Vorgehensweise 
von Laidler (1976) einschließlich der Verwendung der Streiktätigkeit als 
autonomem Militanzindikator stoßen allerdings auf scharfe Kritik von 
Pfister (1981, S.101), der sie "von der Methode wie von der Intention 
her als Vulgärökonomie, hier speziell Vulgärmonetarismus" bezeichnet. 

2) Diese Problematik wird auch anhand der internationalen Untersuchung von 
Layard & Nickell (1985) deutlich, die je nach untersuchtem Land völlig 
unterschiedliche Indikatoren verwenden (für Frankreich und Japan die An-
zahl der Streiks pro Beschäftigten, für die Bundesrepublik die Streikaus-
falltage pro Beschäftigten und für Großbritannien das gewerkschaftliche 
Lohndifferential), um einen Einfluß gewerkschaftlicher Macht auf die 
Lohnentwicklung nachweisen zu können. Allerdings führt gewerkschaftlicher 
Lohndruck im Rahmen des Modells von Layard & Nickel! (1985, 1986) - in 
übereinstirrrnung mit der in Kapitel 6 dargestellten neueren Gewerkschafts-
theorie - nicht zu Inflation, sondern zu einem Anstieg der Arbeitslosig-
keit; vgl. auch Kapitel 7. 
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Überprüfung für Großbritannien dar, wo bei Verwendung der Streiktätigkeit 
als Militanzindikator die Lohndruckhypothese von Johnston & Timbrell (1973) 
sowie Ward & Zis (1974) verworfen, von Godfrey & Taylor (1973) jedoch bestä-
tigt wird. Dies veranlaßt Zis (1977, S.53) nach eigenen, ebenfalls nicht 
eindeutigen Überprüfungen zu einer Feststellung, die allgemeine Gültigkeit 
haben dürfte: "conclusions regarding the role of trade unions in generating 
wage inflation that are based on wage equations in which strikes feature as 
an independent variable ..• must be treated with caution". 

4.2.3. Dummyvarlablen als Milltanzlndikatoren 

Eine dritte Möglichkeit der empirischen Überprüfung des gewerkschaftlichen 
Einflusses auf die Lohnentwicklung besteht in der Verwendung von Durnmyva-
riablen. Diese Variablen nehmen in Perioden, die in der Literatur überein-
stimmend als Phasen gewerkschaftlichen Lohndrucks bzw. gewerkschaftlicher 
Zurückhaltung dargestellt werden, den Wert 1 und sonst den Wert O an. An-
hand der Signifikanz und Größe ihres Schätzkoeffizienten läßt sich die 
Existenz und Stärke des postulierten Gewerkschaftseinflusses feststellen. 

Da Dummyvariablen konstruktionsbedingte Probleme der fehlenden Sensibili-
tät wie auch der mangelnden eindeutigen theoretischen Absicherung und da-
mit der Subjektivität aufweisen, vermögen sie die oben angeführten Krite-
rien für einen Indikator des dauerhaften Gewerkschaftseinflusses allesamt 
nicht zu erfüllen. Ihre Verwendung kann deshalb nur zur Untersuchung eines 
allgemein als außergewöhnlich und zeitlich begrenzt angesehenen gewerk-
schaftlichen Einflusses gerechtfertigt werden. l) Für die Bundesrepublik 
Deutschland herrscht in der Literatur weitgehende Übereinstimmung, daß ein 
solcher Gewerkschaftseinfluß vor allem in zwei aufeinanderfolgenden Zeit-
abschnitten zum Tragen gekommen sein dürfte: in einer Phase der Lohnzurück-
haltung im Rahmen der "Konzertierten Aktion" von 1967 bis zu den wilden 
Streiks damit nicht einverstandener Arbeitnehmer im Herbst 1969, und in 
einer darauf folgenden Phase gewerkschaftlichen Lohndrucks, die ihren Höhe-

1) Vgl. Gordon (1977, S.426), der feststellt: "The use of dunvny variables 
... is generally accepted as legitimate when some a priori reason sug-
gests treating a particular period as unique". 
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punkt in dem Anstieg der im folgenden untersuchten effektiven Nominallöhne 
von fast 16% im Jahre 1970 fand. l) 

In internationalen empirischen Untersuchungen bestätigen sowohl Perry (1975) 
als auch Gordon (1977) die Signifikanz der Lohndruck-Dummyvariablen des 
Jahres 1970 für die Bundesrepublik Deutschland; allerdings erweist sich die 
nur von Gordon (1977) getestete Dummyvariable der gewerkschaftlichen Lohn-
zurückhaltung als insignifikant. Signifikante Erklärungsbeiträge von Dummy-
variablen des gewerkschaftlichen Lohndrucks finden sich auch in Lohnglei-
chungen für Italien, Frankreich, Schweden und Großbritannien, doch setzen 
sich diese autonomen Lohnbewegungen nach Erkenntnissen von Gordon (1977) 
nur in Großbritannien auch in eine Erhöhung des Preisniveaus um. Gordon 
(1977) schenkt bei seiner Untersuchung Kausaleinflüssen im Sinne von Granger 
(1969) besondere Beachtung und stellt fest, daß in allen untersuchten Län-
dern Lohnveränderungen keine dauerhaften kausalen Einflußfaktoren einer 
monetären Reaktionsfunktion der Zentralbank darstellen. Dies steht im Wider-
spruch zur soziopolitischen Erklärung der Inflation als einer durch Lohn-
steigerungen verursachten Geldmengenexpansion, bestätigt aber die moneta-
ristische Annahme einer nichtakkommodierenden Geldpolitik. Obwohl weitere 
Tests auch Schwächen der monetaristischen Inflationserklärung aufzeigen, 
kommt Gordon (1977) in seinem Vergleich beider Ansätze zu dem Schluß, die 
monetaristische Theorie vermöge Inflation besser zu erklären als die sozio-
politische bzw. Lohndruck-Hypothese. 

4.2.4. Ein kurzes Fazit 

Die obigen Darlegungen zeigen, daß - nicht nur aus soziopolitischer Sicht -
die Messung wie auch die empirische Überprüfung des gewerkschaftlichen Ein-
flusses auf die Entwicklung der Löhne und Preise keineswegs zur vollständi-
gen Zufriedenheit ausfallen. Dies dürfte nicht zuletzt auf das Fehlen eines 

1) Vgl. Bergmann, Jacobi & Müller-Jentsch (1976, S.246-251), Berndt (1977, 
Kap.4.2) sowie Müller-Jentsch (1986, S.260), der feststellt: "Am effek-
tivsten erwies sich die 'Konzertierte Aktion' in den Jahren 1967-69: in 
diesen Jahren lagen die gewerkschaftlichen Tarifabschlüsse sehr nahe an 
den Orientierungsdaten. Nach den 'wilden Streiks' im September 1969 
wichen die Tarifabschlüsse in den Jahren 1970/71 erheblich von den Ori-
entierungsdaten ab." 
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optimalen Indikators für gewerkschaftliche Macht und Militanz zurückzuführen 
sein. Allerdings ließe sich die unabhängig von der Verwendung von Dunvnyva-
riablen oder Streik- und Gewerkschaftsvariablen gleichbleibend unzureichende 
empirische Evidenz, verbunden mit einer ebenso unbefriedigenden theoreti-
schen Grundlage, auch als Zeichen für die Unangemessenheit der soziopoliti-
schen Inflationserklärung deuten. Bevor jedoch ein solches Verdikt ausge-
sprochen werden kann, soll zuerst durch eigene Schätzungen mit Ein- und 
Mehrgleichungsmodellen sowie unter Verwendung von Kausalitätstests der Zu-
sammenhang zwischen gewerkschaftlicher Macht bzw. Militanz und Inflation 
für die Bundesrepublik Deutschland empirisch überprüft werden. 

4.3. Empirische OberprOfungen für die Bundesrepublik Deutschland 

4.3.1. Oberprilfungen der Signifikanz verschiedener Militanzindi-
katoren in einer aggregierten Lohngleichung 

Grundlage der Überprüfung des gewerkschaftlichen Einflusses auf die Lohnent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland ist die folgende Nominallohnglei-
chung, in der als abhängige Variable die im vorigen Kapitel bereits als er-
klärende Variable benutzte prozentuale Veränderungsrate des Einkommens aus 
unselbständiger Arbeit pro Beschäftigten, 8Wt, Verwendung findet: l) 

(4.4) 

1) Diese Konsistenz bei der Verwendung von Variablen ist eine Voraussetzung 
für die später folgenden Schätzungen simultaner Gleichungssysteme, doch 
wäre in diesem Falle die Verwendung der Tariflöhne - anstatt der hier und 
in vielen internationalen wie auch in den auf die Bundesrepublik bezoge-
nen Untersuchungen von Ward & Zis (1974) und Pauly (1978) verwendeten 
Effektivlöhne - aus theoretischen Gründen eventuell vorzuziehen. Aller-
dings steht der vom Statistischen Bundesamt in seiner Fachserie 16 (Rei-
he 4.3) ausgewiesene Gesamt-Tariflohnindex erst ab 1958 und die entspre-
chende Veränderungsrate somit erst ab 1959 zur Verfügung, was eine Be-
trachtung des im vorigen Kapitels verwendeten Schätzzeitraumes 1955-1984 
sowie entsprechende Simultanschätzungen unmöglich machen würde. überdies 
stellt Fautz (1979, 1980) eine sehr enge Korrelation der Veränderungs-
raten der Tarif- und Effektivlöhne fest, wenn auch letztere etwas schwä-
cher bzw. eher indirekt von gewerkschaftlichen Aktivitäten beeinflußt 
werden dürften; vgl. auch Deutschmann & Schmiede (1983) und Ibler (1986). 
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Die möglicherweise umstrittenste der erklärenden Variablen, die im Anhang 
definiert und erläutert werden, dürfte die Arbeitslosenrate Ut sein, deren 
Verwendung in Lohngleichungen durch neuere Schätzungen für OECD-Länder von 
Grubb (1986) und von Knoester & Windt (1987) jedoch eindeutig gerechtfer-
tigt wird. Ein solcher in der Phillips-Kurve zum Ausdruck kommender Zusam-
menhang von Arbeitsmarktverhältnissen und Lohnentwicklung, der sich mit 
Ramser (1976) auch entscheidungstheoretisch als formaler Ausdruck einer 
optimalen gewerkschaftlichen Anpassungs- und Verhandlungsstrategie inter-
pretieren läßt, steht jedoch im Widerspruch zu der von Hines (1964) postu-
lierten und hier zu überprüfenden "autonomen" Beeinflussung der Löhne durch 
gewerkschaftliche Militanz. 

Dem Einfluß der Preisentwicklung bzw. der Inflationserwartungen wird in 
Gleichung (4.4) - wie auch bei Fautz (1979) - durch die Verwendung der ak-
tuellen Inflationsrate ßPt Rechnung getragen. Diese zunächst als exogen 
betrachtete Variable wird später durch die Verwendung einer Preisgleichung 
in Simultanschätzungen endogenisiert werden, da sie in einer Wechselbezie-
hung zu ßWt stehen könnte. Ein weiterer positiver Einflußfaktor der Lohn-
entwicklung dürfte in der Entwicklung der volkswirtschaftlichen Produktivi-
tät, ßPRt, zu sehen sein. Diese ist hier als Veränderungsrate eines glei-
tenden Zweijahresdurchschnitts spezifiziert, der sich bei den Schätzungen 
von Knoester & Windt (1987) für die Bundesrepublik Deutschland als hochsig-
nifikant erwiesen hat. 

Die letzte in Gleichung (4.4) verwendete Erklärungsvariable ist die Verän-
derungsrate der direkten Abgabenlast, ßABt, d.h. des Keils, den gesetzliche 
Regelungen zwischen denjenigen Betrag, der für die Arbeitgeber nach Bezah-
lung von Sozialversicherungsbeiträgen die Kosten des Faktors Arbeit dar-
stellt, und den nach Abzug der Lohnsteuer für die Arbeitnehmer übrigblei-
benden Betrag treiben. Die Abgabenlast und ihre überwälzbarkeit von Arbeit-
nehmern auf Arbeitgeber in Tarifverhandlungen spielt besonders in den Mo-
dellen und Schätzungen von Layard & Nickell (1985, 1986), Knoester & Windt 
(1987) und Tullio (1987) eine große Rolle, doch berücksichtigen auch schon 
die empirischen Arbeiten von Johnston & Timbrell (1973) und Pauly (1978) 
den möglichen Einfluß des Steuersystems auf die Lohnentwicklung. 

Wie aus Tabelle 4.1 ersichtlich, erweisen sich die oben diskutierten Varia-
blen bei einer Schätzung von Gleichung (4.4) mittels der Methode der klein-



Tabelle 4.1: OLS-Schätzungen einer um Militanzindikatoren erweiterten Lohngleichung (6W), 1955-1984 
Regression: 4.4 4.4a 4.4b 4.4c 4.4d 4.4e 4.4f 4.4g 4.4h 4.4i 4.4k 
Prüfmaße: 

R' 0,781 0,857 0,794 0,794 0,785 0,786 0,789 0,789 0,910 0,805 0,914 
SER 1,436 1, 187 1,424 1,452 1,452 1,451 1,440 1,439 0,940 1,384 0,937 
F 22,313 28,678 18,455 14,791 17,554 17,595 17,946 17,971 48,562 19,799 40,877 
DW 1,857 2,086 1,724 1,733 1,993 1,999 1,982 1,966 1,931 1,805 2,000 

Koeffizifflten: 
Konst. 1,884 3,499 1,776 -0,074 1,609 1,603 1,680 1,776 0,959 3,575 1,740 

(1,040) (2,237) (0,988) (0,010) (0,858) (0,856) (0,919) (0,977) (0,802) (1,781) (1,242) 
ut -0,440 -0,331 -0,382 -0,407 -0,452 -0,454 -0,467 -0,473 -0,363 -0,520 -0,401 

(3,341) (2,922) (2,733) (2,337) (3,363) (3,374) (3,456) (3,468) (4,157) (3,843) (4,256) 
6Pt 0,860 0,484 0,782 0,764 0,889 0,891 0,877 0,875 1,022 0,630 0,914 

(3,692) (2,203) (3,263) (3,010) (3,714) (3,723) (3,746) (3,742) (6,598) (2,408) (4,946) 
6PRt 0,937 0,625 1,021 0,988 0,968 0,966 0,949 0,931 1,018 0,777 0,944 

(3,621) (2,702) (3,840) (3,279) (3,644) (3,651) (3,653) (3,588) (5,987) (2,917) (5,157) 
Mßt 0,927 0,877 0,908 0,944 0,903 0,906 0,853 0,863 0,394 1,103 0,496 

(2,692) (3,080) (2,658) (2,510) (2,580) (2,595) (2,408) (2,456) (1,621) (3,173) ( 1 , 902) 
6\ 0,811 

(3,553) 
60t 0,251 0,247 

(1,201) (1,156) 
ot 0,062 

(0,255) 
St O,CXXXXXl1 

(0,676) 
(S/B\ 3,011 

(O ,708) 
S\ 0,000002 

(ST/B\ 
(0,941) 

0,309 
(0,956) 

D70 6,150 5,858 
(5,864) (5,417) 

D6769 -1,720 -0,750 
(1,707) (1,063) 

4.41 

0,932 
0,838 

52, 166 
1,882 

2,054 
(1,801) 
-0,313 
(3,909) 
0,776 

(4,687) 
0,823 

(4,899) 
0,457 

(2,098) 
0,470 

(2,688) 

5,090 
(5,017) 

" u, 
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sten Quadrate (OLS) als hochsignifikante Erklärungsfaktoren der Nominal-
lohnentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland von 1955-1984. Während 
die Schätzkoeffizienten von 6Pt und 6PRt in der erwarteten Größenordung 
nahe 1 liegen, überrascht die Größe des Koeffizienten a4 , dem zufolge es 
den Gewerkschaften in hohem Maße gelingt, in Tarifverhandlungen Nettoein-
kommenszuwächse zu erzielen; allerdings bewegt sich auch dieser Schätzko-
effizient in dem von Knoester & Windt (1987) international festgestellten 
Rahmen von 0,4 bis 1. Der signifikante und negative Schätzkoeffizient der 
Arbeitslosenrate deutet auf die Existenz einer Phillips-Kurven-Beziehung 
für die Bundesrepublik hin, die jedoch erst nach gleichzeitiger Einbezie-
hung von Militanzindikatoren näher interpretiert werden sollte. Weitere 
potentielle Einflußfaktoren wie Unternehmensgewinne (vgl. Kaldor, 1959; 
Pauly, 1978; Ibler, 1986), Politikvariablen (vgl. Gärtner, 1980) oder 
"terms of trade"-Variablen (vgl. Grubb, 1986) weisen keinen zusätzlichen 
Erklärungswert auf. Somit kann Regressionsgleichung (4.4), die durch Ab-
wesenheit von Autokorrelation sowie durch einen guten Erklärungswert ge-
kennzeichnet ist und deren zeitliche Stabilität überdies durch Bestehen 
des Strukturbruchtests von Chow (1960) bestätigt wird, als Ausgangspunkt 
für die nun folgende Überprüfung der Signifikanz zusätzlicher Militanz-
variablen verwendet werden. 

Dabei soll als erster Militanzindikator die Veränderungsrate der absoluten 
oder relativen gewerkschaftlichen Mitgliederstärke Berücksichtigung finden. 
Ergänzt man Gleichung (4.4) um die von Ashenfelter, Johnson & Pencavel 
(1972) und von Gärtner (1985b) erfolgreich verwendete Veränderungsrate der 
gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen, 6Tt, so erweist sich in einer solchen, 
in Tabelle 4.1 wiedergegebenen OLS-Regressionsgleichung (4.4a) dieser Mili-
tanzindikator mit einem t-Wert von 3,55 als hochsignifikanter Erklärungs-
faktor der Nominallohnentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland. Ver-
wendet man jedoch statt der absoluten Mitgliederstärke die von Hines (1964, 
1969) propagierte Veränderungsrate der relativen Mitgliederstärke, nämlich 
des Organisationsgrades (60t)' so weist deren Schätzkoeffizient in Regres-
sion (4.4b) nur noch einen t-Wert von 1,20 auf und ist somit statistisch 
nicht signifikant von Null verschieden. Auch wenn in Schätzgleichung (4.4c) 
der Empfehlung von Hines (1964) bzw. Dogas & Hines (1975) gefolgt und zur 
Berücksichtigung eventueller Niveaueffekte neben der Veränderungsrate zu-
sätzlich die Höhe des Organisationsgrades einbezogen wird, ändert sich an 
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dieser Insignifikanz von ß0t nichts. Dies relativiert natürlich etwas das 
später noch genauer zu untersuchende signifikante Ergebnis für ßTt. 

Noch schlechtere Resultate ergeben sich bei der Verwendung der Streiktätig-
keit als Militanzindikator, wie die Schätzgleichungen (4.4d)-(4.4g) in Ta-
belle 4.1 verdeutlichen. Dabei macht es keinen Unterschied, ob als Streik-
maß in Regression (4.4d) die Anzahl der Streikausfalltage verwendet wird, 
ob diese Größe zur Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer in Beziehung gesetzt 
wird (Schätzgleichung 4.4e), ob in Regression (4.4f) die Anzahl der Arbeits-
kampfteilnehmer benutzt wird, oder ob auch diese Größe in Gleichung (4.4g) 
auf die Beschäftigtenzahl bezogen wird. l) In allen Fällen liegt der t-Wert 
des Schätzkoeffizienten der Streikvariablen sogar unter 1, so daß ein sig-
nifikanter Einfluß der Streiktätigkeit auf die effektive Nominallohnent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen werden kann. An 
dieser Insignifikanz ändert sich auch nichts, wenn der Beobachtungszeitraum 
in zwei Teilperioden bis und ab 1970 halbiert wird, wenn - wie bei Fautz 
(1979) - neben den Niveaus auch die Veränderungsraten der Streikvariablen 
berücksichtigt werden, oder wenn - in Anlehnung an Ashenfelter, Johnson & 
Pencavel (1972) sowie Gärtner (1985b) - Kombinationen von ßT bzw. ß0 mit 
Streikvariablen verwendet werden, die alle in Tabelle 4.1 nicht aufgeführt 
sind. 

überprüft man nach diesen Indikatoren eines dauerhaften Gewerkschaftsein-
flusses die oben angesprochene These eines außergewöhnlichen gewerkschaft-
lichen Tarifverhaltens in den Jahren 1967-1969 und 1970, so erweist sich 
in den Regressionsgleichungen (4.4h) und (4.4k) nur die Dummyvariable des 
gewerkschaftlichen Lohndrucks (D70) als hochsignifikant. Sie vermag einen 
über das übliche Maß hinausgehenden Anstieg der Löhne von ungefähr 6 Pro-
zentpunkten im Jahre 1970 zu erklären und ihre Verwendung läßt die Güte 

1) Diese Spezifikationen der Streikvariablen wurden von Ward & Zis (1974), 
Laidler (1976), Pauly (1978), Fautz (1979), Tran Van Hoa (1981), Layard 
& Nickell (1985) und Gärtner (1985b) benutzt. Die Verwendung der Anzahl 
bzw. Häufigkeit von Arbeitsniederlegungen als eines weiteren Streikmaßes, 
das unter anderem in den Arbeiten von Ashenfelter, Johnson & Pencavel 
(1972), Godfrey & Taylor (1973), Johnston & Timbrell (1973), Ward & Zis 
(1974), Phipps (1977) und Blejer (1981) benutzt wird, ist für die Bundes-
republik Deutschland nicht möglich, da vom Statistischen Bundesamt keine 
entsprechende Statistik geführt wird; vgl. Kapitel 7. 
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der Anpassung (R') der Lohngleichung drastisch ansteigen sowie deren Stan-
dardfehler (SER) entsprechend zurückgehen. Demgegenüber ist der Dummy der 
Lohnzurückhaltung (06769) in Schätzgleichung (4.4i) nur marginal - nämlich 
mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von über 10% - signifikant und wird bei 
einer gleichzeitigen Verwendung mit 070 in Regression (4.4k) völlig insig-
nifikant, so daß ein entscheidender Einfluß gewerkschaftlicher Lohnzurück-
haltung empirisch nicht nachgewiesen werden kann. Dieses Ergebnis deckt 
sich mit den Erkenntnissen von Gordon (1977), der mit Quartalsdaten für die 
Bundesrepublik Deutschland ebenfalls einen insignifikanten Dummy der Lohn-
zurückhaltung (1967:1-1969:3) sowie einen signifikanten Lohndruckdummy 
(1969:4-1970:2) in der Größenordnung von 6% ausweist. Dennoch sollte bei 
der Interpretation dieser Ergebnisse nicht außer acht gelassen werden, daß, 
wie oben angesprochen, der Verwendung von Dummyvariablen immer etwas das 
Odium des Willkürlichen anhaftet und daß ihr Kausalzusammenhang mit gewerk-
schaftlichem Einfluß nicht unbedingt zwingend ist. 

Allgemein erscheint es, nicht nur wegen der durchgehenden Insignifikanz der 
Streikvariablen, verfrüht, aus der auch bei gemeinsamer Verwendung in Re-
gression (4.41) nochmals bestätigten Signifikanz von ßTt und 070 bereits 
auf die Existenz eines dauerhaften gewerkschaftlichen Lohndrucks und daraus 
auf Inflationswirkungen von Gewerkschaften zu schließen. Zur Vorsicht mahnt 
zum einen ein Vergleich der Prognosegüte der Gleichungen (4.4)-(4.41) auf 
der Basis eines verkürzten Schätzzeitraumes 1955-1979 und eines Prognose-
zeitraumes 1980-1984, der unter Verwendung des im vorigen Kapitel bereits 
erläuterten Ungleichheitskoeffizienten von Theil (1966) durchgeführt wurde. 
Hierbei zeigte sich, daß keine der Gleichungen mit Militanzindikatoren 
(einschließlich ölt und 070) eine bessere Vorhersagefähigkeit aufweist als 
die ursprüngliche Lohngleichung (4.4), was zwar nicht die mögliche Erklä-
rungs-, wohl aber die Vorhersagekraft der Militanzhypothese in Zweifel 
zieht. Zum anderen bedarf es für weitergehende Schlußfolgerungen zunächst 
verschiedener Untersuchungen über die Umsetzung von Lohnerhöhungen in Preis-
erhöhungen, die Existenz einer akkommodierenden Geldpolitik und das Problem 
einer möglichen Simultanbeziehung von Preisen und Löhnen, das zu einer Ver-
zerrung der obigen Kleinstquadratschätzungen führen könnte. Zur vorläufigen 
Überprüfung dieser zusammenhänge wird im folgenden von Granger(1969)-Kausa-
litätstests Gebrauch gemacht, die eine in den letzten Jahren mehr und mehr 
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verwendete Möglichkeit der Erfassung kausaler Beziehungen zwischen Zeit-
reihen darstellen. 1) 

4.3.2. Kausalitätstests 

Kausalitätstests gehen meist von folgenden, zuerst von Granger (1969) vor-
geschlagenen Definitionen aus: 

1) "Kausalität'': Eine Variable X heiße dann und nur dann (Granger-)kausal 
zu einer Variablen Y, wenn die Prognose zukünftiger Werte von Y dadurch 
verbessert werden kann, daß bei der Prognose neben den vergangenen Wer-
ten von Y auch vergangene Werte von X verwendet werden. 

2) "Gleichzeitige Kausalität": Die Variable X heiße dann und nur dann 
(Granger-)gleichzeitig kausal zu Y, wenn die Prognose zukünftiger Werte 
von Y dadurch verbessert werden kann, daß neben den vergangenen Werten 
von Y und X auch der gleichzeitige Wert von X in der Prognosegleichung 
Berücksichtigung findet. 

3) "Feedback": Zwischen X und Y bestehe Feedback (Rückkopplung), wenn so-
wohl X (Granger-)kausal zu Y als auch Y (Granger-)kausal zu X ist. 

Gegen dieses Konzept läßt sich einwenden, daß es Kausalität auf die Fähig-
keit der Minimierung des Prognosefehlers reduziert und daß deshalb statt 
von "Kausalität" besser von "inkrementeller Prognostizierbarkeit" gespro-
chen werden sollte. überdies kann bei "gleichzeitiger Kausalität" nur deren 
Existenz, nicht jedoch die dazugehörige Wirkungsrichtung festgestellt wer-
den. Selbst wenn "gleichzeitige Kausalität" zum Teil dadurch bedingt sein 
mag, daß die Abstände, in denen die Messungen der einzelnen Variablen er-
folgen, zu groß sind, um die Wirkungsrichtung anzeigen zu können, so stellt 
doch ihr Auftreten ein Problem des Granger-Kausalitätskonzepts dar, das nur 
mit zusätzlichen externen Informationen überwunden werden kann. Andererseits 
impliziert jedoch auch eine traditionelle Vorstellung von Kausalität die 
Prognostizierbarkeit, so daß auf dem Konzept der Granger(1969)-Kausalität 

1) Eine umfassende Darstellung und Kritik solcher Verfahren findet sich bei 
Kirchgässner (1981). Für Anwendungen dieser Verfahren auf Inflations-
und Arbeitsmarktfragen sei auf Gordon (1977), Tran Van Hoa (1981), Gärt-
ner (1983) und Shannon & Wallace (1985) verwiesen. 
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aufbauende statistische Verfahren bei Beachtung ihrer konzeptionellen Be-
schränkungen sehr wohl einen ergänzenden Beitrag zur empirischen Überprü-
fung theoretischer Kausalbeziehungen leisten können. l) 

Bei der Umsetzung des Granger-Kausalitätskonzepts und einer Anwendung auf 
Beziehungen zwischen zwei zumindest in ihren Residuen schwach stationären 
Zeitreihen X und Y verwendet man nach Erkenntnissen von Guilkey & Salemi 
(1982) am besten den sogenannten einfachen Granger-Test und bedient sich 
bivariater Spezifikationen des folgenden Typs: 

Yt = ao + f: a. Yt-. + f; b. Xt . + et 
i=1 l l i=1 l - l 

(4.5) 

Diese werden mit der Methode der kleinsten Quadrate (OLS) geschätzt, wobei 
et eine Störgröße mit den üblichen Eigenschaften darstellt. Wenn in einer 
solchen Schätzgleichung für Y die verzögerten Werte von X im Vergleich zu 
einer optimalen Spezifikation ohne X-Werte einen signifikanten Erklärungs-
beitrag liefern, d.h. wenn die Nullhypothese b1=b 2= ••• =bn=O zurückge-
wiesen werden kann, dann liegt ein (Granger-)kausaler Einfluß von X auf Y 
vor. Durch Vertauschen von X und Y in Gleichung (4.5) kann überprüft wer-
den, ob eine einfache Kausalbeziehung von Y auf X besteht. Für einen Test 
auf gleichzeitige Kausalität wird zu den schon in der Gleichung vorhandenen 
verzögerten endogenen und exogenen Variablen auch noch die unverzögerte 
exogene Veriable - in einer Gleichung für Y also Xt - hinzugefügt und ihre 
Signifikanz mittels eines F-Tests überprüft. 

Ein mögliches Problem stellt bei diesem Verfahren die erforderliche, oft 
mehr oder weniger willkürliche Wahl der Lag-Längen und ihre Bewertung dar. 
Zur Feststellung der optimalen Spezifikation soll deshalb eine modifizierte 
Form der von Hsiao (1981) propagierten schrittweisen autoregressiven Metho-
de zur Modellierung bivariater Beziehungen dienen, wobei jedoch statt des 
vorgeschlagenen "final prediction error"-Kriteriums von Akaike (1969) das 
verbesserte und nicht mehr zu einer Überschätzung der Lag-Längen neigende 

1) Vgl. Zellner (1979) und Kirchgässner (1981, S.21ff.) für eine ausführ-
liche Diskussion dieser Definitionen und ihrer Probleme. Auf statistisch-
methodische Probleme (wie z.B. Meß- und Spezifikationsfehler) und Be-
schränkungen von Kausalitätstests weisen ferner Jacobs, Leamer & Ward 
(1979), Lütkepohl (1982), Gupta (1987) und Ungern-Sternberg (1987) hin. 
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Bewertungskriterium von Hannan & Quinn (1979) Verwendung findet. Letzteres 
läßt sich darstellen als 

FPE(m,n) = ln(SSR/N) + 2(m+n+1)/N·lnlnN , 

wobei N die Anzahl der Beobachtungswerte, SSR die Summe der quadrierten Re-
siduen, In den natürlichen Logarithmus sowie m und n die Ordnungszahlen der 
Lags für die endogene und die exogene Variable darstellen. Eine optimale 
univariate Darstellung für die endogene Variable (Y) läßt sich finden, in-
dem man bi=O setzt und m von Obis 4 variiert, wobei die optimale Lag-Länge 
m* in derjenigen autoregressiven Darstellung zum Ausdruck kommt, die das 
Kriterium von Hannan & Quinn (1979) für (m,O) minimiert. Zu diesen m* ver-
zögerten Werten der endogenen Variable werden nun n verzögerte Werte der 
exogenen Variable (X) hinzugefügt. Die Minimierung des Hannan&Quinn-Krite-
riums von {m*,n) für O~n~4 führt schließlich zur optimalen bivariaten 
autoregressiven Darstellung der endlichen Ordnung {m*,n*). Ergänzt man 
diese optimale Spezifikation um die unverzögerte exogene Variable, so läßt 
sich gleichzeitige Kausalität überprüfen, während es für einen Test auf 
umgekehrte Kausalität bzw. Feedback nur einer Vertauschung von X und Y und 
analogen Vorgehens bedarf. 

Mit Hilfe von Granger{1969)-Kausalitätstests der eben beschriebenen Art 
sollen nun die folgenden Hypothesen überprüft werden, die sich aus der oben 
diskutierten soziopolitischen Inflationserklärung sowie aus den Überlegun-
gen im Rahmen der OLS-Schätzungen von Lohngleichung (4.4) ergeben: 

1) Wegen des in der extremen Form der soziopolitischen Inflationserklärung 
wie auch von Hines (1964, 1969) postulierten autonomen, d.h. von Ar-
beitsmarktverhältnissen unabhängigen, Einflusses gewerkschaftlicher 
Militanz geht von der Arbeitslosenrate U kein kausaler Einfluß auf die 
Lohnentwicklung 6W aus. 

2) Ein positiver und signifikanter Kausaleinfluß auf die Lohnentwicklung 
6W ergibt sich durch folgende Indikatoren gewerkschaftlicher Macht 
und Militanz: 
a) gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung (6T) 
b) Veränderung des gewerkschaftlichen Organisationsgrades (60) 
c) Streiktätigkeit (S, S/B, ST, ST/B). 
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3) Ein zumindest temporär signifikanter Gewerkschaftseinfluß auf die Lohn-
entwicklung nW findet seine Bestätigung 
a) durch einen positiven Kausaleinfluß des Lohndruckdummys (070) 
b) durch einen negativen Kausaleinfluß der Dummyvariablen der Lohn-

zurückhaltung (06769). 

4) Die für die Umsetzung gewerkschaftlichen Lohndrucks in eine Erhöhung 
des Preisniveaus notwendige monetäre Akkommodation findet ihren Aus-
druck in einem positiven Kausaleinfluß der Lohnentwicklung nW auf die 
Veränderung des Geldangebotes nM1. 

5) Die gewerkschaftlich beeinflußte Lohnentwicklung nW übt einen positiven 
Kausaleinfluß auf die Preisentwicklung, d.h. die Inflationsrate nP, aus. 

Unter Anwendung des oben beschriebenen modifizierten Verfahrens von Hsiao 
(1981) ergab sich für den Schätzzeitraum 1955-1984 in einem ersten Schritt 
als optimale univariate Lohngleichung eine Spezifikation mit m=1, d.h. die 
Lohnentwicklung folgt einem autoregressiven Prozeß erster Ordnung. Dieses 
Ausgangsoptimum wurde dann in einem zweiten Schritt um die in den Hypothe-
sen 1)-3) aufgeführten Variablen (mit O_sn_s4 Lags) ergänzt und die jeweili-
gen bivariaten mit der optimalen univariaten Darstellung verglichen. Dieses 
Vorgehen erbrachte die folgenden, mit den Schätzungen der Lohngleichungen 
weitgehend übereinstimmenden Ergebnisse: 

1) Im Widerspruch zur extremen Militanzhypothese besteht zwischen Arbeits-
marktbedingungen - wie übrigens auch allen anderen in Lohngleichung (4.4) 
verwendeten Determinanten - und der Nominallohnentwicklung ein signifi-
kanter Kausalzusammenhang, der sich in einem Kausaleinfluß der Arbeits-
losenrate U auf nW und in gleichzeitiger Kausalität (jedoch ohne Feed-
back) äußert. 

2) Ein einfacher Kausaleinfluß der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung 
nT auf die Lohnentwicklung nW ist nicht feststellbar, wohl aber gleich-
zeitige Kausalität. Da, wie oben schon erwähnt, bei gleichzeitiger Kau-
salität zwar deren Existenz, nicht jedoch die dazugehörige Wirkungs-
richtung festgestellt werden kann, steht dieses Ergebnis nicht unbedingt 
im Widerspruch zur Militanzhypothese 2a). Allerdings weckt die Feststel-
lung eines umgekehrten Kausalverlaufs von nW nach nT, die mit den Er-
kenntnissen des vorhergehenden Kapitels voll vereinbar ist, Zweifel an 
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einer solchen Interpretation und weist auf ein Simultanitätsproblem hin, 
das im folgenden noch genauer untersucht werden soll. Im Gegensatz zu 
den Hypothesen 2b) und 2c) üben die Veränderung des gewerkschaftlichen 
Organisationsgrades oder die Streiktätigkeit keinen signifikanten posi-
tiven Kausaleinfluß auf die Lohnentwicklung aus; auch gleichzeitige Kau-
salität ist bei ihnen nicht feststellbar. 

3) In Übereinstimmung mit Hypothese 3a) zeigt sich ein signifikanter und 
positiver, definitionsgemäß natürlich nur gleichzeitiger Kausaleinfluß 
der Dummyvariablen für gewerkschaftlichen Lohndruck im Jahre 1970 (D70), 
doch findet der in Hypothese 3b) postulierte negative Kausaleinfluß ge-
werkschaftlicher Lohnzurückhaltung bei Verwendung der Dummyvariablen 
D6769 keine Bestätigung. 

Analoges vorgehen bei Gleichungen des Geldangebotes und der Preisentwick-
lung führte zu folgenden Ergebnissen: 

4) Während andere Faktoren wie die Arbeitslosigkeit oder die Preisentwick-
lung das Geldangebot nicht signifikant beeinflussen, übt die Nominal-
lohnentwicklung 6W einen signifikanten positiven Kausaleinfluß (ohne 
gleichzeitige Kausalität oder Feedback) auf die Geldmengenänderung 6M1 
aus. Dieses Ergebnis entspricht nicht der z.B. von Gordon (1977) und 
Tran Van Hoa (1981) bestätigten extremen monetaristischen Annahme eines 
vollkommen exogenen Geldangebotes, doch ist es mit der für eine sozio-
politische Inflationserklärung notwendigen Annahme einer monetären 
Akkommodation vereinbar. 

5) Die Beziehung zwischen der Nominallohnentwicklung 6W und der Inflations-
rate 6P ist durch einen signifikanten positiven Kausaleinfluß von 6W auf 
6P, aber auch durch gleichzeitige Kausalität und Feedback gekennzeichnet. 
Dieses Ergebnis entspricht zwar nicht der strengen postkeynesianischen 
Behauptung einer ausschließlichen Beeinflussung der Preise durch die 
Löhne ohne Feedback (vgl. Shannon & Wallace, 1985), doch ist es mit der 
vom soziopolitischen Erklärungsansatz postulierten Umsetzung von Lohner-
höhungen in Preiserhöhungen durchaus vereinbar. Allerdings muß es auch 
als Hinweis auf ein mögliches Simultanitätsproblem verstanden werden, 
das bei der Interpretation der gesamten Schätzergebnisse nicht unberück-
sichtigt bleiben darf. 
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Dieses Simultanitätsproblem wird dann besonders deutlich, wenn man sich bei 
der Betrachtung auf diejenigen zusammenhänge beschränkt, die - abgesehen 
von der festgestellten monetären Akkommodation und dem signifikanten ein-
maligen Lohndruck von 1970 - die Militanzhypothese noch stützen, nämlich 
die keineswegs unproblematischen Kausalbeziehungen zwischen ßT, ßW und ßP.1) 
Problematisch ist hierbei, daß neben der jeweils zu beobachtenden gleich-
zeitigen Kausalität auch noch ein Kausaleinfluß von ßW nach ßT sowie eine 
gegenseitige Kausalbeziehung (Feedback) zwischen ßW und ßP existiert. Be-
steht in einer Modellgleichung eine gegenseitige simultane Beziehung zwi-
schen erklärenden, aber nicht wirklich exogenen Variablen und der abhängi-
gen Variablen, so führt eine Schätzung dieser Gleichung mittels der Methode 
der kleinsten Quadrate (OLS) zu verzerrten und inkonsistenten Schätzkoeffi-
zienten der erklärenden Variablen, was als Simultanitätsproblem ("simulta-
neous equation bias") bezeichnet wird. 2) Für die oben mit OLS geschätzte 
Lohngleichung (4.4a) besteht das Simultanitätsproblem darin, daß zwei ihrer 
signifikanten erklärenden Variablen, nämlich ßPt und ßTt' keineswegs exogen, 
sondern vielmehr von der abhängigen Variablen ßWt kausal beeinflußt sind. 
Ähnliches gilt für die im vorigen Kapitel mit OLS geschätzte Mitglieder-
gleichung (3.7), für deren wichtigste erklärende Variable ßWt nicht nur ein 
Kausaleinfluß auf die abhängige Variable ßTt, sondern auch gleichzeitige 
Kausalität mit ßTt festgestellt wurde. Bei der mit gleichzeitiger Kausali-
tät verbundenen Unsicherheit über die kurzfristige Wirkungsrichtung schließt 
auch dieses Ergebnis ein Simultanitätsproblem nicht aus. Dieses Simultani-
tätsproblem, das die Vertrauenswürdigkeit der bisherigen OLS-Schätzergeb-

1) Um die von Lütkepohl (1982) und von Ungern-Sternberg (1987) aufgezeigte 
Gefahr von Fehlschlüssen durch Nichtberücksichtigung anderer relevanter 
Variablen in bivariaten Kausalitätstests auszuschließen, wurde - ähnlich 
wie z.B. von Shannon & Wallace (1985) - das modifizierte Verfahren von 
Hsiao (1981) ausgeweitet auf gemeinsame trivariate Tests der Kausalbe-
ziehungen von ßT, ßW und ßP, doch ergaben sich dadurch keine Änderungen 
der oben gezogenen, auf bivariaten Tests basierenden Schlußfolgerungen. 
Daneben wurde noch einem weiteren potentiellen und z.B. von Shannon & 
Wallace (1985) geäußerten Einwand, nämlich daß nur über die Produktivi-
tätsentwicklung hinausgehende Lohnerhöhungen inflationäre Effekte haben 
dürften, Rechnung getragen, doch zeigte sich auch bei Verwendung produk-
tivitätsbereinigter Lohnerhöhungen der in Hypothese 5) postulierte Kau-
saleinfluß von ßW auf ßP. 

2) Vgl. Pindyck & Rubinfeld (1976, Kap.5), Gujarati (1979, Kap.16) oder 
Judge et al. (1982, Kap.12). 
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nisse der Lohn- und Mitgliedergleichungen unterminiert, kann jedoch nach 
Spezifizierung einer Preisgleichung durch Verwendung eines geeigneten 
Schätzverfahrens in einer simultanen Schätzung der Beziehung zwischen awt' 
apt und 6Tt überwunden werden. l) 

4.3.3. Stmultanschätzungen der Entwicklung von Löhnen, Preisen 
und gewerkschaftlicher Mitgliederstärke 

Um der gegenseitigen Abhängigkeit von awt, apt und 6Tt durch Schätzung ei-
nes Simultanmodells Rechnung tragen zu können, muß neben den unverändert 
von oben bzw. aus Kapitel 3 übernommenen bevorzugten Erklärungsgleichungen 
der Nominallohnentwicklung (4.4a) und der gewerkschaftlichen Mitgliederent-
wicklung (3.7) auch noch eine Preisgleichung (4.6) spezifiziert werden, wo-
bei sich das folgende 3-Gleichungs-Modell ergibt: 

(4.4a) 

(4.6) 

Die neu spezifizierte Preisgleichung (4.6) verwendet als erklärende Varia-
blen die drei auch von Vomfelde (1984) festgestellten Haupteinflußfaktoren 
der Entwicklung des Preisniveaus in der Bundesrepublik Deutschland, nämlich 
die Nominallohnentwicklung (awt)' die Produktivitätsentwicklung (aPRt) so-
wie die laufende und verzögerte Änderung der Importpreise (6IMt,t-1). Sie 
ähnelt stark der oben dargestellten Preisgleichung (4.2) von Hines (1964), 
aber auch den in den Simultanmodellen von Ashenfelter, Johnson & Pencavel 
(1972) und Phipps (1977) verwendeten Preisgleichungen, und ist mit der für 
eine soziopolitische Inflationserklärung bedeutsamen Annahme einer unter-
nehmerischen Aufschlagskalkulation vereinbar. Ebenso wie die bereits oben 
bzw. im vorigen Kapitel dargestellten Gleichungen der Lohn- und Mitglieder-

1) Für eine ausführlichere Diskussion der zugrundeliegenden Problematik und 
der Wahl geeigneter simultaner Schätzverfahren, vgl. Pindyck & Rubinfeld 
(1976, Kap.9) und Judge et al. (1982, Kap.12,13). 
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Tabelle 4.2: OLS- und 3SLS-Schätzungen mit 6W, 6P und 6T, 1955-1984 

OLS-Schätzung von (4.6), mit statistischen Prüfmaßen 

6Pt = 2,754 + 0,282 6Wt + 0,112 6IMt + 0,078 6IMt 1 (5,319) (4,898) (3,757) (2,297) -
- 0,535 6PRt 
(4,180) 

R'=0,840 SER=O, 727 F=32,828 DW=1,655 

3SLS-Simultanschätzungen von (4.4a), (4.6) und (3.7) 

6Wt = 3,310 - 0,433 Ut + 0,618 6Pt + 0,723 6PRt 
(1,201) (2,880) (1,755) (1,852) 
+ 0,934 6Aßt + 0,287 6Tt 

(3,140) (0,846) 

SER=1, 180 DW=1,861 

6Pt = 3,245 + 0,353 6Wt + 0,089 6IMt + 0,043 6IMt 1 (5,855) (5,156) (3,183) (1,301) -
- 0,753 6PRt 
(5,203) 

SER=O, 706 DW=1,689 

6Tt = -2,296 + 0,409 6Pt 1 + 0,218 6Wt - 0,563 ut 1 + 0,465 ut 2 (2,667) (3,614) - (2,634) (3,751) - (3,003) -
+ 0,334 6Bt - 0,019 MAt + 0,00007 6St 

(3,753) (2,183) (2,508) 

SER=0,587 DW=1,988 
3SLS-Simultanschätzungen von (4.41), (4.6) und (3.7) 

6Wt = 3,279 - 0,397 Ut + 0,656 6Pt + 0,698 6PRt 
(1,664) (3,771) (2,541) (2,531) 
+ 0,577 6ABt + 0,240 6Tt + 5,503 D70 

(2,496) (0,995) (5,113) 

SER=0,809 DW=1,626 

6Pt = 3,441 + 0,263 6Wt + 0,114 6IMt + 0,045 6lMt 1 (6,292) (4,332) (4,081) (1,363) -
-0,6446PRt 

(4,711) 

SER=0,689 DW=1,587 

6\ = -2,690 + 0,389 6Pt 1 + 0,270 6Wt - 0,543 Ut 1 (3,486) (3,595) - (3,997) (3,752) -
+ 0,475 ut 2 (3,121) -

+ 0,297 ßßt - 0,018 MAt + 0,00007 6St 
(3,564) (2,204) (2,658) 

SER=0,563 DW=2,002 
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entwicklung weist auch diese im oberen Teil von Tabelle 4.2 wiedergegebene 
Preisgleichung (4.6) bei einer OLS-Schätzung einen hohen Erklärungswert so-
wie signifikante Einflußfaktoren in der Größenordnung der von Vomfelde 
(1984) betrachteten Literatur auf. Deshalb bilden diese drei überdies von 
Autokorrelation freien Gleichungen (4.4a), (4.6) und (3.7) eine gute Basis 
für eine Simultanschätzung der Beziehung zwischen 6Wt, 6Pt und 6Tt. l) 

Die simultane Schätzung des obigen Systems dreier überidentifizierter Glei-
chungen erfolgt unter Anwendung des von Zellner & Theil (1962) entwickelten 
dreistufigen Schätzverfahrens (3SLS), bei dem zuerst für jede Gleichung 
eine übliche zweistufige Instrumentalvariablenschätzung mit Verwendung 
aller exogenen Modellvariablen als Instrumente erfolgt und dann in einem 
weiteren effizienzsteigernden Schritt für die endgültige Schätzung Kova-
rianzbeziehungen zwischen den einzelnen Gleichungen berücksichtigt werden. 
In dem hier vorliegenden Fall eines linearen Gleichungssystems ergeben sich 
mit 3SLS konsistente und asymptotisch effiziente Schätzungen, die Maximum-
Likelihood-Schätzungen entsprechen. 2) Wie aus den im mittleren Teil von 
Tabelle 4.2 dargestellten Ergebnissen einer 3SLS-Schätzung des obigen Glei-
chungssystems deutlich wird, führt eine Simultanschätzung in der Lohnglei-
chung (4.4a) zu einem Signifikanzverlust der jeweils in mehreren Gleichun-
gen verwendeten Erklärungsvariablen 6Pt, 6PRt und 6Tt. Doch während die 
Preis- und die Produktivitätsvariable mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit 
von 10% statistisch immerhin noch relativ gut gegen Null gesichert sind, 

1) Während die Abwesenheit von Autokorrelation der Residuen bei den Regres-
sionen (4.4a) und (3.7) klar aus deren nahe am Idealwert von 2 liegenden 
Durbin-Watson-Statistik ersichtlich ist, fällt die DW-Statistik der 
Preisgleichung (4.6) knapp in den Unbestimmtheitsbereich, doch vennochte 
eine Anwendung der iterativen Schätzmethode von Cochrane & Orcutt (1949) 
keine signifikante Autokorrelation erster Ordnung aufzuzeigen. Auf Erwei-
terungen der Preisgleichung (4.6) um eine verzögerte Lohnvariable oder um 
eine Geldangebotsvariable wurde wegen deren mangelhafter Signifikanz ver-
zichtet, wobei als Ergebnis umfangreicher Parallelschätzungen noch er-
wähnt werden sollte, daß die genaue Spezifikation der Preisgleichung kei-
nen Einfluß auf das hier vorwiegend interessierende Verhalten von 6T in 
der Lohngleichung sowie auf die Stabilität der Mitgliedergleichung und 
die daraus gezogenen Schlußfolgerungen hatte. 

2) Für ausführlichere Darstellungen und Erörterungen des 3SLS-Verfahrens und 
seiner Eigenschaften sowie Vergleiche mit alternativen Schätzverfahren 
sei auf Pindyck & Rubinfeld (1976, Kap.9) sowie Judge et al. (1982, Kap. 
13) verwiesen. Die in TSP 4.0 verwendete Schätzmethode für 3SLS wird von 
Berndt et al. (1974) beschrieben. 
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wird der Militanzindikator 6Tt mit einem t-Wert von nicht einmal mehr 0,9 
statistisch insignifikant. Dieses Ergebnis verstärkt sich noch, wenn man im 
obigen Gleichungssystem die bisherige Lohngleichung (4.4a) durch die um den 
Lohndruckdummy D70 ergänzte Lohngleichung (4.41) ersetzt, was bei den im 
unteren Teil von Tabelle 4.2 wiedergegebenen neuen 3SLS-Simultanschätzungen 
überdies zu einem deutlichen Rückgang der Standardfehler aller drei Schätz-
gleichungen führt. Jetzt sind alle restlichen Erklärungsvariableninder 
Lohngleichung (4.41) einschließlich des Lohndruckdummys für 1970 klar sig-
nifikant, während die endogenisierte Militanzvariable 6Tt wiederum keinen 
statistisch signifikanten Einfluß auf die Lohnentwicklung aufweist. 

Bei einer Betrachtung der 3SLS-Schätzergebnisse der anderen Gleichungen 
fällt auf, daß in der Preisg\eichung (4.6) im Gegensatz zu den anderen Er-
klärungsvariablen die verzögerte Importpreisvariable (6IMt_ 1) deutlich an 
Signifikanz verliert, was auf eine größere Bedeutung unverzögerter Einfluß-
faktoren der Preisentwicklung hinzuweisen scheint. Wesentlich interessanter 
ist jedoch das gute Abschneiden der Gleichung der gewerkschaftlichen Mit-
gliederentwicklung (3.7), bei der sich nur als quasi zu erwartendes Ergeb-
nis einer Simultanschätzung ein Rückgang der Größe und Signifikanz des 
Schätzkoeffizienten der nun endogenen Lohnvariablen 6Wt und eine umgekehrte 
Entwicklung für 6Pt-! zeigt. Die Beta-Koeffizienten und damit die relative 
Bedeutung der beiden Variablen (wie auch von 6Bt) für die Mitgliederentwick-
lung liegen jetzt in der gleichen Größenordnung um 0,55. Da sich jedoch die 
Mitgliedergleichung (3.7) als robust erweist und sämtliche Erklärungsvaria-
blen statistisch signifikant bleiben, können diese Simultanschätzungen als 
eindeutige Bestätigung der im vorigen Kapitel vorgenommenen ökonometrischen 
Darstellung und Interpretation der Haupteinflußfaktoren der gewerkschaft-
lichen Mitgliederentwicklung interpretiert werden. 

Aus der festgestellten Signifikanz der endogenisierten Lohnvariablen 6Wt in 
der Mitgliedergleichung sowie der eindeutigen Insignifikanz der endogeni-
sierten Militanzvariablen 6Tt in der Lohngleichung bei 3SLS-Simultanschät-
zungen läßt sich schließen, daß die beobachtete Signifikanz des als exogen 
angenommenen Militanzindikators 6T in 0LS-Schätzungen nur die mit einem 
Wert von 0,77 ziemlich enge Korrelation (bzw. die gleichzeitige Kausalität) 
von 6Tt und 6Wt widerspiegelt. Der tatsächliche Kausaleinfluß verläuft je-
doch entsprechend den Kausalitätstests und den Erkenntnissen im vorigen 
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Kapitel entgegengesetzt von 8W nach 8T. l) Da auch alle anderen getesteten 
Militanzindikatoren keinen signifikanten Erklärungs- oder Prognosewert auf-
weisen, kann die Hypothese eines systematischen Einflusses gewerkschaftli-
cher Militanz auf die Nominallohnentwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land somit empirisch nicht bestätigt werden, wohingegen starke Anzeichen 
auf die Existenz eines einmalig bedeutenden gewerkschaftlichen Lohndrucks 
im Jahre 1970 hinweisen. 

4.4. Abschließende Betrachtungen 

Die obige Analyse des Einflusses von Gewerkschaften auf die Inflation zeigt, 
daß die soziopolitische Erklärung der Inflation als Folge eines aus gesell-
schaftlichen Verteilungskämpfen resultierenden gewerkschaftlichen Lohndrucks 
sowohl theoretisch als auch empirisch auf schwachen Füßen steht. Zwar ließe 
sich als Schutzbehauptung gegen die durchgeführten empirischen Tests even-
tuell einwenden, daß diese keine angemessene Überprüfung soziopolitischer 
Inflationshypothesen darstellten, doch fiele ein solcher Vorwurf auf die 
soziopolitische Inflationserklärung selbst zurück, die bis heute nicht fähig 
oder willens war, eindeutig überprüfbare Hypothesen und adäquate Testver-
fahren zu entwickeln. Somit erscheint es vertretbar, aus der festgestellten 
Insignifikanz sämtlicher unterschiedlicher Militanzindikatoren sowie aus 
entsprechenden Ergebnissen disaggregativer Untersuchungen von Moore (1981) 
und Deutschmann & Schmiede (1983) auf das Fehlen eines dauerhaften und sy-
stematischen, autonomen Einflusses gewerkschaftlicher Aktivitäten auf Lohn-
entwicklung und Inflation in der Bundesrepublik Deutschland zu schließen. 

Dies bedeutet jedoch nicht, daß Gewerkschaften nicht unter bestimmten Rah-
menbedingungen in der Lage sein könnten, einen einmalig spürbaren Lohndruck 
auszuüben und extrem erscheinende Lohnerhöhungen durchzusetzen, wie dies im 

1) Dies deckt sich mit Untersuchungsergebnissen von Schmidt & Strauss (1976) 
und bestätigt eine Vermutung von Milton Friedman (1951, S.231): "The dif-
ficulty is not so much that strong unions will produce inflation as that 
inflation will produce streng unions •••• Wherever unions exist or are 
created, the rises in wage rates, as earlier noted, will take place 
through the medium of the unions, and the unions will receive credit for 
the wage rises. This will tend to strengthen the hold of the unions on 
the workers and greatly to increase their political power." 
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Jahre 1970 infolge einer jahrelang der Produktivitätsentwicklung hinter-
herhinkenden Lohnentwicklung und einer entsprechenden Verschlechterung der 
Verteilungsposition der Arbeitnehmer der Fall war. Ferner schließt die prä-
sentierte empirische Evidenz nicht aus, daß institutionelle Details des 
kollektiven Tarifverhandlungssystems - in dem Gewerkschaften jedoch nur 
eine von zwei Parteien darstellen - inflationsfördernd wirken und daß Ge-
werkschaften für Lohnrigiditäten bzw. asymmetrische Anpassungen der Löhne 
an Veränderungen der Arbeitsmarktbedingungen verantwortlich sein können. l) 

überdies kann man aus der Zurückweisung der soziopolitischen Inflationser-
klärung nicht auf die Gültigkeit der monetaristischen Theorie schließen, da 
dies eine Überinterpretation der vorgelegten Ergebnisse darstellen würde. 
Allerdings dürfte einer der ~auptgründe für das schlechte Abschneiden der 
soziopolitischen Inflationserklärung in der besonders von Monetaristen kri-
tisierten Tatsache zu sehen sein, daß sie weitgehend eine ad-hoc-Erklärung 
ist und sich nicht auf eine mikroökonomisch fundierte Theorie optimierenden 
Gewerkschaftsverhaltens stützt, die den Gegenstand der beiden folgenden 
Kapitel darstellt. 

1) Vgl. Mitchell (1980) und Hirsch & Addison (1986, Kap.8) sowie die Dis-
kussion der ökonomischen Theorie der Gewerkschaft in den Kapiteln 5 und 6. 
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5. DIE ÖKONOMISCHE ANALYSE GEWERKSCHAFTLICHEN VERHALTENS: 
ÄLTERE ERKLÄRUNGSANSÄTZE 

In seinem vielzitierten Übersichtsartikel über Versuche einer ökonomischen 
Analyse von Gewerkschaften zog G.E. Johnson (1975, S.23f.) eine Schlußfol-
gerung, die auch heute noch die vorherrschende Meinung vieler Ökonomen und 
Nichtökonomen zu sein scheint: "the problem of modeling trade union behav-
ior has proved tobe virtually intractable •••• The absence of a solid 
theoretical foundation has handicapped the economic analysis of trade unions 
and has surely contributed to its decline in relative attention." Diese 
pessimistische Einschätzung von Johnson (1975) entspricht allerdings kaum 
mehr dem heutigen Stand der wissenschaftlichen Entwicklung. Der Grund dafür 
ist eine Fülle von Arbeiten zur theoretischen und empirischen Gewerkschafts-
forschung, die insbesondere in den achtziger Jahren dieses Forschungsgebiet 
zu einem der am stärksten wachsenden Bereiche der Wirtschaftswissenschaften 
werden ließ. 1) 

Anknüpfend an diese besonders in Großbritannien, den USA und den skandina-
vischen Ländern zu beobachtende Entwicklung soll in diesem und den folgen-
den Kapiteln gezeigt werden, daß eine ökonomische Modellierung gewerkschaft-
lichen Verhaltens möglich ist und aufschlußreiche Erkenntnisse über Lohn-, 
Beschäftigungs- und Wohlfahrtseffekte von Gewerkschaften zu liefern vermag. 
Nach Schaffung eines geeigneten Rahmens für ökonomische Analysen werden zu-
erst die von Johnson (1975) angesprochenen älteren Modelle gewerkschaftli-
chen Handelns und deren Unzulänglichkeiten diskutiert. Im nächsten Kapitel 
erfolgt dann eine Darstellung der modernen mikroökonomischen Theorie der 
Gewerkschaft und ihrer Annahmen, Ergebnisse, Beschränkungen und Ausbaumög-
lichkeiten. Diese bildet zugleich die Grundlage für die Diskussion gewerk-
schaftlicher Wohlfahrtseffekte in den folgenden Kapiteln. 

1) Ausdruck dieser Entwicklung sind die Sammelbände, überblicksartikel und 
Lehrbücher von Reid (1983), Rosa (1984), Hutchinson & Treble (1984), 
Calmfors & Horn (1986b), Hirsch & Addison (1986), Farber (1986) und 
Oswald (1985, 1986, 1987) sowie die vielbeachtete und in Kapitel 8 
näher erörterte alternative Gewerkschaftsinterpretation von Freeman & 
Medoff (1979, 1984). 
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5.1. Rahmenbedingungen einer ökonoaischen Analysegewerk-
schaftlichen Verhaltens 

Versuche einer ökonomischen Modellierung von Gewerkschaften als rationale, 
optimierende Institutionen lassen sich zurückverfolgen bis zu Dunlop (1944), 
der feststellt (S.4): "An economic theory of a trade union requires that 
the organization be assumed to maximize (or minimize) something." Ein der-
artiger Ansatz stößt jedoch, wie bereits in Kapitel 1 dargelegt, auf den 
Widerspruch von Ross (1948, S.8), der glaubt: "the wage policy of unions 
... is not tobe found in the mechanical application of any maximization 
principle". 

Versucht man zu präzisieren, welche Zielfunktion Gewerkschaften optimieren, 
so kann man auf die in Kapitel 1 angesprochenen Definitionen zurückgreifen, 
nach denen Gewerkschaften die wirtschaftliche und soziale Lage der Arbeit-
nehmer absichern und verbessern wollen. Als Hauptziele der Gewerkschaften 
werden daher in der Literatur meist die Erhöhung der Löhne und das Errei-
chen einer hohen Beschäftigung genannt. 1l Der Begriff "Löhne" wird dabei 
möglichst weit gefaßt und schließt Lohnnebenkosten aller Art, Prämien für 
Überstunden, Pensionszahlungen, Urlaubsgeld, Arbeitsbedingungen etc. ein, 
die alle als Kosten des Produktionsfaktors Arbeit betrachtet werden körinen, 
während unter "Beschäftigung" die Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
(vorzugsweise Gewerkschaftsmitglieder) verstanden wird. Im ökonomischen 
Sprachgebrauch bedeutet dies, daß die Gewerkschaft eine Nutzenfunktion 

U = U(W,B) ( 5. 1) 

maximiert, deren Argumente der Lohnsatz Wund die Beschäftigtenzahl B sind. 

Während jedoch in der traditionellen Lohntheorie meist stillschweigend von 
einer Identität der Interessen der Mitglieder sowie zwischen Mitgliedern 

1) Löhne und Beschäftigung sind neben nichtquantifizierbaren Wünschen nach 
sozialer Sicherheit und Mitbestimmung auch die Interessenschwerpunkte 
der Arbeitnehmerschaft, die in von Nickel (1974, S.107f. ,280) veröffent-
lichten Umfragen des DGB zum Ausdruck kommen. Gärtner (1980) postuliert 
in seiner polit-ökonomischen Untersuchung eine alternative Zielfunktion 
der Gewerkschaft, die neben Löhnen als weiteres Argument die von Regie-
rung und Opposition zu erwartenden legislativen Leistungen enthält. 
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und Gewerkschaftsfunktionären ausgegangen wird, was Külp (1965, S.27) als 
"Repräsentationstheorem" bezeichnet, betont besonders Ross (1948), daß eine 
Gewerkschaft oft durch eine Vielzahl unterschiedlicher Interessengruppen 
gekennzeichnet ist und daß die Gewerkschaftsführung selbst Interessen hat, 
die z.B. ihre Wiederwahl oder den Bestand der Gewerkschaft betreffen und 
sich von den Interessen der Mitglieder mehr oder weniger stark unterschei-
den können. Zu dieser Erkenntnis der bereits in Kapitel 1 erwähnten Ross-
Dunlop-Kontroverse kommt hinzu, daß es um die innergewerkschaftliche Demo-
kratie oft schlecht bestellt ist, wie z.B. eine Fallstudie von Bosch (1974, 
S.118) zeigt1): "Auf den hier untersuchten Gewerkschaftstagen war also der 
Vorstand und nicht die Delegierten der eigentliche Entscheidungsträger •••. 
Daraus kann gefolgert werden, daß die Gewerkschaftstage der IG Metall nur 
mit erheblichen Einschränkungen als demokratisch bezeichnet werden." Eine 
solche Dominanz der Funktionäre wird auch von Witjes (1976, S.369) festge-
stellt, der aber die Demokratisierung der Gewerkschaften positiver sieht: 
"Als immer noch freiwillige Mitgliederorganisationen jedenfalls bedürfen 
sie eines Mindestmaßes an Zusti11VT1ung und Aktivität ihrer Basis, das nicht 
unterschritten werden kann, wollen sie nicht ihre Legitimation und ihre 
politische Macht vollends einbüßen. Von daher dürfte ..• eine Demokrati-
sierung der Gewerkschaften, eine Wiederannäherung ihrer Binnenorganisation 
an das gewerkschaftlich-demokratische Modell - auch im eigenen besonderen 
Interesse ihrer Führungsgruppen - zu erwarten sein." Dies heißt jedoch 
auch, daß selbst wenn - wie es Ramser (1976, S.10) ausdrückt - "die Ziel-
funktion einer Gewerkschaft primär Nutzenfunktion ihrer Funktionäre ist 112 ), 
die Führung die Gewerkschaftspolitik so festlegen muß, daß sie den unter-

1) Auf einen Mangel an Demokratie in deutschen Gewerkschaften weisen, zum 
Teil anhand konkreter Beispiele, auch Bergmann, Jacobi & Müller-Jentsch 
(1976, Kap.7) sowie Müller-Jentsch (1983; 1986, Kap.8) hin. 

2) Den entscheidenden Einfluß der Gewerkschaftsführung betont vor allem 
Ross (1948, S.18): "The relationship between the leaders and the rank 
and file is a complicated one, as each exerts a reciprocal influence on 
the other; but in general it is the leaders who make the specific deci-
cions, regardless of the formal procedures employed." Ramser (1976, S. 
10f.) weist jedoch auch auf mögliche Interessenidentitäten hin: "Wenn 
Zufriedenheit mit gewerkschaftlicher Lohnpolitik gleichzeitig zu frei-
williger oder mehr oder minder zwangsweiser Erhöhung des Mitgliederbe-
stands .•. führt, kann Kongruenz von Eigeninteresse und Interesse von 
Mitgliedern gegeben sein." 
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schiedlichen Interessen der Mitglieder soweit als möglich bzw. nötig Rech-
nung trägt und mit einem breiten Konsens rechnen kann. Diese Tatsache soll-
te nicht übersehen werden, wenn man das im folgenden verwendete Konzept 
einer gewerkschaftlichen Nutzenfunktion kritisieren will. l) 

Zwischen den in der Nutzenfunktion zum Ausdruck kommenden Zielen erhöhter 
Löhne und zunehmender Beschäftigung besteht allerdings eine inverse Bezie-
hung ("trade off"), die intuitiv folgendermaßen deutlich gemacht werden 
kann: Höhere Lohnsätze sind mit einer Verringerung der Beschäftigung ver-
bunden, da sie einerseits die Produktionskosten und Preise erhöhen und da-
mit die Produktnachfrage sowie die gewinnmaximale Ausbringungs- und Beschäf-
tigungsmenge verringern und andererseits eine Ersetzung des teurer geworden-
en Faktors Arbeit durch andere Produktionsfaktoren mit sich bringen. Formal 
läßt sich diese inverse Beziehung mit Hilfe des Konzepts der Arbeitsnach-
fragekurve verdeutlichen, wobei man davon ausgehen kann, daß ein gewinnmaxi-
mierendes Unternehmen Arbeit nur nachfragt, solange die Grenzkosten zusätz-
licher Arbeitseinheiten ihre Grenzerlöse nicht übersteigen. Unter den Annah-
men vollständiger Konkurrenz auf Güter- und Faktormärkten, homogener Ar-
beitskräfte und bei Betrachtung der kurzen Frist, d.h. eines Zeitraumes, in 
dem der Produktionsfaktor Kapital mengenmäßig nicht verändert werden kann, 
ergibt sich für ein gewinnmaximierendes Unternehmen das folgende Optimie-
rungsproblem: 

Maximiere den Gewinn 

G = P·F - W·B (5.2) 

unter der Nebenbedingung einer Produktionsfunktion 

F = F(B,µ) , (5.3) 

wobei G den Gewinn und F die Produktionsfunktion mit dem variablen Einsatz-
faktor Bund dem Vektor anderer relevanter, aber wie Kapital kurzfristig 

1) Vgl. Mulvey (1978, S.26), Dertouzas & Pencavel (1981), Farber (1986) so-
wie MaCurdy & Pencavel (1986, S.S6), die betonen: "This objective func-
tion is 'the' union leader's, who is assumed to integrate the welfare of 
all the union's members." 
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fixer Faktorenµ bezeichnet und die Parameter für Preise P und Löhne W auf-
grund vollständiger Konkurrenz gegeben sind. 

Durch Einsetzen von Gleichung (5.3) in (5.2) und Ableiten nach B erhält man 

GB= P·FB - W = 0 ' (5.4) 

so daß W = P•FB (5.5) 

bzw. w (5.5') ~=~ ' 

wobei Subskripte partielle Ableitungen nach den jeweiligen Variablen be-
zeichnen. In den Gleichungen (5.5) bzw. (5.5') kommt ein zentrales Ergebnis 
der sogenannten Grenzproduktivitätstheorie1l zum Ausdruck, nämlich daß Ar-
beit solange nachgefragt wird, bis der Nominallohnsatz dem Wert des Grenz-
produkts bzw. der reale Lohnsatz dem Grenzprodukt der Arbeit entspricht. 
Diese Aussage läßt sich verallgemeinern, indem man die Annahme vollständi-
ger Konkurrenz auf Gütermärkten aufgibt, so daß sich das Unternehmen einer 
fallenden Nachfragekurve für seine Produkte gegenübersieht. Die Arbeits-
nachfrage, die auch als von der Güternachfrage abgeleitete Nachfrage be-
zeichnet wird, ist nun nicht mehr allein durch eine in der Grenzprodukti-
vität zum Ausdruck kommende technische Beziehung bestimmt, sondern hängt 
auch vom Grenzerlös des hergestellten Gutes ab. Das Grenzerlösprodukt der 
Arbeit (GEP), d.h. der bei dem Verkauf eines durch den Einsatz einer zu-
sätzlichen Arbeitseinheit produzierten Gutes erzielte Erlös, bestimmt damit 

1) Für eine Darstellung der historischen Entwicklung sowie eine Kritik der 
Grenzproduktivitätstheorie, auf die hier nicht näher eingegangen werden 
kann, sei auf Cartter (1959, Kap.2-4) und Külp (1980) verwiesen. Daß die 
Grenzproduktivitätstheorie nicht überbewertet werden sollte, macht auch 
Hicks (1963, S.322ff.) klar, indem er seine in der Erstauflage seines 
Buches (1932) geäußerten Vorstellungen über "Marginal Productivity and 
the Demand for Labour" revidiert und auf eine bessere und allgemeinere 
Betrachtungsweise hinweist, in der die Auswirkung einer Faktorpreisände-
rung in einen von Produktpreis- und Nachfrageänderungen abhängigen Aus-
bringungsmengeneffekt und einen Substitutionseffekt zerlegt wird (vgl. 
die intuitive Lohn-Beschäftigungs-Erklärung auf der vorigen Seite). Ross 
(1948) bestreitet jedoch, daß derartige Arbeitsnachfragetheorien für die 
Erklärung gewerkschaftlicher Lohn-Beschäftigungs-Politik relevant sind, 
da die notwendigen zusammenhänge nur lose und schwer beobachtbar seien 
und von den Gewerkschaftsführern nicht ausreichend beachtet würden. 
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die (kurzfristige) Nachfrage nach Arbeit, wobei im Spezialfall der voll-
ständigen Konkurrenz der Wert des mit einem gegebenen Preis P multiplizier-
ten Grenzprodukts dem Grenzerlösprodukt entspricht. 

w 

~ 

wo _ _J_ 
1 
1 

1 

0 a• 1 8't 80 B Schaubild 5.1 

Die Kurve der Arbeitsnactifrage bzw. des Grenzerlösprodukts (GEP) weist, wie 
in Schaubild 5.1 dargestellt, einen fallenden Verlauf auf, da einerseits 
die Annahme abnehmender Grenzerträge besagt, daß die zunehmende Verwendung 
des variablen Faktors Arbeit bei einem fixen Kapitalstock zu immer geringe-
ren Steigerungen der Produktion führt, und da andererseits die zusätzliche 
Produktion nur zu einem immer niedrigeren Preis abgesetzt werden kann. Für 
die Gewerkschaft bedeutet diese in einer fallenden Arbeitsnachfragekurve 
zum Ausdruck kommende Beziehung, daß eine Erhöhung der Beschäftigung zu 
einem Rückgang des Grenzerlösproduktes und des entsprechenden Lohnsatzes 
führt, während eine Erhöhung des Lohnsatzes (z.B. von W0 auf W1) nur auf 
Kosten der Beschäftigung durchgeführt werden könnte. Dies zeigt sich in 
Schaubild 5.1, wo überdies anhand der alternativen Kurven Ne und Nu klar 
wird, daß das Ausmaß solcher Effekte von der Steigung der Arbeitsnachfrage-
kurve und damit von der Elastizität der Arbeitsnachfrage abhängt. Der nega-
tive Beschäftigungseffekt, d.h. der Rückgang vom willkürlichen Ausgangs-
punkt B0 zu B7 oder B~. ist umso kleiner und die Ausgangsposition der Ge-
werkschaft für Lohnverhandlungen damit umso besser, je unelastischer die 
Arbeitsnachfrage (Nu statt Ne) ist. 
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Für die Elastizität der abgeleiteten Nachfrage nach Arbeit - wie auch der 
abgeleiteten Nachfrage nach anderen Produktionsfaktoren - gelten die fol-
genden, zuerst von Marshall (1920, S.383-386) aufgestellten, später von 
Hicks (1932, S.241-246) formal bewiesenen und von Friedman (1951) zur Ana-
lyse gewerkschaftlicher Einflußmacht benutzten Regeln: 

1) Die Nachfrage nach Arbeit ist umso unelastischer, je wichtiger der Ein-
satzfaktor Arbeit bzw. je geringer die Substitutionselastizität zwischen 
Produktionsfaktoren (d.h. die Fähigkeit des Unternehmens, gewerkschaft-
liche Arbeit z.B. durch Kapital oder durch nicht gewerkschaftlich organi-
sierte Arbeitnehmer zu ersetzen) ist. 

2) Die Arbeitsnachfrage ist umso unelastischer, je unelastischer die Nach-
frage nach dem hergestellten Gut ist, da dadurch Lohnerhöhungen über 
Preiserhöhungen auf die Konsumenten abgewälzt werden können, ohne daß 
sich die Nachfrage nach dem hergestellten Produkt und damit nach Arbeit 
drastisch verringert. 

3) Die Nachfrage nach Arbeit ist umso unelastischer, je geringer der Anteil 
des Produktionsfaktors Arbeit an den gesamten Produktionskosten ist, da 
Lohnerhöhungen in diesem Fall nur in geringem Maße zu Preiserhöhungen 
und damit zu Nachfragerückgängen auf dem Güter- und Faktormarkt führen. 
Allerdings gilt diese Regel nur dann, wenn - bei konstanten Skalenerträ-
gen - die Elastizität der Güternachfrage die Substitutionselastizität 
übersteigt. Dies wurde erstmals von Hicks (1932, S.246) festgestellt: 
"lt is 'important tobe unimportant' only when the consumer can substi-
tute more easily than the entrepreneur". 

4) Die Arbeitsnachfrage ist umso unelastischer, je unelastischer das Ange-
bot anderer Produktionsfaktoren ist, da in diesem Falle das Unternehmen 
Arbeit nicht durch andere Produktionsfaktoren ersetzen kann, ohne daß 
deren Preis deutlich steigt. 

Da der negative Beschäftigungseffekt von Lohnerhöhungen umso geringer und 
damit die Verhandlungsposition der Gewerkschaft umso besser ist, je unela-
stischer die Arbeitsnachfrage ist, lassen sich gewerkschaftliche Aktivitä-
ten wie Unterbindung der Beschäftigung nichtorganisierter Arbeitnehmer, 
Forderungen nach höheren Mindestlöhnen und Importbeschränkungen sowie Ver-
hinderung des technologischen Wandels mit Hilfe der Marshall-Regeln als 
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Versuche interpretieren, die Arbeitsnachfrage möglichst unelastisch zu ge-
stalten. 1) Mit den Elastizitätsbedingungen von Marshall (1920) plus der 
Risiko-Aversion der Arbeitnehmer kann man auch den individuellen erwarteten 
Nutzen und damit die Wahrscheinlichkeit einer gewerkschaftlichen Organisie-
rung beschreiben, wie Oswald (1982b, S.579) zeigt: "the worker's expected 
gain from forming a union with his colleagues is a decreasing function of 
both the elasticity of labour demand and the worker's degree of aversion 
to risk. There is an obvious intuitive explanation for this: the greater 
the labour demand curve's elasticity, the greater is the individual's 
chance of losing his job after unionization; and the more risk-averse the 
worker, the greater is the disutility he attaches to this possibility of 
being laid off". 

Diese Charakteristika der Arbeitsnachfrage, die Lage der Arbeitsnachfrage-
kurve sowie ganz allgemein der Zusammenhang zwischen Löhnen und Beschäfti-
gung werden im folgenden als gegeben und der Gewerkschaftsführung bekannt 
vorausgesetzt. 2) Es herrsche vollständige Information über alle die Gewerk-
schaft und die Arbeitgeber betreffenden Einflußgrößen, so daß auch von Fak-
toren wie dem Preisniveau abstrahiert werden kann. Zur Vereinfachung wird 
von homogenen Arbeitskräften mit fixer Arbeitszeit ausgegangen, die alle 
den gleichen Lohnsatz erhalten und - solange nichts anderes gesagt wird -
alle Mitglieder oder unter Kontrolle der Gewerkschaft sind. Die Gewerk-
schaft habe also ein Monopol über den Produktionsfaktor Arbeit und die 
Macht, den Lohnsatz festzusetzen, wobei der Arbeitgeber dann die seiner 
Arbeitsnachfragekurve entsprechende Beschäftigungsmenge bestimme und vom 

1) Vgl. Ehrenberg & Smith (1985, Kap.4,12), Hirsch & Addison (1986, Kap.2} 
und Mulvey (1978, Kap.5), der jedoch Regel 4) genau entgegengesetzt und 
damit falsch darstellt. Eine ausführlichere Diskussion der Marshall-Be-
dingungen findet sich auch bei Rees (1977, Kap.4) und bei Reid (1982). 
In einem Modell mit Interdependenzen zwischen den Löhnen im gewerk-
schaftlich organisierten und im nichtorganisierten Sektor der Volkswirt-
schaft bezweifelt jedoch Lazear (1983a,b) die Eindeutigkeit und Relevanz 
der Marshall-Regeln. 

2) Dies steht im Gegensatz zu Ross (1948, S.14), der behauptet: "the typi-
cal wage bargain (with certain significant exceptions) is necessarily 
made without consideration of its employment effect". Allerdings vermö-
gen die im nächsten Kapitel dargestellten empirischen Überprüfungen von 
Modellen gewerkschaftlichen Verhaltens übereinstimmend zu zeigen, daß 
Gewerkschaften bei ihrer Lohnpolitik sehr wohl die zusammenhänge zwi-
schen Löhnen und Beschäftigung berücksichtigen. 
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Verhandlungsprozeß zwischen beiden Parteien zunächst einmal abgesehen wer-
den soll. Da diese Annahmen, die im übrigen später gelockert oder hinter-
fragt werden, theoretische Extreme darstellen, sollten die folgenden Analy-
sen wohl eher als Beschreibungen der Versuche denn als Darstellung der tat-
sächlich erreichten Ergebnisse gewerkschaftlichen Handelns gesehen werden. 
Vor diesem Hintergrund einer Gewerkschaft, die eine Löhne und Beschäftigung 
umfassende Nutzenfunktion zu maximieren sucht und sich dabei einer in der 
Nachfragekurve zum Ausdruck kommenden inversen Beziehung beider Variablen 
gegenübersieht, sollen nun einige einfache ältere Modelle gewerkschaftli-
chen Verhaltens diskutiert werden. 

5.2. Xltere ökonomische Modelle gewerkschaftlichen Verhaltens 

5.2.1. Zur Frage der Maximierung einer einzigen Variablen 

Stellt man, anknüpfend an das oben erwähnte Zitat von Dunlop (1944), die 
Frage, welche Zielgröße Gewerkschaften maximieren, so stößt man in der 
Öffentlichkeit auch heute noch häufig auf die simple Antwort "Löhne", die 
wohl ähnlich alt wie die Gewerkschaften selbst ist. Allerdings führt eine 
reine Maximierung des Individuallohnes, die bedeuten würde, daß Gewerk-
schaften indifferent gegenüber der Beschäftigungsmenge wären, logischer-
weise dazu, daß die Gewerkschaft mit ihren Lohnforderungen so lange der 
Arbeitsnachfragekurve entsprechend hochgehen müßte, bis im Extremfall nur 
noch ein einziger Arbeitnehmer zu einem äußerst hohen Lohnsatz beschäftigt 
wäre. Zwar vermag Rees (1977, Kap.3) als Beispiel für ein solches Verhalten 
die US-Gewerkschaft der United Mine Workers anzuführen, doch weist auch er 
auf die mangelnde Plausibilität eines solchen Modells hin, das die Mitglie-
derzahl und den Bestand der Gewerkschaft völlig vernachlässigt. Da auch das 
entgegengesetzte Ziel einer Maximierung der Beschäftigung nur dazu führen 
würde, daß eine größtmögliche Anzahl von Arbeitnehmern zum Wettbewerbslohn 
beschäftigt wäre und eine Gewerkschaft sich somit als überflüssig erwiesen 
haben würde, wird klar, daß Gewerkschaften nicht als Maximierer einer ein-
zigen Lohn- oder Beschäftigungsvariablen gesehen werden können. 
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5.2.2. Das Modell des bilateralen Monopols mit einer renten-
maximierenden Gewerkschaft 

Eine andere Möglichkeit der ökonomischen Modellierung gewerkschaftlichen 
Handelns besteht darin, Gewerkschaften analog zu Gütermarktmonopolisten zu 
betrachten und auf sie die neoklassische Theorie der gewinnmaximierenden 
Unternehmung anzuwenden. Dies läßt sich anhand des in Schaubild 5.2 darge-
stellten Falles des bilateralen Monopols verdeutlichen, in dem eine starke 
Gewerkschaft als monopolistische Verkäuferin von gewerkschaftlich organi-
sierter Arbeit mit einer Arbeitsangebotskurve A einem starken monopsoni-
stischen Arbeitgeber mit fallender Arbeitsnachfragekurve (Grenzerlöspro-
duktkurve) N gegenübergestellt wird. 

w 
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w. 
w, 

~ 

N-GEP 
C N' 

0 81.2 e, B Schaubild 5.2 

Der gewinnmaximierende monopsonistische Arbeitgeber wird die Grenzarbeits-
kostenkurve A', die ausdrückt, daß zusätzliche Arbeitskräfte nur zu höheren 
Lohnsätzen (für alle Beschäftigten) zu bekommen sind, mit seiner Grenzerlös-
produktkurve N gleichsetzen, da im Schnittpunkt H beider Kurven die zusätz-
lichen Kosten einer Beschäftigungsausweitung genau den zusätzlichen Erlösen 
eines solchen Vorgehens entsprechen. Der so bestimmten Beschäftigungsmenge 
B1 entspricht der Lohnsatz W1 , da dieser durch die Angebotskurve A bestimmt 
wird. Verglichen mit der Wettbewerbslösung (W 0 ,B 0 ) fallen im Monopson sowohl 
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Beschäftigung B1 als auch Lohnsatz W1 geringer aus, wobei die bestehende 
Divergenz zwischen Grenzerlösprodukt der Arbeit und gezahltem Lohnsatz ge-
legentlich als Ausbeutung interpretiert und als Existenzberechtigung für 
eine gewerkschaftliche Gegenmacht gesehen wird. 1l 

Eine monopolistisch agierende Gewerkschaft wird die Grenznachfragekurve 
nach Arbeit N', die die Zunahme der gesamten Lohnsumme durch die Beschäf-
tigung einer zusätzlichen Arbeitskraft zu einem entsprechend niedrigeren 
Lohnsatz reflektiert, mit dem durch A ausgedrückten Angebotspreis der Ar-
beit gleichsetzen. Dies ergibt eine Beschäftigung in Höhe von B2 , die in 
Schaubild 5.2 nur aus Gründen der Übersichtlichkeit mit B1 zusammenfällt. 
Der entsprechend der Grenzerlösproduktkurve angestrebte Lohnsatz W2 maxi-
miert dann die ökonomische Rente (CGHW 2 ) der Beschäftigten, d.h. den kol-
lektiven Lohnüberschuß verglichen mit den individuellen Angebotspreisen 
der Arbeitnehmer. 

Die Differenz GH zwischen den jeweils angestrebten Lohnsätzen W1 und W2 

spiegelt den Verhandlungsbereich zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaft 
wider, wobei die tatsächlich resultierende Lohnhöhe zunächst einmal unbe-
stimmt ist und von der Verhandlungsmacht beider Seiten abhängt. Nach einer 
tariflichen Einigung über den Lohnsatz ist es für beide Seiten von Vorteil, 
wenn der Arbeitgeber die zunächst aus Verhandlungsgründen beschränkte Be-
schäftigungsmenge B1, 2 ausweitet, soweit dies die Arbeitsangebots- bzw. 
Arbeitsnachfragekurve zuläßt. Wenn der vereinbarte Lohnsatz nicht zufälli-
gerweise w0 ist, ergibt sich in diesem Modell jedoch eine geringere Be-
schäftigung als im Wettbewerbsfall (W 0 ,B 0 ). 

Zwar vermag das Modell des bilateralen Monopols einen Eindruck davon zu ge-
ben, was die Extremfälle, Beschränkungen und Implikationen optimierenden 
gewerkschaftlichen und unternehmerischen Handelns und Verhandelns sein kön-
nen, doch leidet es unter Konstruktionsproblemen, die vor allem die Ange-
botskurve und die Rentenmaximierung der Gewerkschaft betreffen und den 
Erklärungswert dieses Modells in Frage stellen. 

1) Vgl. Mulvey (1978, S.50ff.); für eine ausführlichere Diskussion von Mo-
nopson und Ausbeutung auf dem Arbeitsmarkt sei auf Cartter (1959, Kap.6) 
verwiesen, der resümiert (S.69): "The conclusion reached after a survey 
of implications of this well-accepted definition of exploitation is that 
the term is close to bankruptcy in content and meaning." 
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Im Gegensatz zu einem Gütermarktmonopolisten, bei dem die Angebotskurve als 
steigender Ast der Grenzkostenkurve interpretiert werden könnte und der den 
über die Grenzkosten hinausgehenden Nettoerlös zu maximieren versuchte, 
entstehen bei einer Gewerkschaft - von etwaigen Streik- und Oranisations-
kosten abgesehen - keine abzudeckenden Produktionskosten. Die Gewerkschaft 
agiert vielmehr als Verhandlungsvertreter ihrer Mitglieder und ihre "Ange-
botskurve" reflektiert nur die Präferenzen ihrer Mitglieder bezüglich Ein-
kommen und Freizeit. Da die Gewerkschaft im Gegensatz zu einem Unternehmen 
mit gut funktionierendem Rechnungswesen die (Opportunitäts-)Kosten bzw. An-
gebotspreise ihrer Mitglieder nicht rechnerisch zu erfassen und dann ent-
sprechende optimale Preise festzusetzen vermag, und da somit ein klares 
Konzept einer gewerkschaftlichen Angebotsfunktion - im Gegensatz zum allge-
meinen Arbeitsangebot - nicht existiert, kann ihr Verhalten nur ungenügend 
in Analogie zur Theorie der Unternehmung als das eines Rentenmaximierers 
beschrieben werden. 1l 

Sollte es der Gewerkschaft dennoch möglich sein, die kollektive Rente zu 
maximieren und sich bzw. ihren Mitgliedern einen entsprechenden Lohnsummen-
überschuß anzueignen, so würde dies zu einem Interessen- und Verteilungs-
konflikt innerhalb der Mitgliederschaft führen, der nur über Ausgleichs-
zahlungen zu lösen wäre. Während einerseits der rentenmaximierende Lohnsatz 
W2 für diejenigen Mitglieder suboptimal ist, die auch bei höheren Löhnen 
ihren Arbeitsplatz behalten hätten (z.B. tariflich abgesicherte ältere oder 
leistungsstärkere Arbeitnehmer), würde andererseits ein niedrigerer Lohn-
satz zu einer Beschäftigung zusätzlicher Mitglieder auf (Lohn-)Kosten der 
bereits Beschäftigten führen. Die Gewerkschaftsführung muß deshalb versu-
chen, das Verlangen arbeitsloser Mitglieder nach Beschäftigung sowie For-
derungen nach höheren Löhnen miteinander zu vereinbaren, was nach Ansicht 
von Hamermesh & Rees (1984, S.214) nur durch Zufall zu einer rentenmaximie-
renden Lösung führen kann. 

Neben der Rentenmaximierungsannahme muß auch noch der tatsächliche Aussage-
gehalt der Theorie des bilateralen Monopols bezweifelt werden, die durch 

1) Vgl. Cartter (1959, S.80ff.); im Rahmen seiner generellen Ablehnung ei-
ner ökonomischen Betrachtung von Gewerkschaften lehnt auch Ross (1948, 
Kap.2) explizit die Analogie zur Unternehmung ab. 
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ihren Unbestimmtheitsbereich ja nur eigentlich triviale Ober- und Unter-
grenzen möglicher Lohnabschlüsse anzugeben vermag. Külp (1965, S.131) tut 
dies auf drastische Weise, indem er feststellt: "Daß die Lohnsumme nicht 
größer als das Sozialprodukt sein kann und nicht unter das Existenzminimum 
der Arbeiter fällt, ist eine Binsenwahrheit ... Das eigentliche Problem 
beginnt erst bei der Frage, welche Höhe der Lohn innerhalb dieser als 
selbstverständlich erachteten Grenzen einnimmt, - aber gerade diese Frage 
bleibt von der bilateralen Monopol-Theorie unbeantwortet." Zur Überwindung 
dieser Schwäche verweist Külp (1965, 1973) - wie auch Gärtner (1980) - auf 
die um politisch-institutionelle bzw. verhandlungstheoretische Elemente 
erweiterte Lohntheorie von Hicks (1932). 

5.2.3. Das Hicks-Modell der Lohnfindung - Ein Exkurs zur 
ökonomischen Streiktheorie 

Das Problem des Unbestimmtheitsbereichs im bilateralen Monopol wird in dem 
bis heute einflußreichen Modell von Hicks (1932, Kap.7) durch die Einbezie-
hung des gewerkschaftlichen Druckmittels der Streikdrohung und die daran 
ausgerichtete Abwägung der abdiskontierten Kosten und Nutzen eines Arbeits-
kampfes durch beide Tarifvertragsparteien überwunden. 

w 

w, --------------
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0 erwartet.~ Schaubild 5.3 
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Hicks (1932) geht davon aus, daß die Bereitschaft der Arbeitgeber zur Be-
willigung von Lohnerhöhungen mit der erwarteten Streikdauer unterproportio-
nal zunimmt, bis eine Lohnobergrenze erreicht ist, bei der sich ein Fort-
führen des Unternehmens nicht mehr lohnen würde. Es ergibt sich die in 
Schaubild 5.3 dargestellte, vom bestehenden Lohnsatz W0 aus steigende und 
sich dem Höchstlohnsatz asymptotisch nähernde "Konzessionskurve" der Ar-
beitgeber, die der geometrische Ort aller Lohnsätze ist, die von den Ar-
beitgebern zur Vermeidung von Arbeitskämpfen gegebener Dauermaximalzuge-
standen werden. Analog läßt sich eine gewerkschaftliche "Widerstandskurve" 
herleiten als geometrischer Ort aller minimalen Lohnsätze, die von der Ge-
werkschaft zur Vermeidung von Streiks gegebener Länge gerade noch akzep-
tiert werden. Diese weist einen bezüglich der erwarteten Streikdauer fal-
lenden Verlauf auf und schneidet, wie in Schaubild 5.3 dargestellt, die 
alte Lohnsatzlinie nach einer endlichen Zeitspanne, da die Streikdauer 
durch den beschränkten Streikfonds begrenzt wird. 

Unterstellt man wie Hicks (1932) gleiche (vollständige) Information und 
Erwartungen beider Tarifpartner, so werden sich diese auf den durch den 
Schnittpunkt beider Kurven gegebenen Lohnsatz W* einigen, der einen Streik 
verhindert und von Hicks (1932, S.144) folgendermaßen interpretiert wird: 
"this point is the highest wage which skilful negotiation can extract from 
the employer". Abgesehen von Streiks, die von den Gewerkschaften in gewis-
sen Abständen zur Aufrechterhaltung der Glaubwürdigkeit ihrer Streikdrohung 
ausgerufen werden, sollten Arbeitskämpfe nach diesem Modell eigentlich 
nicht auftreten. 1) Die tatsächliche Existenz von Arbeitskämpfen wird des-
halb meist als das Ergebnis unvollständiger oder asymmetrischer Information 
und daraus folgender Fehleinschätzungen interpretiert, wie dies Mauro (1!82) 
für den Fall der Verwendung unterschiedlicher Informationen bei der Erstel-
lung der Kurven durch beide Tarifparteien zeigt. 2) 

1) Hicks (1932, S.146f.) bekräftigt dies ausdrücklich, indem er feststellt: 
"the majority of actual strikes are doubtless the result of faulty nego-
tiation .•. ; adequate knowledge will always make a settlement possible". 
Kennan (1986) bezeichnet diese Erkenntnis als "Hicks-Paradoxon". 

2) Vgl. ferner Siebert & Addison (1981), Hayes (1984) und Tracy (1987); 
Reder & Neumann (1980) und Kennan (1980) argumentieren darüber hinaus, 
daß Streikaktivitäten in inverser Beziehung zu den damit verbundenen 
Kosten für beide Tarifparteien stehen. 
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Neben diesem Infonnationsproblem bzw. der Vernachlässigung von Unsicherheit 
wird in der von diesem Modell angeregten umfangreichen Literatur1) unter 
anderem der postulierte Verlauf der Kurven und die Vernachlässigung von 
Lohnkostenüberwälzungsmöglichkeiten der Arbeitgeber kritisch diskutiert so-
wie die komparativ-statische Betrachtungsweise bemängelt, die nicht erklä-
ren kann, auf welchem Wege der Kompromißlohn W* erreicht wird. Obwohl es 
sich damit - wie Zerche (1970, 1979) betont - beim Ansatz von Hicks (1932) 
nicht um eine eigentliche Verhandlungstheorie handelt, gab er doch den An-
stoß zur Entwicklung von Theorien kollektiver Verhandlungen, auf die hier 
nicht weiter eingegangen werden kann. 2) 

Das Modell von Hicks (1932) bildet auch den Ausgangspunkt des ersten empi-
·risch überprüfbaren und bis heute dominierenden Streikmodells von Ashen-
felter & Johnson (1969), in dem diese im Gegensatz zu Hicks den in der 
Dunlop-Ross-Kontroverse diskutierten Interessenkonflikten und Informations-
unterschieden zwischen Funktionären und Mitgliedern der Gewerkschaft expli-
zite Beachtung schenken. Besser informierte Funktionäre, die von ihnen als 
akzeptabel angesehene Arbeitgeberangebote aus Furcht vor einer Abwahl nicht 
anzunehmen wagen, rufen im Modell von Ashenfelter & Johnson (1969) Streiks 
deshalb aus, um überhöhte Lohnerwartungen der Mitglieder auf ein Maß zu-
rückzuschrauben, das einen Abschluß mit den Arbeitgebern erlaubt. Wie 
Farber (197Pa) zeigt, stellt dieses Modell damit eigentlich nur ein Opti-
mierungsproblem der Arbeitgeber dar, die unter der Nebenbedingung einer ge-
gebenen, nicht auf optimierendem Verhalten beruhenden gewerkschaftlichen 
Widerstandskurve eine gewinnmaximale Kombination von Löhnen und Streik-
dauer wählen. 

1) Für eine kritische Darstellung des Modells von Hicks (1932) und der ver-
wandten Literatur sei auf Külp (1965, 1973, 1980), Keller (1974), Zerche 
(1970; 1979,Kap.3) und Gärtner (1980) verwiesen. 

2) Darstellungen der wichtigsten kollektiven Verhandlungstheorien finden 
sich bei Külp (1973), Keller (1974), Zerche (1970; 1979, Kap.3), Brink-
mann (1984, Kap.2) und De Menil (1971, Kap.2). Letzterer schlägt bereits 
den in den letzten Jahren vorwiegend gewählten Weg der spieltheoreti-
schen Analyse ein, der z.B. in den von Güth (1978), Roth (1985) sowie 
Binmore & Dasgupta (1987) vorgelegten Arbeiten zum Ausdruck konvnt, je-
doch bis jetzt ebensowenig wie die älteren Ansätze oder wie soziologisch-
psychologische Erklärungsversuche in der Art von Walton & McKersie (1965) 
zu einer einheitlichen und allgemein akzeptierten Theorie kollektiver 
Verhandlungen geführt hat. 
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Obwohl es Ashenfelter & Johnson (1969) nur durch die Annahme mangelnder 
Rationalität auf Gewerkschaftsseite und den entsprechenden Verzicht auf 
eine explizite Modellierung des Verhandlungsprozesses gelingt, empirisch 
überprüfbare Hypothesen zu formulieren, was Kaufman (1981, S.335) von einem 
"special, and less satisfactory, case of the Hicks model" sprechen läßt, 
bildet es den Ausgangspunkt für die meisten ökonometrischen Untersuchungen 
der Determinanten von Streiks. 1l Für die Bundesrepublik Deutschland vermag 
Gärtner (1985a,b) durch Anwendung eines modifizierten Modells ähnlicher Art 
die Streiktätigkeit in den Jahren 1952-1981 in signifikanter Abhängigkeit 
von der Arbeitslosenrate und der Reallohnentwicklung darzustellen. Da 
Streikmodelle jedoch neben theoretischen und ökonometrischen Problemen 
meist einen relativ geringen Erklärungs- und Prognosewert aufweisen und 
dieses Gebiet einen der größten Schwachpunkte ökonomischer Forschung über-
haupt darste!It2l, soll im Rahmen dieser Arbeit - außer bei der Diskussion 
von Streikauswirkungen in Kapitel 7 - auf eine Analyse von Streiks verzich-
tet und nach diesem Exkurs wieder zur Frage der von Gewerkschaften maxi-
mierten Größen zurückgekehrt werden. 

5.2.4. Das Modell der lohnsu• men• aximierenden Gewerkschaft 

Die Vorstellung, daß Gewerkschaften die Lohnsumme ihrer Mitglieder, d.h. 
das Produkt aus Lohnsatz und Beschäftigung, maximieren, geht auf Dun!op 

1) Darstellungen, Kritik und Weiterentwicklungen des Modells von Ashenfel-
ter & Johnson (1969) sowie dadurch angeregte empirische Überprüfungen 
von Streikmodel Jen finden sich bei Pencavel ( 1970), Phipps ( 1977), 
Farber (1978a), Shalev (1980), Moore & Pearce (1982), Paldam & Pedersen 
(1982) und Siebert, Bertrand & Addison (1985). Weitere ökonomisch orien-
tierte Streikuntersuchungen erfolgen durch Shorey (1970), Blejer (1981), 
Kaufman (1981, 1982, 1983), Cousineau & Lacroix (1986) und Tracy (1986, 
1987), während für eine soziologisch-politische Betrachtungsweise auf 
die Untersuchungen von Hibbs (1976), Snyder (1977) und Batstone (1985) 
verwiesen wird; vgl. auch die überblicke von Hirsch & Addison (1986, 
Kap.4) und Kennan (1986). 

2) Vgl. die Betrachtungen zur ökonomischen Streikanalyse von Mayhew (1979), 
Kennan (1986) und von Oswald (1985, S.177), der folgendes Resümee zieht: 
"the analysis of strikes is one of the most unsatisfactory parts of 
modern economic theory. lt is probably no exaggeration to say that only 
a little progress has been made since The Theory of Wages by John Hicks". 
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(1944, S.36) zurück: "The wage policy of a trade union may be directed at 
achieving the largest possible wage bill from the particular segment of the 
economy, quite regardless of whether all wage earners ... are employed." In 
diesem Falle weist die Gewerkschaft keine Angebotskurve auf, sondern agiert 
kostenlos als Vertreter ihrer Mitglieder und wählt diejenige Lohnhöhe W1 , 

deren entsprechendes Beschäftigungsniveau 81 mit dem Punkt zusammenfällt, 
an dem die Grenznachfragekurve - und damit die marginale Zunahme der Lohn-
summe durch Erhöhung der Beschäftigung - Null ist. Dieser in Schaubild 5.4 
dargestellte Fall entspricht dem Vorgehen eines Gütermarktmonopolisten mit 
Grenzkosten von Null, wie z.B. der von Cournot (1838, Kap.5) angeführte 
Eigner einer Mineralquelle, der den Gewinn maximiert, indem er Preis und 
Menge an dem Punkt Z fixiert, wo die Nachfragekurve eine Elastizität von 
aufweist. 

w 

N 

B Schaubild 5.4 

Das Ziel einer Lohnsunrnenmaximierung hat den Vorteil, daß es die beiden 
Einflußfaktoren Lohnsatz und Beschäftigung in einer einzigen Zielgröße ver-
bindet, die gewerkschaftliche Nutzenfunktion ist nun U = W·B. Ferner ent-
spricht es unter Wohlfahrtsaspekten einer Pareto-optimalen Gewerkschafts-
politik, falls die maximierte Lohnsumme (OB 1 ZW 1 ) durch Ausgleichszahlungen 
gleichmäßig auf alle beschäftigten und arbeitslosen Mitglieder aufgeteilt 



108 

werden könnte und keine davon unabhängige Arbeitslosenunterstützung exi-
stiert. Eine solche Umverteilung dürfte jedoch wegen Interessenkonflikten 
in der Mitgliederschaft sowie Transaktionskosten kaum möglich sein und ist 
nach Beobachtungen von Atherton (1973, Kap.1) in der Praxis auch kaum zu 
finden. Wie die Rentenmaximierung berücksichtigt nach Ansicht von Atherton 
(1973) auch die Lohnsummenmaximierung zu wenig die divergierenden Inter-
essen innerhalb der Gewerkschaft, z.B. zwischen Mitgliedern, die bei einem 
niedrigeren Lohnsatz als W1 Beschäftigung fänden, und anderen, die auch bei 
einem höheren Lohnsatz ihren Arbeitsplatz behielten. Diese dürften sich in 
Form von Beeinflussungsversuchen auf die Gewerkschaftsführung äußern und 
wohl nur zufälligerweise in einer Lohnsummenmaximierung resultieren. 

Eine Verfolgung dieses Zieles erscheint besonders dann unrealistisch, wenn 
die Arbeitsnachfrage elastisch, der bestehende und vielleicht von der Ge-
werkschaft schon früher hochgetriebene Lohnsatz höher als W1 oder der 
Schnittpunkt der allgemeinen Arbeitsangebots- mit der Arbeitsnachfragekurve 
links von Z liegt, da eine Maximierung der Lohnsumme dann mit Lohnsenkungen 
bzw. mit Löhnen unterhalb des Angebotspreises der Arbeit verbunden wäre. l) 
überdies weist Mulvey (1978, S.31f.) darauf hin, daß eine dezentrale Lohn-
summenmaximierung bei unterschiedlichen Betrieben und Nachfrageelastizitä-
ten zu gewerkschaftlichem Konkurrenzkampf führen könnte; damit würde sie 
auch im Widerspruch zum gewerkschaftlichen Grundsatz "gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit" stehen. 

Eine ebenfalls in Schaubild 5.4 gestrichelt dargestellte Modifikation der 
obigen Hypothese besagt, daß die Gewerkschaft die Lohnsumme unter Einbe-
ziehung staatlicher Arbeitslosenunterstützung maximiert. Dies wird bei der-
jenigen Höhe der Beschäftigung der Fall sein, wo die durch N' ausgedrückte 
marginale Zunahme der Lohnsumme gleich der Höhe der Arbeitslosenunterstüt-
zung a ist. Diese von Dunlop (1944, S.37ff.) vorgeschlagene und diskutierte 

1) Dies veranlaßt Ross (1948, S.22) zu der ironischen Bemerkung, man müsse 
sich bei einer Lohnsummenmaximierung mit dem Gedanken gewerkschaftlicher 
Streiks zur Durchsetzung niedrigerer Lohnsätze vertraut machen. Zudem 
setzt eine lohnsummenmaximierende Tarifpolitik voraus, daß die Gewerk-
schaftsführung über eine äußerst genaue Kenntnis der Lohn-Beschäftigungs-
Beziehung bzw. der Arbeitsnachfragekurve verfügt, was ja von Ross (1948) 
ebenfalls bestritten wird. 
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Strategie impliziert, daß die Gewerkschaft den Lohnsatz so lange anhebt, 
bis die Zugewinne durch höhere Löhne und Arbeitslosenunterstützung durch 
die resultierende Abnahme der Beschäftigung ausgeglichen werden. Aller-
dings gelten die gegen die Lohnsummenmaximierung vorgebrachten Einwände 
auch bei Einbeziehung staatlicher Unterstützungszahlungen, so daß beide 
Hypothesen als wenig plausible Erklärungen gewerkschaftlicher Tarifpoli-
tik betrachtet werden müssen. 

5.2.5. Das Modell der Maximierung der gewerkschaftlichen 
Mitgliederzahl 

Von Dunlop (1944, S.33) stammt auch das Konzept einer Lohn-Mitgliedschafts-
Funktion, die das gewerkschaftliche Verhalten bestimme: "The trade union 
can be regarded as having a wage-membership function, showing the total 
amount of labor that will be attached to the labor organization at each 
wage rate ••.. The membership function must be regarded as the appraisal 
by the leadership of the amount of labor that will be allied to the union 
at each wage rate ..•• The customary market-supply curve may be one poss-
ible membership function. The latter will probably be thought of as to the 
left of the market-supply function." 

w 

A 

N 

0 a. T Schaubild 5.5 
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Schaubild 5.5 zeigt eine solche Lohn-Mitgliedschafts-Funktion (wage-member-
ship function, WMF), die angibt, wieviele Beschäftigte bei jedem Lohnsatz 
Mitglieder der Gewerkschaft sein werden. Diese fällt dann mit der Marktan-
gebotskurve A zusammen, wenn die Bedingungen eines "closed shop" gegeben 
sind, bei dem gewerkschaftliche Mitgliedschaft Voraussetzung für eine Be-
schäftigung ist. Wenn die Gewerkschaft ihre Mitgliederzahl T zu maximieren 
sucht, wird sie denjenigen Lohnsatz W1 anstreben, bei dem die WMF die Ar-
beitsnachfragekurve schneidet. Sollte dieser Schnittpunkt jedoch rechts 
vom Punkt Z liegen, der wiederum eine Kurvenelastizität von 1 anzeigt, so 
wird die Gewerkschaft, wie bereits oben diskutiert, die Lohnsumme entspre-
chend dem Punkt Z maximieren. Daß diese Art der Maximierung der gewerk-
schaftlichen Mitgliederzahl T1 im Gegensatz zum Ziel hoher Beschäftigung 
steht, zeigt sich daran, daß beim Wettbewerbslohn W0 zwar die Gesamtbe-
schäftigung B0 maximal wäre, die gewerkschaftliche Mitgliederzahl T0 jedoch 
vergleichsweise gering ausfallen würde. 

Das Konzept einer Lohn-Mitgliedschafts-Funktion bzw. einer Gewerkschaft, 
die ihre Mitgliederzahl maximiert, stößt auf vielfältige Kritik. Atherton 
(1973, S.8ff.) vermag zu zeigen, daß die oben erwähnten Implikationen eines 
solchen Modells stark von der Annahme einer alle Beschäftigten umfassenden 
Gewerkschaft abhängen. Mulvey (1978, S.32ff.) führt zwar Beispiele von eng-
lischen und amerikanischen Gewerkschaften an, die scheinbar ihre Mitglie-
derzahl zu maximieren versuchten, doch bezweifelt er die Bedeutung und die 
ökonomische Rationalität eines solchen Ziels, da z.B. die (marginalen) ho-
hen Kosten und geringen Erträge einer gewerkschaftlichen Organisierung un-
gelernter und stark fluktuierender weiblicher Arbeitskräfte eine Maximie-
rung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahl wenig sinnvoll erscheinen lassen. 

Selbst wenn die Maximierung der Mitgliederzahl ein Hauptziel der Gewerk-
schaften wäre, so hängt letztere doch auch von anderen Faktoren ab als nur 
von der Lohnhöhe, wie auch die empirischen Ergebnisse in Kapitel 3 zeigen. 
Ferner erscheint es nach den Erkenntnissen von Ross (1948) unwahrscheinlich, 
daß die Gewerkschaftsführung die Gesamtzahl ihrer Mitglieder als homogen 
betrachtet. Vielmehr wird sie in ihrer Politik Rücksicht auf besonders ein-
flußreiche Gruppen in der Gewerkschaft nehmen müssen, was mit dem einfachen 
Modell der Mitgliedermaximierung nicht vereinbar ist. Darüber hinaus weist 
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Cartter (1959, S.86) auf eine mögliche Asymmetrie der Lohn-Mitgliedschafts-
Funktion hin, die darin bestehen könnte, daß diese Funktion für Lohnerhö-
hungen und Lohnsenkungen unterschiedlich ausfällt. Diese Erkenntnis bildet 
den Ausgangspunkt für Cartters (1959) Konzept des "wage preference path", 
das im folgenden besprochen werden soll. 

5.2.6. Das Konzept des Lohn-Pr!ferenz-Pfades 

Das Verhalten einer Gewerkschaft, die eine Löhne und Beschäftigung umfas-
sende Nutzenfunktion U = U(W,B) unter der Beschränkung einer inversen Be-
ziehung beider Variablen zu maximieren sucht, läßt sich in Analogie zum 
Konsumentenverhalten auch mittels einer Indifferenzkurvenanalyse beschrei-
ben. Gewerkschaftliche Indifferenzkurven (wie I 1 , 2 ,, in Schaubild 5.6) sind 
geometrische Orte verschiedener Kombinationen von Lohnsatz und Beschäfti-
gungsmenge, die nach Meinung der Gewerkschaft das gleiche Nutzenniveau auf-
weisen. Sie verlaufen wegen der unvollkommenen Substituierbarkeit der Ge-
werkschaftsziele Wund B konvex zum Ursprung und wurden in dieser Form zu-
erst von Fellner (1947) verwendet und theoretisch begründet. 

w 

0 B Schaubild 5.6 

Nach Ansicht von Cartter (1959, Kap.7) haben gewerkschaftliche Indifferenz-
kurven beinahe rechtwinklige Form wie in Schaubild 5.6, da es einer starken 
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Lohnerhöhung bzw. Beschäftigungsausweitung bedürfe, um eine Gewerkschaft, 
die sich momentan der angenommenen optimalen Lohn-Beschäftigungs-Kombina-
tion E erfreut, für einen Rückgang der Beschäftigung bzw. der Löhne zu kom-
pensieren. Ein Tangentialpunkt (wie E) zwischen einer Arbeitsnachfragekurve 
N und einer gewerkschaftlichen Indifferenzkurve I zeigt diejenige Lohn-Be-
schäftigungs-Kombination, die die Gewerkschaft unter der Beschränkung der 
jeweils gegebenen Arbeitsnachfragekurve bevorzugt, da sie so die am weite-
sten vom Ursprung entfernt liegende Indifferenzkurve und damit das höchst-
mögliche Nutzenniveau erreicht. Durch Einzeichnen paralleler, höher oder 
niederer als N2 liegender potentieller Nachfragekurven und Verbinden der 
jeweiligen Tangentialpunkte läßt sich zeigen, wie Gewerkschaften auf eine 
Erhöhung oder einen Rückgang der Arbeitsnachfrage reagieren würden. Dieses 
Konzept einer quasi-dynamischen gewerkschaftlichen Arbeitsangebotskurve 
geht auf Cartter (1959, S.90ff.) zurück, der es als "wage preference path" 
(WPP) bezeichnet und für wesentlich realitätsnäher hält als Dunlops Lohn-
Mitgliedschafts-Funktion, da es das bezüglich Nachfrageerhöhungen und 
-rückgängen asymmetrische Verhalten der Gewerkschaften reflektiere. 

So wie in Schaubild 5.6 gezeichnet, zeigt der bezüglich E asymmetrisch ver-
laufende Lohn-Präferenz-Pfad, daß Gewerkschaften sich bei einem Rückgang 
der Arbeitsnachfrage vehement Lohnsenkungen widersetzen und dafür auch 
einen großen Beschäftigungsrückgang in Kauf nehmen (Punkt D), während sie 
Nachfrageanstiege vorwiegend zu Lohnerhöhungen nutzen (Punkt S). Entspre-
chend lassen sich in Schaubild 5.6 auch (gestrichelt) die Präferenzen eines 
Arbeitgebers wiedergeben. Bei einer Rechtsverschiebung der Arbeitsnach-
fragekurve wird der Arbeitgeber die Beschäftigung zum unveränderten Lohn-
satz bis zum Punkt R auszuweiten versuchen, während er bei einem Rückgang 
der Nachfrage Lohnsenkungen bei konstanter Beschäftigung (Punkt C) anstre-
ben wird. Die Strecken RS bzw. CD beschreiben damit die Verhandlungsberei-
che bei einem Anstieg bzw. Rückgang der Arbeitsnachfrage, wobei die resul-
tierende Lohn-Beschäftigungs-Kombination letztlich von der jeweiligen Ver-
handlungsmacht der Gewerkschaft und des Arbeitgebers abhängt. 

Obwohl das Modell des Lohn-Präferenz-Pfades, ähnlich wie das des bilateralen 
Monopols, einen Eindruck gewerkschaftlichen und unternehmerischen Handelns 
und Verhandelns zu geben vermag und das beobachtete asymmetrische Verhalten 
von Gewerkschaften bei Nachfrageschwankungen korrekt wiedergibt, ist seine 
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Aussagefähigkeit begrenzt. Mulvey (1978, S.36) bedauert, dieses Konzept 
verdeutliche nur die bekannte Tatsache, daß sich Arbeitgeber und Gewerk-
schaft irgendwann auf eine Lohn-Beschäftigungs-Kombination einigen, die je 
nach Verhandlungsmacht nicht allzuweit von der jeweiligen nutzenmaximie-
renden Lösung entfernt ist, und daß die Gewerkschaft dann zum vereinbarten 
Lohnsatz in vollkommen elastischer Weise Arbeit anbietet. Noch dezidierter 
fällt die Kritik von Andrew J. Oswald (1982a, S.532) aus, einem der Haupt-
vertreter der neueren mikroökonomischen Theorie einer nutzenmaximierenden 
Gewerkschaft, der die nur schwer zu rechtfertigende Annahmeeinergewerk-
schaftlichen Angebotskurve in Form von Cartters (1959) "wage preference 
path" rundweg ablehnt: "The notion of a wage-preference path (or WPP), which 
is obtained by shifting the labour demand curve ... in a parallel way, and 
thus tracing out a path of optimal tangency points, is not a helpful one. 
There is no reason, of course, why the labour demand curve's shifts should 
be parallel. Thus the textbook WPP curve has no theoretical justification. 
There is another way to put this: a utility maximising trade union does not 
have a supply curve." 

Im Gegensatz zu Cartters WPP-Konzept wird jedoch die von Fellner (1947) und 
Cartter (1959) praktizierte Vorgehensweise der Indifferenzkurvenanalyse all-
gemein akzeptiert und deshalb auch im folgenden Kapitel nochmals aufgegrif-
fen und ausgebaut. Zwar stellt das Modell von Hicks (1932) selbst heute noch 
den klassischen Ausgangspunkt für eine Streikanalyse dar und es finden trotz 
ihrer oben dargestellten Schwächen auch die Modelle des bilateralen Monopols 
- vgl. Woll (1987, S.268) - und der Rentenmaximierung - vgl. De Menil (1971) 
und Reynolds (1981) - noch in neueren Analysen gewerkschaftlichen Handelns 
Verwendung, doch ist es in erster Linie die von Fellner (1947) und Cartter 
(1959) durchgeführte Indifferenzkurvenanalyse, die als bedeutende Leistung 
der älteren Erklärungsversuche gewerkschaftlichen Verhaltens anerkannt und 
weiterverwendet wird. Sie bildet damit den Anknüpfungspunkt für die neuere 
mikroökonomische Theorie einer nutzenmaximierenden Gewerkschaft, die im 
folgenden Kapitel dargestellt werden soll. 
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6. DIE MODERNE ÖKONOMISCHE THEORIE DER GEWERKSCHAFT 

6.1. Das Monopol-Modell 

6.1.1. Eine einfache graphische Darstellung 

Die heute in der Literatur wohl am weitesten verbreitete mikroökonomische 
Darstellung des Gewerkschaftsverhaltens ist das sogenannte Monopol-Modell, 
das an die im vorigen Kapitel erwähnten Arbeiten von Fellner (1947) und 
Cartter (1959) anknüpft und deshalb auch als Fellner-Cartter-Modell be-
zeichnet wird. l) Dabei wird davon ausgegangen, daß eine Gewerkschaft haupt-
sächlich an Veränderungen der Löhne und der Beschäftigung interessiert ist 
und eine Zielfunktion zu maximieren sucht, die beide Variablen als Argu-
mente enthält, wobei der in einer fallenden Arbeitsnachfragekurve zum Aus-
druck kommende, im vorigen Kapitel dargestellte "trade off" zwischen Lohn-
satz und Beschäftigung die Nebenbedingung des Maximierungsproblems dar-
stellt. 

Ein einfaches Monopol-Modell läßt sich auf folgenden Annahmen aufbauen, 
die zum Teil auch gelockert werden können: Die Gewerkschaft wird als Ver-
einigung von Arbeitnehmern mit gleichen Charakteristika gesehen, die alle 
Beschäftigten einer Industrie umfaßt und deren Mitgliederzahl Tals exogen 
gegeben und fix betrachtet werden kann. Die Präferenzen der Gewerkschaft 
bzw. ihrer Führung seien repräsentiert durch eine quasi-konkave gewerk-
schaftliche Nutzenfunktion U = U(W,B), wobei W den Nominallohnsatz und B 
die Höhe der (gewerkschaftlichen) Beschäftigung bezeichnen. Die Gewerk-
schaft sehe sich einer Arbeitsnachfragekurve der Form B = B(W,µ) gegenüber, 
wobei W wieder der Lohnsatz undµ ein Vektor anderer relevanter Parameter 
ist. Beide Funktionen seien zweifach differenzierbar und U(.) sei eine zu-
nehmende Funktion beider Variablen, während B(.) eine abnehmende Funktion 
der Lohnhöhe darstelle. Sowohl Wals auch B seien "normale" Güter, d.h. 
eine Parallelverschiebung der Arbeitsnachfrage nach rechts im W-B-Diagramm 

1) Vom "Fellner-Cartter-Modell" spricht Pencavel (1984a,b), während Oswald 
(1984, 1985, 1986, 1987) - und mit ihm der überwiegende Teil der Gewerk-
schaftsliteratur - den Ausdruck "Monopol-Modell" bevorzugt und dieses in 
seinen Grundzügen auf Dunlop (1944) zurückführt. 
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führt dazu, daß - bei einer konstanten Grenzrate der Substitution zwischen 
Wund B - die Gewerkschaft sowohl einen höheren Lohnsatz als auch eine Zu-
nahme der Beschäftigung anstrebt. Da von Steuern und anderen Variablen, die 
einen Keil zwischen den vereinbarten Lohnsatz und den tatsächlich ausbe-
zahlten Verdienst treiben könnten, einstweilen abgesehen werden soll, und 
da das allgemeine Preisniveau Peine exogen gegebene, konstante, nicht von 
der Gewerkschaft beeinflußbare und daher mit P=1 normierbare Größe sein 
soll, entspricht der festzulegende Nominallohnsatz W auch der realen und 
der tatsächlich den Beschäftigten zukommenden Lohnhöhe. 

Die entscheidende Annahme des Monopol-Modells besteht nun darin, daß davon 
ausgegangen wird, die Gewerkschaft sei stark genug, den Lohnsatz zu kon-
trollieren, z.B. indem sie den Zugang zum Beruf bzw. das gesamte Arbeits-
angebot (durch Überstundenverweigerung etc.) zu beschränken und die ersatz-
weise Beschäftigung von Nicht-Gewerkschaftsmitgliedern zu verhindern ver-
mag. Unter expliziter Vernachlässigung eines Verhandlungsprozesses wird 
angenommen, die Gewerkschaft setze - bei Berücksichtigung des trade-off 
zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung - einen bestimmten, für sie optimalen 
Lohnsatz W* fest, und die Arbeitgeber einer unter vollkommener Konkurrenz 
stehenden Industrie bestimmten dann entsprechend ihrer Arbeitsnachfrage-
funktion die Beschäftigungsmenge B*. 1l 
Der für die Gewerkschaft optimale Lohnsatz W* läßt sich formal darstellen 
als Lösung des folgenden Optimierungsproblems: 

Max U = U(W,B) (5. 1) 
w 

Nebenbedingung: B = B(W,µ) (6. 1) 

Da eine zweifache Differenzierbarkeit beider Funktionen angenommen wird, 
ergeben sich nach Bildung der entsprechenden totalen Differentiale fol-

1) Ein solches Verhalten unterscheidet sich vom Verhalten eines Gütermarkt-
monopolisten eigentlich nur dadurch, daß statt des Gewinns der Gewerk-
schaftsnutzen maximiert wird; dies erklärt die vielleicht etwas unglück-
lich gewählte Bezeichung Monopol-Modell. Analytisch ergibt sich keine 
Änderung, falls die Gewerkschaft die Beschäftigungsmenge und die Arbeit-
geber die Lohnhöhe festlegen; vgl. Carruth & Oswald (1981) und Oswald 
(1982b). 
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gende Bedingungen erster und zweiter Ordnung für die Existenz eines inne-
ren Maximums: 

(6.2) 

(6.3) 

wobei Subskripte wiederum partielle Ableitungen nach den jeweiligen Varia-
blen bezeichnen. Gleichung (6.2) läßt sich auch ausdrücken als 

(6.2') 

und besagt, daß im Optimum, d.h. bei angenommener Erfüllung von Gleichung 
(6.3), die Grenzrate der gewerkschaftlichen Substitution von Löhnen und Be-
schäftigung der Steigung der Arbeitsnachfragekurve entspricht. 

Die einfache Struktur dieses Optimierungsproblems erlaubt eine graphische 
Darstellung wie in Schaubild 6.1, wo die quasi-konkave gewerkschaftliche 
Nutzenfunktion durch eine Schar konvexer Indifferenzkurven I und die nega-
tiv geneigte Arbeitsnachfragekurve B(.) als dazugehörige Restriktion im 
W-B-Diagramm dargestellt sind. Die optimalen Werte von Lohnsatz (W*) und 
Beschäftigung (B*) ergeben sich, wie im vorigen Kapitel bereits intuitiv 
gezeigt, dort, wo eine Indifferenzkurve (im Beispiel ! 1 ) die Arbeitsnach-
fragekurve tangiert. 

Anhand von Schaubild 6.1 lassen sich die Auswirkungen des Gewerkschaftsver-
haltens auf eine einfache Volkswirtschaft untersuchen, die folgenden übli-
chen neoklassischen Annahmen genüge (vgl. Oswald, 1982a): Es werde nur ein 
Produkt mit Arbeit als einzigem variablen Produktionsfaktor hergestellt. 
Die Produktionsfunktion F = F{B,µ), die die Ausbringungsmenge in Abhängig-
keit von der Beschäftigungsmenge Bund von einem Vektorµ anderer relevan-
ter Parameter (z.B. fixe Produktionsfaktoren oder Technologie) ausdrückt, 
sei dreifach differenzierbar und strikt konkav bezüglich der Beschäftigung. 
Vollkommene Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und optimierendes Verhalten der 
Arbeitgeber führten zu einer einfachen Arbeitsangebotskurve A(W), die be-
züglich der Lohnhöhe stetig zunehme. Auch auf dem Produktmarkt herrsche 
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vollkommene Konkurrenz und der Produktpreis werde als Numeraire definiert. 
Einfaches gewinnmaximierendes Verhalten der Arbeitgeber impliziert, daß 
der Lohnsatz W dem ·Grenzprodukt der Arbeit FB entspricht und daß diese Be-
dingung in einer Arbeitsnachfragekurve B(W,µ) mit Steigung 1/FBB < 0 zum 
Ausdruck kommt. 

w 
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Durch den Schnitt der Angebots- und Nachfragekurven für Arbeit im Punkt C 
ergeben sich in Schaubild 6.1 die Gleichgewichtswerte für den - nominalen 
wie auch realen - Lohnsatz w0 , die Beschäftigungsmenge B0 und die Ausbrin-
gungsmenge F0 bei vollständiger Konkurrenz auf allen Märkten. Durch das 
Auftreten einer Gewerkschaft, die das Arbeitsangebot kontrolliert, ver-
liert die Arbeitsangebotskurve A allerdings ihre Bedeutung. Die neuen 
Gleichgewichtspunkte W*, B* und F* ergeben sich aufgrund der Tangentenlö-
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sung E von gewerkschaftlichen Indifferenzkurven und der Arbeitsnachfrage. 
Damit lassen sich folgende Auswirkungen einer gewerkschaftlichen Organisie-
rung feststellen: 

1) Das Auftreten einer Gewerkschaft führt zu einem höheren Reallohnsatz und 
zu geringeren Beschäftigungs- und Ausbringungsmengen. 

2) Durch das neue Gleichgewicht ergibt sich nicht nur ein Beschäftigungs-
rückgang von B0-B*, sondern man kann beim höheren Lohnsatz W* auch eine 
unfreiwillige Arbeitslosigkeit konstatieren, die der Strecke ED ent-
spricht. 

3) Das Realeinkommen der Eigner fixer Produktionsfaktoren (z.B. Kapital) 
fällt in diesem einfachen Modell infolge der gewerkschaftlichen Organi-
sierung von der Fläche HCW 0 auf HEW*. 

4) Das dem Faktor Arbeit insgesamt zufallende Einkommen kann durch gewerk-
schaftliche Aktivitäten entweder steigen oder fallen: je nach Elastizi-
tät der Arbeitsnachfragekurve, deren Bestimmungsfaktoren im vorigen Ka-
pitel dargestellt wurden, ist die Fläche OW*EB* entweder größer, gleich 
oder kleiner als die ursprüngliche Lohnsumme OW 0 CB 0 • 

Diese Ergebnisse des einfachstmöglichen Gewerkschaftsmodells behalten auch 
im Rahmen komplizierterer Analysen ihre Gültigkeit1), deren es bedarf, wenn 
man, wie im folgenden, weiteren Einflußfaktoren wie staatliche Besteuerung, 
Arbeitslosigkeit und Form der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion explizite 
Beachtung schenken will. 

6.1.2. Eine umfassendere Darstellung 

Wie im vorigen Abschnitt wird auch im folgenden Modell wieder von einer 
alle homogenen Arbeitnehmer eines Wirtschaftszweiges umfassenden nutzen-

1) lockert man jedoch einige Annahmen dieses Modells, so ergeben sich Lösun-
gen, die sich von dem globalen Maximum der Tangentenlösung E stark unter-
scheiden können. Dazu gehört die Möglichkeit von Ecklösungen oder multi-
plen Gleichgewichtspunkten, z.B. wenn aufgrund einer konstanten Elastizi-
tät der Produktionsfunktion F(B) die Arbeitsnachfragekurve B(.) konvex 
statt konkav ist und sich zweimal mit einer Indifferenzkurve schneidet, 
oder das Fehlen eines inneren Optimums überhaupt, z.B. wenn die Arbeits-
angebotskurve nicht stetig ansteigt, sondern einen zurückbiegenden Ver-
lauf nimmt; vgl. Oswald (1982a,b). 
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maximierenden Gewerkschaft mit fixer Mitgliederzahl T ausgegangen, die bei 
ansonsten vollkommener Konkurrenz in dieser Industrie die nominale und 
- wegen der Annahme eines exogen gegebenen und mit P=1 normierten Preis-
niveaus - auch die reale Lohnhöhe festlegen kann. Allerdings soll jetzt die 
vermeintliche ad-hoc-Annahme einer passenderweise quasi-konkaven Nutzen-
funktion genauer untersucht und spezifiziert werden. 

Traditionell wird in der Literatur, wie z.B. von Fellner (1947), Cartter 
(1959), Atherton (1973), Mulvey (1978) oder Carruth & Oswald (1981), meist 
intuitiv von der Existenz einer allgemeinen quasi-konkaven Nutzenfunktion 
U = U(W,B) ausgegangen und deren angemessene Spezifikation offengelassen. 
Eine mögliche Spezifikation stellt folgende, erstmals von Dertouzas & Pen-
cavel (1981) und dann unter anderem von Pencavel (1984a,b, 1985), Dixon 
(1986) und Ben-Ner & Estrin (1986) verwendete funktionale Form dar: 

(6.4) 

Hierbei können wund b als Minimalwerte von Lohnsatz Wund Beschäftigung B 
betrachtet werden und der Parameter 8 spiegelt die Bedeutung der über das 
Minimum hinausgehenden Löhne und Beschäftigung für die Gewerkschaft wider. 

Diese aus der Konsumtheorie bekannte Stone-Geary-Funktion hat neben ihrer 
Einfachheit den Vorteil, daß sie sich relativ gut ökonometrisch umsetzen 
läßt und daß sie, wie Dertouzas & Pencavel (1981) zeigen, als spezielle 
Fälle die Lohnsummenmaximierung (für 8=0,5 und w=b=O) und die Rentenmaxi-
mierung (für 8=0,5, b=O und w=Alternativlohn) einschließt. Allerdings weist 
diese Form der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion den großen Nachteil auf, 
daß sie sich nicht aus den üblichen Axiomen über die Präferenzen der Ar-
beitnehmer herleiten läßt, worauf neben Farber (1986) besonders Oswald 
(1985, S.163) hinweist: "There is apparently no way to show why, for ex-
ample, risk-averse employees would, as a group, behave as if maximising a 
Stone-Geary function." 

Ein alternativer und nach Informationen von Oswald (1985, S.164) unabhän-
gig voneinander von mehreren Ökonomen zur gleichen Zeit entwickelter An-
satz zur Modellierung einer gewerkschaftlichen Nutzenfunktion läßt sich 
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darstellen als 

U = l V(W) + (TTB) V(a) (6.5) 

oder als 

U = B V(W) + (T-B) V(a) , (6.6) 

wobei V(.) die konkave Nutzenfunktion eines einzelnen Arbeitnehmers sowie 
a die Höhe der Arbeitslosenunterstützung oder eines Alternativlohnes außer-
halb des betreffenden Wirtschaftszweiges bezeichnen und OsBs T ist. 

Gleichung (6.5) drückt den erwarteten Nutzen eines repräsentativen Gewerk-
schaftsmitgliedes als gewoge~es arithmetisches Mittel des Nutzens einer 
Beschäftigung zum Gewerkschaftslohn (mit der Wahrscheinlichkeit B/T) und 
des aus dem Bezug von Arbeitslosengeld bzw. eines Alternativlohnes gezoge-
nen Nutzens (mit der Wahrscheinlichkeit (T-B)/T) aus, wobei ersterer Nutzen 
größer sei als letzerer. Die Gewerkschaft behandelt alle Mitglieder gleich, 
d.h. alle als homogen angesehenen Mitglieder haben die gleiche Beschäfti-
gungswahrscheinlichkeit B/T, und maximiert diesen Erwartungsnutzen des re-
präsentativen Mitglieds. Diese Fonn der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion 
findet unter anderem in den Arbeiten von McDonald & Solow (1981), Calmfors 
(1982), Booth (1984), Goßner (1985), Bruno & Sachs (1985) und Card (1986) 
Verwendung. Allerdings ist die ihr zugrunde liegende Annahme einer gleichen 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit B/T nicht ganz unproblematisch, da in der 
Realität - wie Oswald (1984) für die USA und Großbritannien zeigt - Entlas-
sungen keinesfalls zufallsverteilt, sondern vielmehr nach bestimmten Ent-
lassungsregeln wie z.B. der umgekehrten Betriebszugehörigkeitsdauer ("last 
in, first out") erfolgen dürften; diese Tatsache stellt auch den Ausgangs-
punkt der später noch diskutierten Senioritäts-Modelle dar. 

Wenn die Mitgliederzahl Tals konstant und nicht von der Gewerkschaft be-
einflußbar betrachtet wird, entspricht die Erwartungsnutzengleichung (6.5) 
der Darstellung in Gleichung (6.6). In (6.6) kommt ein utilitaristisches 
Verhalten der Gewerkschaft zum Ausdruck, das darin besteht, daß sie die 
Summe der Nutzen ihrer Mitglieder zu maximieren sucht. Der Vorteil dieses 
Ansatzes, der unter anderem in den Arbeiten von Oswald (1982a,b, 1985), 
Sampson (1983, 1984, 1986a), Shah (1985), Ellis & Fender (1985, 1987) und 
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Manning (1987) verwendet wird, besteht laut Oswald (1985) darin, daß er 
nicht nur einer ökonometrischen Überprüfung zugänglich ist und wiederum 
Lohnsummen- und Rentenmaximierung als Spezialfälle einschließt, sondern daß 
er darüberhinaus auch die Nutzenfunktion der Gewerkschaft auf eine klare 
mikroökonomische Grundlage stellt und individuelle Präferenzen sowie die 
gewerkschaftliche Mitgliederzahl miteinbezieht. Oswald (1982b, Appendix) 
weist nach, daß die im allgemeinen ad hoc getroffene wichtige Annahme 
einer bezüglich Lohnsatz und Beschäftigung zunehmenden und quasi-konkaven 
gewerkschaftlichen Nutzenfunktion unter den Annahmen von utilitaristischen 
Präferenzen der Gewerkschaft und Risikoaversion ihrer Mitglieder gerecht-
fertigt ist. 1) Obwohl auch dieser Ansatz nicht ohne Schwächen ist, auf die 
später noch eingegangen werden wird, soll er doch in Form von Gleichung 
(6.6) im folgenden als plausible Arbeitshypothese Verwendung finden, die 
Aussagen der komparativen Statik ermöglicht. 2) 

Wie schon bei der Diskussion der Nutzenfunktion angedeutet, soll nun davon 
ausgegangen werden, daß der Staat den nicht beschäftigten Arbeitnehmern 
eine Arbeitslosenunterstützung in Höhe von a gewährt. Ferner unterliegen 
die Arbeitnehmer einer linearen Einkommensbesteuerung mit dem Grenzsteuer-
satz t und dem Steuerfreibetrags, so daß ihr verfügbares Nettoeinkommen~ 
vom ausgehandelten Bruttoeinkommen W folgendermaßen divergiert: 

"\;J" = W(1-t) + s (6.7) 

Beim Maximieren ihrer Zielfunktion sieht sich die Gewerkschaft wiederum 
einer Arbeitsnachfragefunktion der Form 

B = B(W,µ) (6.1) 

mit den in Abschnitt 6.1.1. angesprochenen Eigenschaften gegenüber. 

1) Für die Bundesrepublik Deutschland deckt sich die Annahme einer Risiko-
aversion mit von Nickel (1974, S.87) veröffentlichten Umfrageergebnissen 
des DGB. 

2) Die nun folgenden komparativ-statischen Ergebnisse sind jedoch - mit Aus-
nahme der später nochmals diskutierten Effekte von Mitgliederänderungen -
unabhängig von der gewählten Nutzenfunktion, wie Chapman (1986) bei einem 
Vergleich alternativer gewerkschaftlicher Zielfunktionen zeigt. 
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Das gewerkschaftliche Optimierungsproblem läßt sich nun darstellen als: 

Max 
w 

Nebenbedingungen: 

U = BV(W) + (T-B)V(a) 

B = B(W,µ) 

W = W(1-t) + s 

(6.8) 

( 6. 1) 

(6. 7) 

Nach Einsetzen der Nebenbedingungen (6.1) und (6.7) in die Zielfunktion 
(6.8) ergibt sich der optimale Lohnsatz der Gewerkschaft als Lösung des 
folgenden Ausdrucks: 

Max U = B(W,µ)V[W(1-t)+s] + [T-B(W,µ)JV(a) 
w 

Für ein inneres Maximum gilt als Bedingung erster Ordnung 

(6.9) 

Uw = E\/W,µ)V[W(1-t)+s] + B(W,µ)V'[W(1-t)+s]{1-t) - Bw(W,µ)V(a) = 0 (6.10) 

= V'[W(1-t)+s](1-t)B(W,µ) + V[W(1-t)+s]Bw(W,µ) - V(a)Bw(W,µ) = 0 

= V' ("W) ( 1 -t) B ( W, µ ) + [ V (W) - V ( a ) J Bw ( W, µ) = 0 , (6.10') 

wobei die Bedingung zweiter Ordnung, UWW < 0, als erfüllt betrachtet wird. 
Gleichung (6.10') drückt aus, daß im Optimum für die Gewerkschaft der 
Grenznutzen einer weiteren Lohnerhöhung den Grenzkosten eines solchen Vor-
gehens entsprechen muß. Der Grenznutzen ist der Nutzengewinn eines jeden 
Beschäftigten multipliziert mit der Gesamtzahl der beschäftigten Gewerk-
schaftsmitglieder und kommt im ersten Summanden von Gleichung (6.10') zum 
Ausdruck. Die Grenzkosten stehen nach dem Pluszeichen und entsprechen dem 
Nutzenverlust eines Arbeitnehmers, wenn er aufgrund von Lohnerhebungen 
arbeitslos wird, multipliziert mit der Anzahl der Mitglieder, die arbeits-
los werden. 

Komparativ-statische Vorhersagen lassen sich gewinnen, indem man Gleichung 
(6.10') für jeden zu untersuchenden Parameter noch einmal partiell diffe-
renziert. Das Vorzeichen des resultierenden Ausdrucks reflektiert dann 
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eine positive oder negative komparativ-statische Veränderung des optimalen 
Lohnsatzes als Folge von Veränderungen der jeweiligen Einflußgrößen. l) Da-
bei ergeben sich - bei Nichtberücksichtigung theoretischer Extremfälle wie 
z.B. T=B - folgende Ergebnisse: 

1) Eine Anhebung der Arbeitslosenunterstützung a führt zu einer Erhöhung 
des von der Gewerkschaft angestrebten optimalen Lohnsatzes. 

Beweis: uwa = -V'(a)Bw > o (6.11) 

Erklärung: Eine Anhebung von a verringert die Nutzenbeeinträchtigung 
durch Arbeitslosigkeit und läßt den aus einer Beschäftigung 
gezogenen Nutzen unverändert. Damit verringern sich die 
Grenzkosten zusätzlicher Arbeitslosigkeit, die Gewerkschaft 
mißt jetzt ihrem Beschäftigungsziel weniger und ihrem Lohn-
ziel mehr (marginale) Bedeutung zu, und sie erhöht die Löhne 
auf Kosten der Beschäftigung. 

2) Eine Anhebung des Steuerfreibetrages s, der auch als steuerfreie Ein-
kommensubvention interpretiert werden könnte, vermindert die optimale 
Lohnhöhe der Gewerkschaft. 

Beweis: Uws = V"(W)(1-t)B + V'(W)Bw < 0 (6.12) 

Erklärung: Ein höherer Steuerfreibetrag bzw. eine steuerfreie Einkommen-
subvention für die Beschäftigten2l wertet bei der Gewerk-
schaft das Beschäftigungsziel auf und verringert die ange-
strebte Lohnhöhe, da der Grenznutzen einer zusätzlichen Be-
schäftigung steigt, während die Grenzkosten unverändert 
bleiben. 

3) Eine Veränderung des marginalen Einkommensteuersatzes t kann die für die 
Gewerkschaft optimale Lohnhöhe in unterschiedlicher Weise beeinflussen. 

Beweis: Uwt = -V"(W)W(1-t)B - V' (W)B - V' (W)WBw ~ 0 (6.13) 

Da der erste Summand in (6.13) wegen der Konkavität von V(.) 

1) Vgl. Oswald (1982b, 1985). 
2) Bei einer Beschäftigungssubvention für Unternehmen ergibt sich das ge-

genteilige Ergebnis: Sie ermöglicht der Gewerkschaft ein Anheben des 
gewünschten Lohnes; vgl. Oswald (1985). 
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positiv ist, ergibt sich folgende hinreichende Bedingung für 
einen positiven Wert von Gleichung (6.13): 

(6.14) 

Diese Bedingung ist erfüllt, falls die Elastizität der Ar-
beitsnachfrage (-WBw/B) größer als 1 ist, weil dann der Aus-
druck in eckigen Klammern negativ wird. l) 

Erklärung: Die fehlende Eindeutigkeit von Gleichung (6.13) ist das Er-
gebnis zweier gegensätzlicher, in Analogie zu Substitutions-
und Einkommenseffekten interpretierbarer Anreizwirkungen: 
Zum einen läßt eine höhere Besteuerung der Löhne das Alter-
nativ- bzw. Ausweichziel einer höheren, nicht besteuerten 
Beschäftigung für die Gewerkschaft relativ attraktiver er-
scheinen; zum anderen erhöht sich durch den steuerbedingten 
Rückgang der Nettolöhne der Grenznutzen von Lohnerhöhungen, 
so daß die Gewerkschaft auch dieses Ziel anstreben könnte. 

4) Eine Veränderung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahl T ändert nichts 
an dem von der Gewerkschaft angestrebten optimalen Lohnsatz. 

Beweis: (6.15) 

Erklärung: Die gewerkschaftliche Mitgliederzahl taucht in Gleichung 
(6.10') überhaupt nicht mehr auf und berührt damit weder den 
Grenznutzen noch die Grenzkosten von Lohnänderungen für die 
Gewerkschaft. Sie ist also in diesem einfachen Modell ent-
scheidungsirrelevant. 

Die in Abschnitt 6.1.1. festgestellten Gewerkschaftseffekte bleiben von den 
oben dargestellten Ergebnissen dieses etwas komplizierteren Monopol-Modells 
unberührt. überdies läßt sich das Modell weiter ausbauen, ohne daß sich die 
Ergebnisse und Erkenntnisse wesentlich ändern. So können z.B. laut Oswald 
(1982b) ohne größere Probleme die implizite Annahme inelastisch angebotener 
Arbeitsstunden fallengelassen oder Unsicherheit in das Modell einbezogen 
werden sowie Veränderungen der Preise anderer Produktionsfaktoren oder des 

1) Eine weitere hinreichende Bedingung für einen positiven Wert von Glei-
chung (6.13) wäre laut Oswald (1982b), daß es kein unverdientes Einkom-
men gibt und die Risikoaversion der Arbeitnehmer größer als 1 ist. 
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Lohndeflators P analysiert werden, die nach Erkenntnissen von Oswald (1985) 
mehrdeutige Auswirkungen auf die von der Gewerkschaft angestrebte Lohnhöhe 
haben. 

Zu ähnlichen Vorhersagen wie das Monopol-Modell führt auch das sogenannte 
"right to manage"-Modell, das durch seine vermutete Realitätsnähe implizit 
in vielen Studien - wie z.B. bei Freeman & Medoff (1984) - enthalten ist 
und explizit von Nickell & Andrews (1983, S.184) dargelegt wird: "Firms and 
unions bargain about the nominal wage to rule over a particular period but 
firms retain the 'right to manage' and set employment unilaterally." 
Nickel! & Andrews (1983) sowie Manning (1987) weisen darauf hin, daß dieses 
Modell eine Verallgemeinerung des Monopol-Modells darstellt, wobei nun a 
priori Gewerkschaften nicht die unbeschränkte Macht der Lohnfestsetzung 
gegeben ist, sondern sie mit den Arbeitgebern vor dem Hintergrund einer 
Arbeitsnachfragekurve über den Lohnsatz verhandeln, den Arbeitgebern aber 
das Recht vorbehalten bleibt, die Beschäftigungsmenge festzulegen. 

6.1.3. Unbefriedigende Eigenschaften des Monopol-Modells 

Das Monopol-Modell ist durch einige restriktive Annahmen und unbefriedi-
gende Eigenschaften gekennzeichnet, die seine Anwendbarkeit beeinträchtigen 
können. So kann mit Oswald (1982b) und Turnbull (1987) kritisiert werden, 
daß diese Analyse des Gewerkschaftsverhaltens statisch ist, mögliche Un-
gleichgewichte vernachlässigt, durchweg vollkommene Konkurrenz auf Seiten 
der Unternehmen annimmt, politische, soziale und institutionelle Einfluß-
größen außer acht läßt, die Möglichkeit irrationalen Verhaltens der Gewerk-
schaft (bzw. der Arbeitgeber) ausschließt und durch ihre Verwendung eines 
partiellen anstatt eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells möglicherweise 
wichtige gesamtwirtschaftliche zusammenhänge übersieht. 

Ein anderer Kritikpunkt ist die verwendete Erwartungsnutzen- bzw. utilita-
ristische Nutzenfunktion der Gewerkschaft, die - wie Pencavel (1985) be-
tont - nur eine Forschungshypothese ist und bisher noch keiner ausreichen-
den empirischen Überprüfung unterzogen wurde. Während Lazear (1983a,b) von 
der Verwendung einer gewerkschaftlichen Zielfunktion ganz absieht und Pen-
cavel (1984a,b, 1985) in seinen Arbeiten die ebenfalls nicht unproblemati-
sche Stone-Geary-Nutzenfunktion bevorzugt, sieht Oswald (1982b, 1985) - wie 
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der überwiegende Teil der Gewerkschaftsliteratur - den utilitaristischen 
Ansatz als vernünftigste und praktikabelste Alternative an. 

Allerdings erkennt auch Oswald (1982b) ein Problem an, das vor allem von 
Pencavel (1985) hervorgehoben wird, nämlich daß das Erwartungsnutzen- bzw. 
utilitaristische Konzept die Möglichkeit von Einkommensumverteilungen von 
beschäftigten zu arbeitslosen Arbeitnehmern innerhalb einer Gewerkschaft 
ausschließt. Unter der Annahme homogener Mitglieder, die aufgrund einer 
Zufallsentscheidung mit bekannten Wahrscheinlichkeiten entweder beschäftigt 
oder arbeitslos sind, müßte eine rationale Gewerkschaft eigentlich wohl-
fahrtssteigernde Umverteilungsanstrengungen innerhalb der Mitgliederschaft 
bis hin zur Gleichverteilung unternehmen; dies könnte dazu führen, daß sich 
auch die Zielfunktion der Gewerkschaft ändert, z.B. zu einer Rentenmaxi-
mierung. Allerdings werden - von wenigen Ausnahmen in England und in den 
USA abgesehen - solche internen Arbeitslosenversicherungen von den Gewerk-
schaften kaum angeboten. Dies dürfte nicht zuletzt auf Transaktionskosten 
und das "moral hazard"-Problem, d.h. die Möglichkeit, daß ein Mitglied die 
Eintrittswahrscheinlichkeit des Versicherungsfalles "Arbeitslosigkeit" 
durch sein Verhalten beeinflußt, zurückzuführen sein. 

Neben dieser seltenen expliziten Umverteilung könnte es auch Formen impli-
ziter Umverteilung mittels Arbeitsteilungsklauseln in Tarifverträgen oder 
durch bevorzugte Behandlung älterer und schon lange im Betrieb beschäftig-
ter Arbeitnehmer geben. Dieser "Senioritäts"-Schutz bei Entlassungen, der 
später noch näher erörtert werden wird, führt zu einer Reallokation des 
Einkommens eines Beschäftigten über dessen gesamte Lebensarbeitszeit. Die 
gewerkschaftliche Zielfunktion muß in diesem Fall den Lebenszeitnutzen 
eines Beschäftigten umfassen, und eine Formulierung der langfristigen Ziele 
der Gewerkschaft wird dann durch Probleme der Aggregation über verschiedene 
Individuen und der Einbeziehung dynamischer Aspekte sehr schwierig. 

Die Möglichkeit einer Vorzugsbehandlung z.B. älterer Arbeitnehmer durch die 
Gewerkschaft bedeutet allerdings auch, daß nicht mehr davon ausgegangen 
werden kann, die Gewerkschaft bestehe aus homogenen Mitgliedern und be-
handle alle gleich. Bei seiner empirischen Untersuchung der US-Gewerkschaft 
der "United Mine Workers" nimmt Farber (1978b) ausdrücklich Heterogenität 
der Mitglieder und ihrer Präferenzen an und vermag dennoch eine Zielfunk-
tion ähnlich wie Gleichung (6.5) beizubehalten, indem er argumentiert, die 
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Gewerkschaftsführung versuche aus Furcht vor einer Abwahl den Erwartungs-
nutzen desjenigen Mitgliedes zu maximieren, das altersmäßig in der Gewerk-
schaft den Median bildet. Allerdings führen Wahlentscheidungen der Mitglie-
der in seinem Modell nicht zwingend zu einem Gleichgewicht, wie Blair & 
Crawford (1984) bei einer weitergehenden Analyse eines derartigen gewerk-
schaftlichen Medianwähler-Modells feststellen. 

Dies unterstreicht das Problem, das die für eine Gleichgewichtslösung not-
wendigen stringenten Annahmen eines Medianwähler-Modells wie eingipflige 
Präferenzen, Abwesenheit diktatorischer Elemente sowie eindimensionale und 
paarweise Abstimmungen für dessen Verwendbarkeit bei der Analysegewerk-
schaftlichen Verhaltens darstellen. l) So kann z.B., wie im vorigen Kapitel 
festgestellt, nur selten von einer vollkommenen innergewerkschaftlichen 
Demokratie ausgegangen werden, doch vermag Farber (1986) zu zeigen, daß 
selbst in diesem Fall, wenn die Gewerkschaftsführung eigene Ziele und In-
teressen verfolgt, das im Rahmen bestimmter Restriktionen wie Wiederwahl, 
Bestand der Organisation etc. von der Führung festgelegte gewerkschaftliche 
Verhalten nicht wesentlich von der optimalen innergewerkschaftlichen Prä-
ferenzposition abweicht. Diese Erkenntnis stellt eine Bestätigung der im 
vorigen Kapitel bei der Diskussion der gewerkschaftlichen Zielfunktion ver-
tretenen Ansichten dar. 

Medianwähler-Modelle bieten damit zwar die unter anderem von Booth (1984), 
Blair & Crawford (1984) sowie Kaufman & Martinez-Vazques (1987) genutzte 
Möglichkeit, die besonders von Ross (1948) betonte Heterogenität der Ge-
werkschaftsmitglieder angemessen zu berücksichtigen, doch führt die Verwen-
dung von Medianwähler-Modellen allein zu keiner drastischen Änderung der 
wesentlichen Aussagen der mikroökonomischen Theorie der Gewerkschaft, so-
lange mit ihr nicht die Verwendung weitergehender Annahmen, z.B. über spä-
ter noch zu diskutierende Senioritätsregeln, einhergeht. So findet z.B. 

1) Für eine ausführlichere Darstellung von Medianwähler-Modellen sei auf 
Mueller (1979, Kap.3,6) verwiesen; Farber (1986) und Hirsch & Addison 
(1986, Kap.2) diskutieren deren Anwendbarkeit auf Gewerkschaften. Die 
in Kapitel 8 dargestellte Gewerkschaftsinterpretation von Freeman & 
Medoff (1979, 1984), in der Gewerkschaften als "collective voice"-In-
stitution die Präferenzen der Arbeitnehmer sammeln und sie der Arbeit-
geberseite mitteilen, kann ebenfalls in Analogie zu einem Medianwähler-
Modell gesehen werden. 
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Booth (1984) in ihrem Medianwähler-Modell, verglichen mit einem auf den Ge-
samtnutzen aller Mitglieder abstellenden Modell, Anzeichen für Lohnrigidi-
täten, da sich hier die gewerkschaftliche Lohnpolitik nur dann ändert, wenn 
eine Parameteränderung das Median-Mitglied betrifft. Ihr weitergehendes Er-
gebnis qualitativ zwar gleich, quantitativ jedoch verschieden ausfallender 
Lohnreaktionen hängt jedoch bereits von der weitergehenden Annahme einer 
endogenen und durch gewerkschaftliche Lohnpolitik beeinflußbaren Mitglied-
schaft ab. 

Die letztere Modifikation reflektiert eine weitere Beschränkung des ein-
fachen Monopol-Modells, die in der Annahme einer fixen bzw. exogenen, nicht 
von der Gewerkschaft beeinflußbaren Mitgliederzahl T besteht. Die Mitglie-
derzahl ist jedoch nach Ansicht von Chapman (1986), Kidd & Oswald (1987) 
und Jones (1987) nicht ohne Bedeutung für die Gewerkschaft und deren Ver-
halten. Während eine große Mitgliederzahl bei guter Konjunkturlage für die 
Gewerkschaft vorteilhaft ist, wäre unter dem Aspekt der Arbeitsplatzsiche-
rung für alle Mitglieder in schlechten Zeiten eine kleinere Mitglieder-
schaft vorzuziehen. Wenn Gewerkschaften bzw. ihre Mitglieder bezüglich der 
Arbeitslosigkeit risikoavers sind, könnten sie nach Ansicht von Chapmann 
(1986) der mit einer steigenden Mitgliederzahl verbundenen Zunahme der Ent-
lassungswahrscheinlichkeit durch Zurückhaltung bei den Lohnforderungen 
entgegenwirken. 

Ein ähnliches Verhalten ergibt sich, wenn Gewerkschaften berücksichtigen, 
daß ihre Lohnforderungen nicht nur negative Beschäftigungskonsequenzen 
haben, sondern daß sich die reduzierte Beschäftigung durch Austritte ar-
beitsloser Mitglieder und fehlende Neueintritte von verhinderten Neube-
schäftigten auch negativ auf die eigene Mitgliederstärke auswirkt. Wenn 
- was in der Realität natürlich nur teilweise der Fall ist (vgl. die empi-
rischen Ergebnisse in Kapitel 3) - alle arbeitslos gewordenen Arbeitnehmer 
die Gewerkschaft mit einer gewissen Verzögerung verlassen und alle neu 
eingestellten Arbeitnehmer der Gewerkschaft beitreten, d.h. wenn die Be-
schäftigungsmenge der vergangenen Periode (Bt_ 1) die heutige Mitglieder-
zahl (Tt) bestimmt, gilt folgende Differenzenbeziehung: 

(6.16) 
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Bei Berücksichtigung der inversen Beziehung von Lohnsatz und Beschäftigung, 
die in einer hier durch ihre Marginalbedingung (5.5) repräsentierten Ar-
beitsnachfragekurve B = B(W,µ) zum Ausdruck kommt, und der Abhängigkeit der 
zukünftigen Mitgliederzahl von der heutigen Beschäftigung, die statt als 
Differenzengleichung (6.16) im folgenden als Differentialgleichung (6.16') 
Verwendung finden soll, ergibt sich für eine intertemporal utilitaristische 
Gewerkschaft nach dem Monopol-Modell, die die Summe der Nutzen von gegen-
wärtigen und zukünftigen Mitgliedern maximieren möchte, das folgende dyna-
mische Optimierungsproblem: 

Max 0/"rn V ( W) + ( T - B ) V ( a) Je - r t d t 
B 

Nebenbedingungen: W = P·FB 

T = B-T 

(6.17) 

(5.5) 

(6.16') 

Dabei stellt reinen fixen Diskontierungssatz dar und alle Variablen sind 
Funktionen der Zeit, wenn auch auf die Verwendung des Indizes t aus Grün-
den der Übersichtlichkeit verzichtet wird. 

Wie Kidd & Oswald (1987) zeigen, läßt sich unter üblichen Konkavitätsan-
nahmen ein Zeitpfad für die Beschäftigung - und damit implizit auch für den 
Lohnsatz - in Form einer Differentialgleichung herleiten, die zusammen mit 
der obigen Differentialgleichung (6.16') die Lösung des gewerkschaftlichen 
Optimierungsproblems beschreibt. Dabei ergibt sich, wie erwartet, in diesem 
Modell ein nutzenmaximierendes Beschäftigungsniveau, das höher ausfällt als 
in statischen Modellen, da für die Gewerkschaft ein Anreiz besteht, zur Re-
krutierung neuer Mitglieder in zukünftigen Perioden die Beschäftigung aus-
zuweiten. Kidd & Oswald (1987) und Jones (1987) schließen daraus, daß sta-
tische Modelle den Beschäftigungseffekt und damit die im nächsten Kapitel 
diskutierten negativen gewerkschaftlichen Wohlfahrtseffekte tendenziell 
überschätzen. Berücksichtigt man jedoch neben dem Einfluß von Arbeitslosig-
keit bzw. Beschäftigung auch den in Kapitel 3 empirisch festgestellten Zu-
rechnungseffekt gewerkschaftlich durchgesetzter Lohnsteigerungen, so müßte 
das obige Optimierungsproblem um eine weitere Nebenbedingung der Form 
t = T(W) erweitert werden und die nutzenmaximierende Beschäftigungsmenge 
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dürfte wieder zugunsten eines höheren Lohnoptimums zurückgehen. 

Im Gegensatz zu den obigen Überlegungen basiert eine gewerkschaftliche Nut-
zenfunktion wie z.B. Gleichung (6.6) auf der Annahme, daß nicht nur alle 
beschäftigten Arbeitnehmer Gewerkschaftsmitglieder sind, sondern daß auch 
alle jeweils von der Arbeitslosigkeit betroffenen Mitglieder die Gewerk-
schaft nicht verlassen. Da dies offensichtlich nicht der Realität ent-
spricht, spiegelt eine solche Zielfunktion, wie Sampson (1983) und Chapman 
& Fisher (1984) zu bedenken geben, nur das Entscheidungsproblem der Gewerk-
schaft bei einem Rückgang der Arbeitsnachfrage korrekt wider, wenn die Ge-
werkschaft zwischen einem niedrigeren Lohnsatz für alle oder Arbeitsplatz-
verlusten für einige Mitglieder abwägen muß. Sie übersieht jedoch, daß bei 
einer Zunahme der Arbeitsnachfrage die Gewerkschaft wohl weniger an Nutzen-
gewinnen für zusätzliche, nicht bzw. nicht mehr der Gewerkschaft angehören-
de Arbeitnehmer interessiert sein und daher eine größere Anhebung der Löhne 
bei geringerer Ausweitung der Beschäftigung anstreben dürfte. 

Im Extremfall, wenn alle Arbeitslosen die Gewerkschaft verlassen und alle 
verbliebenen Mitglieder eine Beschäftigung haben, sind letztere - sofern 
nicht altruistisch - indifferent bezüglich Beschäftigungsausweitungen. 
Während der Lohnsatz W weiterhin ein normales Gut darstellt, ist die Be-
schäftigung B nur noch ein nicht-inferiores Gut und die gewerkschaftlichen 
Indifferenzkurven weisen einen nichtdifferenzierbaren Knick bei B = T mit 
anschließendem horizontalen Verlauf auf. Carruth & Oswald (1987) zeigen, 
daß dies eine Neuformulierung der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion (6.6) 
erforderlich macht sowie theoretische Lösungs- und empirische Überprüfungs-
probleme mit sich bringt, und machen die gewonnenen Erkenntnisse zum Aus-
gangspunkt für Überlegungen zum "insider-outsider''-Problem der Arbeitslo-
sigkeit, worauf später noch einzugehen sein wird. Diese vielfältigen Aspekte 
verdeutlichen die Problematik, die von der Annahme einer fixen und exogenen 
Mitgliederzahl für gewerkschaftliche Zielfunktionen ausgeht. 

Die vielleicht größte Schwäche des Monopol-Modells besteht jedoch darin, 
daß es den Verhandlungsprozeß zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften über 
Tarifverträge nicht berücksichtigt. Damit ergibt sich, wie schon Leontieff 
(1946) und Fellner (1947) erkannten, im Monopol-Modell, in dem die Gewerk-
schaft den Lohnsatz und die Unternehmen die Beschäftigungsmenge festlegen, 
aber auch im ''right to manage"-Modell, in dem zumindest über den Lohnsatz 
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verhandelt wird, eine Lösung, die in bezug auf den Nutzen der Gewerkschaft 
und die Gewinne der Unternehmen Pareto-inferior gegenüber einem Modell ist, 
in dem Unternehmen und Gewerkschaft über den Lohnsatz und die Beschäftigung 
verhandeln. Anders ausgedrückt, sowohl Arbeitgeber als auch Gewerkschaft 
könnten ihre Wohlfahrt verbessern, indem sie sich auf einen niedrigeren 
Lohnsatz und eine größere Beschäftigungsmenge einigten. Das Ergebnis dieser 
Pareto-effizienten Verhandlungslösung liegt dann nicht auf der Arbeitsnach-
fragekurve, sondern auf einer Kontraktkurve. Diese Erkenntnis und das ent-
sprechende Alternativmodell, die von Hall & Lilien (1979) sowie McDonald & 
Solow (1981) neu formuliert wurden, sollen im folgenden diskutiert werden. 

6.2. Das Modell der effizienten Verhandlungen 

6.2.1. Eine algebraische und graphische Darstellung 

Um das Monopol-Modell und das Modell der effizienten Verhandlungen besser 
vergleichen zu können, stellt man beide am besten in einer gemeinsamen Dar-
stellung gegenüber. Dabei soll wiederum von den bekannten Rahmenbedingungen 
einer alle homogenen Arbeitnehmer eines Betriebes oder Wirtschaftszweiges 
umfassenden nutzenmaximierenden Gewerkschaft mit fixer Mitgliederzahl sowie 
eines einzelnen gewinnmaximierenden Unternehmens oder einer Arbeitgeberver-
einigung ausgegangen werden. Das Unternehmen arbeite weiterhin unter den 
Bedingungen einer Produktionsfunktion 

F = F(B,µ) (5.3) 

mit Arbeit B als einzigem kurzfristig variablen Faktor, die dreifach diffe-
renzierbar und strikt konkav bezüglich des Arbeitseinsatzes sei. Bei voll-
ständiger Konkurrenz auf dem Gütermarkt (d.h. gegebenem Produktpreis P) 
lautet die Gewinnfunktion des Unternehmens wiederum 

G = P·F - W•B (5.2) 

Das Unternehmen ist indifferent gegenüber allen Kombinationen von Wund B, 
die den gleichen Gewinn G hervorbringen und die (vgl. Schaubild 6.2) in 
Form einer Isogewinnkurve dargestellt werden können. Die Steigung einer 
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solchen Isogewinnkurve erhält man, indem man das totale Differential der 
Gewinnfunktion (5.2) gleich Null setzt 

dG = (P·FB-W)dB - BdW = 0 (6.18) 

und es dann entsprechend umformt, so daß gilt: 

dW 
(6.19) 

dB B 

Solange der Nominallohnsatz (W) kleiner ist als das Grenzwertprodukt der 
Arbeit (P·FB), hat die Isogewinnkurve eine positive Steigung, übersteigt 
er dieses, hat sie eine negative Steigung. Für jede angenommene Beschäf-
tigungsmenge B führt ein geringerer Lohnsatz W gemäß Gleichung (5.2) zu 
einem größeren Gewinn, so daß im W-B-Diagramm 6.2 niederere Isogewinn-
kurven ein höheres Gewinniveau des Unternehmens repräsentieren. Bei einer 
geforderten Lohnhöhe von beispielsweise W0 wählt also das gewinnmaximie-
rende Unternehmen die niedrigstmögliche Isogewinnkurve G2 , die eine hori-
zontale Linie in Höhe von W0 gerade noch berührt. Dies entspricht der Lö-
sung der Gleichung P·FB(B0 ) -W 0 = 0 und reflektiert die Gleichheit von 
Grenzwertprodukt der Arbeit und Lohnsatz sowie eine Steigung der Isoge-
winnkurve von Null. Die Arbeitsnachfragekurve ist damit der geometrische 
Ort aller Maxima der Indifferenzkurven der Unternehmung (Isogewinnkurven) 
in einem W-B-Diagramm, und wegen der Konkavität der Produktionsfunktion 
F(B) ist sie negativ geneigt. 

Es soll wiederum von einer rationalen Gewerkschaft ausgegangen werden, 
die eine utilitaristische Nutzenfunktion der Form 

U = B V(W) + (T-B)V(a) (6.6) 

maximiert, welche im W-B-Diagramm 6.2 durch eine Schar konvexer Indiffe-
renzkurven I dargestellt werden kann. Läßt man die Gewerkschaft den Lohn-
satz W festsetzen und den Arbeitgeber die dazugehörige Beschäftigungsmenge 
B bestimmen, so ergibt sich in diesem Monopol-Modell die oben besprochene 
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Tangentenlösung (W*,B*). Allerdings ist dieses Gleichgewicht E im Monopol-
Modell, wie schon Leontieff (1946) und Fellner (1947) feststellten, nicht 
effizient, da es Lohn-Beschäftigungs-Kombinationen gibt, die für beide 
Parteien mit einer höheren Wohlfahrt verbunden sind. 

w 

Schaubild 6.2 

In Schaubild 6.2 zeigt die schraffierte Fläche zwischen der Isogewinnkurve 
G0 und der gewerkschaftlichen Indifferenzkurve I 0 südöstlich von Eden Be-
reich Pareto-superiorer Lohn-Beschäftigungs-Kombinationen an. Durch Verlas-
sen der Tangentenlösung E könnte z.B. die Gewerkschaft im Punkt Sein durch 
die Indifferenzkurve I 1 ausgedrücktes höheres Nutzenniveau erreichen, ohne 
den Gewinn des Arbeitgebers zu schmälern, da dieser sich in Sauf derselben 
Isogewinnkurve G0 wie in E befindet. Umgekehrt ist für den Arbeitgeber im 
Punkt Rein durch die Isogewinnkurve G1 ausgedrücktes höheres Nutzenniveau 
erreichbar, ohne daß dies zu einem Nutzenverlust der Gewerkschaft führen 
würde. 

Effiziente Lohn-Beschäftigungs-Kombinationen sind durch gemeinsame Tangen-
tenpunkte von Indifferenz- und Isogewinnkurven charakterisiert, und der 
geometrische Ort solcher Punkte wird als Kontraktkurve bezeichnet. Sowohl 
für die Gewerkschaft als auch für das Unternehmen besteht ein starker An-
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reiz, die durch einen zu hohen Lohnsatz W* und eine zu geringe Beschäfti-
gung B* gekennzeichnete Monopol-Lösung E durch eine effiziente Lösung zu 
ersetzen, die das Ergebnis von Verhandlungen über Löhne und Beschäftigung 
ist und deren genaue Lage auf der Kontraktkurve - im obigen Beispiel zwi-
schen Rund S - von der Verhandlungsmacht beider Parteien abhängt. Die Ge-
werkschaft wird dabei versuchen, durch möglichst arbeitsintensive, Umfang, 
Dauer und Intensität der Arbeit limitierende Vertragsvereinbarungen die 
Beschäftigtenzahl soweit als möglich über die Arbeitsnachfragekurve hinaus 
auszudehnen 1), während die Arbeitgeberseite vorwiegend an einer Senkung 
der Löhne interessiert sein dürfte. 

Die Kontraktkurve ist durch Gleichheit der Steigung einer Indifferenzkurve 
und einer Isogewinnkurve gekennzeichnet. Die Steigung der Indifferenzkurve 
läßt sich finden, indem man das totale Differential der Nutzenfunktion 
(6.6) gleich Null setzt 

dU = [V'(W)B]dW + [V(W)-V(a)]dB = 0 (6.20) 

und es dann entsprechend umformt, so daß gilt: 

dW V(W)-V(a) 
dB= V'(W)B (6.21) 

Durch Gleichsetzen dieser Indifferenzkurvengleichung (6.21) mit der Isoge-
winnkurvengleichung (6.19) ergibt sich als Gleichung für die Kontraktkurve: 

bzw. 

V{W)-V(a) 

V'(W)B B 

V(W)-V(a) 
V' (W) 

(6.22) 

(6.23) 

1) Vgl. McDonald & Solow (1981), MaCurdy & Pencavel (1986), Oswald (1987) 
sowie - für eine ausführliche theoretische Analyse - Johnson (1986). 
Solche Versuche der Gewerkschaften, zusätzliche Beschäftigung zu errei-
chen, deren bekanntestes Ergebnis der Heizer auf der E-Lok sein dürfte, 
werden treffenderweise auch als "featherbedding" bezeichnet und im fol-
genden Kapitel unter Wohlfahrtsaspekten näher diskutiert. 
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Die Kontraktkurve schneidet die Arbeitsnachfragekurve für W=a, da nur dann 
die linke Seite von Gleichung (6.23) Null wird, während die rechte Seite 
von (6.23) entlang der Arbeitsnachfragekurve immer gleich Null sein muß, 
da dort der Lohnsatz (W) gleich dem Grenzwertprodukt der Arbeit (P•FB) ist. 
Dieser Schnittpunkt bei W=a kann auch als Wettbewerbslösung (W 0 ,B 0 ) gesehen 
werden, denn wenn es keine Gewerkschaft gäbe und V(a) der sonst in der 
Wirtschaft - bei fehlender Arbeitslosenunterstützung und einem großen Ar-
beitsangebot zum Alternativlohn a - erreichbare Nutzen wäre, dann ent-
spräche a=W 0 dem Angebotspreis der Arbeit gegenüber dem Arbeitgeber, der 
seinen Gewinn bei B0 maximieren würde. Die Kontraktkurve ist damit, da ein 
Verhandlungsergebnis von W<a undenkbar erscheint, nach unten durch den 
Schnittpunkt mit der Arbeitsnachfragekurve und nach oben durch die gewerk-
schaftliche Gesamtmitgliederzahl T beschränkt. Dazwischen hat sie unter 
den hier verwendeten Annahmen eine positive Steigung, wie sich durch Dif-
ferenzieren von Gleichung (6.23) zeigen läßt: l) 

dW P·FBB V'(W) 
--=----->0 (6.24) 

dB (W-P·FB)V"(W) 

überall auf der Kontraktkurve außer in (W 0 ,B 0 ) übersteigt der Lohnsatz das 
Grenzwertprodukt der Arbeit, da rechts der Arbeitsnachfragekurve die in 
Gleichung (6.19) zum Ausdruck kommende Steigung der Isogewinnkurve negativ 
und damit P·FB<W ist. Der Arbeitgeber sieht sich also, vielleicht aufgrund 
einer "alles oder nichts"-Forderung der Gewerkschaft, veranlaßt, mehr Be-
schäftigte einzustellen, als ihm beim ausgehandelten Lohnsatz recht wäre, 
worauf schon Leontieff (1946) und Fellner (1947) hingewiesen haben. über-
dies ist überall entlang der Kontraktkurve außer in (W 0 ,B 0 ) das Grenzwert-
produkt der Arbeit kleiner als der Alternativlohn a. Betrachtet man a als 

1) Vgl. McDonald & Solow (1981); je nach verwendeten Annahmen, insbesondere 
über die Zielfunktion der Gewerkschaft und der Arbeitgeber, kann die 
Kontraktkurve allerdings ganz verschiedene Steigungen annehmen. So er-
gibt sich bei gewerkschaftlicher Rentenmaximierung z.B. die von Hall & 
Lilien (1979) und Brown & Ashenfelter (1986) verwendete vertikale Kon-
traktkurve, während letztere eine negative Steigung aufweist, falls die 
gewerkschaftliche Nutzenfunktion dem Lohnsatz mehr Gewicht gibt als der 
Beschäftigung; vgl. MaCurdy & Pencavel (1986), Ben-Ner & Estrin (1986) 
und Johnson (1986). 
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den "wahren" Angebotspreis der Arbeit ohne Gewerkschaft, so zeigt dies, 
daß die Verhandlungslösung auf der Kontraktkurve zwar für beide Parteien 
der Monopol-Lösung (W*,B*) vorzuziehen (oder ihr zumindest gleichwertig) 
ist, daß dies jedoch keine Effizienzerhöhung bedeutet, wenn man die Wett-
bewerbslösung (W 0 ,B 0 ) als Maßstab nimmt. 1) 

Dieses Hauptergebnis des Modells der effizienten Verhandlungen, daß hier 
die Gleichgewichtsbeschäftigung höher als bei vollkommener Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkt ist, läßt sich auch formal nachweisen2l, indem man Glei-
chung (6.23) mit V'(W) durchmultipliziert, V'(W}W dann auf die linke Seite 
bringt und beide Seiten der Gleichung um V'(W)a erweitert, so daß gilt: 

V(W) - V(a) - V' (W)W + V' (W)a -V' (W)P·FB + V' (W)a (6.25) 

bzw. 

V(W) - V(a) + V'(W)(a-W) = V'(W)(a-P•FB) (6.25') 

Da (für W>a) die linke Seite von Gleichung (6.25') ebenso wie V'(W) auf 
der rechten Seite wegen der Konkavität von V(.) positiv ist, muß a>P·FB 
sein. Dies bedeutet, daß das Grenzwertprodukt der Arbeit unter dem Alter-
nativ- bzw. Wettbewerbslohn a liegt und daß die Beschäftigung über den 
bei Abwesenheit einer Gewerkschaft erreichten Punkt hinaus ausgedehnt 
wurde. 

Eine weitere Eigenschaft des Modells der effizienten Verhandlungen besteht 
darin, daß eine Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung oder des Alternativ-
lohnes a zu einer Verschiebung der Kontraktkurve nach links und nach oben 
führt, wie folgende partielle Ableitung zeigt: 

aw 
aa 

-V' (a) > 0 
(W-P·FB)V"(W) (6.26) 

1) Auch McDonald & Solow (1981, S.901) betrachten diese Diskrepanz von 
Grenzwertprodukt und "wahrem" Angebotspreis der Arbeit als "a strong 
reminder that the bargains along the contract curve are efficient 
only from the point of view of the employer and the fixed membership 
of the union". 

2) Dieser Beweis stellt eine Korrektur des fehlerhaft skizzierten Bewei-
ses von Oswald (1985) dar. 
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Ferner verschiebt eine Erhöhung des Produktpreises P die Kontraktkurve nach 
rechts und nach unten, da 

aw V'(W)FB 
-----<0 

8P (W-P·FB)V"(W) 
(6.27) 

Damit führt eine gleichzeitige Verbesserung der Situation auf dem Arbeits-
markt und auf dem Produktmarkt zu gegenläufigen Auswirkungen auf die Kon-
traktkurve, wobei McDonald & Solow (1981) jedoch annehmen, der Produkt-
preiseffekt überwiege, so daß ein wirtschaftlicher Aufschwung mit einer 
Verschiebung der Kontraktkurve nach rechts unten verbunden sei. Indem sie 
diese vorsichtige Annahme mit verschiedenen Annahmen über den Verhandlungs-
prozeß kombinieren, vermögen McDonald & Solow (1981) aufzuzeigen, warum im 
Konjunkturverlauf die Beschäftigung wesentlich stärker schwankt als der 
Lohnsatz; allerdings bezweifeln Chapman & Fisher (1984) die Allgemeingül-
tigkeit der zugrundeliegenden Annahmen und damit auch der gesamten Erklä-
rung für Lohnrigiditäten. 

6.2.2. Eine kritische Betrachtung des Modells der effizienten 
Verhandlungen 

Das Modell der effizienten Verhandlungen sieht sich teilweise den gleichen 
Problemen und Einwänden gegenüber wie das Monopol-Modell, weshalb auf diese 
hier nicht mehr näher eingegangen werden soll. 1) Dazu gehören die Vernach-
lässigung von Institutionen sowie politischen und sozialen Einflußfaktoren, 
die Annahme rationalen nutzenmaximierenden Verhaltens, die Verwendung einer 
speziellen, utilitaristischen Nutzenfunktion unter der Annahme einer fixen, 
exogenen Mitgliederzahl und die Beschränkung auf eine statische partielle 
Gleichgewichtsanalyse. 

vorteilhaft ist dagegen, daß das Modell effizienter Lösungen im Gegensatz 
zum Monopol-Modell die Möglichkeit von Verhandlungen zwischen Gewerkschaf-
ten und Arbeitgebern ausdrücklich berücksichtigt. Allerdings darf mit 

1) Vgl. Chapman & Fisher (1984), Pencavel (1985), Oswald (1985) und 
Turnbull (1987). 
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Nickel! & Andrews (1983), Farber (1986) und Oswald (1985, 1986, 1987) be-
zweifelt werden, daß in der Realität tatsächlich sowohl über Löhne als auch 
über Beschäftigung verhandelt wird. Eine Umfrage von Oswald (1984) bestä-
tigt die allgemeine Vermutung, daß die überwiegende Anzahl der Gewerkschaf-
ten in Großbritannien und den USA nur über Löhne, nicht aber über Beschäf-
tigung verhandelt. Dies könnte mit asymmetrischer Information und den damit 
gegebenen Möglichkeiten der Täuschung bzw. strategischen Verhaltens - z.B. 
besteht für den Arbeitgeber ein Anreiz, weniger Arbeitskräfte zu beschäfti-
gen als vereinbart - sowie mit Transaktions- und Überwachungskosten erklärt 
werden. 1) 

Ein weiteres Problem des Modells der effizienten Verhandlungen besteht im 
Fehlen einer eindeutigen Lösung, was auch von McDonald & Solow (1981, S.901) 
eingeräumt wird: "The contract curve probably has some approximate descrip-
tive value. Even so, there is no generally acceptable solution concept that 
singles out a point on it as a likely outcome." McDonald & Solow (1981) 
versuchen durch Einbeziehen von Annahmen über den Verhandlungsprozeß den-
noch zu plausiblen eindeutigen Lösungen zu kommen. Beispiele für solche 
Annahmen sind Minimum-Gewinn-Lösungen (Gewerkschaften treiben die Löhne 
hoch bis kurz vor den Punkt, an dem Unternehmen schließen müssen), "gerech-
te" Verteilungsregeln (Gewerkschaft und Arbeitgeber bekommen konstante, als 
"gerecht" angesehene Anteile am Nettoertrag) oder eine verallgemeinerte 
Nash(1950)-Lösung (Gewerkschaft und Arbeitgeber maximieren das Produkt 
ihrer Zugewinne durch Verhandlungen, das sich dann je nach Verhandlungs-
macht auf beide Parteien verteilt). Die Lösung von Nash (1950) stellt dabei 
die bekannteste Verhandlungslösung dar2) und führt im Modell von McDonald & 

1) Vgl. Pencavel (1985), Calmfors (1985) und Farber (1986). 
2) Eine ausführliche Darstellung und Kritik der Nash(1950)-Lösung, ihrer 

Eigenschaften und ihrer zugrundeliegenden Axiome findet sich bei Luce 
& Raiffa (1957), Zerche (1970) und Binmore & Dasgupta (1987). Binmore, 
Rubinstein & Wolinsky (1986) zeigen, daß die relativ einfache Nash-
Lösung näherungsweise wesentlich komplexeren Ansätzen entspricht, was 
ihre häufige Verwendung in ökonomischen (Gewerkschafts-)Modellen - z.B. 
bei De Menil (1971), Nickel! & Andrews (1983), Graut (1984) und Svejnar 
(1986) - als akzeptabel erscheinen läßt. Für umfassendere Darstellungen 
von Verhandlungstheorien, auf die hier nicht näher eingegangen werden 
kann, sei auf Zerche (1970), De Menil (1971), Külp (1973), Keller (1974), 
Güth (1978), Roth (1985) sowie Binmore & Dasgupta (1987) verwiesen. 
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Solow (1981) dazu, daß der ausgehandelte Lohnsatz dem arithmetischen Mittel 
von Durchschnitts- und Grenzerlösprodukt der Arbeit entspricht. Allerdings 
ist keinesfalls klar, welche dieser und anderer Möglichkeiten für Verhand-
lungslösungen tatsächlich zutreffend ist und verwendet werden sollte. 

Unabhängig vom Fehlen bzw. von der genauen Lage einer eindeutigen Verhand-
lungslösung ergibt sich im Modell der effizienten Verhandlungen das über-
raschende Ergebnis einer Zunahme der Beschäftigung, die sogar das bei Ab-
wesenheit einer Gewerkschaft herrschende Beschäftigungsgleichgewicht über-
steigt, was von Nickel! & Andrews (1983) als realitätsfremd bzw. empirisch 
nicht beobachtet zurückgewiesen wird. Oswald (1985, S.172) sieht dies etwas 
differenzierter und zeigt, daß eine solche "Überbeschäftigung" rational zu 
erklären ist, wenn man sie - bei unvollkommenen Versicherungsmärkten - als 
Mittel der Gewerkschaft zur Reduzierung des Entlassungsrisikos ihrer Mit-
glieder betrachtet: "Overemployment is rational; it is the optimal way to 
reduce risk at the expense of technical efficiency." Dennoch bleibt fest-
zustellen, daß die Arbeitsmarktrealität durch ein Phänomen der Unter- und 
nicht der Überbeschäftigung gekennzeichnet ist, dessen Vereinbarkeit mit 
einem Modell effizienter Verhandlungen weiterer Überlegungen über die De-
terminanten und die Lage effizienter Lösungen bedarf; diese werden Gegen-
stand des nächsten Abschnittes sein. 

6.3. Monopol-Modell und Modell der effizienten Verhandlungen: 
Versuche der Differenzierung und Harmonisierung 

Nach der obigen Darstellung des Monopol-Modells und des Modells effizienter 
Verhandlungen stellt sich die Frage, welches bzw. ob überhaupt eines dieser 
Modelle die tatsächliche Bestimmung von Löhnen und Beschäftigung zutreffend 
widerzuspiegeln vermag. Diese Frage ist nicht zuletzt deshalb von Bedeu-
tung, weil beide Modelle verschiedene gewerkschaftliche Wohlfahrtseffekte 
ausweisen: Während im Modell der effizienten Verhandlungen die gewerk-
schaftlichen Lohn- und Beschäftigungsgewinne hauptsächlich zu Lasten unter-
nehmerischer (Monopol-)Gewinne gehen, impliziert die Monopol-Lösung auf der 
Arbeitsnachfragekurve, daß Gewerkschaften höhere Löhne für ihre Mitglieder 
vorwiegend auf Kosten nichtorganisierter bzw. arbeitsloser Arbeitnehmer 
durchzusetzen vermögen. Eine Antwort auf diese Frage kann man sowohl durch 
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einen theoretischen Vergleich als auch durch eine empirische Überprüfung 
und Gegenüberstellung beider Modelle zu erhalten versuchen. 

Bei einem theoretischen Vergleich beider Modelle fällt ins Gewicht, daß die 
Verhandlungslösung die wünschenswerte Eigenschaft der Pareto-Effizienz auf-
weist, die der Nachfragekurvenlösung fehlt. überdies vernachlässigt das 
Monopol-Modell völlig den Verhandlungsprozeß, der ein wichtiger, aber auch 
komplexer und noch nicht ausreichend erforschter Bestandteil der Beziehun-
gen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern zu sein scheint. Das Alterna-
tivmodell der effizienten Verhandlungen überwindet dieses Defizit, doch ist 
hier problematisch, daß gleichzeitig über die Höhe sowohl der Löhne als 
auch der Beschäftigung verhandelt wird und daraus eine Zunahme der Beschäf-
tigung resultiert. Während dies für Verhandlungen auf Firmenebene plausibel 
erscheinen mag, dürfte es doch für einen weitgehend zentralisierten Tarif-
verhandlungsprozeß wie in der Bundesrepublik Deutschland kaum zutreffen. 
Hier wird üblicherweise auf relativ hoher Ebene für einzelne Tarifgebiete 
und damit über entsprechende Folgeverträge oft auch bundeseinheitlich quasi 
allgemeinverbindlich über die Lohnhöhe verhandelt (wobei die Gewerkschaft 
je nach Verhandlungsmacht ihre geheimen Vorstellungen mehr oder weniger 
durchzusetzen vermag) und - wie im "right to manage"-Modell - die Bestim-
mung der entsprechenden Beschäftigungsmenge dem einzelnen Arbeitgeber über-
lassen - ein Recht, das ihn übrigens auch veranlassen könnte, eine effizi-
ente Verhandlungslösung durch Verringerung der Beschäftigung gemäß seiner 
Arbeitsnachfragekurve zu verlassen. Andererseits führen die Gewerkschaften 
für ihr in den achtziger Jahren verstärkt in Tarifverhandlungen und mittels 
Streiks angestrebtes Ziel einer 35-Stunden-Woche neben humanitären und ge-
sellschaftspolitischen vorwiegend beschäftigungspolitische Gründe an 1), so 
daß die alleinige Fixierung auf den Lohnsatz in Tarifverhandlungen viel-
leicht doch zu eng erscheint. Eine eindeutige theoretische Überlegenheit 
eines der beiden Modelle scheint somit nicht gegeben, so daß Oswald (1985, 
S.173) zugestimmt werden kann, wenn er nach ähnlichen Überlegungen fest-

1) So argumentiert z.B. der IG-Metall-Vorsitzende Steinkühler (1987, S. 117): 
"Arbeitszeitverkürzung für alle ist die wichtigste Alternative zur Ar-
beitslosigkeit für viele ..•. Mit der Realisierung der 35-Stunden-Woche 
können allein in der Metallverarbeitung mindestens 200.000 Arbeitsplätze 
erhalten und bereitgestellt werden." 
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stellt: "both models may be useful, and that which is chosen in a par-
ticular case must depend an the nature of the industry and country being 
studied". 

überdies ist zu fragen, ob eine scharfe Trennung beider Modelle überhaupt 
sinnvoll und möglich ist, oder ob nicht beide Spezialfälle eines allge-
meineren Modells darstellen. So interpretieren z.B. Blad & Oulton (1986) 
Tarifverhandlungen spieltheoretisch als Gefangenendilemma, wobei das Mo-
dell der effizienten Verhandlungen der Strategie beidseitiger Kooperation 
und das Monopol-Modell beidseitigem nichtkooperativen Verhalten entspricht. 
Manning (1987) betrachtet die oben dargestellten Modelle im Rahmen eines 
allgemeineren und von ihm als realitätsnäher angesehenen Modells sequen-
tieller Verhandlungen, in dem in verschiedenen Stufen mit unterschiedli-
chem Gewerkschaftseinfluß und damit auch unterschiedlichen Effizienzwir-
kungen über Lohnsatz und Beschäftigung verhandelt wird. l) Hat die Gewerk-
schaft sowohl auf der Stufe der Lohnfestsetzung als auch auf der Stufe 
der Beschäftigungsbestimmung den gleichen (partiellen) Einfluß, ergibt 
sich der Spezialfall des Modells der effizienten Verhandlungen, während 
das "right to manage"- bzw. Monopol-Modell durch teilweisen bzw. voll-
ständigen Einfluß der Gewerkschaft ausschließlich auf die Lohnfestlegung 
gekennzeichnet sind. 

Darüberhinaus zeigt Oswald (1984, 1985), daß sich Monopollösungen und 
Verhandlungslösungen nicht grundlegend unterscheiden müssen, indem er 
davon ausgeht, daß Entlassungen nicht zufallsverteilt mit der gleichen 
Wahrscheinlichkeit für alle Beschäftigten erfolgen, wie dies die Erwar-
tungsnutzenfunktion (6.5) impliziert, sondern daß dabei nach dem Prinzip 
der Seniorität (d.h. der umgekehrten Betriebszugehörigkeitsdauer: "last 

1) Ein Modell sequentieller Verhandlungen wird bereits von Graut (1984) 
verwendet, der damit zeigt, daß bei einem Fehlen bindender, gericht-
lich durchsetzbarer Tarifverträge Gewerkschaften suboptimale Investi-
tionen in Kapital bewirken, da die Unternehmen nach Festlegung des 
danach nur schwer veränderbaren Kapitalstocks anfällig werden für 
eine ex-post-Ausbeutung durch erhöhte gewerkschaftliche Lohnforde-
rungen. Diese Erkenntnis wird von Manning (1987) generalisiert und 
für das nichtkooperative Monopol-Modell von Ploeg (1987) bestätigt; 
vgl. auch die Diskussion gewerkschaftlicher Wohlfahrtseffekte in den 
beiden folgenden Kapiteln. 
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in, first out") verfahren wird. 1) Damit werden ältere und schon länger 
beschäftigte Arbeitnehmer weitgehend immun gegen Entlassungen und deshalb 
bei Mehrheitswahl die Gewerkschaftsführung veranlassen, sich im Zweifels-
falle für höhere Löhne auch auf Kosten der Beschäftigung zu entscheiden. 
Da die meisten Arbeitnehmer im Unternehmen von mäßigen Beschäftigungsrück-
gängen unberührt bleiben und von Altruismus abgesehen wird, verlaufen die 
Indifferenzkurven (I 0 , 1 , 2 ) der Gewerkschaft nun horizontal, so daß eine 
für beide Seiten effiziente Verhandlungslösung (wie E) sich dort ergibt, 
wo die Steigung der Isogewinnkurve (hier G0 ) Null ist. Dies entspricht 
einem Punkt auf der Arbeitsnachfragekurve des Unternehmens. 

w 

12 

11 

10 

80 

B(.) 

0 e, 8 Schaubild 6.3 

1) Die Existenz solcher bereits von Slichter, Healy & Livernash (1960, Kap.5) 
ausführlich diskutierter Senioritätsregeln stellt nicht nur eine häufig 
in Medianwähler-Modellen - so z.B. von Grossman (1983), Blair & Crawford 
(1984), Black & Parker (1985, 1986) sowie Kaufman & Martinez-Vazques 
(1987) - verwendete theoretische Annahme dar, sondern deckt sich auch 
mit empirischen Erkenntnissen von Oswald (1984) für die USA und Groß-
britannien. In diesem Zusammenhang dürfte von Interesse sein, daß z.B. 
im Tarifgebiet Nordwürttemberg aufgrund des 1973 durch einen Streik er-
kämpften Manteltarifvertrages Arbeitnehmern der Metallindustrie, die 
Mitglied der IG Metall sind, ab dem 54. Lebensjahr nur noch aus wichti-
gem Grund gekündigt werden darf; zudem haben sie ab dem 55. Lebensjahr 
Anspruch auf Sicherung ihres effektiven Verdienstes. 
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Dies wird verdeutlicht durch Schaubild 6.3, in dem das Beschäftigungsniveau 
Bs der Senioritätsposition des Medianwählers entspricht, also desjenigen 
Gewerkschaftsmitgliedes, das in bezug auf den Senioritätsrang die Mitte 
darstellt. Bei einer geringeren Beschäftigung als Bs verliert auch das Me-
dian-Mitglied seinen Arbeitsplatz, während für B ~Bs sein Arbeitsplatz ge-
sichert ist und die Gewerkschaftsführung, deren Präferenzen in diesem Me-
dianwähler-Modell denen des Median-Mitglieds entsprechen, sich nur noch um 
höhere Löhne kümmert. Allerdings impliziert die Festlegung des Optimal-
lohnes als desjenigen, bei dem das Mitglied vom Senioritätsrang T/2 gerade 
noch Beschäftigung findet, einen drastischen Rückgang der Mitgliederstärke, 
da sich diese bei jedem neuen Tarifabschluß auf Senioritätsbasis mit dem 
Austritt der nun arbeitslosen jüngeren Hälfte halbiert. Die Tatsache, daß 
ein solches Schrumpfen von Gewerkschaften in der Realität nicht beobachtet 
wird, läßt sich durch Arbeitgeberwiderstände gegen entsprechend starke 
Lohnerhöhungen, Eigeninteresse der Funktionäre an einer hohen Mitglieder-
zahl, Unsicherheit über die Arbeitsnachfrage sowie durch vorausschauendes 
Wahlverhalten der Mitglieder erklären, die deshalb nicht die kurzfristig 
mögliche Lohnhöhe ausschöpfen, um sich langfristig durch einen "Puffer" 
jüngerer Beschäftigter ihre Beschäftigung zu sichern. l) 

Indifferenzkurven, die (zumindest abschnittsweise) horizontal verlaufen, 
und effiziente Verhandlungslösungen, die auf der Arbeitsnachfragekurve lie-
gen, ergeben sich - wie schon bei der Kritik der gewerkschaftlichen Ziel-
funktion angesprochen - auch dann, wenn alle Gewerkschaftsmitglieder ("in-
sider") bereits Beschäftigung gefunden haben und die Gewerkschaftsführung 
bei Tarifverhandlungen deshalb nur noch höhere Löhne anstrebt, da eventu-
elle Beschäftigungsgewinne (noch) nicht organisierter Arbeitnehmer ("out-
sider") in der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion keine Berücksichtigung 
finden. Aufbauend auf dieser Erkenntnis vermögen Carruth & Oswald (1987) 
durch Simulation möglicher Gewerkschaftsreaktionen auf eine Nachfrageerhö-
hung die "insider-outsider"-Erklärung langanhaltender Arbeitslosigkeit zu 
bekräftigen, die argumentiert, daß beschäftigte Arbeitnehmer durch Ausnut-

1) Vgl. Grossman (1983), Blair & Crawford (1984), Black & Parker (1986) und 
Sampson (1986b). Eine besonders scharfe Kritik der Annahmen und Implika-
tionen des Senioritäts-Modells erfolgt durch Turnbull (1987), doch ver-
mögen Disney & Gospel (1987) diese weitgehend zu widerlegen. 
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zung bzw. Manipulation von Fluktuationskosten der Beschäftigung ihre Löhne 
auf Kosten arbeitsloser Kollegen erhöhen können. l) Wenn - wie von Müller-
Jentsch (1979) für die Bundesrepublik Deutschland behauptet - die gewerk-
schaftliche Tarifpolitik hauptsächlich die Interessen der bereits beschäf-
tigten Mitglieder widerspiegelt, führt dies zu volkswirtschaftlich ineffi-
zient hohen Löhnen und zu Arbeitslosigkeit. Nach Erkenntnissen von Pissa-
rides (1986) läßt sich dieses Problem jedoch durch staatliche Anreize in 
Form von spezifischen Lohnsteuern und Beschäftigungssubventionen über-
winden. 

Ob tatsächlich gewerkschaftliche Indifferenzkurven horizontal verlaufen 
und effiziente Verhandlungslösungen auf der Nachfragekurve liegen, wie es 
das Senioritäts-Modell bzw. die ''insider-outsider"-Erklärung suggerieren, 
ist in erster Linie eine empirisch zu beantwortende Frage. Dabei kann man 
ausnutzen, daß in diesem Fall Arbeitslosigkeit für die Gewerkschaft ohne 
Belang ist, während sie bei Gültigkeit des Monopol- oder Verhandlungsmo-
dells das gewerkschaftliche Verhalten signifikant beeinflussen sollte. Da 
in einem statistisch-ökonometrischen Test entsprechend hergeleiteter Lohn-
und Beschäftigungsgleichungen der britischen Kohle- und Stahlindustrie 
sich ein signifikanter Einfluß der Arbeitslosenrate und der Arbeitslosen-
unterstützung zeigt, vermögen Carruth, Oswald & Findlay (1986) die Hypo-
these horizontaler Indifferenzkurven zugunsten des Monopol- oder Verhand-
lungsmodells, zwischen denen in diesem Test nicht unterschieden werden 
kann, zurückzuweisen. Diese empirische Widerlegung des Ausnahmefalles einer 
Übereinstimmung von Monopol- und effizienter Verhandlungslösung sowie der 
nicht zu einer eindeutigen Präferenz führende, oben durchgeführte theore-
tische Vergleich beider Modelle wecken das Interesse an empirischen Über-
prüfungen des Monopol- und des Verhandlungsmodells. 

Pencavel (1984b) beschreibt ausführlich drei von ihm auf US-Daten über die 
International Typographical Union (!TU) angewandte Methoden zur Untersu-
chung von Monopol-Modell und Gewerkschaftszielen, die hier kurz dargestellt 

1) Vgl. Lindbeck & Snower (1986, 1987a,b), Solow (1985), Blanchard & Sum-
mers (1987) sowie Gottfries & Horn (1987). Ähnliche Überlegungen finden 
sich bereits bei Simons (1944) und bei Dunlop (1944, S.69), der fest-
stellt: "wage policy is determined by the employed rather than by the 
unemp 1 oyed". 



145 

werden sollen. Der am wenigsten spezielle Ansatz besteht in der Schätzung 
allgemeiner Gleichungen der reduzierten Form für Lohnsatz und Beschäftigung 
und der statistischen Überprüfung der ihnen vom Monopol-Modell auferlegten 
Restriktionen. Ein entsprechender Versuch von Pencavel (19B4b) führt jedoch 
nicht zu eindeutigen Ergebnissen. Eine weitere Möglichkeit besteht darin, 
jeweils eine spezifische Form der gewerkschaftlichen Zielfunktion (5.1) und 
der Arbeitsnachfragekurve (6.1) anzunehmen und sie mit Hilfe der Optimie-
rungsbedingung erster Ordnung (6.2') nach den Gleichungen der reduzierten 
Form für Lohnsatz und Beschäftigung aufzulösen, die dann - wie von Dertou-
zas & Pencavel (1981) - ökonometrisch geschätzt werden können. Schließlich 
kann man noch - wie Pencavel (1984a} - die Grenzrate der Substitution zwi-
schen Lohnsatz und Beschäftigung und deren Gleichheit mit der Steigung der 
Arbeitsnachfragekurve im Optimum, die in Gleichung (6.2') zum Ausdruck 
kommt, unter Verwendung spezifischer Annahmen über gewerkschaftliche In-
differenzkurven und die Arbeitsnachfrage empirisch überprüfen. Dertouzas & 
Pencavel (1981) sowie Pencavel (1984a) finden, daß in der Zielfunktion der 
von ihnen untersuchten Druckergewerkschaft sowohl Löhne als auch Beschäf-
tigung eine Rolle spielen, und vermögen die Spezialfälle der Rentenmaxi-
mierung bzw. Lohnsummenmaximierung empirisch zurückzuweisen. 

Zu ähnlichen Erkenntnissen kommt auch Farber (1978b) für die US-Gewerk-
schaft der United Mine Workers, wobei er erstmals der Gewerkschaftsführung 
explizit die Maximierung des Erwartungsnutzens des Median-Mitglieds unter-
stellt und eine relativ hohe Risikoaversion der Mitglieder in bezug auf 
durch Lohnerhöhungen bedingte Arbeitsplatzverluste festzustellen vermag. 
Bei einer Untersuchung des britischen Kohlebergbaus stoßen Carruth & Oswald 
(1985) ebenfalls auf eine allerdings geringer ausfallende Risikoaversion 
der Gewerkschaftsmitglieder sowie auf Anzeichen für die Existenz einer dem 
Monopol-Modell entsprechenden Arbeitsnachfragekurve. Pencavel (1985) und 
Hersoug, Kjaer & R~dseth (1986) verwenden das Monopol-Modell zu allerdings 
noch nicht befriedigenden makroökonomischen Erklärungen der Bewegungen von 
Beschäftigung bzw. Löhnen in Schweden bzw. Norwegen, vergleichen es jedoch 
ebensowenig wie Nickell & Andrews (1983) ihr für Großbritannien geschätztes 
"right to manage"-Modell mit Alternativmodellen. Die Ergebnisse der bisher 
erwähnten Anwendungen und Überprüfungen des Monopol-Modells sind somit 
wenig aussagekräftig und beschränken sich vorwiegend darauf, daß Spezial-
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fälle wie die Hypothesen der gewerkschaftlichen Lohnsummen- oder Renten-
maximierung zurückgewiesen werden können und festgestellt wird, daß sowohl 
Löhne als auch Beschäftigung Argumente der gewerkschaftlichen Zielfunktion 
darstel Jen. 

Um über die erörterte alleinige Betrachtung des Monopol-Modells hinausgehen 
und einen empirischen Vergleich mit dem Modell effizienter Verhandlungen 
durchführen zu können, bedarf es einer gemeinsamen Gleichung, die es er-
laubt, den Modellen statistisch-ökonometrisch überprüfbare Restriktionen 
aufzuerlegen. Dabei kann man ausnutzen, daß - sofern nicht die gewerk-
schaftlichen Indifferenzkurven horizontal verlaufen und effiziente Lösungen 
auf der Nachfragekurve liegen - die bereits oben und im vorigen Kapitel er-
örterte Gleichgewichtsbedingung einer aus gewinnmaximierendem Arbeitgeber-
verhalten resultierenden Arbeitsnachfragekurve 

(5.5) 

einen Spezialfall der oben für eine utilitaristische Gewerkschaft herge-
leiteten Kontraktkurvengleichungen 

P·FB - W V(W)-V(a) 
(6.22) 

B V' (W) B 
bzw. 

P·FB = W _ [ V(W)-V(a) J 
V' (W) (6.23 1 ) 

darstellt, bei dem der Ausdruck in eckigen Klammern Null ist. 

Während also das Monopol-Modell mit seiner Tangentenlösung auf der Arbeits-
nachfragekurve durch die Gleichheit von Lohnsatz und Wert des Grenzproduk-
tes der Arbeit gekennzeichnet ist, übersteigt bei der erhöhten Beschäfti-
gung einer Kontraktkurvenlösung im Modell der effizienten Verhandlungen der 
Lohnsatz den Wert des Grenzproduktes um einen dem Ausdruck in eckigen Klam-
mern entsprechenden positiven Wert. Das Monopol-Modell ließe sich somit 
durch die empirische Feststellung der alleinigen Abhängigkeit der Beschäf-
tigung in einem Betrieb oder einer Branche vom Tariflohn bestätigen, wohin-
gegen das Modell der effizienten Verhandlungen impliziert, daß andere 
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Variablen wie der Alternativlohn in der Wirtschaft oder die Arbeitslosen-
rate, die die Abwanderungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer reflektieren, das 
ausgehandelte Ausmaß der Beschäftigung bestimmen. 

Brown & Ashenfelter (1986) bezeichnen letzteres als starke Effizienzhypo-
these, finden jedoch bei ihrer empirischen Untersuchung der US-Druckerge-
werkschaft (ITU) nur Anzeichen für eine schwache Effizienzhypothese, nach 
der sowohl der Tariflohn als auch der Alternativlohn die Beschäftigung be-
stimmen. Auch Card (1986) weist mit demselben Test für Flugzeugmechaniker 
in den USA sowohl die starke Effizienzhypothese als auch das Monopol-Modell 
zugunsten eines allgemeineren Modells zurück. Allerdings ist der von Brown 
& Ashenfelter (1986) eingeschlagene Weg der empirischen Überprüfung nicht 
unproblematisch, da er implizit von der Annahme einer rentenmaximierenden 
Gewerkschaft und einer vertikalen Kontraktkurve ausgeht. Diese steht im 
Gegensatz zu den oben erwähnten empirischen Erkenntnissen und wird von 
Pencavel (1985) und Farber (1986) als restriktive und möglicherweise die 
Ergebnisse verzerrende Annahme kritisiert. 

MaCurdy & Pencavel (1986) verwenden deshalb einen etwas allgemeineren und 
wohl auch eindeutigeren Test zur Überprüfung der Signifikanz des "zusätz-
lichen Ausdrucks" in eckigen Klammern in Gleichung (6.23' ). Sie stellen 
- wiederum für !TU-Daten - fest, daß diesem Term bzw. den dahinterstehenden 
Variablen eine gewisse Bedeutung zukommt, und vermögen damit die entspre-
chende Ausschlußrestriktion des Nachfragekurven- bzw. Monopol-Modells zu-
rückzuweisen und gewisse Anzeichen für eine effiziente Verhandlungslösung 
- aber ohne Rentenmaximierung - zu finden. Auch Eberts & Stone (1986) be-
stätigen für Lehrer in New York die empirische Bedeutung des "zusätzlichen 
Ausdrucks" und vermögen dessen Größe sogar in Abhängigkeit vom Ausmaß der 
Beschäftigungssicherungsvereinbarungen darzustellen. Dieses Ergebnis wird 
von ihnen als Bestätigung des Kontraktkurven-Modells interpretiert, sollte 
jedoch nach Ansicht von Hirsch & Addison (1986) wegen der besonderen Situa-
tion im öffentlichen Sektor nicht verallgemeinert werden. Die vom Monopol-
Modell implizierte Lösung auf der Arbeitsnachfragekurve wird ferner von 
Ben-Ner & Estrin (1986) bzw. Svejnar (1986) für gewerkschaftlich organi-
sierte israelische bzw. US-Firmen und von Bean & Turnbull (1987) für den 
britischen Kohlebergbau empirisch zurückgewiesen. 
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Aus einer Zurückweisung der Restriktionen des Monopol-Modells darf jedoch 
nicht automatisch auf die Gültigkeit des Modells der effizienten Verhand-
lungen geschlossen werden, wie die Arbeiten von Manning (1987) und Alogos-
koufis & Manning (1987) verdeutlichen. Letzere weisen sowohl das Nachfrage-
kurven- als auch das Kontraktkurven-Modell zugunsten eines allgemeineren 
Modells ineffizienter Verhandlungen über Löhne und Beschäftigung zurück, 
doch ist der Aussagegehalt ihres empirischen Überprüfungsversuchs durch 
die Verwendung der aggregierten britischen Arbeitsmarktdaten von Layard & 
Nickel! (1986) beschränkt. Enthält die verwendete Stichprobe nämlich sowohl 
die nach dem Monopol-Modell zustande gekommenen Ergebnisse als auch die 
effizienter Verhandlungen, so wird eine aggregative Betrachtung zwangsläu-
fig keines der beiden Modelle bestätigen können. Diese Erkenntnis deckt 
sich mit der allgemeinen Einschätzung des Aggregationsproblems durch Pen-
cavel (1985, S.216): "Aggregating over different !aber market structures 
and fitting equations to a number of years yields results that may corre-
spond to no !aber market at any time." 

Farber (1986) sieht ähnliche Probleme, wenn er zu bedenken gibt, daß ge-
werkschaftliche Zielfunktionen je nach strukturellem, institutionellem oder 
politischem Kontext deutlich variieren dürften und somit keine allgemein-
gültigen Schlußfolgerungen aus den oben dargestellten empirischen Überprü-
fungsversuchen gezogen werden sollten. Dazu kommt noch, daß die Ergebnisse 
dieser Studien oft stark von den verwendeten Annahmen über die gewerk-
schaftliche Zielfunktion und die Produktionsfunktion abhängen und die ent-
sprechenden, oft mit Signifikanzproblemen belasteten Schätzungen eindeutige 
Tests und Aussagen nicht immer erlauben. Diese theoretischen und ökonome-
trischen Probleme wie auch der Mangel an geeigneten Daten lassen es geraten 
erscheinen, im Rahmen dieser Arbeit auf eine empirische Überprüfung alter-
nativer Gewerkschaftsmodelle für die Bundesrepublik Deutschland zu verzich-
ten. Aus den gleichen Gründen sollte ferner die oben diskutierte interna-
tionale empirische Evidenz nicht überbewertet und daraus auf die allgemeine 
Gültigkeit oder Ungültigkeit eines bestimmten Modells geschlossen werden. 
Dies meinen auch MaCurdy & Pencavel (1986, S.S34), wenn sie feststellen: 
"surely neither of these models is the relevant one in 2.!_!_ !aber markets 
at 2.!_!_ times". Allerdings läßt die allgemeine Zurückweisung des Monopol-
Modells vermuten, daß - wie auch Brown & Ashenfelter (1986) anmerken - die 



149 

auf die angenommene Gültigkeit dieses Nachfragekurven-Modells gestützten 
und im nächsten Kapitel näher erörterten Schätzungen gewerkschaftlich be-
dingter Wohlfahrtsverluste tendenziell überhöht sein dürften. 

6.4. Implikationen und Ausbaumöglichkeiten des einfachen 
mikroökonomischen Gewerkschaftsmodells 

Der Hauptzweck einer mikroökonomischen Betrachtung von Gewerkschaften be-
steht darin, deren Handeln verhaltenstheoretisch zu fundieren und dessen 
makroökonomischen Auswirkungen auf Beschäftigung, Löhne, Inflation, Produk-
tivität etc. besser abschätzen zu können. Wie oben bereits angesprochen, 
dürften hierfür eine explizitere Berücksichtigung der Interessenheterogeni-
tät in einer Gewerkschaft, eine dynamische Betrachtung, eine Einbeziehung 
von Unsicherheit sowie eine verstärkte Beachtung politischer, sozialer und 
institutioneller Einflußfaktoren von Vorteil sein und mögliche Schwerpunkte 
zukünftiger Gewerkschaftsforschung darstellen. In diesem Zusammenhang kann 
Oswald (1985, 1987) zugestimmt werden, wenn er fordert, daß sich die theo-
retischen Modelle stärker an beobachtbaren Fakten ausrichten sollten und 
daß der Graben zwischen theoretisch arbeitenden Wirtschaftswissenschaftlern 
und eher institutionell-deskriptiv ausgerichteten soziologisch-ökonomischen 
Arbeitsmarktforschern überwunden werden müsse. 

Die Bedeutung solcher Fakten zeigt sich spätestens beim Sprung von der 
Mikro- auf die Makroebene, wo man auf ein Aggregationsproblem stößt, das 
darin besteht, daß sich mikroökonomische zusammenhänge und Ergebnisse, die 
aus der Betrachtung einer einzigen repräsentativen Gewerkschaft und eines 
entsprechenden Arbeitgebers gewonnen wurden, nicht unbedingt ohne Modifi-
kationen auf die gesamtwirtschaftliche Ebene übertragen lassen. Hier spie-
len unter anderem institutionelle Strukturen eine Rolle, wie z.B. die für 
die Verwendung eines passenden Gewerkschaftsmodells wichtige Frage, ob 
Tarifverhandlungen nur die Löhne oder auch die Beschäftigung betreffen, 
sowie die Frage der in einer Volkswirtschaft üblichen Verhandlungsebene. 
Nach Ansicht von Pencavel (1985) macht das Aggregationsproblem besonders 
bei einem System dezentralisierter Verhandlungen auf Firmenebene, das für 
die USA typisch ist, auf Mikromodelle gestützte makroökonomische Aussagen 
beinahe unmöglich, während es für ein System weitgehend zentralisierter 



150 

und meist industriespezifischer Verhandlungen mit hoher Allgemeinverbind-
lichkeit wie in der Bundesrepublik Deutschland von geringerer Bedeutung 
sein dürfte. 

Deshalb überrascht es nicht, daß die meisten theoretischen wie empirischen 
Untersuchungen der makroökonomischen Auswirkungen von Gewerkschaften sich 
auf Systeme zentralisierter Tarifverhandlungen beziehen, wobei als Beispiel 
gerne die skandinavischen Länder verwendet werden. In einem solchen System 
dürfte nicht nur die Regierung bei der Formulierung ihrer Politik die Ta-
rifabschlüsse berücksichtigen, sondern auch die Arbeitsmarktparteien dürf-
ten bei der Lohnfindung mögliche Reaktionen der Regierung miteinbeziehen, 
so daß Wirtschaftspolitik und Tarifverhandlungen als ein Spiel der Akteure 
Gewerkschaft, Arbeitgeber und Regierung interpretiert werden können. Wenn 
nun die Regierung - tatsächlich oder nur scheinbar - eine keynesianische 
Vollbeschäftigungspolitik verfolgt, wird die Gewerkschaft dies auszunutzen 
und höhere Löhne durchzusetzen versuchen, da für sie eine Vollbeschäfti-
gungspolitik die in Beschäftigungsrückgängen zum Ausdruck kommenden Grenz-
kosten von Lohnerhöhungen senkt, ohne deren Grenznutzen zu beeinflussen. 
Im Gegensatz zu Modellen der Neuen Klassischen Makroökonomie (vgl. Sargent 
& Wallace, 1976), in denen eine systematische Stabilisierungspolitik keine 
Beschäftigungseffekte hat, wirkt somit bei Berücksichtigung einer nutzen-
maximierenden Gewerkschaft nach dem Monopol-Modell eine staatliche Vollbe-
schäftigungspolitik sogar kontraproduktiv und führt zu einer Erhöhung der 
Arbeitslosigkeit. 1) 

Daß sich eine Volkswirtschaft mit einer nutzenmaximierenden Gewerkschaft 
anders verhält als ohne derartige Arbeitnehmerorganisationen demonstriert 
auch Shah (1985) durch eine entsprechende Ergänzung des ferner um die An-
nahme vollständiger Preisflexibilität erweiterten IS-LM-Modells von Blin-
der & Solow (1973). Allerdings kommt Shah (1985), der sowohl das Monopol-

1) Ein formaler Nachweis dieser Erkenntnis findet sich erstmals bei Calm-
fors (1982) und dann in weiterentwickelten Modellen von Driffill (1984, 
1985), Calmfors & Horn (1985, 1986a), Gylfason & Lindbeck (1986) sowie 
Holmlund (1986). Im Rahmen seiner in Kapitel 4 angesprochenen Inflations-
erklärung zieht auch Hayek (1974a,b) ähnliche Schlüsse. Für Hayek (1974a, 
S.9) "ist es eine der ernstesten Folgen der monetären Vollbeschäftigungs-
politik, daß sie die Schranken beseitigt hat, die es für die Gewerkschaf-
ten notwendig machen, bei ihren Lohnforderungen maßzuhalten, nämlich die 
Rücksicht auf die Arbeitslosigkeit". 
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Modell gewerkschaftlichen Verhaltens als auch das Modell der effizienten 
Verhandlungen berücksichtigt, zu dem Ergebnis, daß traditionelle wirt-
schaftspolitische Instrumente wie die Erhöhung der Staatsausgaben oder die 
Senkung der Einkommensteuer unter den Annahmen seines Modells, zu denen 
keine explizite Vollbeschäftigungsregel gehört, die gewünschten positiven 
Beschäftigungseffekte haben können. Auch Ellis & Fender (1985, 1987), die 
in ihren Modellen Quantitätsbeschränkungen bzw. eine offene Volkswirtschaft 
berücksichtigen, und Dixon (1986), der eine Gleichgewichtsanalyse bei un-
vollständiger Konkurrenz durchführt, gehen in ihren makroökonomischen Un-
tersuchungen von nutzenmaximierenden Gewerkschaften aus und verdeutlichen 
damit die großen Anwendungsmöglichkeiten der in diesem Kapitel erörterten 
mikroökonomischen Modelle gewerkschaftlichen Verhaltens. 

Ein weiteres Gebiet, auf dem die Annahme einer nutzenmaximierenden Gewerk-
schaft Verwendung gefunden hat, stellt die Analyse der Wirkungen von 
Steueränderungen dar. Im Rahmen ihrer internationalen Stagflationsanalyse 
zeigen Bruno & Sachs (1985, Kap.9) unter Verwendung des Monopol-Modells 
gewerkschaftlichen Verhaltens, daß in den siebziger Jahren neben Input-
Schocks vor allem die Erhöhung von Lohnsummensteuern bzw. Lohnnebenkosten 
zu einem Rückgang der Beschäftigung bei relativer Konstanz der Nettolöhne 
geführt haben dürfte, was sich mit theoretischen Überlegungen von Sampson 
(1983) deckt. Sampson (1984) untersucht ferner die Auswirkungen der Ein-
führung einer negativen Einkommensteuer in einer Volkswirtschaft mit einer 
utilitaristischen Gewerkschaft, erhält allerdings keine eindeutigen Ergeb-
nisse. Eine ex ante aufkolTlllensneutrale Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes 
bei gleichzeitiger Senkung der Einkommensteuersätze führt jedoch nach Er-
kenntnissen von Sampson (1986a) bei utilitaristischen Gewerkschaften ten-
denziell zu einer Erhöhung des angestrebten Optimallohnsatzes mit entspre-
chenden Beschäftigungsverlusten. Hersoug (1984) beschäftigt sich mit den 
Auswirkungen von progressivitätsneutralen wie auch progressivitätsverän-
dernden Einkommensteueränderungen auf den Lohnsatz bei Gültigkeit des Mono-
pol-Modells gewerkschaftlichen Verhaltens, doch finden seine Überlegungen 
bei der Anwendung auf norwegische Daten durch Hersoug, Kjaer & R~dseth 
(1986) kaum empirische Bestätigung. 

Ungeachtet mancher Schwierigkeiten verdeutlichen derartige makroökonomi-
sche Analysen sowie allgemeine Gleichgewichtsmodelle die Wichtigkeit einer 
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adäquaten Modellierung gewerkschaftlichen Verhaltens und seiner gesamtwirt-
schaftlichen Auswirkungen. Deshalb fordert auch Oswald (1985, S.186f.) wei-
tere Untersuchungen dieser Art: "there is an obvious need for good macro-
economic and general equilibrium analysis; partial equilibrium models have 
dominated for too long. This would allow us to say more about the effects 
of trade unions on the level of economic welfare". Zur Analysegewerkschaft-
licher Wohlfahrtseffekte unterteilen allgemeine Gleichgewichtsmodelle die 
Volkswirtschaft meist in einen gewerkschaftlich organisierten und einen 
nichtorganisierten Sektor, zwischen denen aufgrund der angenommenen Fähig-
keit der Gewerkschaft, in ihrem Sektor den Lohnsatz zu kontrollieren, ein 
Lohnunterschied besteht. Die Durchsetzung höherer Löhne im organisierten 
Sektor hat dann, je nach Mobilität und sektoraler Intensität von Kapital 
und Arbeit, aufgrund bestehender zusammenhänge zwischen beiden Sektoren Aus-
wirkungen auf die Beschäftigung, die Löhne, die Ressourcenallokation und 
die Einkommensverteilung in der gesamten Volkswirtschaft. Beispiele für 
solche gesamtwirtschaftlichen Analysen von Gewerkschaftseffekten, die aller-
dings unterschiedliche Schwerpunkte und Schlußfolgerungen aufweisen, sind 
die Arbeiten von Johnson & Mieszkowski (1970), Diewert (1974), Carruth & 
Oswald (1981), Minford (1983), Lazear (1983a,b) und DeFina (1983, 1985). 

Allerdings beruhen diese Modelle, wie auch Oswald (1985) einräumt, auf zum 
Teil stringenten Annahmen über intersektorale Beziehungen, Faktorintensi-
tät und -mobilität, Struktur der Märkte und der Wirtschaft, Preisgestal-
tung, Außenwirtschaftsbeziehungen und Höhe des Lohndifferentials (das in 
der Bundesrepublik Deutschland aufgrund der Quasi-Allgemeinverbindlichkeit 
von Tarifabschlüssen nicht existiert), so daß ihre Aussagefähigkeit und 
praktische Verwendbarkeit stark eingeschränkt ist. Deshalb soll die umstrit-
tene Analyse gewerkschaftlicher Wohlfahrtseffekte in den nun folgenden Ka-
piteln nicht anhand eines formalen Modells, sondern vorwiegend durch einen 
empirisch gestützten überblick über bestehende Positionen vorgenommen wer-
den. Dabei dürfte sich auch zeigen, ob die in diesem Kapitel dargestellten 
Effekte nutzenmaximierenden gewerkschaftlichen Verhaltens eine hinreichende 
Charakterisierung gewerkschaftlicher Wirkungen darstellen, oder ob diese 
durch soziopolitische bzw. institutionelle Aspekte ergänzt werden müssen. 



153 

7. NEGATIVE WOHLFAHRTSEFFEKTE VON GEWERKSCHAFTEN 

Die im vorigen Kapitel dargestellten Modelle gewerkschaftlichen Verhaltens 
und ihre Ergebnisse implizieren, daß Gewerkschaften durch ihre Tarifpolitik 
negative Auswirkungen auf das Sozialprodukt und die gesellschaftliche Wohl-
fahrt haben. Diese unter Ökonomen bis zurück zu Adam Smith1) wie auch in 
den Medien verbreitete Meinung beschreiben Freeman & Medoff (1979, S.76) 
wie folgt: "In the monopoly view, unions reduce society's output in three 
ways. First, union-won wage increases cause a misallocation of resources 
by inducing organized firms to hire fewer workers, to use more capital per 
worker, and to hire higher quality workers than is socially efficient. Sec-
ond, union contract provisions •.. reduce the output that should be forth-
coming from a given amount of capital and labor. Third, strikes called to 
force management to accept union demands cause a substantial reduction in 
gross national product." 

Diese traditionelle ökonomische Interpretation, die Gewerkschaften als un-
erwünschte Monopole auf dem Arbeitsmarkt mit negativen Effizienzwirkungen 
betrachtet, soll in diesem Kapitel unter besonderer Berücksichtigung der im 
Zitat erwähnten Hauptkritikpunkte erläutert und - soweit möglich - im lich-
te empirischer Ergebnisse hinterfragt werden. Im nächsten Kapitel wird die-
ser Darstellung negativer Wohlfahrtseffekte dann eine meist mit den Arbei-
ten von Freeman & Medoff (1979, 1983, 1984) assoziierte alternative Be-
trachtungsweise gegenübergestellt, nach der sich aus der Existenz der so-
ziopolitischen Institution Gewerkschaft auch positive Wohlfahrtseffekte 
ergeben können. 

7.1. Auswirkungen ineffizient hoher Gewerkschaftslöhne 

Bei einer traditionellen allokationstheoretischen Analyse von Gewerkschaf-
ten ergibt sich - unter Vernachlässigung kreislauftheoretischer Argumente -
als Hauptkritikpunkt, daß Gewerkschaften zu Lohnunterschieden zwischen ge-
werkschaftlich organisierter und nichtorganisierter Arbeit und damit zu 
Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt und zu einer Fehlallokation von Res-

1) Vgl. den überblick über Meinungen zu Gewerkschaftseffekten von Smith 
bis Friedman bei Diewert (1974). 
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sourcen führen. Ausgehend vom Monopolcharakter der Gewerkschaften sowie von 
einer Unterteilung der Volkswirtschaft in einen gewerkschaftlich organi-
sierten bzw. dominierten und einen nichtorganisierten Sektor wird angenom-
men, daß Gewerkschaften, wie in den Kapiteln 5 und 6 gezeigt, die Löhne 
ihrer Mitglieder über das Niveau von Wettbewerbslöhnen hinaus zu erhöhen 
vermögen. Diese Lohnerhöhungen führen dann im gewerkschaftlich dominierten 
Bereich zu einem Beschäftigungsrückgang und zur Entlassung von Arbeitskräf-
ten. Letzteres bringt eine Erhöhung des Arbeitsangebotes und damit - bei 
vollkommener Konkurrenz und abnehmender Grenzproduktivität - eine Senkung 
der Löhne im nichtorganisierten Sektor mit sich. Durch Schaffung von Lohn-
unterschieden zwischen gewerkschaftlich organisierter und nichtorganisier-
ter Arbeit bereichern Gewerkschaften damit sich bzw. ihre beschäftigten 
Mitglieder auf Kosten der anderen Arbeitnehmer und tragen zu vermehrter 
Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt bei. 1) 

Höhere Löhne im gewerkschaftlich organisierten Sektor führen zu einer Er-
höhung der Produktionskosten und damit zu einer Verringerung der gewinn-
maximalen Ausbringungs- und Beschäftigungsmenge sowie zu einer Substitution 
des relativ teureren Produktionsfaktors Arbeit durch den relativ billigeren 
Faktor Kapital. Die Unternehmen reagieren auf die höheren Löhne nicht nur 
mit einer Rücknahme der Beschäftigung, sondern sie versuchen auch (vgl. 
Brown & Medoff, 1978), nur noch Arbeitnehmer mit möglichst hohen Qualitäts-
merkmalen zu beschäftigen und das Einsatzverhältnis von Kapital und Arbeit 
solange zu erhöhen, bis die Grenzproduktivität der Arbeit wieder dem von 
der Gewerkschaft erhöhten Lohnsatz entspricht. Im nichtorganisierten Sektor 

1) Dies betont vor allem Friedman (1951; 1962, S.124): "If unions raise 
wage rates in a particular occupation or industry, they necessarily 
make the amount of employment available in that occupation or industry 
less than it otherwise would be ..• The effect is an increased number 
of persons seeking other jobs, which forces down wages in other occupa-
tions. Since unions have generally been strengest amongst groups that 
would have been high-paid anyway, their effect has been to make high-
paid workers higher paid at the expense of lower-paid workers. Unions 
have therefore not only harmed the public at !arge and workers as a 
whole by distorting the use of labor; they have also made the incomes 
of the working class more unequal by reducing the opportunities avail-
able to the most disadvantaged workers." Eine formale Darstellung und 
Bestätigung dieser Argumentationsweise erfolgt in den allgemeinen 
Gleichgewichtsmodellen von Johnson & Mieszkowski (1970), Diewert (1974) 
und DeFina (1985) sowie bei Pettengill (1979), dessen Analyse jedoch 
von Ulph & Ulph (1984) kritisiert und widerlegt wird. 
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ergibt sich durch Abwanderung des Kapitals hin zum organisierten Sektor und 
durch Aufnahme freigesetzter Arbeitskräfte aus dem Gewerkschaftssektor eine 
geringere Grenzproduktivität, die ihren Ausdruck in einem niedrigeren Lohn-
satz findet. Da die im organisierten Sektor entlassenen Arbeitskräfte nun 
im nichtorganisierten Sektor eine geringere Produktivität aufweisen als zu-
vor, ergibt sich für die Wirtschaft als Ganzes ein Rückgang des Sozialpro-
dukts und damit ein Wohlfahrtsverlust. 

Dieser Effekt gewerkschaftlicher Aktivitäten, der auf Annahmen über voll-
ständige Konkurrenz (abgesehen von der Existenz von Gewerkschaften), Voll-
beschäftigung und unvollkommene Mobilität einer gegebenen Menge von Kapital 
und Arbeit beruht, läßt sich vereinfacht mittels einer auf Rees (1963) zu-
rückgehenden Analyse in Schaubild 7.1 darstellen. 
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8 Schaubild 7.1 

In Schaubild 7.1 sind der gewerkschaftlich organisierte und der nichtorga-
nisierte Sektor der Wirtschaft durch ihre jeweiligen Arbeitsnachfragekurven 
Ng und Nn repräsentiert, die horizontal aggregiert werden zur gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsnachfragekurve N. Bei Abwesenheit von Gewerkschaften 
bestimmt der Schnittpunkt von N mit dem fixen Arbeitsangebot A den Wettbe-
werbslohn w0 • Wenn durch Gewerkschaften der Lohnsatz im organisierten Sek-
tor auf Wg angehoben wird, fällt die Beschäftigung in diesem Sektor von B~ 
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auf B~, da Arbeitgeber und Konsumenten Substitutionsentscheidungen auf Ko-
sten von gewerkschaftlich organisierter Arbeit und den damit hergestellten 
Produkten treffen. Unter der Annahme, daß entlassene Arbeitnehmer eine Be-
schäftigung zum Nicht-Gewerkschaftslohn der Arbeitslosigkeit vorziehen, 
erhöht sich das Arbeitsangebot im nicht gewerkschaftlich organisierten 
Sektor von B~ auf B~, und der wettbewerbsmäßig bestimmte Lohnsatz in die-
sem Sektor fällt auf wn. 

Der Rückgang der Gesamtausbringungsmenge und damit (ohne Berücksichtigung 
möglicher Renten) ein Wohlfahrtsverlust ergibt sich dadurch, daß die im 
organisierten und nun relativ kapitalintensiveren Sektor freigesetzten Ar-
beitnehmer im nun relativ arbeitsintensiveren nichtorganisierten Sektor 
eine geringere Produktivität aufweisen als zuvor. Da die Arbeitsnachfrage-
kurven Grenzproduktkurven sind, gibt die Fläche unter jeder Kurve bis zur 
jeweiligen Beschäftigungsmenge die Gesamtausbringungsmenge des jeweiligen 
Sektors wieder. Der Produktionsrückgang im Gewerkschaftssektor entspricht 
dem Trapez CEB~B~. während die Ausbringung im nichtorganisierten Sektor um 
HKB~B~ zunimmt. Da annahmegemäß der Nettobeschäftigungseffekt Null ist -
und damit die Strecken B~B~ und B~B~ gleich lang sind - und da die Nach-
fragekurven parallel verlaufen, sind die Dreiecksflächen CDE und HIK gleich 
groß. Der Nettorückgang der Ausbringungsmenge entspricht daher der Diffe-
renz zwischen den beiden Trapezen, also dem schraffierten Rechteck DEFG. 
Dieser auf eine Fehlallokation der Ressourcen zurückzuführende Wohlfahrts-
verlust beträgt unter den gemachten Annahmen die Hälfte des Produkts aus 
Beschäftigungs- und Lohnsatzänderung. Er kann jedoch etwas kleiner oder 
größer ausfallen, wenn man diese Annahmen lockert und z.B. unterschiedliche 
Steigungen der Nachfragekurven Ng und Nn, unvollkommene Konkurrenz auf dem 
nichtorganisierten Arbeitsmarkt, eine positive Steigung der Arbeitsange-
botskurve A oder Arbeitslosigkeit zuläßt. l) 

Will man das Ausmaß dieses von den Gewerkschaften verursachten Wohlfahrts-
verlustes bestimmen, so muß man zuerst die Größe des Lohnunterschiedes 

1) Vgl. Rees (1963) und Hamermesh & Rees (1984, S.272); der so berechnete 
und von einer Nachfragekurvenlösung ausgehende Wohlfahrtsverlust fällt 
auch dann zu groß aus, wenn - wozu die im vorigen Kapitel dargestellten 
empirischen überprüfungsversuche Anlaß geben mögen - die Gültigkeit des 
Monopol-Modells gewerkschaftlichen Verhaltens bezweifelt werden kann. 
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zwischen gewerkschaftlich organisierter und nichtorganisierter Arbeit fest-
stellen. In einer grundlegenden Arbeit, in der auch die entsprechenden Un-
tersuchungsmethoden entwickelt wurden, schätzte Lewis (1963) für die USA 
das auf Gewerkschaften zurückzuführende Lohndifferential auf ungefähr 10-
15%. Neuere Untersuchungen von Stewart (1983, 1987) beziffern dieses Lohn-
differential für Großbritannien auf ungefähr 7,5-12%, während Lewis (1986) 
in seinem kritischen überblick über US-Studien für die Jahre 1967-1979 
einen Durchschnittswert von ungefähr 15% erhält. Weitere überblicksartikel 
von Metcalf (1977) für Großbritannien und von Parsley (1980), die wie Lewis 
(1986) auch auf die vorhandenen Schätz- und Interpretationsprobleme einge-
hen, bestätigen, daß Gewerkschaften die Löhne ihrer Mitglieder bzw. der or-
ganisierten Wirtschaftssektoren relativ zu den nichtorganisierten Arbeit-
nehmern bzw. Sektoren zu erhöhen vermögen, wobei jedoch die Größe des Lohn-
differentials je nach Konjunkturlage, Wirtschaftszweig, Region, kollektivem 
Verhandlungssystem etc. verschieden ausfällt. 

Zur Umrechnung dieses für die USA und Großbritannien nachgewiesenen Lohn-
differentials in einen gewerkschaftlich bedingten Wohlfahrtsverlust bedient 
man sich traditionellerweise der von Harberger (1964) beschriebenen und von 
Rees (1963) erstmals auf Gewerkschaften angewandten Vorgehensweise und 
nutzt dabei die Erkenntnis, daß - wie oben gesehen - der Wohlfahrtsverlust 
ungefähr die Hälfte des Produkts aus Lohn- und Beschäftigungseffekt ist. 
Unter der auf Lewis (1963) basierenden Annahme eines Lohndifferentials von 
15% und eines entsprechenden Beschäftigungsrückganges schätzt Rees (1963) 
die durch eine gewerkschaftlich induzierte Fehlallokation von Ressourcen 
hervorgerufene Verminderung des Bruttosozialprodukts für die USA im Jahre 
1957 auf 0,14%, während Johnson & Mieszkowski (1970) in ihrem auf Harberger 
(1962) zurückgehenden Zwei-Sektoren-Modell auf 0,33% kommen. Ebenfalls un-
ter Verwendung von Methoden der Steuerinzidenzanalyse ermittelt DeFina 
(1983) in einer auf das Zwölf-Sektoren-Modell von Boadway & Treddenick 
(1978) gestützten allgemeinen Gleichgewichtsanalyse für die USA, daß der 
durch Eliminierung des gewerkschaftlichen Lohndifferentials erzielbare Ef-
fizienzgewinn je nach simulierter Höhe dieses Differentials von 7,5, 15 
oder 25% nur 0,02, 0,09 oder 0,2% des Bruttosozialprodukts betragen würde. 
Daß selbst bei großen Lohndifferentialen die resultierenden Wohlfahrtsver-
luste ziemlich gering ausfallen, wird auch durch einfache partialanalyti-
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sehe Berechnungen von Freeman & Medoff (1984, Kap.3) verdeutlicht, denen 
zufolge gewerkschaftlich bedingte Lohndifferentiale die US-Volkswirtschaft 
0,2-0,4% ihres Bruttosozialprodukts bzw. 20-40$ pro Person im Jahre 1980 
kosteten. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind allerdings, wie schon in Kapitel 2 
dargelegt, im Gegensatz zu den USA oder Großbritannien gewerkschaftliche 
Differenzierungsklauseln unzulässig und Tarifverträge haben für weite Be-
reiche den Charakter der Allgemeingültigkeit. Deshalb überrascht es nicht, 
daß in einer Querschnittsuntersuchung von Neumann, Böbel & Haid (1980) über 
die Determinanten der Lohnhöhe in bundesdeutschen Aktiengesellschaften der 
Schätzkoeffizient des gewerkschaftlichen Organisationsgrades nur den ge-
ringen Wert von 0,47•10- 4 aufweist und daß Svejnar (1981) für die Bundes-
republik einen nicht signifikant von Null verschiedenen Schätzkoeffizienten 
für das gewerkschaftliche Lohndifferential erhält; allerdings schätzt letz-
terer einen relativen Lohneffekt der Mitbestimmungsinstitutionen von 6,2%. 
Diese Ergebnisse legen den Schluß nahe, daß durch gewerkschaftlich indu-
zierte Fehlallokationen von Ressourcen hervorgerufene Wohlfahrtsverluste 
für die Bundesrepublik Deutschland von noch geringerer Bedeutung sind als 
für die USA oder Großbritannien. 1) 

überdies ist die der bisherigen Betrachtung zugrundeliegende preistheoreti-
sche Analyse nicht frei von Schwächen, deren Berücksichtigung zu einer Mo-
difikation der obigen Aussagen führen könnte. Wenn nämlich auf dem Güter-
markt kein vollkommener Wettbewerb herrscht und deshalb bei einigen Unter-
nehmen Monopolgewinne anfallen, führen gewerkschaftliche Lohnerhöhungen 
eventuell nur zu einer Verringerung dieser Monopolgewinne und gehen nicht 
zu Lasten nichtorganisierter Arbeitnehmer. Die noch zu diskutierende em-
pirische Evidenz für die USA, daß gewerkschaftliche Aktivitäten hauptsäch-
lich in Industriezweigen mit hohem Konzentrationsgrad zu beobachten sind, 

1) Allerdings ließe sich das Fehlen eines Lohndifferentials auch negativ 
interpretieren, da hierdurch für freigesetzte Arbeitskräfte keine Aus-
weichmöglichkeit in einen nicht gewerkschaftlich organisierten Niedrig-
lohnsektor gegeben ist. Gibt man die bisherige Vollbeschäftigungsan-
nahme auf, so fallen aufgrund der weitgehenden Allgemeinverbindlichkeit 
gewerkschaftlich durchgesetzter Lohnerhöhungen der Rückgang der Gesamt-
beschäftigung und die entsprechenden Wohlfahrtskosten höher aus als bei 
Existenz eines gewerkschaftlichen Lohndifferentials. 
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Gewerkschaften sich also vornehmlich Monopolrenten aneignen, läßt sich mit 
dieser Vermutung vereinbaren. 1) Nach Ansicht von Freeman & Medoff (1984, 
Kap.10) kann ohnehin nicht von einer einheitlichen Auswirkung gewerkschaft-
licher Aktivitäten auf nichtorganisierte Arbeitnehmer ausgegangen werden, 
da einerseits auch nichtorganisierte Arbeitnehmer von Gewerkschaften pro-
fitierten (z.B. wenn ihre Löhne den Gewerkschaftslöhnen angepaßt werden, 
um eine gewerkschaftliche Organisierung zu verhindern), während anderer-
seits weniger qualifizierte nichtorganisierte Arbeitskräfte in stärkerem 
Maße von negativen Gewerkschaftseffekten betroffen würden. Der Nettoeffekt 
gewerkschaftlicher Aktivitäten auf die gesamte nichtorganisierte Arbeit-
nehmerschaft sei somit unsicher. 

Sogar bei vollständiger Konkurrenz gibt es, wie Ulman (1955) in seiner 
Kritik an Friedman (1951) zeigt, Auswirkungen, die den negativen Einfluß 
von Gewerkschaften auf die Löhne nichtorganisierter Arbeitnehmer mildern. 
Wenn durch eine Erhöhung der Löhne und damit der Produktionskosten die 
Produktpreise im gewerkschaftlich organisierten Sektor steigen, könnte 
sich eine Verschiebung der Güternachfrage hin zum nichtorganisierten Sek-
tor ergeben, wobei die damit verbundene gleichzeitige Erhöhung von Ar-
beitsangebot und -nachfrage in diesem Sektor nicht unbedingt einen Rück-
gang der Löhne mit sich bringen muß. 

Selbst wenn - wie in den USA und Großbritannien - die Existenz eines Lohn-
unterschiedes zwischen gewerkschaftlich organisierter und nichtorganisier-
ter Arbeit nachgewiesen werden kann, läßt sich ein solches Lohndifferential 
auf verschiedene Weise erklären und rechtfertigen. So könnten nach Ansicht 
von Metcalf (1977) die höheren Gewerkschaftslöhne zumindest teilweise eine 
Kompensation für unangenehmere Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen 
in gewerkschaftlich organisierten Betrieben darstellen, was auch durch die 
empirische Analyse von Duncan & Stafford (1980) unterstrichen wird. Oswald 

1) Vgl. die Ergebnisse der empirischen Studien von Salinger (1984), Karier 
(1984, 1985), Simpson (1986) und Voos & Mishel (1986b). Daß gewerk-
schaftlich durchgesetzte Lohnzuwächse nicht unbedingt auf Kosten anderer 
Arbeitnehmer gehen müssen, zeigt sich auch in Argumentationen von Post-
Keynesianern wie Kalecki (1971); allerdings ergibt sich hier eine über-
wälzung der Last auf die Konsumenten, wenn es den Unternehmen gelingt, 
bei unvollkommenem Wettbewerb und unter Verwendung einer Aufschlags-
kalkulation die Lohnerhöhungen als Preiserhöhungen weiterzureichen. 
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(1982a) hält etwaige gewerkschaftlich bedingte Effizienzverluste für tole-
rabel, wenn sie zu einer gerechteren, aber durch staatliche Umverteilungs-
maßnahmen nicht erreichbaren Einkommensverteilung führen würden. 

Höhere Gewerkschaftslöhne können auch dadurch erklärt bzw. gerechtfertigt 
werden, daß unter Umständen - unabhängig von dem höheren Kapitaleinsatz 
und der besseren Qualität der Arbeitskräfte - die Produktivität im gewerk-
schaftlich organisierten Sektor höher ist. Nach einem überblick über ent-
sprechende Produktivitätsstudien für die USA, die im nächsten Kapitel ein-
gehender diskutiert und hinterfragt werden, kommen Freeman & Medoff (1979) 
zu dem nicht unumstrittenen Schluß, die durch höhere Gewerkschaftslöhne 
verursachten höheren Produktionskosten würden im großen und ganzen durch 
eine entsprechend höhere Produktivität im gewerkschaftlich organisierten 
Sektor kompensiert. Dies würde auch erklären, warum gewerkschaftlich orga-
nisierte Unternehmen trotz höherer Lohnkosten im Vergleich zu nichtorgani-
sierten Unternehmen überleben können, worauf besonders Brown & Medoff 
(1978, S.377) in ihrer einflußreichen empirischen Studie hinweisen: "Union 
and nonunion establishments (in U.S. manufacturing) can compete in the 
same product market despite the fact that the former pay their workers 
more because unionized workers (establishments) are more productive by a 
rough ly offsetting amount." 

Fällt diese Produktivitätszunahme, auf deren theoretische Begründung und 
empirische Überprüfung im nächsten Kapitel eingegangen werden wird, jedoch 
nur ein wenig geringer aus als der von der Gewerkschaft durchgesetzte Lohn-
zuwachs, so gehen bei unverändertem Preisniveau die höheren Gewerkschafts-
löhne zu Lasten der Unternehmensgewinne. So wird Gewerkschaften vor allem 
von Unternehmerseite (vgl. das Institut der deutschen Wirtschaft, 1986) 
oft vorgeworfen, ihre Aktivitäten führten zu einer Verringerung notwendiger 
Gewinne und damit zu einem Rückgang der (Re-)Investitionen, zu einer Ab-
nahme des Produktivitätswachstums sowie zum Bankrott einiger Unternehmen. 
Ein solcher Rückgang der Profitabilität und der Investitionen kann nach 
Ansicht von Connolly, Hirsch & Hirschey (1986) auch dadurch verursacht 
werden, daß Gewerkschaften versuchen, sich firmenspezifische Renten aus 
nichtmateriellen und nichtübertragbaren Kapitalinvestitionen, insbesondere 
für Forschung und Entwicklung, anzueignen. In einer methodisch allerdings 
noch nicht ausgereiften Querschnittsanalyse von 367 US-Unternehmen finden 
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Connolly, Hirsch & Hirschey (1986) ihre Hypothese bestätigt, daß langfri-
stige F&E-Investitionen in stärker gewerkschaftlich organisierten Branchen 
relativ wenig zum Marktwert der Unternehmen beitragen. In den betroffenen 
Unternehmen werde aufgrund von Kosten der Durchsetzung und Bewahrung der 
resultierenden Erträge bzw. Renten gegenüber den Gewerkschaften einfach 
weniger in Forschung und Entwicklung investiert. 1) Verringerte Unterneh-
mensgewinne sind auch eine Implikation des im vorigen Kapitel dargestellten 
Modells der effizienten Verhandlungen über Löhne und Beschäftigung, während 
das Monopol-Modell mit seiner Lösung auf der Arbeitsnachfragekurve eher auf 
eine Beeinträchtigung nichtorganisierter Arbeitnehmer hinweist. 2) 

Selbst Freeman & Medoff (1984, S.22), die ansonsten nicht müde werden, die 
positiven Effekte von Gewerkschaften zu betonen, räumen ein, daß Unterneh-
mensgewinne bzw. die Einkommen der Kapitaleigner in den USA durch gewerk-
schaftliche Aktivitäten beeinträchtigt werden: "Unionized employers tend to 
earn a lower rate of return per dollar of capital than do nonunion employers 
... because the increase in wages and the greater amount of capital used per 
worker are not compensated for by the higher productivity of labor associ-

1) Diese Feststellung ist mit Schätzergebnissen von Hirsch & Link (1987) 
und Acs & Audretsch (1987) vereinbar, die einen signifikanten negativen 
Einfluß der gewerkschaftlichen 0rganisierung auf die Produktinnovation 
ausweisen; vgl. auch die im vorigen Kapitel angesprochenen theoretischen 
Arbeiten von Graut (1984), Manning (1987) und Ploeg (1987), die zeigen, 
daß Gewerkschaften suboptimale Investitionen in Kapital bewirken können. 

2) Nicht näher eingegangen werden soll hier auf die traditionell häufig dis-
kutierte Frage der funktionellen Einkommensverteilung, ob Gewerkschaften 
die Lohnquote auf Kosten der Gewinnquote erhöhen können. Diese wird von 
Neoklassikern wie z.B. Böhm-Bawerk (1914), der dabei die vielzitierte 
Formulierung "Macht oder ökonomisches Gesetz?" prägte, meist verneint 
und von Post-Keynesianern wie z.B. Kalecki (1971) überwiegend bejaht. 
Ein überblick über kontroverse Meinungen bedeutender Ökonomen von Mill 
bis Hicks zu diesem Thema findet sich bei Diewert (1974). Brinkmann 
(1984, Kap.4} diskutiert das Konzept der Lohnquote und dessen mangelhafte 
Aussagekraft und zeigt, wie auch Müller-Jentsch (1986, Kap.14), daß sich 
die beschäftigungsstrukturbereinigte Lohnquote in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten 30 Jahren nicht wesentlich verändert hat. Die 
allokationstheoretische Argumentation z.B. von Friedman (1951, 1962), 
daß Gewerkschaftsgewinne vor allem auf Kosten Nichtorganisierter gehen, 
und deren formale Bestätigung durch die allgemeinen Gleichgewichtsmodelle 
von Johnson & Mieszkowski (1970), Diewert (1974) und DeFina (1985) impli-
zieren ebenfalls eine Konstanz der Quoten, während die oben diskutierten 
Studien über gewerkschaftliche Gewinneffekte bei gesamtwirtschaftlicher 
Aggregation auch eine andere Argumentation erlauben. Dies läßt neue For-
schungen auf diesem Gebiet wünschenswert erscheinen; vgl. Henley (1986). 
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ated with unionism. The reduction in profitability, however, is centered 
in highly concentrated and otherwise historically highly profitable sectors 
of the economy." Neben Freeman & Medoff (1984) finden auch Salinger (1984), 
Karier (1984, 1985) und Voos & Mishel (1986b) in Querschnittsanalysen für 
die USA, daß Gewinne hauptsächlich in Industriezweigen mit hohem Konzen-
trationsgrad geschmälert werden - Gewerkschaften sich also vornehmlich un-
ternehmerische Renten aneignen-, so daß der Fortbestand solcher Firmen mit 
gewerkschaftlich organisierten Arbeitskräften gesichert ist. Allerdings be-
zweifeln Hirsch & Connolly (1987) in einer alternativen Untersuchung die 
Gültigkeit dieser empirischen Evidenz und Clark (1984) präsentiert gegen-
sätzliche Ergebnisse, nach denen diese Gewerkschaftseffekte vorwiegend 
kleinere Unternehmen betreffen. In diesem Falle müßte mit dem Verschwinden 
dieser Unternehmen und mit unerwünschten langfristigen Auswirkungen auf die 
Marktstruktur gerechnet werden. 

Eine im nächsten Kapitel näher erörterte Querschnittsanalyse von mittel-
ständischen Unternehmen der bundesdeutschen Metallindustrie durch Fitzroy 
& Kraft (1985b) kommt zu dem Ergebnis, daß die Existenz der in der Bundes-
republik Deutschland auf betrieblicher Ebene recht einflußreichen Betriebs-
räte zu einem signifikanten Rückgang der Unternehmensgewinne führt; ande-
rerseits zeigt sich in dieser Studie jedoch ein etwas überraschender posi-
tiver Zusammenhang von Gewinnen mit dem gewerkschaftlichen Organisations-
grad. Daß die negativen Auswirkungen verstärkter Arbeitnehmeraktivitäten 
auf die Unternehmensgewinne ziemlich offensichtlich, die genauen zusammen-
hänge aber noch nicht ausreichend erforscht sind, verdeutlicht auch eine 
Regressionsanalyse von Voos & Mishel (1986a), in der die festgestellte Ab-
nahme der Gewinne stärker ausfällt, wenn die gewerkschaftliche Organisie-
rung nicht mehr als exogen vorgegebene, sondern als von den Gewinnen und 
der Industriestruktur abhängige Variable in der Gewinngleichung verwendet 
wird. 

Gelegentlich wird Gewerkschaften auch vorgeworfen, daß sie nicht nur die 
Löhne ihrer Mitglieder bzw. im organisierten Sektor, sondern auch den 
Durchschnittslohn in der gesamten Wirtschaft erhöhten und damit über stei-
gende Produktionskosten einen Anstieg der Güterpreise und eine höhere In-
flationsrate bewirkten. Allerdings weist Reid (1982) darauf hin, daß aus 
gewerkschaftlich durchgesetzten Lohnerhöhungen keinesfalls automatisch auf 
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eine entsprechende Erhöhung des Preisniveaus geschlossen werden darf, da 
zum einen die höheren Gewerkschaftslöhne auf Kosten von Kapitaleignern und 
Nichtmitgliedern gehen können und zum anderen die im gewerkschaftlich orga-
nisierten Sektor freigesetzten Arbeitnehmer zu einem Überangebot an Arbeit 
und damit zu einer Senkung der Preise und Löhne im nichtorganisierten Sek-
tor führen können. Droh- und Spillover-Effekte, die zu einer Angleichung 
der Löhne in allen Sektoren führen, z.B. weil die Arbeitgeber ihre Beschäf-
tigten von einem Gewerkschaftsbeitritt abhalten wollen, können nach Er-
kenntnissen von Mulvey (1978, Kap.9) ebenfalls nicht für eine höhere Infla-
tionsrate verantwortlich gemacht werden. Auch Freeman & Medoff (1984, S.59) 
stellen fest: "At present there is no quantitative evidence confirming the 
view that union wage gains are transmitted sufficiently rapidly to nonunion 
workers to make .•. unions a significant cause of inflation in past years." 
Diese Einschätzungen, die auf eine für die USA und Großbritannien eher an-
gebrachte Unterscheidung in einen gewerkschaftlich organisierten und einen 
nichtorganisierten Sektor gestützt sind, finden durch die in Kapitel 4 bei 
einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung der Lohn- und Preisentwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland gewonnenen theoretischen wie empirischen 
Erkenntnisse ihre Bestätigung, so daß Gewerkschaften im allgemeinen nicht 
für Inflation und die damit verbundenen Wohlfahrtseffekte verantwortlich 
gemacht werden können. 

Deshalb stößt man häufig auf die von Oswald (1985) beschriebene neoklassi-
sche Argumentation, Gewerkschaften und die von ihnen durchgesetzten Lohn-
erhöhungen könnten zwar nicht die von der Regierung kontrollierte geldwirt-
schaftliche Entwicklung beeinflussen, doch führten ihre realwirtschaftli-
chen Auswirkungen zu einem Rückgang der Beschäftigung und zu einer Erhöhung 
der "natürlichen" Rate der Arbeitslosigkeit. 1l Dieser Effekt ist implizit 
in allen auf dem Monopol-Modell aufbauenden und im vorigen Kapitel disku-

1) Entsprechend lautet auch die z.B. vom Institut der deutschen Wirtschaft 
(1986, S.38) vertretene Arbeitgeberposition: "Zu hohe Reallohn-Steige-
rungen sind der wichtigste Grund für die stetig zunehmende Arbeitslosen-
quote in der EG." Auch Jahnke (1987) stellt für die Bedingungen des 
Jahres 1985 in der Bundesrepublik Deutschland einen um fast 3 DM über 
dem Gleichgewichtslohn liegenden effektiven Stundenlohn sowie eine des-
halb um ungefähr eine Million unter dem Gleichgewicht liegende Beschäf-
tigung fest, doch macht er dafür Gewerkschaften nicht explizit verant-
wortlich. 
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tierten mikroökonomischen Darstellungen des Gewerkschaftsverhaltens enthal-
ten und kommt explizit unter anderem in den Arbeiten von Oswald (1982a), 
Minford (1983), Nickel! & Andrews (1983) und Sampson (1983, 1984, 1986a) 
zum Ausdruck. 

So stellen z.B. Nickel! & Andrews (1983, S.202) in ihrer Regressionsanalyse 
für Großbritannien fest, "the impact of unions on employment via their ef-
fect on real wages has been of the order of 400,000 since the War", doch 
rechtfertigen sie diesen gewerkschaftlich induzierten Beschäftigungsverlust 
mit den Bemühungen der Gewerkschaften um Einkommensverbesserungen für die 
sozial schlechter Gestellten. Minford (1983, S.242) fordert dagegen eine 
politische Beschränkung gewerkschaftlicher Macht, wobei er sich auf folgen-
de Schätzergebnisse seiner Regressionsanalyse für Großbritannien von 1955-
1979 stützt: "in the past two decades union monopo!y power has increased 
significantly and caused a substantial rise in real wages, with correspond-
ing unemployment. The total elasticity of unemployment to the unionisation 
rate (our index of union monopoly power) is no less than 5½". Der Nachweis 
von Spezifikationsfehlern durch Nickel! (1984) und die Tatsache, daß seit 
dem Ende seiner Schätzperiode das von ihm verwendete Maß gewerkschaftlicher 
Macht, nämlich der Organisationsgrad, nach Angaben von Carruth & Disney 
(1988) um einige Prozentpunkte zurückgegangen ist, ohne daß sich eine ent-
sprechende Abnahme der Arbeitslosigkeit um über eine Million gezeigt hätte, 
wecken allerdings Zweifel an der Plausibilität der vielbeachteten Schätz-
ergebnisse und Aussagen von Minford (1983). 

Bei Verwendung des gewerkschaftlichen Lohndifferentials als Ausdruck ge-
werkschaftlicher Macht und Militanz stoßen Layard & Nickel! (1986) in einem 
Drei-Gleichungs-Modell von Beschäftigung, Löhnen und Preisen auf eine ge-
werkschaftlich induzierte Zunahme der tatsächlichen und der "natürlichen" 
Rate der Arbeitslosigkeit um 3 Prozentpunkte für Großbritannien von 1956-
1983. Auch für Frankreich, Japan und die Bundesrepublik Deutschland, nicht 
aber für die USA, erweist sich bei Anwendung eines ähnlichen Modells durch 
Layard & Nickel! (1985) gewerkschaftliche Macht, hier repräsentiert durch 
Streikvariablen, als signifikante Bestimmungsgröße der Arbeitslosigkeit. 
Nach Aussage von Layard & Nickel! (1985) erklärt gewerkschaftlicher Lohn-
druck einen großen Teil des Anstiegs der Arbeitslosigkeit in Großbritannien 
und in der Bundesrepublik Deutschland Ende der siebziger Jahre, nicht aber 
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in den frühen achtziger Jahren, in denen andere Faktoren wie die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage oder die Suchintensität von größerer Bedeutung 
gewesen seien. Allerdings weist Mulvey (1978, Kap.10) darauf hin, daß Ge-
werkschaften in Großbritannien und in den USA oft ihre Mitglieder mit Ar-
beitsmarktinformationen versorgen, die deren Suchzeit auf dem Arbeitsmarkt 
und damit die friktionelle Arbeitslosigkeit verringern können. Diese Aus-
sage läßt sich nach Ansicht von Gewerkschaftlern jedoch nicht auf die Ver-
hältnisse in der Bundesrepublik Deutschland übertragen, für die eine de-
tailliertere empirische Überprüfung der gewerkschaftlichen Einflüsse auf 
die Arbeitslosigkeit wünschenswert wäre, den Rahmen der vorliegenden Arbeit 
jedoch sprengen würde. 

7.2. Restriktive Arbeitspraktiken 

Ein weiterer Kritikpunkt, der Gewerkschaften vor allem in der öffentlichen 
Meinung gerne vorgehalten wird, ist die Beschränkung der unternehmerischen 
Entscheidungsfreiheit und die Durchsetzung von restriktiven Arbeitsprakti-
ken, die beide eine effiziente Ressourcenallokation behinderten und die 
Produktivität verringerten. Beispiele für solche Praktiken sind die Be-
schäftigung von Arbeitnehmern ohne Aufgaben (der sprichwörtliche Heizer auf 
der Elekro-Lok), mehrmaliges oder unnötiges Ausführen von Arbeiten, Aufga-
benbeschränkungen für unterschiedlich qualifizierte Arbeitskräfte, aus-
ufernde Ruhepausen, unnötig langsamer Arbeitstakt, überholte und übertrie-
bene Sicherheitsstandards, Festschreibung einer überhöhten Mindestzahl von 
Beschäftigten pro Maschine, Verhinderung von technologischem Wandel etc. 
Diese Strategie der Gewerkschaften wird treffenderweise als "featherbed-
ding" oder als "restrictive working practices" bezeichnet und von Slichter, 
Healy & Livernash (1960, Kap.11) sowie Hamermesh & Rees (1984, S.221ff.) 
ausführlich anhand von Beispielen beschrieben. Da solche Regelungen wahr-
scheinlich zu Kosten- und auch Preissteigerungen führen, dürften sie am 
ehesten in Bereichen mangelnden oder fehlenden Wettbewerbs vorkommen, wes-
halb für Addison (1984) z.B. der öffentliche Dienst ein ideales Feld für 
solch restriktive Gewerkschaftsregelungen darstellt. 

Allerdings scheinen restriktive Arbeitspraktiken vor allem in Großbritan-
nien und in den USA von größerer Bedeutung zu sein, wo Hamermesh & Rees 
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(1984, S.273) den dadurch hervorgerufenen Effizienzverlust für deutlich 
schwerwiegender halten als den oben diskutierten, durch gewerkschaftliche 
Lohnerhöhungen und Ressourcenfehlallokation verursachten Wohlfahrtsverlust. 
In der Bundesrepublik Deutschland gibt es dagegen - abgesehen von gewerk-
schaftlichem Widerstand gegen technologischen Wandel z.B. in der Druckindu-
strie, von der Möglichkeit der Einschränkung unternehmerischer Freiheit 
durch die Existenz eines Betriebsrates und von der hier nicht zu diskutie-
renden Frage der Ineffizienz des öffentlichen Dienstes - kaum Anzeichen und 
Berichte über solche gewerkschaftlich bedingten Praktiken, so daß die da-
durch verursachten Wohlfahrtsverluste keine große Rolle spielen dürften und 
weitgehend vernachlässigt werden können. 

7.3. Arbeitskämpfe und ihre gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 

Neben solch medienwirksamen restriktiven Arbeitspraktiken wie dem sprich-
wörtlichen Heizer auf der E-Lok spielen bei der Beurteilung von Gewerk-
schaften durch die Öffentlichkeit vor allem die angeblich bedeutenden ge-
samtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverluste eine große Rolle, die durch das 
gewerkschaftliche Kampfmittel des Streiks verursacht werden. 1) Bevor jedoch 
versucht werden kann, diese zu quantifizieren, müssen zunächst die zugrun-
deliegenden Arbeitskampfstatistiken und deren Probleme sowie die aus ihnen 
ablesbaren Entwicklungen erörtert werden. 

7.3.1. Arbeitskampfdaten und ihre statistischen Probleme 

Tabelle 7.1 gibt einen überblick über die Anzahl der betroffenen Betriebe, 
der beteiligten Arbeitnehmer und der verlorenen Arbeitstage in den Streiks 
und Aussperrungen der Arbeitskämpfe von 1950-1985 sowie die daraus ableit-
baren Kennzahlen. Diese auf die Fachserie 1, Reihe 4.3 des Statistischen 

1) Dies wird durch einen Artikel der Tageszeitung "Die Welt'' vom 9.7.1984 
verdeutlicht, in dem ein Interview mit Bundeswirtschaftsminister Bange-
mann mit der Teilüberschrift "Streiks kosteten Milliarden" versehen 
wurde, ohne daß diese plakative Aussage näher erläutert oder differen-
ziert wurde. Ebenso drastisch formuliert Haberler (1975, S.126): "In 
dem Bestreben nach höheren Löhnen können Gewerkschaften ganze Indu-
strien zum Erliegen bringen, das Wirtschaftsleben des Landes lähmen und 
ganze Staaten hungern lassen •.. ". 
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Tabelle 7.1: Arbeitskampfstatistik der Bundesrepublik Deutschland, 1950-85 
Jahr Betrof- Arbeits- J!meil a.d. Ausgef al 1 ene Ausfalltage Ausfall- J!mei 1 d . Aus-

fene Be- karpfteil- Arbeitneh- Arbeitstage je Teilneh- tage je fälle an Jah-
triebe nellrer merschaft mer(;oauer) Beschäf- resarbei ts-

in% tigten volumen in % 
(5TB) (ST) (ST/B) (S) ( S/ST) (S/8) (S/AV) 

1950 1.344 79.270 0,58 380.121 4,80 0,0278 --** 
1951 1.528 174.325 1,22 1.592.892 9, 14 0, 1115 --
1952 2.569 84.347 0,57 455.877 5,40 0,0309 --
1953 1.395 50.625 0,33 1.488.218 29,40 0,0970 --
1954 538 115.899 0,73 1.586.523 13,69 0,0994 --
1955 924 597.953 3,55 854.047 1,43 0,0507 --
1956 268 25.340 0, 14 263.884 10,41 0,0151 --
1957 108 45.321 0,25 2.388.209 52,70 0, 1327 --
1958 1.484 202.614 1 , 11 782.254 3,86 0,0430 --
1959 55 21.648 0, 12 61.825 2,86 0,0033 --

IJU" 1 .021 139./34 U,Hb 9fö.:m!'i 13 37 U.0611 --
,~ou 28 17.065 0,08 37.723 2,21 0,0019 0,0005 
1961 123 21.599 o, 10 67.639 3, 13 0,0033 0,0010 
1962 196 79.283 0,38 454.065 5,73 0,0216 0,0066 
1963 791 316.397 1,49 1.846.025 5,83 0,0868 0,0271 
1964 34 5.629 0,03 16. 711 2,97 0,0008 0,0002 
1965 21 6.292 0,03 49.486 7,86 0,0023 0,0007 
1966 205 196.019 0,90 27.284 o, 14 0,0013 0,0004 
1967 742 59.604 0,28 389.581 6,54 0,0185 0,0061 
1968 36 25.167 o, 12 25.385 1 , 01 0,0012 0,0004 
1969 86 89.572 0 41 249.204 2.78 0 0115 0 0039 

JD 226 81.663 0 38 316.310 3.82 0 0149 0 0047 
1970 129 184.269 0,83 93.203 0,51 0,0042 0,0014 
1971 1.106 536.303 2,37 4.483.740 8,36 o, 1983 0,0701 
1972 54 22.908 0, 10 66.045 2,88 0,0029 0,0010 
1973 732 185.010 0,81 563.051 3,04 0,0246 0,0090 
1974 890 250.352 1 , 11 1.051.290 4,20 0,0464 0,0173 
1975 201 35.814 0, 16 68.680 1, 92 0,0031 0,0012 
1976 1.481 169.312 0,77 533.696 3, 15 0,0243 0,0091 
1977 81 34.437 0, 16 23.681 0,69 0,0011 0,0004 
1978 1.239 487.050 2, 19 4.281.284 8,79 o, 1923 0,0748 
1979 40 77.326 0 34 483.083 6 25 0 0213 0,0084 

JD 595 198.278 0 88 1.164.775 3 98 0 0519 0.0193 
1980 132 45.159 0,20 128.386 2,84 0,0056 0,0022 
1981 297 253.334 1 , 11 58.398 0,23 0,0026 0,0010 
1982 40 39.981 o, 18 15. 106 0,38 0,0007 0,0003 
1983 114 94.070 0,43 40.842 0,43 0,0019 0,0008 
1984 1. 121 537.265 2,43 5.617.595 10,46 0,2542 o, 1029 
1985 53 78. 187 0,35 34.505 0 44 0 0015 0.0006 

JD 293 174 666 0 /8 Q~,> 477 2 4b D 0444 0 0180 
t:escJllt 561 145.687 0,72 848.876 6,29 0,0429 0,0134 JD 
* JD = Jahresdurchschnitt für die jeweilige Periode 

** Daten für AV liegen nur für 1960-1985 vor; vgl. Reyher & Kahler (1986) 
Quellen: siehe Text und Anhang; eigene Berechnungen 
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Bundesamtes (1983) und die Statistischen Jahrbücher 1985 und 1986 gestützte 
Zusammenstellung enthält keinen Hinweis atif die Zahl der Arbeitskämpfe, da 
in der Bundesrepublik Deutschland wegen Problemen der Abgrenzung und der 
Aussagefähigkeit im Zusammenhang mit dem unten diskutierten Schwellenpro-
blem auf die Erhebung dieser international gebräuchlichen Kennzahl verzich-
tet wird. l) Doch auch die offiziell erfaßten und in Tabelle 7.1 wiedergege-
benen Daten der bundesdeutschen Arbeitskampfstatistik weisen teils schwer-
wiegende Erhebungs- und Berechnungsmängel auf, die im folgenden in Anleh-
nung an entsprechende Untersuchungen von Kalbitz (1972, 1977) erörtert 
werden so 11 en. 

Das erste Problem der offiziellen Arbeitskampfstatistik stellt die Erhe-
bungsschwelle dar, die vom Statistischen Bundesamt (1983, S.4) folgender-
maßen gesetzt wird: "Einbezogen werden diejenigen Arbeitsstreitigkeiten, 
an denen mindestens 10 Arbeitnehmer beteiligt waren und die mindestens 
einen Tag dauerten oder durch die ein Verlust von mehr als 100 Arbeits-
tagen, bezogen auf alle an der Arbeitseinstellung beteiligten bzw. betrof-
fenen Arbeitnehmer, entstanden ist." Durch die Nichtberücksichtigung von 
"Bagatellstreiks" werden Arbeitskämpfe in Branchen mit geringer Betriebs-
größe sowie kurze spontane Arbeitsniederlegungen nur unvollständig erfaßt. 
Ferner basiert die von den Landesarbeitsämtern geführte Arbeitskampfsta-
tistik außer auf einem Melderecht der Gewerkschaften vorwiegend auf einer 
Meldepflicht der Arbeitgeber, auf die viele Betriebe erst nachträglich hin-
gewiesen werden müssen, falls die Arbeitsbehörden überhaupt solche Initia-
tiven ergreifen. Kalbitz (1972, S.498f.) stellt bei seiner Überprüfung der 
bundesdeutschen Arbeitskampfstatistik von 1949-1968 fest: "Ein erheblicher 
Teil der Arbeitskämpfe wird nicht registriert bzw. nicht gemeldet. Die Ar-
beitsbehörden erfahren meist auf informellem Wege von Arbeitskämpfen. Der 
häufigste Fall ist dabei aus der Zeitung ••.. Jedermann weiß, daß gestreikt 
wurde oder wird, lediglich die damit befaßten Behörden nehmen davon keine 
Notiz, da die Information nur informeller Art war." 

1) Wie aus einem internationalen Vergleich von Paldam & Pedersen (1982) 
ersichtlich ist, stellt die Bundesrepublik Deutschland damit neben 
Österreich das einzige OECD-Land dar, das die Zahl seiner Streiks und 
Aussperrungen nicht benennen kann; dies wird auch von Kalbitz (1972) 
kritisiert. 



169 

Selbst wenn alle tatsächlich stattfindenden Arbeitskämpfe korrekt berück-
sichtigt würden, wäre die offizielle Arbeitskampfstatistik infolge der ver-
wendeten Berechnungsmethode immer noch fehlerhaft. Die Berechung der Streik-
beteiligtenzahl und - durch Multiplikation mit der Arbeitskampfdauer - der 
Ausfalltage basiert nämlich auf Anfangs- und Endberichten über Arbeits-
kämpfe, wobei meist das arithmetische Mittel gebildet wird, falls die Zah-
len der Beteiligten am Beginn und Ende voneinander abweichen. Diese Berech-
nungsmethode berücksichtigt damit Schwankungen der Arbeitskampfbeteiligung 
nicht, die vor allem bei spontanen oder Sukzessivstreiks üblich sind. Wäh-
rend diese mangelhafte Berechnungsmethode sowohl zu einer Unter- als auch 
zu einer Überschätzung des Arbeitskampfumfanges führen kann, dürfte es sich 
bei den durch die Erhebungsschwelle und die Erfassungsmethode unberücksich-
tigt bleibenden Arbeitskämpfen vorwiegend um kleinere Streiks und Aussper-
rungen handeln, deren Beitrag zur Gesamtzahl der Beteiligten und Ausfall-
tage relativ gering ausfällt. Dennoch kann insgesamt gesehen von einer 
offiziellen Unterschätzung der tatsächlichen Arbeitskampfaktivitäten aus-
gegangen werden, die von Kalbitz (1972, S.505) als "Irrtum mit Tendenz" 
kritisiert wird. 

Aus diesen Ausführungen sollte deutlich geworden sein, daß die offizielle 
- wie übrigens auch die gewerkschaftliche1l - Arbeitskampfstatistik eher 
Größenordnurgen als exakte Zahlen widerzuspiegeln vermag und eine der am 
wenigsten genauen Datenreihen darstellt, die in den hier vorgelegten Ana-
lysen Verwendung finden. Deshalb ist auch bei der nun folgenden Untersu-
chung ihrer quantitativen Tendenzen entsprechende interpretatorische Zu-
rückhaltung geboten. 

7.3.2. Quantitative Tendenzen in der Arbeitskampfstatistik 

Betrachtet man die in Tabelle 7.1 dargestellte Arbeitskampfstatistik der 

1) Der Versuch, von den Gewerkschaften zuverlässigere Daten zu erhalten, 
verspricht keinen Erfolg, wie auch Kalbitz (1972, S.495) bemerkt: "Keine 
der sechzehn im DGB organisierten Gewerkschaften besitzt nur annähernd 
etwas ähnliches wie eine systematische Arbeitskampfstatistik; ebenso ir-
rig ist die Annahme, die Gewerkschaften besäßen in großem Umfang detail-
liertes Material über die von ihnen geführten Arbeitskämpfe. Sie besit-
zen effektiv nichts, was im Augenblick den Aufbau einer zuverlässigen 
Arbeitskampfstatistik erlauben würde." 
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Bundesrepublik Deutschland, so fällt auf, daß diese im allgemeinen ein 
recht niedriges Konfliktniveau ausweist, das ab und zu durch kräftige 
Ausschläge (z.B. siebenstellige Ausfalltage) unterbrochen wird. Dieses 
Charakteristikum veranlaßt Paldam & Pedersen (1982), in ihrem internatio-
nalen Vergleich von 17 OECD-Staaten für die Jahre 1948-1975 die Bundes-
republik Deutschland zusammen mit Dänemark, Norwegen, Schweden, Öster-
reich und den Niederlanden in die Gruppe der Niedrigkonfliktländer mit 
zentralisierten Tarifverhandlungssystemen einzuordnen; dem entspricht 
weitgehend die Eingruppierung in einen "nordeuropäischen Typ" des Kon-
fliktverhaltens durch Beyme (1977, S.164ff.). Auch Bergmann, Jacobi & 
Müller-Jentsch (1976, Kap.6) sowie Müller-Jentsch (1979, 1986) betonen, 
daß die Bundesrepublik in bezug auf Streikaktivitäten am unteren Ende 
der Rangskala westlicher Industrieländer liegt. Müller-Jentsch (1979, 
S.29) verdeutlicht dies anhand eines internationalen Vergleichs der 
durchschnittlichen Ausfalltage je 1000 Arbeitnehmer für die Jahre 1966-
1975: " ... allein Schweden und die Schweiz weisen für diesen Zeitraum 
ein noch geringeres Streikvolumen aus. Die vergleichbaren europäischen 
Industrieländer - Frankreich, Großbritannien und Italien - haben demgegen-
über ein relatives Streikvolumen, das um ein Vielfaches über dem der Bun-
desrepublik Deutschland liegt". 

Zwar können die Gründe für das relativ niedrige Konfliktniveau in der Bun-
desrepublik hier nicht ausführlich erörtert werden 1), doch ist aufgrund 
der deutschen Streikgeschichte Kendall (1977, S.130) zuzustimmen, wenn er 
feststellt: "Die weitverbreitete Ansicht, daß dieses Phänomen gewisser-
maßen eine Folge der für die deutsche Arbeiterklasse typischen Fügsamkeit 
und Unterwürfigkeit sei, läßt sich im lichte der historischen Betrachtung 
nicht aufrechterhalten. In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg war die 
deutsche Arbeiterklasse die politisch fortschrittlichste Europas, und in 

1) Auf welche Faktoren die internationalen Unterschiede der Streiktätigkeit 
zurückzuführen sind, ist spätestens seit der vielbeachteten empirischen 
Untersuchung von Ross & Hartman (1960), in der diese wie Dahrendorf 
(1957) einen Rückgang der Streiks für entwickelte Länder vorhersagten, 
eine ebenso häufig wie erfolglos diskutierte Frage der soziologisch-
ökonomisch ausgerichteten Literatur. Für eine Darstellung, empirische 
Überprüfung und vereinheitlichte Weiterentwicklung der einflußreichen 
Erklärungsansätze von Ross & Hartman (1960), Clegg (1976) und Korpi & 
Shalev (1979) sei auf Batstone (1985) verwiesen. 
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jedem einzelnen Jahr zwischen 1920 und 1924 gingen durch Streiks mehr Ar-
beitstage verloren als in dem ganzen Jahrzehnt von 1950 bis 1960." Kendall 
(1977) führt die ruhige Haltung der bundesdeutschen Arbeitnehmerschaft auf 
die besondere Lage nach dem zweiten Weltkrieg und im Kalten Krieg, auf die 
Existenz von Betriebsräten, auf durch Inflationsangst gebremste Lonforde-
rungen, auf ein "Gleichgewicht des Schreckens" zwischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen und auf die einheitliche Gewerkschaftsstruktur 
in der Bundesrepublik zurück. Müller-Jentsch (1986) sieht diesen Rückgang 
der Streikaktivitäten im Zusammenhang mit der vollen Anerkennung der Ge-
werkschaften durch Staat und Arbeitgeber, der "Institutionalisierung des 
Klassenkonflikts" in Tarifvertragssystem und betrieblicher Mitbestimmung 
sowie der politischen "Entradikalisierung" der Arbeiterbewegung. Zwar dürf-
ten bei einem internationalen Vergleich auch nationale Traditionen, wirt-
schaftliche Konzessionsspielräume und die politische Zusammensetzung der 
jeweiligen Regierungen nicht unberücksichtigt bleiben, doch läßt sich nach 
Ansicht von Müller-Jentsch (1986, S.170) das relativ niedrige Arbeitskampf-
niveau in der Bundesrepublik Deutschland auf die folgenden Faktoren zurück-
führen: "Ein Gewerkschaftssystem mit eindeutigen Rekrutierungsfeldern und 
übersichtlichen Organisationsgrenzen (einheitsgewerkschaftlicher Industrie-
verbände), ein zentralisiertes Verhandlungssystem mit klaren Kompetenzre-
gelungen, eine duale Aufsplitterung der Interessenvertretung in betrieb-
liche und sektorale Regelungssysteme, schließlich die starke Verrechtli-
chung der Austausch- und Konfliktbeziehungen zwischen Kapital und Arbeit 
trugen zur Kanalisierung und Eindämmung der Arbeitskämpfe bei". 

Die festgestellten Unterschiede in der Arbeitskampfintensität bestehen je-
doch nicht nur international, sondern auch im Vergleich der einzelnen Bun-
desländer. Dies verdeutlicht ein Blick auf Tabelle 7.2, in der die wichtig-
sten und umfangreichsten Arbeitskämpfe in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland mit jeweils mehr als 200000 Ausfalltagen zusammengestellt sind!) 
Wie auch durch etwas detailliertere Vergleiche von Müller-Jentsch (1979; 

1) Diese Tabelle kann und soll nur einen groben überblick vermitteln; für 
detailliertere Informationen und ausführliche Streik-Fallstudien sei auf 
Steinhaus (1975), Bergmann, Jacobi & Müller-Jentsch (1976, Kap.6), 
Blondiau (1979, Kap.11), Dzielak et al. (1980), Kurz-Scherf (1985) sowie 
besonders auf Müller-Jentsch (1979) und die von ihm angeführte Litera-
tur verwiesen. 
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Tabelle 7.2: Größere Arbeitskämpfe (>200.000 Ausfalltage), 1950-1985 

Zeitraum Hauptkampfgebiete Gewerk- Gegenstand Ausfall-
schaft taoe* 

27 .8.-22.9. 1951 Metallindustrie Hessen IGM Lohnerhöhung (>1.000.000) 
6.12.-15. 12. 1952 Graph.Gewerbe, bundesweit IGDP Lohnerhöhung 230.000 
28.1.-11.3.1953 Textilindustrie Westfalen GTB Lohnerhöhung fi61.000 
25.4.-8.6. 1953 Werftindustrie Bremen !GM Lohnerhöhung 558.000 
9.8.-31.8.1954 Metallindustrie Bayern IGM Lohnerhöhung 1.463.000 

22.1.1955 Montanindustrie IGM/ Protest gegen 750.000 
Nordrhein-Westfalen (NRW) IGBE Aushöhlung der -8:x:l.000 

parit.Mitbest. 
24.10.1956 Metallindustrie !GM Gleichstellung 2.230.000 
- 14.2.1957 Schleswig-Holstein Arb./Ang. b.d. 

Lohnfortzahlg. 
22. 1.-30.3.1958 Textilindustrie GTB Lohnerhöhung 526.000 

Niedersachsen, Hessen 
8.5.-15.5.1962 Bergbau des Saarlands IGBE Lohnerhöhung 258.000 

29.4.-10.5. 1963 Metallindustrie !GM Lohnerhöhung 1.rol.000 
Baden-Württemberg (Ba-Wü) - 2.700.000 

10.7 .-8.9.1967 Fliesenlegergewerbe NRW IGBSE Akkordregelung 295.000 
2.9.-19.9.1969 Spontane Streikwelle, --- Lohnerhöhung 230.000 

bundesweit 
22.11.-14.12.1971 Metallindustrie !GM Lohnerhöhung 4.138.000 

Baden-Württemberg - 5.130.000 
Mai-Okt. 1973 Spontane Streikwellen, --- T ei.erungszu 1 agen/ (>200.000) 

bundesweit !Arrei tsbedinguigen 
16.10.-24.10.1973 Metallindustrie Ba-Wü !GM ~ltarifvertrag 381.000 

11.2.-13.2. 1974 öffentlicher Dienst und ö1V (DPG/ Lohnerhöhung 475.000 
Post, bundesweit G:JED/DAG) 

6.3.-27 .3. 1974 Metallindustr.Unterweser !GM Lohnerhöhung 515.000 
28.4.-18.5. 1976 Druckindustrie, bundesweit IGDP Lohnerhöhung 520.000 
27 .2.-19.3. 1978 Druckindustrie, bundesweit IGDP techn. Wandel 252.000 
15.3.-6.4. 1978 Metallindustrie IGM Lohnerhöhung/ 2.630.000 

Baden-Württemberg Abgruppierung 
28.11.1978 Eisen- und Stahlindustrie !GM Arbeitszeit/ 400.000 
- 10.1.1979 Nordrhein-Westfalen Lohnerhöhung 

14.5.-2.7.1!ll4 Metallindustrie Baden- !GM 35-Std.-Woche 5.100.000 
Württemberg, Hessen 

12.4.-6.7.1!ll4 Druckindustrie, bundesweit IGDP 35-Std.-Woche 365.000 
* Wenn amtliche und inoffizielle Angaben zu stark differieren, werden bei-

de aufgeführt; die Werte in Klammern beruhen auf eigenen Schätzungen. 
Quellen: Müller-Jentsch (1979), Statistisches Bundesamt (1983), Statisti-

sches Jahrbuch 1985, Dzielak et al. (1980), Kurz-Scherf (1985). 
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1986, Kap.13) bestätigt wird, erweisen sich Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen als die Länder mit der höchsten Arbeitskampfintensität. 
Der Spitzenplatz Baden-Württembergs ist vorwiegend auf Arbeitskämpfe und 
ausgedehnte Warnstreiks in der Metallindustrie zurückzuführen, die oft die 
bundesweite Tarifführerschaft übernimmt, während die relativ häufigen Ar-
beitskämpfe in Nordrhein-Westfalen auf ganz verschiedene Industrien ver-
teilt sind. Diese Erkenntnis legt eine Einteilung der Arbeitskämpfe nach 
Wirtschaftszweigen nahe, wobei ebenfalls von der allerdings groben über-
sieht in Tabelle 7.2 sowie der detaillierteren Darstellung bei Müller-
Jentsch (1986, Kap.13) ausgegangen werden kann. Dabei zeigt sich, daß die 
Arbeitskampfaktivitäten in der Textilindustrie, im Bergbau und im Bauge-
werbe im laufe der Zeit tendenziell zurückgegangen und im öffentlichen 
Dienst, der Druck- und Papierindustrie sowie der chemischen Industrie ten-
denziell leicht gestiegen sind. Hingegen weist die Metallindustrie ein-
schließlich der von der IG Metall organisierten Eisen- und Stahlindustrie 
allein schon wegen ihrer tarifpolitischen Schrittmacherrolle ein fortwäh-
rend hohes Arbeitskampfniveau auf. 

Eine weitere Abgrenzung läßt sich nach Streiktypen durchführen, wobei Beyme 
(1977, S.170f.) "Lohnstreiks, Streiks um Arbeitsbedingungen, Einstellungen 
und Entlassungen und politische Streiks" und dabei "gewerkschaftlich orga-
nisierte Streiks und spontane Streiks" sowie eine weitere Kategorie von 
"legalen und rechtswidrigen Streiks" unterscheidet. Das durch Arbeitsge-
richtsurteile illegalisierte Kampfmittel des politisch motivierten Streiks 
wurde von den Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland - von eini-
gen Ausnahmen in den fünfziger Jahren abgesehen - praktisch nicht einge-
setzt1), wobei jedoch im Zusammenhang mit der Novellierung von §116 des 
Arbeitsförderungsgesetzes 1985/86 von mehreren Gewerkschaften mit dem Ge-
danken eines politischen Streiks gespielt wurde. Wie aus Tabelle 7.2 er-
sichtlich, ging es bei den meisten der von den bundesdeutschen Gewerkschaf-

1) Vgl. Müller-Jentsch (1979; 1986, Kap.13) und Bergmann, Jacobi & Müller-
Jentsch (1976, Kap.6); Beispiele für derartige Ausnahmen sind der nicht 
in Tabelle 7.2 aufgenommene zweitägige Proteststreik der Drucker gegen 
das Betriebsverfassungsgesetz von 1952, der Proteststreik in der Montan-
industrie gegen eine Aushöhlung der paritätischen Mitbestimmung von 1955 
und der zur Durchsetzung von Aktionsprogrammforderungen geführte Metall-
arbeiterstreik von 1956/57. 
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ten geführten Arbeitskämpfen - in den ruhigen sechziger Jahren sogar aus-
schließlich - um Löhne bzw. Gehälter oder Akkordregelungen. Beeinflußt 
durch die spontanen "Septemberstreiks" von 1969 und die Streikbewegung von 
1973 betrieben die Gewerkschaften seit den siebziger Jahren nicht nur eine 
kämpferischere Lohnpolitik, sondern kümmerten sich auch verstärkt um die 
immer wichtiger werdenden Probleme der Arbeitsbedingungen und der Arbeits-
platzverluste. l) Manteltarifvertrag, technischer Wandel und Abgruppierung 
wurden zu Schlagworten der Arbeitskämpfe von 1973 und 1978 in der Metall-
und Druckindustrie, während die hohe Arbeitslosigkeit seit Mitte der sieb-
ziger Jahre die Gewerkschaften in die "lohnpolitische Defensive" (Brandt, 
Jacobi & Müller-Jentsch, 1982, S.115) zwang und sie 1984 einen großen 
Arbeitskampf für eine angeblich arbeitsplatzschaffende 35-Stunden-Woche 
führen ließ. 

Vor dem Hintergrund dieser Unterschiede und Entwicklungen kann nun das 
Hauptinteresse der in Tabelle 7.1 dargestellten aggregierten Arbeitskampf-
statistik der Bundesrepublik Deutschland zugewendet werden, wobei sofort 
auffällt, daß bei fast allen Kenngrößen die durchschnittlichen Werte für 
die sechziger Jahre deutlich unter denjenigen der Dekaden davor und danach 
liegen. 2) Das durchschnittliche Volumen der Arbeitskämpfe betrug in den 
fünfziger Jahren knapp eine Million Ausfalltage, fiel in den sechziger 
Jahren auf weniger als ein Drittel dieses Wertes, um in den siebziger und 
achtziger Jahren wieder auf ungefähr eine Million Ausfalltage anzuwachsen. 
Ähnlich, nur nicht ganz so drastisch, verlief die Entwicklung bei der Zahl 

1) Vgl. Steinhaus (1975) und Müller-Jentsch (1979, 1986); Bergmann, Jacobi 
& Müller-Jentsch (1976, S.260) weisen darauf hin, daß die offiziellen 
Tarifkämpfe von 1962, 1963, 1967 und 1971 sämtlich in konjunkturellen 
Abschwungphasen stattgefunden und deshalb defensiven Charakter gehabt 
hätten, während die "offensiven Streikwellen in den Boomjahren 1969 und 
1973 ... charakteristischerweise inoffizielle Streikbewegungen" gewesen 
seien. 

2) Dieser Rückgang der Streiktätigkeit in den sechziger Jahren wurde lange 
als Bestätigung der von Ross & Hartman (1960) nach einem Vergleich von 
15 Ländern postulierten säkularen Tendenz rückläufiger Streikaktivitäten 
("withering away of strikes") gesehen. Er schien ebenfalls die von Dah-
rendorf (1957, S.224) aufgestellte These zu bestätigen, "daß eine Reihe 
von dazwischentretenden Variablen dem industriellen Klassenkonflikt in 
entwickelten Industriegesellschaften die Spitze genommen haben". Auch 
der von Bergmann, Jacobi & Müller-Jentsch (1976) geprägte Begriff der 
"kooperativen Gewerkschaft" ist vor demselben Hintergrund zu sehen. 
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der von Streiks und Aussperrungen betroffenen Arbeitnehmer, deren Anteil an 
der Gesamtarbeitnehmerschaft in den sechziger Jahren weniger als 0,4% be-
trug, während er davor und danach bei international gesehen immer noch ver-
schwindend geringen 0,8-0,9% lag. Die einzige Ausnahme bei dieser Entwick-
lung stellt die Zahl der Ausfalltage je Streikteilnehmer dar, die in den 
fünfziger Jahren ein Mehrfaches der Durchschnittswerte späterer Perioden 
betrug. Müller-Jentsch (1979, S.31), der diese Kennzahl als durchschnitt-
liche Streikdauer interpretiert, schließt daraus, "daß die Arbeitskämpfe in 
den fünfziger Jahren generell länger dauerten als in den nachfolgenden De-
kaden, daß jedoch in den siebziger häufiger als in den fünfziger Jahren ge-
streikt wurde". Allerdings ist bei der Interpretation derart grober Durch-
schnitte Vorsicht geboten, was besonders an den durch den Ausreißer von 
1984 stark nach oben verzerrten durchschnittlichen Kennzahlen für die acht-
ziger Jahre deutlich wird. 

Auch die durchschnittliche Zahl der Ausfalltage je beschäftigten Arbeitneh-
mer betrug in den sechziger Jahren nur ungefähr ein Drittel ihrer Werte in 
den anderen Perioden, doch ist bei dieser Kenngröße weniger deren Verände-
rung als vielmehr deren Niveau von Interesse, das nur in den Jahren 1971 
bzw. 1978 sowie 1984 mit immer noch außerordentlich niedrigen Werten von 
0,2 sowie 0,25 Ausfalltagen je Beschäftigten überhaupt nennenswerte Größen-
ordnungen erreicht. Ähnliches gilt für den Anteil der arbeitskampfbedingten 
Ausfallzeiten am Jahresarbeitsvolumen, der stets nur Bruchteile eines Pro-
zents beträgt. Dies erklärt auch die von Reyher & Kohler (1986, S.38) ge-
troffene und von ihnen anhand des schweren Arbeitskampfes von 1984 verdeut-
lichte Feststellung: "Der Arbeitszeitausfall durch Arbeitskämpfe (Streiks 
und Aussperrungen) ist insgesamt betrachtet ... von einer statistisch ver-
nachlässigenswerten Größenordnung. So streikten bzw. wurden im Jahre 1984 
im Kampf um die 35-Stundenwoche (insbesondere im 2. Quartal) 537.000 Ar-
beitnehmer ausgesperrt. Dadurch gingen vornehmlich in der Metall- und 
Druckindustrie der Gesamtwirtschaft 5,62 Mio. Arbeitstage bzw. rund 45 Mio. 
Arbeitsstunden verloren. Umgerechnet auf die Jahresarbeitszeit aller Ar-
beitnehmer verminderte dieser Arbeitskampf das entsprechende Niveau um gut 
2 Arbeitsstunden". Anders ausgedrückt, der in bezug auf die Anzahl der aus-
gefallenen Arbeitstage umfangreichste Arbeitskampf in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland führte 1984 nur zu einer Verkürzung der durch-
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schnittlichen tatsächlichen Jahresarbeitszeit je beschäftigten Arbeitnehmer 
um O, 1 %. Damit stellt sich die Frage nach der Bedeutung der angeblich hohen 
Kosten und Wohlfahrtsverluste von Arbeitskämpfen, der im folgenden nachge-
gangen werden soll. 

7.3.3. Die Bedeutung von Wohlfahrtsverlusten durch Arbeitskämpfe 

Bei dem Versuch, die Auswirkungen von Arbeitskämpfen zu quantifizieren, 
sollte zunächst zwischen den Kosten für die Beteiligten und den gesamtwirt-
schaftlichen Wohlfahrtsverlusten unterschieden werden, da diese normaler-
weise nicht identisch sind und aus unterschiedlichen Gründen Interesse be-
anspruchen. Während die Kosten für die Beteiligten hauptsächlich für die 
Verhandlungspositionen der Tarifvertragsparteien sowie für Länge und Ergeb-
nis der Tarifauseinandersetzungen von Bedeutung sind und deshalb in den in 
Kapitel 5 erwähnten Streikmodellen eine wichtige Rolle spielen, sind für 
die Volkswirtschaft als Ganzes vorwiegend die gesamtwirtschaftlichen Wohl-
fahrtsverluste von Bedeutung, die jedoch schwer abgrenzbar und quantifi-
zierbar sind. 1) Die zu diesem Zweck häufig vorgenommene Betrachtung der 
Ausfälle an Arbeitszeit und Produktion während des Arbeitskampfes vernach-
lässigt nämlich Antizipations- und Aufholeffekte mittels intertemporaler 
Substitution der Produktion, d.h. durch Überstunden, Sonderschichten, vor-
gezogenen Werksurlaub während des Streiks, Lagerauf- und -abbau etc., sowie 
etwaige niedrigere Opportunitätskosten bei Unterauslastung der Produktions-
kapazitäten und führt deshalb zu einer Überschätzung der Wohlfahrtsverluste 
wie auch der Kosten für die Beteiligten. Die Wohlfahrtsverluste, nicht je-
doch die Kosten der Beteiligten, fallen auch niedriger aus, falls den Kon-
sumenten - z.B. durch Angebote nicht bestreikter bzw. ausländischer Produ-
zenten - Substitutionsmöglichkeiten beim Konsum offenstehen. Andererseits 
unterschätzen derart grobe Quantifizierungsversuche die Wohlfahrtseffekte 
insoweit, wie sie die Produktionsverluste in nur mittelbar durch Spillover-

1) Ausführlichere Erörterungen von Streikkosten und Meßproblemen finden 
sich bei Neumann & Reder (1984), Maki (1986) und Hirsch & Addison (1986, 
Kap.4). Was die Teilnehmerkosten angeht, so lassen sich diese für die 
Gewerkschaften mit Müller-Jentsch (1979) abschätzen, der die von der IG 
Metall gezahlte Streikunterstützung in den großen Arbeitskämpfen von 
1971 und 1978 auf ca. 80 bzw. 130 Millionen DM beziffert. 
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Effekte betroffenen vor- oder nachgeschalteten Branchen des Produktionspro-
zesses vernachlässigen. l) 

Unter Berücksichtigung dieser konzeptionellen und meßtechnischen Probleme 
würde eine optimale Erfassung der Teilnehmerkosten und Wohlfahrtsverluste 
von Arbeitskämpfen die Einbeziehung der letztendlich entgangenen Arbeits-
entgelte und Gewinne sowie - im Falle fehlender Substitutionsmöglichkei-
ten - der entgangenen Konsumenten- und Produzentenrenten erfordern, was 
allein schon mangels entsprechender Daten nicht möglich erscheint. Auf-
bauend auf derartigen Überlegungen schätzen Neumann & Reder (1984) die in 
den Jahren 1958-1977 in allen 63 Industriezweigen des produzierenden Sek-
tors der USA durch Streiks hervorgerufenen Wohlfahrtsverluste mit Hilfe 
eines speziellen Regressionsansatzes. Vektorautoregressionen von Produk-
tionswerten und Streiks zeigen, daß nur in 19 dieser 63 Industriezweige 
Streiks einen prognostizierenden bzw. kausalen negativen Einfluß auf die 
Produktion und damit statistisch signifikante Wohlfahrtsverluste aufweisen. 
Mit Hilfe der so erhaltenen Parameterschätzungen und der entsprechenden 
Streikausfallgrößen vermögen Neumann & Reder (1984) die jährlichen Produk-
tionsverluste zu berechnen, die - mit einer Ausnahme von 1,5% - in allen 
betroffenen Industriezweigen einen geringen Bruchteil eines Prozents aus-
machen. Trotz kleinerer methodischer und datenbedingter Probleme bestätigen 
Neumann & Reder (1984) damit die Schlußfolgerungen einiger US-Studien aus 
den fünfziger Jahren, daß im Gegensatz zu den Teilnehmerkosten die gesamt-
wirtschaftlichen Wohlfahrtsverluste von Arbeitskämpfen aufgrund von Sub-
stitutionsmöglichkeiten, Antizipations- und Nachholeffekten etc. vernach-
lässigbar klein sind. 

Selbst ohne Berücksichtigung von Antizipations- und Nachholeffekten finden 
Hameed & Lamas (1975) in einer Input-Output-Analyse für Kanada 1967 streik-
bedingte Produktionsverluste, die weniger als ein Prozent des 8ruttosozial-

1) Zwei weitere Arten möglicher Streikkosten sind in der Literatur weitge-
hend unbeachtet geblieben: Zum einen sind dies durch Streiks hervorge-
rufene Kursverluste für Aktienbesitzer, die von Becker & Olson (1986) 
festgestellt werden. Zum anderen kann ein hohes Arbeitskampfniveau in 
einer Volkswirtschaft und die damit verbundene Unsicherheit bezüglich 
der Einhaltung von Lieferfristen die Verkaufschancen bestimmter Produkte 
vor allem im Ausland beeinträchtigen. Dieses Problem dürfte in den 
streikträchtigen siebziger Jahren beispielsweise für die britische und 
italienische Exportindustrie eine gewisse Rolle gespielt haben. 
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produkts ausmachen, eine Größenordnung, die auch Maki (1986) bei einer 
Schätzung von Transferfunktionen, d.h. bivariaten Modellen von Streiks und 
Output, für Kanada von 1962-1982 erhält. In einer weiteren Untersuchung 
für Kanada von 1971-1981 vergleicht Maki (1983a) den vorhergesagten Output 
ohne Streiks mit dem tatsächlichen, durch vier nationale Poststreiks be-
einträchtigten Output, wobei sich ein negativer, aber statistisch insigni-
fikanter Streikeinfluß auf das Bruttoinlandsprodukt sowie signifikante po-
sitive/negative Einflüsse auf den Output in zum Postbereich substitutiven/ 
komplementären Branchen zeigen. Auch Gunderson & Melino (1987) vergleichen 
in ihrer Analyse der Auswirkungen dreier großer Streiks in der nordameri-
kanischen Automobilindustrie im Zeitraum 1966-1979 die tatsächliche Ent-
wicklung von Preisen, Produktion, Absatz und Lagerhaltung mit der von einem 
Gleichgewichtsmodell rationalen Konsumenten- und Unternehmenverhaltens vor-
hergesagten Entwicklung, wobei die von ihnen festgestellten Streikauswir-
kungen nur kurzfristig bedeutsam, langfristig jedoch minimal sind. 

Um zu überprüfen, ob diese Schlußfolgerungen unbedeutender Streikeffekte 
auch für die Bundesrepublik Deutschland Gültigkeit haben, soll im folgenden 
der Einfluß von Arbeitskämpfen auf die gesamtwirtschaftliche und sektorale 
Produktion untersucht werden. Neben einer modifizierten Cobb-Douglas-Funk-
tion finden dabei die bereits in Kapitel 4 ausführlich diskutierten Granger 
(1969)-Kausalitätstests Verwendung, die von der Idee her den von Neumann & 
Reder (1984) und Maki (1986) benutzten Verfahren verwandt sind. 

Wie in Kapitel 4 erläutert, wird bei den auf Granger (1969) aufbauenden 
Kausalitätstests am besten von bivariaten Spezifikationen des folgenden 
Typs ausgegangen: 

( 7. 1) 

Dabei können aus Mangel an stärker disaggregierten Daten für die Produk-
tionsvariable Q nur das reale Bruttoinlandsprodukt bzw. die realen Brutto-
produktionswerte der Wirtschaftsabteilungen "Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau" {QE), "Verarbeitendes Gewerbe" {QV) und "Baugewerbe" {QB) und für 
die Arbeitskampfvariable S die in der Gesamtwirtschaft bzw. in diesen Wirt-
schaftsabteilungen (SE, SV, SB) verlorenen Arbeitstage eines Jahres Verwen-
dung finden. Wenn in einer solchen Schätzgleichung für die Produktion Q die 



verzögerten Werte der Arbeitskampfvariablen S im Vergleich zu einer opti-
malen Spezifikation ohne S-Werte einen signifikanten Erklärungsbeitrag 
liefern, d.h. wenn die Nullhypothese b1=b2= •.. =bn= 0 zurückgewiesen werden 
kann, dann liegt ein (Granger-)kausaler Einfluß von Sauf Q vor und die 
Produktion wird in statistisch signifikanter Weise von Arbeitskämpfen be-
einflußt. 

Kleinstquadratschätzungen für den Beobachtungszeitraum 1955-1984, bei denen 
zur Beseitigung eventuell störender Trends die ersten Differenzen von Q und 
S verwendet, die Lag-Längenmund n gemäß dem modifizierten Verfahren von 
Hsiao (1981) variiert und die jeweils optimalen Spezifikationen mit dem Be-
wertungskriterium von Hannan & Quinn (1979) bestimmt wurden, ergaben weder 
für die Gesamtwirtschaft noch für die drei zusätzlich untersuchten Wirt-
schaftsabteilungen einen negativen (Granger-)kausalen Einfluß der in Ar-
beitskämpfen verlorenen Arbeitstage auf die Produktionswerte; ebensowenig 
war gleichzeitige Kausalität zwischen S und Q festzustellen. Diese Ergeb-
nisse besagen, daß Arbeitskämpfe keinen statistisch signifikanten negativen 
Einfluß auf die Produktion ausüben und damit keine meßbaren allgemeinen 
Wohlfahrtsverluste - die jedoch wegen Substitutionsmöglichkeiten nicht 
gleichbedeutend mit den Arbeitskampfkosten der unmittelbar Beteiligten sein 
müssen - bewirken. Sie können als grundsätzliche Bestätigung der in den 
oben erwähnten internationalen Studien gewonnenen Erkenntnisse auch für die 
Bundesrepublik Deutschland interpretiert werden. 

Da dieses Resultat der Kausalitätstests in offensichtlichem Gegensatz zu 
den meist in der Öffentlichkeit und den Medien bestehenden Vorstellungen 
über die gravierenden Auswirkungen von Arbeitskämpfen steht, soll es im 
folgenden nochmals mit einer anderen Untersuchungsmethode überprüft werden. 
Aufbauend auf den überlegungungen und Erkenntnissen von Vomfelde (1985, 
1986) und Mink & Tödter (1986) wird die folgende modifizierte, nicht a 
priori auf eine Skalenelastizität von 1 beschränkte und zur Milderung des 
Multikollinearitätsproblems in logarithmischen Zuwachsraten ausgedrückte 
Cobb-Douglas-Produktionsfunktion spezifiziert: 

lnQt-lnQt_1 = a0 + a1 (1nLt-lnLt_ 1) + a2 (1nAZt-lnAZt_ 1) 

+ a,(lnKt-lnKt_ 1) + a4 (lnEt-lnEt_ 1) + et 
(7.2) 
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Gleichung (7.2) drückt das reale Bruttoinlandsprodukt (Q) in Abhängigkeit 
von einer Konstanten, von der Anzahl der Erwerbstätigen im Inland (L), von 
der durchschnittlichen jährlichen Arbeitszeit pro Beschäftigten (AZ), vom 
Kapitalstock (K), vom Primärenergieverbrauch (E) und von einer Störgröße 
(e) mit den für Kleinstquadratschätzungen üblichen Eigenschaften aus. Er-
weitert man diese Spezifikation noch um die Anzahl der durch Arbeitskämpfe 
verlorenen Arbeitstage (S), die gewissermaßen einen negativen Produktions-
faktor darstellt, so daß 

(7.3) 

so läßt sich die Behauptung fehlender Auswirkungen von Arbeitskämpfen durch 
einen einfachen Test der Nullhypothese a, = 0 überprüfen. 

Die mit der Methode der kleinsten Quadrate (0LS) und unter Verwendung von 
im Anhang beschriebenen Jahresdaten für die Bundesrepublik Deutschland ge-
schätzten Ergebnisse der Gleichungen (7.2) und 7.3) sind in Tabelle 7.3 
dargestellt. Abweichend von den obigen Kausalitätstests und den Schätzungen 
in den anderen Kapiteln umfaßt der Beobachtungszeitraum in diesem Fall nur 
24 Jahreswerte von 1961-1984, da die von Reyher & Kohler (1986) erstmalig 
berechneten Daten für die tatsächliche Jahresarbeitszeit AZ und das später 
verwendete Arbeitsvolumen AV erst ab 1960 zur Verfügung stehen. Wie aus 
Tabelle 7.3 ersichtlich, sind die Schätzkoeffizienten von Regression (7.2a) 
statistisch äußerst signifikant und deuten auf zunehmende Skalenerträge 
hin, wobei die Schätzergebnisse von Vomfelde (1986) und Mink & Tödter 
(1986) bestätigt und in bezug auf die Güte der Anpassung (R') und die Ab-
wesenheit von Autokorrelation (DW) noch übertroffen werden. Fügt man zu 
dieser akzeptablen Spezifikation die Arbeitskampfvariable S hinzu, so ist 
deren Schätzkoeffizient in Regression (7.3a) zwar wie erwartet negativ, 
doch in einem t- oder F-Test nicht signifikant von Null verschieden. 

Folgt man einer Anregung von Mink & Tödter (1986) und ersetzt die beiden 
separaten Arbeitszeit- und Beschäftigungsvariablen AZ und L durch das jähr-
liche Arbeitsvolumen AV, was auch wegen der nahezu identischen Schätzko-
effizienten von AZ und L in Regression (7.2a) angebracht erscheint, so 
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Tabelle 7.3: Streikauswirkungen in modifizierten Cobb-Douglas-
Produktionsfunktionen, 1961-1984 

Gleichung OLS-Schätzergebnisse und statistische Prüfmaße 

7.2a 

7.3a 

7.2b 

7.3b 

lnQt-lnQt_1 = 0,006 + 0,782(inlt-lnlt_1) + 0,785(1nAZt-lnAZt_1) 
(0,859) (4,905) (4,109) 

+ 0,612(1nKt-ln~_1) + 0,238(1nEt-ln~_1) 
(3,632) (4,620) 

R'=0,906 SER=0,0080 F=46,042 DW=1, 936 

lnQt-lnQt-l = 0,008 + 0,778(1nlt-lnlt_1) + 0,722(1nAZt-lnA2t;_1) 
(1,066) (4,959) (3,706) 

+ 0,561(1nKt-lnKt-l) + 0,258(1nEt-ln~_1) 
(3,279) (4,856) 

- 0,00082(1n5t-lnSt_1) 
(1,264) 

R'=0,914 SER=0,0079 F=38,311 DW=1, 925 

lnQt-lnQt-l = 0,008 + 0,763(1nAVt-lnAVt_1) + 0,548(1nKt-ln~_1) 
(1,167) (6,270) (3,510) 

+ 0,253(1nEt-ln~_ 1) 
(5,071) 

R'=0,902 SER=0,0080 F=61,632 DW=1,824 

lnQt-lnQt_1 = 0,009 + 0,737(1nAVt-lnAVt_1) + 0,512(1nKt-ln~_1) 
(1,333) (6,085) (3,293) 

+ 0,274(1nEt-ln~_1) - 0,00084(1nSt-lnSt_1) 
(5,329) (1,330) 

R'=0,911 SER=D,0078 F=48,445 DW=1 ,885 
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ergibt sich in den Schätzgleichungen (7.2b) und (7.3b) keine Änderung der 
bisherigen Erkenntnisse. Zwar erhöht sich der t-Wert von (lnSt-lnSt_ 1) auf 
1 ,33, doch ist der Schätzkoeffizient der Arbeitskampfvariablen damit in 
einem ein- bzw. zweiseitigen Test immer noch nur mit einer Irrtumswahr-
scheinlichkeit von 10 bzw. 20% gegen Null gesichert und deshalb nach übli-
chen statistischen Maßstäben insignifikant. Selbst wenn man sich mit dem 
bescheidenen Signifikanzniveau von 80 bzw. 90% begnügte, würde eine Inter-
pretation des kleinen Arbeitskampfkoeffizienten von -0,00084 nur die feh-
lende quantitative Bedeutung von Arbeitskampfeffekten bekräftigen, da eine 
Multiplikation dieses Schätzkoeffizienten mit dem Durchschnittswert 0,2085 
von (lnSt-lnSt_1) zeigt, daß die durchschnittlichen Produktionsverluste 
pro Jahr wie in der US-Studie von Neumann & Reder (1984) nur einen geringen 
Bruchteil eines Prozents ausmachen. Somit dürfte klar sein, daß die Auswir-
kungen von Arbeitskämpfen auf die Gesamtproduktion weder statistisch ge-
sichert noch gar quantitativ bedeutend sind. 

Diese Erkenntnis läßt sich anhand des Arbeitskampfes um die 35-Stunden-
Woche im Jahre 1984 bekräftigen, der - wie aus Tabelle 7.1 ersichtlich -
in bezug auf die Anzahl der verlorenen Arbeitstage der umfangreichste sei-
ner Art in der Bundesrepublik Deutschland war. Verwendet man trotz seiner 
mangelnden Signifikanz den Schätzkoeffizienten von (lnSt-lnSt_ 1) in Re-
gression (7.3b) und multipliziert ihn mit dem entsprechenden Veränderungs-
wert der Arbeitskampfvariablen für das Jahr 1984, so ergibt sich ein ar-
beitskampfbedingter Rückgang des realen Bruttoinlandsproduktes in der Grö-
ßenordnung von einem halben Prozent. Dem entspricht - auf das ganze Jahr 
und die Gesamtwirtschaft verteilt - auch die Einschätzung der Deutschen 
Bundesbank (1984, S.27), die durch Streik, Aussperrung und mittelbar ver-
ursachte Produktionsstillegungen entstandenen Produktionseinbußen (ohne 
Vorleistungen) seien 1984 "auf 4 Mrd DM oder 4% der ohne den Arbeitskampf 
zu erwarten gewesenen durchschnittlichen Nettoproduktion des Verarbeitenden 
Gewerbes im Mai/Juni zu veranschlagen". Diese Schätzungen dürften wegen der 
1984 in den betroffenen Betrieben deutlich zu beobachtenden, aber schwer 
zu quantifizierenden Antizipations- und Aufholeffekte sogar noch eher nach 
oben als nach unten verzerrt sein, wie auch die Deutsche Bundesbank (1984, 
S.29) indirekt einräumt, indem sie feststellt: "Mit dem Ende des Arbeits-
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kampfes begann die Wirtschaft jedoch sehr rasch, zum Teil durch Einlegung 
von Sonderschichten, die Produktionsausfälle aufzuholen." 

Somit läßt sich abschließend feststellen, daß die durch das gewerkschaft-
liche Kampfmittel des Streiks verursachten, wie auch die auf ineffizient 
hohe Gewerkschaftslöhne und restriktive Arbeitspraktiken zurückgehenden, 
Wohlfahrtsverluste für die Bundesrepublik Deutschland nicht von so großer 
Bedeutung sind, wie dies in der öffentlichen Diskussion oft behauptet wird. 
Diese Feststellung sollte jedoch nicht als Verharmlosung möglicher negati-
ver Gewerkschaftseffekte interpretiert werden, die im Einzelfall, d.h. in 
bestimmten Jahren, Wirtschaftskonstellationen, Branchen und Unternehmen, 
unter Umständen nicht unbeträchtliche Größenordnungen annehmen können. 
Vielmehr stellt sie eine Aufforderung dar, sich bei der Untersuchung ge-
werkschaftlicher Wohlfahrtseffekte nicht auf die in diesem Kapitel ange-
sprochenen drei traditionellen Aspekte zu beschränken, sondern Gewerk-
schaften und ihre Auswirkungen in einem weniger engen Kontext zu betrach-
ten, wie dies im folgenden Kapitel versucht wird. 
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8. POSITIVE WOHLFAHRTSEFFEKTE VON GEWERKSCHAFTEN 

Eine besonders in der neueren amerikanischen Literatur kontrovers disku-
tierte und meist mit den Arbeiten von Freeman & Medoff (1979, 1983, 1984) 
assoziierte alternative Interpretation von Gewerkschaften erkennt zwar im 
wesentlichen die negativen Wohlfahrtseffekte an, die nach der im vorigen 
Kapitel dargestellten traditionellen ökonomischen Sicht mit der Existenz 
von gewerkschaftlichen Monopolen auf dem Arbeitsmarkt einhergehen. Sie 
weist jedoch darauf hin, daß eine solche berechtigte allokationstheoreti-
sche Analyse positive Wohlfahrtseffekte übersehe, die sich aus der Exi-
stenz der soziopolitischen Institution Gewerkschaft ergeben könnten. In 
einem einflußreichen Artikel über "The two faces of unionism" fordern 
Freeman & Medoff (1979, S.73f.), bei einer Gesamtbewertung ihrer gesell-
schaftlichen, politischen und ökonomischen Auswirkungen müßten beide Ge-
sichter der Institution Gewerkschaft betrachtet werden: "unions are much 
more than simple monopolies that raise wages and restrict the competitive 
adjustment process .... This is not to deny that unions have monopolistic 
power nor that they use this power to raise wages for a select part of 
the workforce. The point is that unionism has two 'faces', each of which 
leads to a different view of the institution: One, which is at the fore 
in economic analysis, is that of a monopoly; the other is that of 'a 
voice institution', i.e., a socio-political institution. To understand 
fully what unions do in modern industrial economies, it is necessary to 
examine both faces". 

In Ergänzung des vorhergehenden Kapitels soll in diesem Kapitel durch eine 
Darstellung und empirisch gestützte Diskussion sowohl traditioneller als 
auch neuerer Argumente für positive Gewerkschaftseffekte, vor allem auf 
die Produktivität, dieser Forderung von Freeman & Medoff (1979) entspro-
chen werden. 

8.1. Traditionelle Argumente fUr positive Gewerkschaftseffekte 

Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht sind gewerkschaftliche Aktivitäten zu be-
grüßen, wenn sie bei Marktunvollkommenheiten den Lohnsatz auf das Wettbe-
werbsniveau anzuheben und dabei auch die Beschäftigungsmenge auszuweiten 
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vermögen. 1) Allerdings zeigen die Überlegungen zur ökonomischen Theorie 
der Gewerkschaft wie auch empirische Beobachtungen, daß sich Gewerkschaf-
ten üblicherweise nicht mit dem Erreichen des Wettbewerbslohnes zufrieden 
geben, sondern ihre Existenzberechtigung in der Durchsetzung höherer Löhne 
für ihre Mitglieder sehen. 

Eine weitere, eher subjektiv geprägte wohlfahrtstheoretische Begründung 
für die Existenz von Gewerkschaften besteht darin, daß diese die Chancen-
gleichheit der Arbeitnehmer und die personelle Einkommensverteilung ver-
bessern, wie dies z.B. in einem Modell von Ulph & Ulph (1984) für die 
Gruppe der am wenigsten qualifizierten Arbeitskräfte gezeigt wird. 2) Be-
sonders Freeman & Medoff (1979, 1984) betonen die Bestrebungen der Gewerk-
schaften für eine Gleichbehandlung der Arbeitnehmer - auch die deutschen 
Gewerkschaften fordern traditionell "gleichen Lohn für gleiche Arbeit" -
und für eine Nivellierung von Einkommensunterschieden. Diese wögen die im 
vorigen Kapitel diskutierten negativen Auswirkungen gewerkschaftlichen 
Handelns auf andere Arbeitnehmer, die entlassen werden und anderweitig nur 
zu einem geringeren Lohnsatz Beschäftigung finden, mehr als auf. 

Ein häufig vorgebrachtes Argument über Gewerkschaften und ihre Auswirkun-
gen auf die betriebliche und gesellschaftliche Effizienz ist, daß Gewerk-
schaften einen sogenannten "Schockeffekt" auf die Unternehmensführung aus-
üben, der diese veranlaßt, ihre Kontrollaufgaben genauer wahrzunehmen und 
die Effizienz des Managements und des Produktionsprozesses zu steigern. 
Grundvoraussetzung für eine solche Argumentation ist, daß Unternehmen, die 
nicht unter starkem Druck von Konkurrenten, Gewerkschaften oder ähnlichen 

1) Vgl. Mulvey (1978, S.52), der dabei von monopsonistischen Arbeitsmärkten 
ausgeht. Ähnlich argumentiert Galbraith (1957, S.114ff.), wenn er auf 
die Vorzüge gewerkschaftlicher Gegenmacht ("countervailing power") bei 
Monopoltendenzen marktbeherrschender Unternehmen hinweist. Indem Gewerk-
schaften sich der Marktmacht großer Unternehmen entgegenstellen, ausbeu-
terische Lohnsenkungen verhindern und an Oligopolgewinnen partizipieren 
bzw. diese reduzieren, tragen sie nach Ansicht von Galbraith (1957) zu 
einer Verbesserung der gesellschaftlichen Wohlfahrt bei. 

2) Eine solche Argumentation findet sich selbst in der mikroökonomischen 
Gewerkschaftsanalyse von Oswald (1982a, S.541): "The existence of trade 
unions affects social welfare in a complicated way. lt is possible to 
argue that, under stringent conditions, their existence might raise 
welfare - if equity gains were sufficient to outweigh efficiency lasses." 



186 

Kräften stehen, ihre Minimalkostenkombination nicht erreichen und durch 
fehlende Effizienz im Bereich von Technik und Management gekennzeichnet 
sind. Leibenstein (1966) spricht in diesem Falle von X-Ineffizienz. 

Die Tatsache, daß viele der von Leibenstein (1966) angeführten Bestimmungs-
gründe für X-Effizienz bzw. -Ineffizienz wie Motivation, Arbeitsbedingun-
gen, Betriebsorganisation, Arbeitsüberwachung, Arbeitsanreize etc. von ge-
werkschaftlichem Handeln direkt oder indirekt beeinflußt werden können, 
erklärt auch die "Schock"-Argumentation von Brown & Medoff (1978, S.359): 
"'union-shocked' management is able to extract more output from a given 
amount of inputs than is management which is not confronted with a union 
stimulus". Sie können dabei auf die schon etwas ältere, aber äußerst um-
fassende Studie von Slichter 1 Healy & Livernash (1960) verweisen, die zu 
dem Schluß kommt, daß die Effizienz des Managements sich in den untersuch-
ten Betrieben als Folge der gewerkschaftlichen Herausforderung im allge-
meinen erhöhte. Auch Clark (1980a) findet in Fallstudien von ehemals un-
organisierten Betrieben der US-Zementindustrie, die als Reaktion auf eine 
gewerkschaftliche Organisierung Personal und Praktiken ihres Managements 
veränderten, Anzeichen für einen Schockeffekt. 1l 

Solche Schockeffekte dürften jedoch nach Ansicht von Hamermesh & Rees 
(1984, S.126) eher in dem auch von Clark untersuchten Fall einer erstmali-
gen gewerkschaftlichen Organisierung eines zuvor nicht erfaßten Betriebes 
auftreten. Dies bedeutet allerdings noch nicht, daß ihre Auswirkungen auch 
langfristiger Natur sind und daß eine weitere Erhöhung der gewerkschaftli-
chen Macht und des Organisationsgrades zu erneuten Schockeffekten führt. 
Ferner sind das Konzept sowie die Existenz bzw. das Ausmaß der X-Ineffi-
zienz im Sinne von Leibenstein (1966) in der Literatur äußerst umstritten, 
da sie im Gegensatz zu traditionellen neoklassischen Annahmen über opti-
mierendes Verhalten und betriebliche Effizienz sowie vollkommenen Wettbe-
werb stehen. überdies zeigt Kuhn (1985), daß gewerkschaftlich induzierte 
Effizienzsteigerungen nicht unbedingt ein Beweis für vorhandene "X-Ineffi-

1) Clark (1980a, S.467), der als Beispiel die Bemerkung eines Managers an-
führt, "before the union this place was run like a family; now we run 
it like a business", stellt fest: "an improvement in plant management 
is one of the key adjustments to unionization. These results may be 
interpreted as evidence of a modern union 'shock effect'." 
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zienz" sein müssen, sondern in Übereinstimmung mit der üblichen neoklassi-
schen Analyse als kostenminimierende Anpassung des Einsatzverhältnisses 
der Produktionsfaktoren "Management" und "gewerkschaftlich organisierte Ar-
beiter" nach einer Erhöhung der Gewerkschaftslöhne interpretiert werden 
können. 1l 
Dennoch spielen Schockeffekte und vorhandene X-Ineffizienzen in etwas ver-
feinerter Form eine nicht unbedeutende Rolle bei der Argumentation einer 
produktivitätssteigernden Gewerkschaft, die vor allem von den "Harvard-
ökonomen" um Freeman & Medoff ( 1979, 1984) vertreten2) und im folgenden 
dargestellt wird. 

8.2. Neuere Argumente für produktivitltssteigernde Effekte 
von Gewerkschaften: Das •collective voice•-Modell und 
verwandte Ansätze 

Eine neue, vorwiegend von Freeman & Medoff (1979, 1984) beeinflußte Rich-
tung der Gewerkschaftsforschung erkennt zwar grundsätzlich die im vorigen 
Kapitel diskutierten, durch den Monopolcharakter der Gewerkschaften hervor-
gerufenen allokativen Ineffizienzen an. Sie stellt diesen jedoch positive, 
produktivitätssteigernde Wirkungen der Institution Gewerkschaft gegenüber, 
die angeblich die negativen Wohlfahrtseffekte mehr als aufwiegen. Diese 
Argumentation basiert vorwiegend auf der von Hirschmann (1970) aufgestell-
ten Dichotomie der Verhaltensweisen "Abwanderung" oder "Widerspruch" 
("exit/voice") und deren Anwendung auf die Analyse von Arbeitsmarktpro-

1) Vgl. ferner Stigler (1976, S.213), der behauptet: "this type of ineffic-
iency can usefully be assimilated into the traditional theory of allo-
cative inefficiency". Nach einem ausführlichen Vergleich bezweifelt auch 
De Alessi (1983, S.76), daß das Konzept der X-Ineffizienz einen von der 
modernen neoklassischen Theorie nicht schon umfaßten Erklärungsgehalt 
aufweist: "To the extent that X-efficiency has any predictive content, 
it is already encompassed by the more general neoclassical theory which 
yields a broader and richer set of implications." 

2) Da die wichtigsten theoretischen und die ersten empirischen Arbeiten der 
im folgenden beschriebenen neueren Gewerkschaftsforschung von an der 
Harvard-Universität tätigen Ökonomen verfaßt wurden, spricht Addison 
(1982, 1984) in diesem Zusammenhang von der "Harvard-Sicht" oder gar der 
"Harvard-Schule", während Addison & Gerlach (1983) den Ausdruck "Harvard-
ökonomen" verwenden. 
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zessen durch Freeman (1976). 1) 

Freeman (1976) stellt fest, daß es aufgrund betriebs- und arbeitsplatzspe-
zifischer Kenntnisse, die einerseits die Rentabilität des Unternehmens und 
andererseits die Mobilitäts- und Fluktuationskosten eines Arbeitnehmers 
erhöhen, für beide Seiten von Vorteil ist, längerfristig stabile Beschäf-
tigungsverhältnisse einzugehen, wobei allokative und remunerative Entschei-
dungen kaum mehr vom Marktpreismechanismus bestimmt werden. Da die Arbeit-
nehmer außer am Lohnsatz auch an nichtpekuniären Regelungen und (Arbeits-) 
Bedingungen interessiert sind, ergeben sich komplexe mehrdimensionale Ar-
beitsbeziehungen. Dazu gehört auch, daß - besonders bei Gruppenarbeit -
Arbeitnehmer durch ihr eigenes Verhalten die Produktivität anderer Arbeit-
nehmer beeinflussen können, so daß ihre Motiviation und ihre Arbeitsein-
stellung möglicherweise wichtige Einflußfaktoren des Produktionsprozesses 
darstellen. Aufgrund dieser komplexen mehrdimensionalen und langfristigen 
Natur der Arbeitsbeziehungen ergibt sich ein Informationsproblem auf dem 
Arbeitsmarkt, das auch den Ausgangspunkt der später erörterten Analyse 
idiosynkratischer Arbeitsplatzanforderungen von Williamson, Wachter & 
Harris (1975) bildet. Da sowohl auf betriebsinternen als auch auf externen 
Arbeitsmärkten Preise, Kosten und Präferenzen unvollkommen widergespiegelt 
werden und die verschiedenen unternehmenspezifischen Arbeitsbedingungen 
sowie die unterschiedlichen Pakete der Lohn- und Personalpolitik nur schwer 
vergleichbar und ständigen, unter anderem technologisch bedingten, Änderun-
gen unterworfen sind, besteht für die Unternehmen ein stetiges Bedürfnis 
nach Information durch ihre Beschäftigten. 

Nach der auf Hirschmans (1970) "exit/voice"-Dichotomie gestützten Argumen-
tation von Freeman (1976) können solche Informationen über Arbeitsbedingun-
gen und Präferenzen entweder durch Abwanderung ("exit") unzufriedener Ar-
beitnehmer oder durch Widerspruch ("voice") im Rahmen des kollektiven Ver-
handlungssystems zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern vermittelt wer-
den. Unter "exit" lassen sich Fälle subsumieren wie freiwillige Kündigung 
oder Ablehnung von angebotenen Arbeitsplätzen, mit denen der Arbeitnehmer 

1) In einem in der Literatur bisher kaum beachteten frühen Beitrag verwen-
det auch Teichmann ( 1977) die Kategorien "Abwanderung" und "Widerspruch", 
ohne jedoch seine diesbezüglichen Überlegungen zu Gewerkschaftsbeitritts-
entscheidungen auszubauen und theoretisch zu vertiefen. 
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zum Ausdruck bringt, daß er das Lohn-Beschäftigungs-Paket eines anderen 
Unternehmens vorzieht, aber auch hohe Fehlzeiten und Verringerung der Ar-
beitsbemühungen, die ebenfalls die Unzufriedenheit mit bestehenden Beschäf-
tigungsbedingungen widerspiegeln können. Abwanderung bzw. Zugang ist also 
ein Ausdruck "marginaler" individueller Entscheidungen auf einem freien 
Markt und führt nach neoklassischer Argumentation langfristig zu einem 
Pareto-optimalen Zustand, indem die Unternehmen die durch Abwanderung ge-
gebenen Informationen aufnehmen und schließlich optimale Pakete von Löhnen, 
Arbeitsbedingungen und Personalpolitik anbieten. 

Allerdings ist z.B. eine freiwillige Kündigung nicht nur für den Arbeitge-
ber, sondern auch für den Arbeitnehmer mit Transaktionskosten verbunden, 
die im Verlust von Humankapital bzw. von betriebsspezifischen Kenntnissen, 
in der Suche nach Arbeitskräften bzw. Arbeitsplätzen, in Anlernzeiten etc. 
bestehen. Dem Arbeitnehmer kommen überdies etwaige Verbesserungen aufgrund 
der durch seine Kündigung vermittelten Informationen nicht mehr zugute, so 
daß das Ausmaß unwiderruflicher Abwanderungsentscheidungen suboptimal sein 
dürfte. Somit können Arbeitnehmer in einer Welt, die durch komplexe mehr-
dimensionale Arbeitsbeziehungen, Konjunktur- und Arbeitsmarktschwankungen 
und unvollkommene Mobilität der Arbeitskräfte gekennzeichnet ist, ihre Prä-
ferenzen durch den Marktmechanismus Abwanderung und Zugang nur unvollstän-
dig offenbaren. überdies vermögen Unternehmen die gegebenen, ohnehin schon 
unvollkommenen Informationen nur ungenügend auszuwerten und in notwendige 
Veränderungen umzusetzen. Deshalb kann nach Ansicht von Freeman (1976) auf 
Arbeitsmärkten der Marktmechanismus "exit" der durch die Gewerkschaft re-
präsentierten Institution "collective voice" bei der Informationsübermitt-
lung und damit auch im Sinne ökonomischer Effizienz unterlegen sein. 

Im Gegensatz zum Marktmechanismus Abwanderung stellt der Widerspruch einen 
politischen Mechanismus dar1), der nach Ansicht von Freeman (1976) bzw. 
Freeman & Medoff (1979; 1984, Kap.1) auf dem Arbeitsmarkt aus mehreren 

1) Hirschman (1970, S.30) grenzt "voice" von "exit" folgendermaßen ab: 
"Voice is here defined as any attempt at all to change, rather than to 
escape from, an objectionable state of affairs, whether through individ-
ual or collective petition to the management directly in Charge, through 
appeal to a higher authority with the intention of forcing a change in 
management, or through various types of actions and protests, including 
those that are meant to mobilize public opinion." 
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Gründen nicht die Form von individuellen Verhandlungen, sondern von Kol-
lektivverhandlungen und Gewerkschaften annimmt1): Zum einen lassen die 
Autoritätsstruktur im Unternehmen und die Gefahr von Vergeltungsmaßnahmen 
bis hin zur Entlassung es für Individuen wenig ratsam erscheinen, ihre 
Präferenzen zu offenbaren und auf unbefriedigende Zustände hinzuweisen. 
Zum anderen fallen viele Arbeitsplatzeigenschaften in die Kategorie des 
öffentlichen Gutes, d.h. sie beeinflussen das Wohlbefinden aller Beschäf-
tigten in positiver oder negativer Weise ohne gegenseitigen Ausschluß im 
Konsum. Da Sicherheitsbedingungen, Beleuchtung, Temperatur, Bandgeschwin-
digkeit, Pensionsregelungen, Entlassungs- und Beförderungsbestimmungen etc. 
alle Beschäftigten gleichermaßen betreffen, ist der Anreiz für ein Indivi-
duum, seine Präferenzen auszudrücken und sich für allen zugute kommende 
Veränderungen einzusetzen, äußerst gering; es ergibt sich das bekannte 
"free rider"- oder Trittbrettfahrer-Problem. Ferner weist der Arbeitsplatz 
auch dann Eigenschaften öffentlicher Güter auf, wenn die Arbeitsleistung 
jeder Arbeitskraft komplementär ist und die Produktion damit, wie von 
Duncan & Stafford (1980) beschrieben, von der Arbeitsintensität eines ein-
zelnen Beschäftigten abhängt. In diesem Falle werden nur durch eine kol-
lektive und gewerkschaftliche Organisationsform Anreize für die Beschäf-
tigten geschaffen, die Wirkung ihres Arbeitseinsatzes auf andere in ihr 
Entscheidungskalkül miteinzubeziehen und damit externe Effekte zu interna-
lisieren. Schließlich bedürfen Arbeitsverträge wegen ihrer langfristigen 
Natur auch der laufenden Interpretation und Überwachung, was aufgrund von 
Informationskostenvorteilen am besten von einer Kollektivinstanz wie der 
Gewerkschaft durchgeführt werden kann. 

Für Arbeitnehmer und Arbeitgeber bringt nach Meinung von Freeman (1976) 
bzw. Freeman & Medoff (1979; 1984, Kap.1) der Organisationsmechanismus 

1) Freeman (1976) bzw. Freeman & Medoff (1979, 1984) begründen allerdings 
nie, warum diese kollektive Vertretung gerade durch Gewerkschaften er-
folgen muß - bei den unterschiedlichen Verhältnissen in der Bundesrepu-
blik Deutschland nimmt z.B. auf betrieblicher Ebene eher der Betriebsrat 
(und damit nur indirekt die Gewerkschaft) die Aufgaben der Institution 
"voice" wahr. Allgemein muß beachtet werden, daß die im folgenden darge-
stellten theoretischen Überlegungen und empirischen Überprüfungen sich 
vorwiegend auf die Arbeitsmarktverhältnisse in den USA beziehen, wo sich 
Gewerkschaften stark auf bestimmte Betriebe, Unternehmen oder Industrie-
zweige konzentrieren und deutliche Unterschiede zwischen gewerkschaft-
lich organisierten und nichtorganisierten Einheiten festzustellen sind. 
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"collective voice" bzw. die Existenz einer Gewerkschaft folgende Vorteile 
.mit sich: 

1) Die Existenz von Gewerkschaften und kollektiven Verhandlungssystemen 
eröffnet einen Kommunikationsstrang, über den die Unternehmen Informa-
tionen über Arbeitsbedingungen und über die Präferenzen aller Arbeit-
nehmer gewinnen können, die durch individuelle Abwanderung nicht ver-
mittelt werden könnten und die es den Unternehmen ermöglichen, effi-
zientere Pakete von Löhnen, Arbeitsbedingungen und Personalpolitik an-
zubieten. 

2) Die Existenz der "collective voice"-Institution Gewerkschaft bietet den 
Beschäftigten die zusätzliche Möglichkeit, ihre Präferenzen zu offenba-
ren und ihre Unzufriedenheit über bestehende Zustände auszudrücken, ohne 
gleich zum riskanten Informationsmechanismus der individuellen Abwande-
rung greifen zu müssen. Eine daraus folgende Abnahme von freiwilligen 
Kündigungen, Abwesenheit vom Arbeitsplatz und anderen Formen des indivi-
duellen Abwanderungsverhaltens dürfte zu einer Verringerung der Fluktua-
tions- und Ausbildungskosten sowie zu geringeren Unterbrechungen im Pro-
duktionsprozeß führen. Die höhere Verweildauer von Beschäftigten im Un-
ternehmen bringt eine Zunahme betriebs- und arbeitsplatzspezifischer 
Investitionen in Humankapital mit sich, da deren Rentabilität steigt. 
Alle diese Möglichkeiten können kurz- oder langfristig zu einer Erhöhung 
der betrieblichen Produktivität führen. 

3) Gewerkschaften können auch - im Sinne eines Schockeffektes - dadurch zu 
Produktivitätssteigerungen beitragen, daß sie das Management veranlas-
sen, effizienter zu arbeiten, betriebliche Organisations- und Informa-
tionsmechanismen zu verbessern, traditionellen Paternalismus durch eine 
moderne Personalpolitik zu ersetzen, Produktionsmethoden zu verändern, 
Arbeitsstandards zu erhöhen etc., um trotz erhöhter gewerkschaftlicher 
Lohnforderungen die Gewinnrate des Unternehmens beizubehalten. 

4) Die kollektive Natur des Gewerkschaftswesens führt auch zu Veränderungen 
im Arbeitsmarktprozeß und bei den Arbeitsverträgen. Solange bei Abwesen-
heit einer Gewerkschaft der Marktmechanismus Abwanderung und Zugang do-
miniert, werden die Informationen und Anreize für Unternehmen von den 
individuellen Präferenzen des "marginalen" Arbeitnehmers bestimmt, der 
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durch geringe Veränderungen des Lohn-Beschäftigungs-Pakets zu einem Zu-
oder Abgang veranlaßt werden kann. Das Unternehmen reagiert hauptsäch-
lich auf die Bedürfnisse dieses meist jungen und mobilen "marginalen" 
Arbeitnehmers und kann es sich leisten, die Präferenzen der "inframar-
ginalen", meist älteren und ziemlich immobilen Beschäftigten zu vernach-
lässigen. Dies ändert sich durch die Existenz einer demokratisch struk-
turierten Gewerkschaft, die ihre Informationen über die Präferenzen 
aller Beschäftigten in den kollektiven Verhandlungsprozeß einbringt und 
damit durchschnittliche bzw. Median-Präferenzen zu Determinanten des 
Arbeitsvertrages werden läßt. Wegen der stark unterschiedlichen Präfe-
renzen der "marginalen" (jungen) und der "inframarginalen" (älteren) 
Arbeitnehmer ergeben sich große Veränderungen der Arbeitsverträge, die 
eigentlich zu Ineffizienzen führen müßten, da Optimalitätskriterien 
üblicherweise statt auf durchschnittlichen auf marginalen Bedingungen 
erster Ordnung aufbauen. Wie jedoch Freeman (1976) unter Einbeziehung 
der fixen Kosten und der für öffentliche Güter typischen Eigenschaften 
der Arbeitsbedingungen zeigt, können Marginalbetrachtungen zu einer 
Ablehnung von Arbeitsbedingungen führen, deren Einführung durch eine 
Nutzen-Kosten-Analyse gerechtfertigt wäre. Freeman & Medoff (1979, S.73) 
schließen daraus: "When issues involve sizeable fixed costs or 'public 
goods', a calculus based on the average preference can lead to a con-
tract which, ignoring distributional effects, is socially more desir-
able than one based on the marginal preference - that is, it may even 
be economical ly more 'efficient'." 

5) Schließlich verändern Gewerkschaften als "collective voice" auch die 
sozialen Beziehungen innerhalb des Unternehmens, wobei sich eine Ver-
schiebung der unternehmensinternen Machtverhältnisse zugunsten der 
Arbeitnehmer ergibt. Gewerkschaften verhindern Willkürakte des Manage-
ments, ermöglichen den Beschäftigten die Artikulation ihrer Präferenzen 
und das Infragestellen von Managemententscheidungen, institutionalisie-
ren Schlichtungsprozeduren sowie allseits anerkannte "Spielregeln" für 
den Umgang miteinander und setzen allgemeingültige Verfahrensweisen in 
der Personalpolitik durch, wie z.B. Senioritätsregeln, die zu einem Ab-
bau von Rivalität und zu größerer Kooperation der Beschäftigten führen 
können. Sofern diese Veränderungen zu einer Verbesserung von Motivation, 
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Arbeitsmoral und Betriebsklima führen, können sie nicht nur als sozial 
wünschenswert, sondern auch als effizienzsteigernd betrachtet werden. 

Inwieweit diese möglichen positiven Auswirkungen der "collective voice"-In-
stitution Gewerkschaft auf betriebliche Effizienz und gesellschaftliche 
Wohlfahrt zur Geltung kommen, hängt nicht zuletzt von der Reaktion des Ma-
nagements auf die gewerkschaftliche Organisierung ab, die im negativen Fall 
die potentiell positiven Effekte auch ins Gegenteil umschlagen lassen kann. 
Dies ist nicht nur das Ergebnis der umfassenden Fallstudien von Slichter, 
Healy & Livernash (1960), sondern wird auch von Freeman & Medoff (1979, 
1984) anerkannt, die deshalb ihr Gewerkschaftsmodell als "collective voice/ 
institutional response"-Perspektive bezeichnen. 1) 

Die Frage, ob die hier skizzierten potentiell positiven Effekte einer Ge-
werkschaft bzw. eines kollektiven Verhandlungssystems (dessen Kosten eben-
falls nicht vernachlässigt werden dürfen) die von Freeman & Medoff (1979, 
1983, 1984) nicht bestrittenen, im vorigen Kapitel diskutierten, negativen 
Wohlfahrtseffekte der monopolistischen Institution Gewerkschaft aufwiegen, 
läßt sich - falls überhaupt - nur empirisch beantworten. Bevor im folgenden 
ein überblick über solche empirischen Studien gegeben wird, sollte jedoch 
darauf hingewiesen werden, daß Evidenz für gewerkschaftsinduzierte Produk-
tivitätssteigerungen nicht ausschließlich als Bestätigung der "collective 
voice/institutional response"-Erklärung von Freeman & Medoff (1979, 1984) 
gesehen werden kann, sondern auch mit weiteren, teils verwandten theoreti-
schen Überlegungen vereinbar ist. 

Dazu gehören die oben diskutierten Annahmen von X-Ineffizienz und Schock-
effekten wie auch die z.B. von Faith & Reid (1983) betonte Rolle der Ge-
werkschaft als Agent ihrer Mitglieder, die deren Präferenzen aggregiert 
und im kollektiven Verhandlungsprozeß zum Ausdruck bringt. Letzteres ist 
sowohl für Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber von Vorteil und kann zu Pro-
duktivitätssteigerungen führen. Ferner gehen die "exit/voice"-überlegungen 

1) Freeman & Medoff (1979, S.74) begründen dies folgendermaßen: "The im-
portant point is that ... there are two forces determining the economic 
effects of collective bargaining, managements and unions. The economic 
impact of bargaining and the nature of industrial relations depend on 
the policies and actions of both. lt is for this reason that we use the 
two terms 'collective voice' and 'institutional response' to refer to 
the •.. view of unionism under consideration." 
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von Freeman (1976) von ähnlichen Arbeitsmarktbedingungen und Informations-
problemen aus wie die Analyse idiosynkratischer Austauschbeziehungen von 
Williamson, Wachter & Harris (1975). Wenn Arbeitnehmerbetriebs- oder ar-
beitsplatzspezifische Fähigkeiten besitzen, ergibt sich ein unternehmens-
interner Arbeitsmarkt mit idiosynkratischen, d.h. nicht standardisierten, 
Arbeitsplatzanforderungen sowie Informations- und Organisationsproblemen, 
der es für beide Arbeitsmarktparteien von Vorteil erscheinen läßt, ineffi-
ziente Individualverträge durch ein effizienteres kollektives Verhandlungs-
und Vertragssystem zu ersetzen. Dieser Transaktionskostenansatz effizienter 
Vertragsverhandlungen bedingt zwar, daß zur Aushandlung von Kollektivver-
trägen durch Vertreter beider Parteien auf Arbeitnehmerseite ein "collec-
tive voice"-ähnlicher Organis~tionsmechanismus existieren muß, doch wird 
dieser von Williamson, Wachter & Harris (1975) - im Gegensatz zu Freeman 
& Medoff (1979, 1984) - keineswegs mit der Existenz einer Gewerkschaft 
gleichgesetzt. l) Auf Williamson, Wachter & Harris (1975) beruft sich auch 
Becker (1985) bei seinem Versuch, Strukturmerkmale interner Arbeitsmärkte 
wie Abweichung der individuellen Entlohnung von der individuellen Grenz-
produktivität, interne Promotion, Senioritätsregeln etc. transaktionsko-
stentheoretisch zu erklären. Allerdings betont Becker (1985) ebenfalls die 
Bedeutung der Gewerkschaft bzw. des Betriebsrats bei der Erfüllung notwen-
diger und möglicherweise effizienzsteigernder Stabilisierungsfunktionen im 
Unternehmen, wobei sich seine Argumentation teilweise so stark an Freeman 
(1976) bzw. Freeman & Medoff (1979) anlehnt, daß eine gesonderte und aus-
führlichere Darlegung seiner Vorstellungen nicht erforderlich erscheint. 

8.3. Empirische Produktivitltsstudien in den USA 

8.3.1. Möglichkeiten der Messung 

Die Auswirkungen einer gewerkschaftlichen Organisierung auf die Produkti-
vität werden bereits in einer frühen Fallstudie für die Baubranche von 
Mandelstamm (1965) untersucht. Dieser vergleicht Angebote für den Bau des 

1) Deshalb vertritt auch Addison (1982, S.132) die Ansicht: "collective 
voice is not synonymous with unionism". Eine ausführlichere Diskussion 
des Modells idiosynkratischer Austauschbeziehungen findet sich bei 
Addison & Barnett (1982). 
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gleichen Hauses in einer stark gewerkschaftlich organisierten und einer 
nichtorganisierten Stadt des US-Bundesstaates Michigan und stellt fest, 
daß die Lohnsumme in beiden Fällen beinahe identisch ausfällt, obwohl der 
Lohnsatz in den gewerkschaftlich organisierten Baufirmen deutlich höher 
ist. Den Grund dafür stellt die dort entsprechend höhere Produktivität dar, 
d.h. die gewerkschaftlich organisierten Arbeitskräfte benötigen wesentlich 
weniger Arbeitsstunden zum Bau des gleichen Hauses. Diese höhere Produkti-
vität kann Mandelstamm (1965) jedoch vorwiegend auf verbessertes Management 
infolge von Wettbewerbsdruck sowie auf die lohnbedingte Auswahl besser qua-
lifizierter Arbeitskräfte und damit - wenn überhaupt - nur indirekt auf die 
Existenz von Gewerkschaften zurückführen. 

Neuere, meist durch die "exit/voice"-Analyse von Freeman (1976) angeregte 
Studien bauen überwiegend auf der auf Brown & Medoff (1978) zurückgehenden 
Methodik einer modifizierten Cobb-Douglas-Produktionsfunktion auf. Unter 
der Annahme konstanter Skalenerträge und bei Berücksichtigung gewerkschaft-
lich organisierter und nichtorganisierter Arbeitskräfte läßt sich diese 
folgendermaßen darstellen: 

(8. 1) 

Dabei bezeichnen Q die Ausbringungsmenge, A eine Proportionalitätskonstan-
te, K Kapital, Lg und Ln gewerkschaftlich organisierte und nichtorgani-
sierte Arbeit sowie a und (1-a) die Produktionselastizitäten bezüglich der 
Faktoren Kapital und Arbeit. Der Parameter c entspricht dem Verhältnis der 
Grenzprodukte von gewerkschaftlich organisierter und nichtorganisierter 
Arbeit und reflektiert Produktivitätsunterschiede zwischen diesen beiden: 
falls c größer/kleiner als 1 ist, ist gewerkschaftlich organisierte Arbeit 
produktiver/weniger produktiv als nichtorganisierte Arbeit und die bisher 
erörterten positiven/negativen Gewerkschaftseffekte überwiegen. 

Gleichung (8.1) läßt sich auch ausdrücken als 

(8.2) 

wobei L=Ln+Lg den gesamten, gewerkschaftlich organisierten und nichtorgani-
sierten Arbeitseinsatz und OG=Lg/L den Anteil der gewerkschaftlich organi-
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sierten Arbeit bezeichnen. Dividiert man beide Seiten von Gleichung (8.2) 
durch L und nimmt den natürlichen Logarithmus, so ergibt sich: 

ln(Q/L) = lnA + aln(K/L) + (1-a)ln[1+(c-1)0GJ (8.3) 

Durch Anwendung der Taylor-Approximation erster Ordnung ln(1+x)~x erhält 
man schließlich die folgende Schätzgleichung: 

ln(Q/L) = lnA + aln(K/L) + (1-a)(c-1)0G (8.3') 

Der Schätzkoeffizient (1-a)(c-1) von OG mißt das logarithmische Produktivi-
tätsdifferential von gewerkschaftlich organisierten Betrieben gegenüber 
nichtorganisierten Betrieben: ist er größer/kleiner als Null, dann ist c 
größer/kleiner als 1 und der gewerkschaftliche Produktivitätseffekt ist po-
sitiv/negativ. Unter der Annahme, daß dieses Produktivitätsdifferential die 
größere Effizienz ausschließlich des Einsatzfaktors Arbeit und nicht die 
anderer Inputs widerspiegelt, beträgt der gewerkschaftliche Produktivitäts-
effekt (c-1) und läßt sich durch Division des Schätzkoeffizienten (1-a)(c-1) 
durch (1-a) berechnen. 

Um eine systematische Überschätzung des Produktivitätsdifferentials zu ver-
meiden und eine klare Abgrenzung der auf den "collective voice"-Organisa-
tionsmechanismus Gewerkschaft zurückgehenden Produktivitätseffekte zu er-
möglichen, müssen die im vorigen Kapitel diskutierten preistheoretisch be-
dingten Reaktionen der Arbeitgeber auf eine gewerkschaftliche Organisierung 
berücksichtigt und in Schätzgleichung (8.3') kontrolliert werden. Während 
die erwartete Erhöhung der Kapitalintensität in Gleichung (8.3') direkt 
durch die Verwendung des Ausdrucks (K/L) ausgeglichen wird, erfolgt die 
Kontrolle der erwarteten Beschäftigung höherqualifizierter Arbeitskräfte 
dadurch, daß entweder - wie z.B. bei Brown & Medoff (1978) - der Arbeits-
einsatz in der Produktionsfunktion mittels einer getrennt geschätzten Ein-
kommensfunktion qualitätsmäßig angepaßt wird (so daß z.B. Arbeitnehmer mit 
höherer Schulbildung mehr Arbeitseinheiten verkörpern), oder daß - wie z.B. 
bei Allen (1984a) - Humankapitalvariablen als zusätzliche Variablen in der 
Schätzgleichung Verwendung finden. 
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Allerdings sollte in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, daß 
eine qualitätsmäßige Anpassung des Arbeitsinputs sich erfahrungsgemäß äu-
ßerst schwierig gestaltet, da beobachtbare Charakteristika wie Schulbil-
dung, Alter und Geschlecht oft nur ungenügende Indikatoren für die tatsäch-
liche Qualifikation von Arbeitskräften darstellen und die Anpassungsglei-
chung deshalb unter systematischen Verzerrungen aufgrund des Problems 
nichtberücksichtigter unbeobachtbarer Variablen leiden kann. Ferner könn-
ten, wie auch Brown & Medoff (1978) einräumen, die geschätzten Produktivi-
tätsdifferentiale trotz der Verwendung der Kapitalintensität (K/L) in der 
Regressionsgleichung auf verschiedenen Technologien (ag+an) beruhen, wenn 
gewerkschaftlich organisierte und nichtorganisierte Betriebe unterschied-
liche Güter herstellen. Schließlich sind verzerrte Schätzungen der Produk-
tivitätsparameter auch dadurch möglich, daß in den Betrieben große Unter-
schiede in der Qualität des Managements und anderen unbeobachtbaren Orga-
nisationsfaktoren bestehen, die in der Schätzgleichung nicht berücksichtigt 
werden können und deren Auswirkungen damit immer den Gewerkschaften zuge-
schrieben werden, selbst wenn sie nicht oder nur indirekt auf die gewerk-
schaftliche Organisierung zurückzuführen sind. l) Diese Einschränkungen der 
Aussagefähigkeit sind zu beachten, wenn im folgenden eine übersieht über 
die empirischen Ergebnisse der bekanntesten Produktivitätsstudien gegeben 
wird. 

8.3.2. Empirische Ergebnisse der US-Produktivltatsstudien 

Tabelle 8.1 bietet einen überblick über empirische Ergebnisse ausgewählter 
gesamtwirtschaftlicher und branchenspezifischer Produktivitätsstudien, die 
auf dem oben dargestellten Ansatz von Brown & Medoff (1978) aufbauen. Brown 
& Medoff (1978) vergleichen in ihrer grundlegenden Querschnittsanalyse von 
20 Industriezweigen über 29 unterschiedlich stark gewerkschaftlich organi-
sierte Bundesstaaten der USA im Jahre 1972 die Wertschöpfung pro Arbeits-
stunde mit Hilfe einer um verschiedene notwendige (Dummy-)Variablen ergänz-
ten Schätzgleichung vom Typ (8.3°). Sie stellen durch eine Regressionsana-
lyse fest, daß gewerkschaftlich organisierte Betriebe eine statistisch 

1) Vgl. Clark (1980a), Addison & Gerlach (1983) sowie Hirsch & Addison 
(1986, Kap.7). 
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Tabelle 8.1: Ausgewählte Produktivitätsstudien in den USA 

Pro::!ukti vitätsdif-
Autoren Datenbasis Produktionsmaß ferential: (J?!il./ 

nichtorg.Betriebe 

gesamter produzierender Sektor oder gesamte Wirtschaft 

Brown & Medoff 20 Industriezweige über 29 Wertschöpfung +20-24% 
( 1978) US-Bundesstaaten 1972 

Clark (1984) 902 Betriebe größerer Unter- Umsatz bzw. -2% bzw. 
nehmen des produzierenden Wertschöpfung -3% 
Sektors 1970-1980 

Warren ( 1985) Zeitreihenanalyse (1948-1973) reales BIP des negativ 
privater Wirtschaftssektor priv. Sektors (Schätzkw.:-0,81) 

industriespezifische Studien des privaten Sektors 

Clark ( 1980a) Vorher/Nachher-Vergleich von Ausbringungs- +6-8% 
6 Zementbetrieben, die 1953- menge in Tonnen 
1976 gewerkschaftlich organi-
siert wurden 

Clark (1980b) 119 gewerkschaftlich org. und Ausbringungs- +6-8% 
9 nichtorganisierte Betriebe menge in Tonnen 
der Zementindustrie 1973-1976 

Ichniowsky 9 gewerkschaftlich org. und Ausbringungs- +10-17% 
( 1986) 1 nichtorganisierter Betrieb menge in Tonnen 

der Papierindustrie 1976-1982 
Allen (1984a) Baubranche in verschiedenen Wertschöpfung; +44-52% 

US-Bundesstaaten 1972 deflationierte +17-22% Wertschöpfung 
Allen(1986) 83 Bürohausbauten 1973/74 fertiggestellte +37% bzw. 

bzw. 68 Schulhausbauten 1972 Grundfläche insignifikant 
Kaufman & 37 Firmen der Automobil- Umsatz bzw. insignifikant 
Kaufman ( 1987) zulieferindustrie 1982 Wertschöpfung 

Studien des öffentlichen Sektors und des Bankenbereichs 

Ehrenberg, 256 kommunale Bibliotheken 8 physische insignifikant 
Sherman & 1977 Kennzahlen des 
Schwarz(1983) Leihbetriebs 
Noam (1983) 1100 Baubehörden 1970 bearbeitetes insignifikant 

Bauvolumen 
Graddy & Hall je 30 gewerkschaftlich orga- Index der insignifikant 

(1985) nisierte und nichtorganisier- Kreditvergabe 
te Bankbetriebe 1978 
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signifikante, um mehr als 20% höhere Produktivität aufweisen als nichtorga-
nisierte Betriebe und daß sich dieses Ergebnis auch durch Modifikationen 
wie Anpassung der Arbeitskräftequalifikation, Lockerung der Annahme kon-
stanter Skalenerträge oder Verwendung einer alternativen abhängigen Varia-
blen nicht substantiell ändert. Wenn dieses Produktivitätsdifferential, wie 
oben angesprochen, vollständig dem Einsatzfaktor Arbeit zugerechnet wird, 
ergibt sich ein Produktivitätsvorteil gewerkschaftlich organisierter Ar-
beitnehmer von ungefähr 30%. 

Das Ausmaß dieses geschätzten Produktivitätsunterschiedes ist überraschend 
groß1) und bedarf einer eingehenden Diskussion, besonders da es durch 
neuere gesamtwirtschaftliche Studien von Clark (1984) und Warren (1985) 
nicht bestätigt werden kann. Ebenfalls gestützt auf eine um firmen-, indu-
strie- und marktspezifische Kontrollvariablen ergänzte Schätzgleichung vom 
Typ (8.3') stößt Clark (1984) bei einer US-Querschnittsanalyse je nach Ver-
wendung des Umsatzes oder der Wertschöpfung als abhängiger Variablen auf 
eine um durchschnittlich 2-3% geringere Produktivität gewerkschaftlich or-
ganisierter Betriebe. Trotz seiner nur marginalen statistischen Signifikanz 
und der beobachteten starken Schwankungen des Produktivitätsdifferentials 
von +17 bis -18% je nach Industriezweig relativiert dieses Ergebnis von 
Clark (1984) die Resultate von Brown & Medoff (1978). Auch Warren (1985), 
der eine für Zeitreihenuntersuchungen modifizierte Form der von Brown & 
Medoff (1978) benutzten Cobb-Douglas-Produktionsfunktion verwendet, erhält 
für den privaten Wirtschaftssektor der USA von 1948-1973 einen negativen 
und statistisch signifikanten Schätzkoeffizienten des gewerkschaftlichen 
Organisationsgrades. 

Sucht man nach Erklärungen für das außerordentlich große Produktivitäts-
differential in der Untersuchung von Brown & Medoff (1978), so stößt man 
neben den schon erwähnten methodischen Problemen wie qualitätsmäßige An-
passung des Arbeitsinputs sowie Unterschiede in der Technologie und in der 
Qualität des Managements auf Schwierigkeiten bei der Verwendung der Wert-

1) In einer unveröffentlichten, aber von Freeman & Medoff (1984, S.167) 
angesprochenen Folgestudie von Brown, Medoff & Leonard ergibt sich bei 
einer geänderten Messung des Kapitaleinsatzes eine Revision des gesam-
ten Produktivitätsdifferentials auf 10-15% im Jahre 1972, doch auch 
ein Schätzergebnis von 31% für 1977. 
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schöpfung als abhängiger Variablen. Da ihnen für ihre Querschnittsanalyse 
von 20 Industriezweigen kein einheitlicher Index des physischen Outputs zur 
Verfügung steht, verwenden Brown & Medoff (1978) als abhängige Variable die 
Wertschöpfung pro Arbeitseinheit, wobei sie unter der Annahme vollständiger 
Konkurrenz davon ausgehen, daß Veränderungen dieser Variablen nur Mengen-, 
nicht aber Preisänderungen widerspiegeln. Falls jedoch gewerkschaftlich 
organisierte und nichtorganisierte Unternehmen auf verschiedenen Gütermärk-
ten anbieten, lassen sich - wie Brown & Medoff (1978, S.371ff.) selbst ein-
räumen - gewerkschaftlich induzierte Produktivitäts- und Preiseffekte nicht 
auseinanderhalten und der geschätzte Wertschöpfungskoeffizient reflektiert 
unter Umständen nur einen z.B. durch höhere Gewerkschaftslöhne verursachten 
Preiseffekt. 1) 

Die Zweifel an der Plausibilität ihrer Ergebnisse werden noch verstärkt 
durch die Feststellung von Brown & Medoff (1978, S.368): "the estimated 
productivity effect and the estimated wage effect are of the same order of 
magnitude". Wenn die getrennt geschätzten Lohn- und Faktorproduktivitäts-
differentiale tatsächlich ungefähr gleich groß sind, dann müßte das gewerk-
schaftliche Lohndifferential bei einem von Brown & Medoff (1978, S.367) er-
wähnten Anteil der Arbeit an der Wertschöpfung von nur 53% zu einem Anstieg 
der gesamten Produktionskosten führen, der deutlich geringer ausfällt als 

1) Dieses Schätzproblem läßt sich vereinfacht wie folgt darstellen, wobei 
davon ausgegangen wird, daß die Wertschöpfung WS dem Produkt aus Preis P 
und Ausbringungsmenge Q abzüglich der Materialkosten M entspricht: 

WS= P·Q - M 
Unter der Annahme eines konstanten Verhältnisses von Materialkosten und 
Ausbringungsmenge m=M/Q läßt sich obige Gleichung umformen wie folgt: 

WS= P•Q - m•Q = (P-m)Q 
WS/L = (P-m)Q/L 

ln(WS/L) = ln(P-m) + ln(Q/L) 
Dies zeigt, daß der von Brown & Medoff (1978) als abhängige Variable 
verwendete natürliche Logarithmus der Wertschöpfung pro Arbeitseinheit 
In (WS/L) außer dem gewünschten Produktivitätsausdruck ln(Q/L) auch noch 
einen Preiseffekt von ln(P-m) umfaßt; vgl. auch die in Tabelle 8.1 auf-
geführte Schätzung von Allen (1984a), in der das Produktivitätsdifferen-
tial um über die Hälfte schrumpft, wenn statt der nominalen die defla-
tionierte Wertschöpfung verwendet wird. Eine ausführlichere Diskussion 
der Ergebnisse von Brown & Medoff (1978) und der zusammenhänge zwischen 
Wertschöpfung, Preisen, Löhnen und Profiten findet sich bei Karier (1~. 
Kap.4). Eine andere Interpretation, die von Addison & Barnett (1982, S. 
151) angesprochen wird, aber auf H.G.Lewis zurückgeht, wäre, daß der Ge-
werkschaftskoeffizient das gewerkschaftliche Lohndifferential anzeigt. 
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das geschätzte gesamte Faktorproduktivitätsdifferential. Anders ausge-
drückt, Gewerkschaften hätten damit positive Auswirkungen auf die Unter-
nehmensgewinne, was mit der im vorigen Kapitel diskutierten und auch von 
Freeman & Medoff (1984, Kap.12) anerkannten empirischen Evidenz einer Ab-
nahme der Gewinnrate in gewerkschaftlich organisierten Unternehmen nicht 
vereinbar ist. l) überdies müßten ungefähr gleich große gewerkschaftliche 
Lohn- und Produktivitätseffekte zu einem entsprechenden, drastischen Rück-
gang der Beschäftigung führen, der im Gegensatz zu den sonst geschätzten 
Arbeitsnachfrageelastizitäten und den beobachteten geringen Beschäftigungs-
effekten der Gewerkschaften steht. Wessels (1985, S.101) kommt nach einer 
Gegenüberstellung dieser widersprüchlichen empirischen Evidenz zu dem 
Schluß: "one of these effects must be wrang: either unions do not substan-
tially increase productivity or they substantially reduce employment". 

Die bisher diskutierten Schätzprobleme stellen den Ausgangspunkt der eben-
falls auf Brown & Medoff (1978) aufbauenden industriespezifischen Produk-
tivitätsstudien von Clark (1980a,b) dar. In seiner Regressionsanalyse, die 
auf Zeitreihendaten von sechs Unternehmen der US-Zementindustrie basiert, 
die im Beobachtungszeitraum 1953-1976 eine gewerkschaftliche Organisierung 
erfuhren, benutzt Clark (1980a) als abhängige Variable die physische Aus-
bringungsmenge (Tonnen Zement) pro Arbeitseinheit und versucht die Ein-
flüsse von Vnterschieden in der Technologie, in der Arbeitskräftequalität 
und im Management zu berücksichtigen. Clark (1980a) findet eine relativ 
stabile, aber statistisch nur schwach signifikante Produktivitätszunahme 
von 6-8% infolge gewerkschaftlicher Organisierung, die er aufgrund seiner 
in Fallstudien von allen sechs Betrieben gewonnenen Erkenntnisse vorwiegend 
der verbesserten Effizienz des Managements und damit einem gewerkschaftli-
chen Schockeffekt zuschreibt. In einer kombinierten Analyse von Quer- und 
Längsschnittdaten der US-Zementindustrie stößt Clark (1980b), der dabei 
die einschränkende Annahme identischer Produktionsfunktionen aufhebt, trotz 

1) Vgl. die Untersuchungsergebnisse von Clark (1984), Karier (1984, 1985) 
und Voos & Mishel (1986a,b); aufgrund ähnlicher Überlegungen kommen 
Hirsch & Addison (1986, S.198) zu der Bewertung, diese Ergebnisse von 
Brown & Medoff (1978) seien "frankly, implausible". Die Ergebnisse und 
die Methodik von Brown & Medoff (1978) werden auch von Reynolds (1986) 
kritisiert, dessen Analyse jedoch selbst schwere Mängel aufweist, wie 
Addison & Chilton (1987) in einer weiteren Erörterung methodischer 
Probleme zeigen. 
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Stichproben- und Signifikanzproblemen auf Anzeichen für ein gewerkschaft-
lich bedingtes Produktivitätsdifferential von ähnlicher Größe. l) Diese 
Schätzergebnisse von Clark (1980a,b) bestätigen auch die bei der Diskussion 
negativer Gewerkschaftseffekte erwähnte Ansicht, daß eine gewerkschaftliche 
0rganisierung nicht zu einer Erhöhung der Stückkosten führen muß, da die 
um ungefähr 12-18% höheren Gewerkschaftslöhne bei einem Arbeitskostenanteil 
von 43% durch den geschätzten Produktivitätszuwachs von 6-8% kompensiert 
werden. 

Wie ein Blick auf Tabelle 8.1 zeigt, weisen die industriespezifischen Stu-
dien von Allen (1984a, 1986) und Ichniowsky (1986) ebenfalls positive Pro-
duktivitätsunterschiede aus, während Kaufman & Kaufman (1987) wie teilweise 
auch Allen (1986) insignifik~nte Gewerkschaftseffekte feststellen. Eben-
falls weitgehend insignifikant sind die geschätzten gewerkschaftlichen Pro-
duktivitätsdifferentiale außerhalb des produzierenden Sektors. Neben den 
in Tabelle 8.1 aufgeführten Untersuchungen stößt auch Freeman (1986) bei 
einem überblick über weitere, oft methodisch anders aufgebaute Produktivi-
tätsstudien im öffentlichen Sektor auf überwiegend insignifikante Gewerk-
schaftseffekte, weist jedoch auf die Besonderheiten des öffentlichen Sek-
tors und die Problematik einer adäquaten Erfassung der Ausbringungsmenge 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen hin. 

Sowohl die angeführten Studien als auch die Ergebnisse einer unveröffent-
lichten, aber von Freeman & Medoff (1984, S.166ff.) erwähnten Untersuchung 
des amerikanischen Kohlebergbaus durch Connerton, Freeman & Medoff, bei der 
das gewerkschaftliche Produktivitätsdifferential je nach gewähltem Stich-
probenjahr zwischen +38% und -20% schwankt, verdeutlichen, daß die vor 
allem in den industriespezifischen Studien zum Ausdruck kommende Feststel-
lung eines signifikanten positiven Produktivitätseffekts infolge gewerk-
schaftlicher 0rganisierung keinesfalls uneingeschränkte Zustimmung finden 
kann. überdies stellen schon Brown & Medoff (1978, S.374) fest: "The idea 
that unions make firms with given personal characteristics more productive 

1) Addison & Gerlach (1983) kritisieren jedoch den geringen Stichprobenum-
fang von Clark (1980a,b), während Hirsch & Addison (1986) bedauern, daß 
bei der vorher/nachher-Analyse von Clark (1980a) nicht auch Betriebe 
einbezogen wurden, deren Status sich im Beobachtungszeitraum von "ge-
werkschaftlich organisiert" zu "nichtorganisiert" veränderte. 
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would be more persuasive if the mechanisms by which productivity is im-
proved could be isolated." Die Transmission positiver Gewerkschaftsein-
flüsse in eine höhere betriebliche Produktivität bedarf deshalb einer nä-
heren Untersuchung. 

8.3.3. Zur Transmission positiver Gewerkschaftswirkungen 

Nach der "exit/voice"-Interpretation von Freeman (1976) bzw. Freeman & 
Medoff (1979, 1984) führt die Existenz der "collective voice"-Institution 
Gewerkschaft zu einer geringeren Anwendung des Marktmechanismus "exit" und 
damit zu einer geringeren Arbeitskräftefluktuation und höheren Verweil-
dauer im Betrieb sowie zu einem effizienteren Management, zu Verbesserun-
gen bei Arbeitsverträgen und betrieblichen Regelungen und zu einer erhöh-
ten Arbeitsmoral und Motivation der Beschäftigten. 

Was die Abnahme der Individualreaktion "Abwanderung (exit)" betrifft, so 
zeigen detaillierte Untersuchungen von Freeman (1980) und Mincer (1983) 
sowie ein überblick über andere Studien bei Freeman & Medoff (1984, Kap.6), 
daß Gewerkschaften die Wahrscheinlichkeit von freiwilligen Kündigungen der 
Arbeitnehmer deutlich verringern und deren Verweildauer im Betrieb entspre-
chend erhöhen, unabhängig von den höheren Löhnen in gewerkschaftlich orga-
nisierten Unternehmen und anderen möglichen Einflußfaktoren. Allerdings 
könnte die in Querschnittsuntersuchungen festgestellte niedrigere Fluktua-
tion gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer auch auf ein Auswahlpro-
blem ("selectivity bias") bzw. auf einen umgekehrten Kausalverlauf zurück-
zuführen sein, falls sich weniger zur Abwanderung neigende Arbeitnehmer 
eher gewerkschaftlich organisieren. Unter Verwendung von Daten über jeweils 
gleiche Personen vermögen Freeman (1980) und Mincer (1983) jedoch in Längs-
schnittanalysen zu zeigen, daß die beobachtete Abnahme der Fluktuation vor-
wiegend auf Verhaltensänderungen der gleichen Arbeitnehmer infolge gewerk-
schaftlicher Organisierung zurückzuführen ist. 

Allerdings findet Clark (1980a) in seiner Fallstudie von sechs Betrieben 
der Zementindustrie nur in drei Fällen einen Rückgang der Anzahl freiwil-
liger Kündigungen nach einer gewerkschaftlichen Organisierung, und auch 
Brown & Medoff (1978) können die Bedeutung einer reduzierten Fluktuation 
nicht bekräftigen: Da das Hereinnehmen einer Kündigungsvariablen in ihre 
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Produktionsfunktion den geschätzten Gewerkschaftskoeffizienten nur um ein 
Fünftel reduziert, müssen sie die restlichen vier Fünftel anderen potenti-
ellen, aber nicht nachgewiesenen Einflußfaktoren wie bessere Unternehmens-
führung, Arbeitsmoral, Motivation und Kommunikation zuschreiben. Bei der 
Überprüfung weiterer möglicher Transmissionskanäle stößt Clark (1980a) in 
seiner Fallstudie für die Zementindustrie auf erhebliche Verbesserungen 
der Vorgehensweise und der personellen Besetzung des Managements, die er 
als Anzeichen für einen Schockeffekt interpretiert. 1) Trotz festzustellen-
der Verbesserungen der Arbeitsverträge und der betrieblichen Personalpoli-
tik vermag Clark (1980a) jedoch in seinen Interviews die erwartete Zunahme 
der Arbeitsmoral nach einer gewerkschaftlichen Organisierung nicht zu be-
stätigen. 

Dies deckt sich mit dem empirisch gesicherten Ergebnis verschiedener Befra-
gungen in den USA, daß gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer generell 
eine geringere Arbeitszufriedenheit aufweisen als ihre nichtorganisierten 
Kollegen. Bei einer Darstellung solcher Studien wird diese Erkenntnis auch 
von Freeman & Medoff (1984, Kap.9} akzeptiert, von ihnen jedoch als mit 
der "exit/voice"-Analyse vereinbar interpretiert. Freeman & Medoff (1984, 
S.138ff.) ziehen eine Analogie zur Häufigkeit kritischer politischer Äuße-
rungen in einer Demokratie verglichen mit einer Diktatur und argumentieren, 
daß solche Umfrageergebnisse nur ein Ausdruck der ja schließlich gerade 
durch die Gewerkschaften erhöhten Sensibilität und Artikulationsmöglich-
keiten in organisierten Betrieben seien. Allerdings vermag in einer neueren 
US-Querschnittsanalyse Schwochau (1987) die auch von ihr festgestellte ge-
ringere Arbeitszufriedenheit von Gewerkschaftsmitgliedern nach zusätzli-
chen Tests nur teilweise mit der "exit/voice"-Erklärung zu vereinbaren. 
überdies findet Allen (1984b} bei Verwendung dreier unterschiedlicher Da-
tenbasen mit US-Längs- und Querschnittsdaten jeweils eine um mindestens 29% 
erhöhte Wahrscheinlichkeit der Abwesenheit vom Arbeitsplatz für Gewerk-

1) Auch Allen (1986, 1987) vermag die von ihm festgestellten Produktivi-
tätseffekte in der Baubranche nur auf rationelleres Arbeiten mit bes-
serer Technologie bzw. auf Betriebsgrößenvorteile zurückzuführen, be-
trachtet dies jedoch als eine im Sinne der "exit/voice"-Interpretation 
unbefriedigende Erklärung. Semmels (1987) findet sogar Anzeichen für 
eine gewerkschaftliche Behinderung effizienzsteigernder Managementprak-
tiken, für verschlechterte Arbeitnehmer-Management-Beziehungen sowie 
für einen dadurch hervorgerufenen Rückgang der Produktivität. 
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schaftsmitglieder. Der dadurch verursachte Produktivitätsrückgang beträgt 
nach seinen Berechnungen zwar nur Bruchteile eines Prozents, doch stellen 
diese höheren Fehlzeiten, die als eine Form von "Abwanderung" interpretiert 
werden können, im Zusammenhang mit der festgestellten geringen Arbeitszu-
friedenheit der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer die Gültigkeit 
der "exit/voice"-Hypothese einer verringerten Abwanderung sowie einer er-
höhten Arbeitsmoral und Motivation in Frage. 

Anlaß zu ähnlich kritischen Schlußfolgerungen gibt auch die detaillierte 
Querschnittsanalyse über gewerkschaftliche Produktivitätseffekte und deren 
Transmission von Mefford (1986), der 31 Betriebe eines großen multinatio-
nalen Unternehmens in Kanada, Europa, Asien und Lateinamerika im Zeitraum 
1975-1982 untersucht. Mefford (1986) zeigt, daß eine gewerkschaftliche Or-
ganisierung - in Übereinstimmung mit der im vorigen Kapitel diskutierten 
preistheoretischen Analyse - die Kapitalintensität eines Betriebes erhöht. 
Sie ist nach seinen Berechnungen jedoch nicht mit einer geringeren Arbeit-
nehmerfluktuation, sondern vielmehr mit um ungefähr 27% höheren Fehlzeiten 
verbunden; diese Erkenntnis steht im Gegensatz zur "exit/voice"-Hypothese 
eines verringerten Abwanderungsverhaltens. Andererseits kann die Feststel-
lung, daß die gewerkschaftlich organisierten Betriebe durch ein wesentlich 
besseres Management gekennzeichnet sind, als Bestätigung eines gewerk-
schaftlichen Schockeffektes gesehen werden. Selbst wenn alle diese Auswir-
kungen berücksichtigt werden, findet Mefford (1986) in seiner Translog-
Produktionsfunktion einen verbleibenden positiven Gewerkschaftseffekt von 
13-29%, den er entweder einem verbesserten Betriebsklima oder einer bes-
seren Qualität der Arbeitskräfte zuschreibt. Während ersteres mit einer 
"voice"-Interpretation vereinbar wäre, dürfte die letztere, preistheoreti-
sche Erklärung plausibler sein, da in dieser Studie der Arbeitsinput nicht 
qualitätsmäßig korrigiert wurde. 

Wie man sieht, vermögen die erwähnten empirischen Studien - wie teilweise 
auch die theoretischen Überlegungen von Freeman (1976) sowie Freeman & 
Medoff (1979, 1984) - kein klares Bild der genauen Wirkungsweise positiver 
Gewerkschaftseinflüsse auf die Produktivität zu vermitteln. Dies läßt 
manche Beobachter, wie z.B. Addison (1982, S.133), von einer "black box" 
der angeblich produktivitätssteigernden Wirkungen von Gewerkschaften spre-
chen und erklärt, warum Hirsch & Addison (1986, S.204) nach einem überblick 
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über die empirische Evidenz für "collective voice"-Wirkungsmechanismen 
letztlich das traditionelle Argument gewerkschaftlicher Schockeffekte fa-
vorisieren: "Apart from the evidence on quits and grievances, direct em-
pirical support for the collective voice explanation of productivity change 
is far from overwhelming. Subsequently, we contend that management response 
to decreased profit expectations under unionism may provide the primary ex-
planation for observed productivity improvements in the union sector." 

8.3.4. Eine kritische Bewertung der Produktivitltsstudien und 
ihrer "collective voice"-Interpretation 

Das große Verdienst der dargestellten theoretischen und empirischen Analy-
sen gewerkschaftlicher Produktivitätseffekte besteht darin, daß die von 
Freeman (1976) bzw. Freeman & Medoff (1979, 1984) durchgeführten oder ange-
regten Arbeiten die Bedeutung nicht preis- und lohntheoretisch faßbarer 
Funktionen der Gewerkschaften und deren möglicherweise effizienzsteigernde 
Auswirkungen unterstreichen und diesen traditionell eher vernachlässigten 
Problemkreis einer systematischen empirischen Untersuchung unterziehen. 
Dies stellt eine bedeutende Leistung dar, die auch von Kritikern dieses 
Ansatzes wie Addison (1982), Addison & Barnett (1982) und Addison & Gerlach 
(1983) anerkannt wird. 

Allerdings ist die von ihren Befürwortern vorgebrachte empirische Evidenz 
für das Vorhandensein gewerkschaftlich induzierter Produktivitätssteigerun-
gen keineswegs überzeugend. Einerseits leiden, wie oben gesehen, die mei-
sten Produktivitätsstudien unter starken methodischen Problemen, anderer-
seits müssen selbst die so erhaltenen Ergebnisse mangels ausreichender 
Plausibilität und statistischer Signifikanz mit entsprechender Zurückhal-
tung interpretiert werden. 1) Wie Tabelle 8.1 zeigt, gibt es überdies deut-

1) Addison (1985, S.132f.) faßt die weitgehende Ablehnung dieser Studien 
wie folgt zusammen: "The general belief in the profession is that the 
studies do not control adequately for substitution attendant upon a rise 
in the price of labor or reflect sample selectivity problems or both." 
Eine Diskussion des Problems der Stichprobenauswahl und der wohl über-
höhten Schätzergebnisse gewerkschaftlicher Effekte in Querschnittsanaly-
sen erfolgt durch Freeman (1984), der dabei jedoch zeigt, daß Längs-
schnittanalysen weder ein problemloses Ersatzinstrument darstellen noch 
zu einer grundlegenden Änderung der Erkenntnisse führen. 
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liehe Widersprüche zwischen den in den industriespezifischen Studien von 
Clark (1980a,b), Ichniowsky (1986) und Allen (1984a, 1986) geschätzten po-
sitiven Produktivitätsdifferentialen und den negativen Schätzergebnissen 
für den produzierenden Wirtschaftssektor von Clark (1984) und von Warren 
(1985). Ferner vermitteln die auch von Freeman (1986) anerkannten, weitge-
hend insignifikanten Schätzergebnisse für den öffentlichen Sektor den Ein-
druck, daß gewerkschaftlich induzierte Produktivitätszuwächse auf den pri-
vaten Sektor und dort auf Bereiche mit hohem Wettbewerbsdruck beschränkt 
bleiben, eine Vermutung, die schon in den Studien von Mandelstamm (1965) 
und Clark (1980b) zum Ausdruck kommt. Aufgrund dieser Diskrepanzen kommen 
auch Hirsch & Addison (1986, S.207) zu einer überwiegend negativen Bewer-
tung der empirischen Evidenz gewerkschaftlicher Produktivitätseffekte: 
"there is little doubt that the !arge productivity gains attributed to 
unionism by Brown & Medoff (1978) and others across manufacturing indus-
try as a whole are of an implausible magnitude .•.. Indeed, our reading of 
the evidence leads us to conclude that the average union productivity ef-
fect is just as likely tobe negative as positive". 

Selbst wenn man die in industriespezifischen Querschnittsanalysen ermittel-
ten zusammenhänge zwischen gewerkschaftlicher 0rganisierung und höherer 
Produktivität akzeptiert, stellt sich die Frage, ob die gewerkschaftliche 
0rganisierung tatsächlich der exogene Verursacher einer höheren Produkti-
vität ist, oder ob sie nicht selbst eine endogene Variable darstellt. In 
einer - ähnlich wie Freeman (1976) bzw. Freeman & Medoff (1979, 1984) - auf 
Argumenten öffentlicher Güter aufbauenden Analyse argumentieren Duncan & 
Stafford (1980), daß unangenehmere Arbeitsbedingungen, wie strukturiertere 
Arbeitsabläufe, inflexible Arbeitszeiten, vom Arbeitgeber angesetzte Über-
stunden, höherer Arbeitstakt etc., sowohl mit einer höheren Produktivität 
als auch mit einer höheren gewerkschaftlichen 0rganisierung verknüpft sein 
dürften. Mit Hilfe von Längs- und Querschnittsana!ysen vermögen Duncan & 
Stafford (1980) zu zeigen, daß die Wahrscheinlichkeit einer gewerkschaft-
lichen Mitgliedschaft von einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen 
stark positiv beeinflußt wird und daß Gewerkschaftsbeitritte außer mit 
Lohnerhöhungen auch mit unangenehmeren Arbeitsbedingungen verbunden sind. 
Ungefähr zwei Fünftel des Lohnunterschiedes zwischen gewerkschaftlich or-
ganisierten und nichtorganisierten Arbeitnehmern in den USA mit manuellen 
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Tätigkeiten stellen nach diesen Schätzungen ein kompensierendes Lohndiffe-
rential für schlechtere Arbeitsbedingungen der oben erwähnten Art dar. Zwar 
kann aufgrund der Struktur des Modells von Duncan & Stafford (1980) nicht 
unterschieden werden, ob die gewerkschaftliche 0rganisierung eine Funktion 
der Arbeitsbedingungen ist oder ob die härteren Arbeitsbedingungen eine 
gewinnerhaltende Arbeitgeberreaktion auf das Auftreten von Gewerkschaften 
darstellen. Dennoch legen diese Erkenntnisse eine vorsichtigere Interpreta-
tion der zusammenhänge zwischen Arbeitsbedingungen, Produktivität und Löh-
nen einerseits und der Existenz von Gewerkschaften andererseits nahe, als 
sie in den Analysen von Freeman & Medoff (1979, 1984) zu finden ist. 

Selbst wenn man den von Freeman & Medoff (1979, 1984) postulierten Kausal-
verlauf sowie die automatische, zu sehr US-spezifische Gleichsetzung von 
"eo! Jecti ve voice" und Gewerkschaften akzeptiert 1l, stellt sich die Frage 
nach den Kanälen und Mechanismen, durch die Gewerkschaften effizienzstei-
gernd wirken sollen. Während schon beinahe traditionelle Stabilisierungs-, 
Kommunikations- und Transaktionskostenargumente, die in moderner Form in 
der Analyse idiosynkratischer Arbeitsplatzanforderungen von Williamson, 
Wachter & Harris (1975), in der transaktionskostentheoretischen Interpreta-
tion interner Arbeitsmärkte von Becker (1985) oder in der Darstellung der 
Gewerkschaft als optimierendem Vertreter ihrer Mitglieder durch Faith & 
Reid (1983) zum Ausdruck kommen, sicherlich eine plausible Begründung für 
mögliche Produktivitätssteigerungen mit Hilfe der Gewerkschaften darstel-
len, stützen sich Freeman & Medoff (1979, 1984) vorwiegend auf "collective 
voice"-spezifische Wirkungsmechanismen, deren Bedeutung empirisch nicht 
ausreichend nachgewiesen ist. Da der festgestellte gewerkschaftlich beding-
te Rückgang der Arbeitskräftefluktuation die geschätzten Produktivitäts-
differentiale nur zum Teil und verbesserte betriebliche Regelungen oder 

1) Diese beiden Schwachpunkte der "collective voice/institutional response"-
Argumentation werden explizit von Fitzroy & Kraft {1985b, 1987) kriti-
siert, die fragen, warum fähige Manager nicht von sich aus ein wirksames 
Kommunikationssystem und Mitspracherechte der Arbeitnehmer einrichten 
und damit die ihnen durch Gewerkschaften und formale Verhandlungen auf-
erlegten Einschränkungen vermeiden. In ihren später noch diskutierten 
Studien präsentieren und überprüfen Fitzroy & Kraft {1985b, 1987) eine 
alternative Theorie, der zufolge sich gewerkschaftliche 0rganisierung 
als Folge von hohem Arbeitsdruck entwickelt, der von einem unfähigen 
Management ausgeübt wird. 
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höhere Arbeitsmoral diese überhaupt nicht zu erklären vermögen, verbleibt 
als hauptsächlicher Erklärungsfaktor ein gewerkschaftlicher Schockeffekt, 
wie er z.B. von Clark (1980a) und Mefford (1986) festgestellt wird. 

Die theoretische Möglichkeit und die empirische Feststellung produktivi-
tätssteigernder (Schock-)Effekte sagen jedoch nichts darüber aus, ob es 
sich hierbei um einmalige Produktivitätserhöhungen handelt, ob diese lang-
fristig beibehalten werden können 1), oder ob darüber hinaus das Produkti-
vitätswachstum positiv beeinflußt wird. Während die Harvard-Studien zum 
Ausdruck bringen, daß gewerkschaftlich organisierte Betriebe eine höhere 
Produktivität aufweisen, zeigen überblicke von Terleckyj (1980) und von 
Hirsch & Link (1984) über Untersuchungen des Einflusses von Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung (F&E) auf das Produktivitätswachstum, daß die 
Zunahme der gesamten Faktorproduktivität in stärker gewerkschaftlich orga-
nisierten Industriezweigen geringer ausfällt. 2) Diese scheinbar gegensätz-
liche empirische Evidenz läßt sich nach Ansicht von Hirsch & Link (1984) 
sowie Maki (1983b) möglicherweise dahingehend interpretieren, daß eine ge-
werkschaftliche 0rganisierung ursprünglich durch zusätzliche Kommunikation 
und Verringerung von X-Ineffizienz produktivitätssteigernd wirkt, Gewerk-
schaften jedoch langfristig durch Beschränkung unternehmerischer Flexibili-
tät und Verringerung von Gewinnerwartungen das Produktivitätswachstum ver-
langsamen. Im empirischen Teil ihrer Arbeit versuchen Hirsch & Link (1984) 
deshalb, diese unterschiedlichen Beobachtungen unter Verwendung einer um 
gewerkschaftliche Niveau- und Veränderungsgrößen erweiterten Cobb-Douglas-
Produktionsfunktion miteinander zu vereinbaren. Sie stoßen in ihrer rela-
tiv groben Regressionsanalyse jedoch auf einen negativen Einfluß der ge-

1) Die bereits oben und von Freeman & Medoff (1984, S.168) angesprochenen 
unveröffentlichten Querschnittsanalysen des US-Kohlebergbaus von 
Connerton, Freeman & Medoff, in denen der Gewerkschaftskoeffizient 
innerhalb von zehn Jahren einen Wechsel von +38% bis -20% durchmacht, 
sprechen nicht gerade für eine Konstanz dieser Produktivitätseffekte. 
Die von den Autoren vorgebrachte Erklärung, diese Veränderungen seien 
auf eine Verschlechterung der Arbeitsbeziehungen zurückzuführen, wird 
von Addison & Gerlach (1983, S.223) mit Recht als "eine typische ad-
hoc-Begründung" kritisiert. 

2) Vgl. auch den im vorigen Kapitel diskutierten und in den Studien von 
Connolly, Hirsch & Hirschey (1986), Hirsch & Link (1987) sowie Acs & 
Audretsch (1987) festgestellten negativen Einfluß von Gewerkschaften 
auf F&E-lnvestitionen und die Produktinnovation. 
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werkschaftlichen Organisierung sowohl auf die Produktivität als auch auf 
das Produktivitätswachstum und schließen daraus (S.34): "In our opinion, 
these findings cast doubt on the generality and robustness of the results 
reported in the Harvard studies." 

Obwohl sie die Ergebnisse solcher F&E-Studien nicht angemessen berücksich-
tigen, müssen auch Freeman & Medoff (1984, S.170) aufgrund eigener Berech-
nungen einräumen, "unionized industries have, indeed, had somewhat slower 
growth of productivity than nonunion sectors", doch können sie auf eine 
nicht ausreichende statistische Signifikanz ihrer Resultate verweisen. Den-
noch verdeutlichen die bisherigen Ergebnisse die aus der kurzfristig-stati-
schen Natur der Harvard-Studien und der Vernachlässigung der langfristigen 
Konsequenzen gewerkschaftlicher Organisierung entstehenden Probleme bei der 
Bewertung gewerkschaftlicher Wohlfahrtseffekte. Diese Erkenntnis findet 
ihre Bestätigung in den Schätzergebnissen einer Regressionsanalyse des ka-
nadischen Produktivitätswachstums von Maki (1983b), die zeigen, daß durch 
gewerkschaftliche Veränderungsraten dargestellte kurzfristig positive 
(Schock-)Effekte langfristig durch die mit einer gewerkschaftlichen Niveau-
größe erfaßte Abnahme des Produktivitätsfortschritts ausgeglichen werden. 

Nicht nur diese weitgehend unabhängig von den Harvard-Studien durchgeführ-
ten Untersuchungen des Produktivitätswachstums, sondern auch eine bereits 
vor Brown & Medoff (1978) veröffentlichte und durch eine etwas andere Vor-
gehensweise gekennzeichnete Regressionsanalyse der Produktivitätswirkung 
der Gewerkschaften im britischen Kohlebergbau von Pencavel (1977) wecken 
Zweifel an der Allgemeingültigkeit der Harvard-Studien und ihrer Ergebnis-
se. Da Pencavel (1977) als abhängige Variable seiner CES-Produktionsfunk-
tion die physische Kohleförderung in Tonnen verwendet und im Untersuchungs-
zeitraum 1900-1913 keine Lohndifferentiale zwischen gewerkschaftlich orga-
nisierten und nichtorganisierten Arbeitskräften bzw. Minen festzustellen 
waren, werden seine Ergebnisse nicht durch Preiseffekte beeinträchtigt. 
Pencavel (1977) stellt fest, daß eine Zunahme des gewerkschaftlichen Orga-
nisationsgrades von 66% auf 80% mit einem Rückgang der Kohleförderung um 
2,3-3,1% verbunden war, was ceteris paribus bedeuten würde, daß eine voll-
ständig gewerkschaftlich organisierte Mine 22% weniger Kohle fördert als 
eine nichtorganisierte Mine. Addison & Gerlach (1983, S.222) schließen 
daraus: "Pencavels Studie verdeutlicht, daß die Ergebnisse der Harvard-
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Ökonomen nicht ohne Modifikation auf andere Volkswirtschaften mit anderen 
Gewerkschaftsstrukturen und Arbeitsverbänden übertragen werden können." 

8.4. Zur Obertragbarkeit des "collective voice"-Modells und 
seiner Ergebnisse auf die Arbeitsmarktverhlltnisse in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Will man die ''exit/voice"-lnterpretation von Freeman (1976) bzw. Freeman & 
Medoff (1979, 1984) sowie die oben erläuterte empirische Vorgehensweise der 
Produktivitätsstudien zunächst einmal ohne eventuell notwendige Modifika-
tionen auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland übertragen, 
so bietet sich als erste grobe Überprüfung der postulierten zusammenhänge 
zwischen gewerkschaftlicher Organisierung und Produktivität eine Zeitrei-
henuntersuchung in der von Warren (1985) durchgeführten Art an. Dabei soll-
te die oben dargestellte, von Brown & Medoff (1978) in bezug auf gewerk-
schaftliche Organisierung modifizierte Cobb-Douglas-Produktionsfunktion 
(8.3'), die als Basisgleichung der meisten Querschnittsanalysen dient, nach 
Ansicht von Warren (1985) für eine Längsschnittanalyse noch um zwei Kon-
troll variablen erweitert werden, die der konjunkturzyklischen Veränderung 
der abhängigen Variablen sowie ungebundenem technischen Fortschritt Rech-
nung tragen. Somit ergibt sich eine Schätzgleichung 

ln(Q/L) = a0 + a1 ln(K/L) + a2 OG + a,ZYK + a4 TIME + e , (8.4) 

in der die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität (Q/L) in Abhängigkeit 
von einer Konstanten, vom Einsatzverhältnis von Kapital und Arbeit (K/L), 
vom generalisierten gewerkschaftlichen Organisationsgrad (OG) 1), von der 

1) Die hier verwendete Form des generalisierten gewerkschaftlichen Organi-
sationsgrades OG=Lg/L unterscheidet sich von der in Kapitel 2 bevorzug-
ten Definition des Organisationsgrades O dadurch, daß die gewerkschaft-
lichen Mitgliederzahlen - wegen der in Gleichung (8.2) erfolgten Divi-
sion durch L - statt nur auf die beschäftigten und arbeitslosen Arbeit-
nehmer auf alle Erwerbstätigen bezogen werden, was jedoch an ihrer Aus-
sagekraft nichts ändern dürfte. Wie in den Kapiteln 2 und 3 wird im Zäh-
ler dieses Bruches die Summe der Mitgliederzahlen von in DGB (ohne die 
erst 1978 beigetretene GdP) und DAG zusammengefaßten Gewerkschaften ver-
wendet, da diese in ihrer Struktur und ihrem Verhalten am ehesten dem 
in Kapitel 1 dargelegten Gewerkschaftsverständnis entsprechen. 
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zyklischen Abweichung des realen verfügbaren privaten Einkommens von seinem 
Trend (ZYK), von einem linearen Zeittrend (TIME) und von einer Störgröße 
mit den üblichen Eigenschaften (e) dargestellt wird. 

Das Hauptaugenmerk in dieser Schätzgleichung gilt dem Koeffizienten a2 des 
gewerkschaftlichen Organisationsgrades OG. Ist dieser positiv, so kann dies 
aufgrund der Herleitung von Gleichung (8.4) bzw. von Gleichung (8.3') in 
Abschnitt 8.3.1. als Bestätigung der These einer produktivitätssteigernden 
Wirkung der gewerkschaftlichen Organisierung gesehen werden, während ein 
Schätzkoeffizient a2 <0 negative gewerkschaftliche Produktivitätseffekte 
widerspiegelt. Während das Vorzeichen des Koeffizienten a2 also nicht vor-
hergesagt werden kann, ist das erwartete Vorzeichen aller anderen Schätz-
koeffizienten positiv. Diese Erwartungen finden ihre Bestätigung in der 
folgenden Kleinstquadratschätzung für die Bundesrepublik Deutschland von 
1955-1984, bei der statt der gegenwärtigen die um eine Periode verzögerte 
Erklärungsvariable ln(K/L)t-l verwendet wird, da dies zu einer deutlichen 
Verbesserung aller statistischen Prüfmaße führt: 

ln(Q/L)t = 4,350 + 0,473 ln(K/L)t-l - 0,0027 OGt 
(21,408) (7,479) (1,600) 

+ 0,332 ZYKt + 0,014 TIMEt (8.4') 
( 11 , 660) (4,835) 

R'=0,999 SER=0,008 F=12000,9 DW=1,980 

Regression (8.4') überzeugt durch die hohe Güte der Anpassung, die Abwesen-
heit von Autokorrelation und das Bestehen des Strukturbruchtests von Chow 
(1960), bei dem in einem Vergleich der beiden Hälften des Schätzzeitraumes 
(bis/ab 1969/70) die Nullhypothese der Konstanz der geschätzten Beziehungs-
struktur nicht verworfen werden kann. Von hauptsächlichem Interesse ist je-
doch der kleine negative Schätzkoeffizient a2 , der besagt, daß eine Zunahme 
des gewerkschaftlichen Organisationsgrades um einen Prozentpunkt ceteris 
paribus mit einer Abnahme der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität 
um knapp 0,003 Prozent verbunden ist. Im Gegensatz zu den hochsignifikanten 
anderen Schätzkoeffizienten erweist sich a2 allerdings in einem zweiseiti-
gen t-Test nur mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von über 10% als von 
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Null verschieden. Somit kann als vorläufige Erkenntnis aus dieser Längs-
schnittanalyse nur festgestellt werden, daß der gewerkschaftliche Organi-
sationsgrad OG einen negativen, aber statistisch wenig signifikanten und 
quantitativ unbedeutenden Einfluß auf die Arbeitsproduktivität in der Bun-
desrepublik Deutschland auszuüben scheint, der einer unveränderten Über-
tragung der "collective voice"-Analyse von Freeman & Medoff (1979, 1984) 
und ihrer empirischen Ergebnisse widerspricht. 

Doch selbst diese vorsichtige Einschätzung muß unter Umständen relativiert 
werden angesichts einiger grundsätzlicher Probleme, die sich bei der Schät-
zung von Gleichung (8.4) ergeben. So wird z.B. in einem solchen Einglei-
chungsmodell nicht berücksichtigt, daß - wie in den Kapiteln 2 und 3 fest-
gestellt wurde - die gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen und damit auch der 
Organisationsgrad OG als entscheidende Erklärungsvariablen keinesfalls von 
der Entwicklung der Konjunktur bzw. des in der abhängigen Variablen verwen-
deten realen Bruttoinlandsproduktes Q unabhängig sein müssen. Besteht je-
doch eine gegenseitige simultane Beziehung zwischen OG und (Q/L), so ergibt 
sich bei einer Schätzung von Gleichung (8.4) mittels der Methode der klein-
sten Quadrate (OLS) das bereits in den Kapiteln 3 und 4 näher erörterte 
Simultanitätsproblem mit der Möglichkeit verzerrter und inkonsistenter 
Schätzkoeffizienten der erklärenden Variablen. 

Ferner ist zu fragen, ob in Schätzgleichung (8.4) den in Kapitel 7 disku-
tierten, preistheoretisch bedingten Reaktionen der Arbeitgeber auf einen 
zunehmenden Gewerkschaftseinfluß sowie dem technischen Fortschritt ausrei-
chend Rechnung getragen worden ist. Zwar findet die erwartete Erhöhung der 
Kapitalintensität durch die Verwendung des Ausdrucks (K/L) Berücksichti-
gung, doch muß die erwartete Beschäftigung höherqualifizierter Arbeits-
kräfte bei der Schätzung von Gleichung (8.4) unberücksichtigt bleiben, da 
hierfür - im Gegensatz zu der Untersuchung von Warren (1985) - keine qua-
litätsmäßig angepaßten Arbeitskräfte- und Kapitalstockdaten zur Verfügung 
stehen. Das Fehlen solcher qualitätsmäßig korrigierter Daten kann auch als 
Entschuldigung für eine unter Umständen unvollkommene Einbeziehung des in 
den Produktionsfaktoren gebundenen technischen Fortschritts angeführt wer-
den, während der ungebundene technische Fortschritt vielleicht besser durch 
(nicht verfügbare) Daten über Forschungs- und Entwicklungsausgaben als 
durch einen Zeittrend repräsentiert werden sollte. 
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Schließlich weist Warren (1985) selbst auf mögliche Beeinträchtigungen der 
Schätzung durch das Aggregationsproblem und durch die restriktive Form der 
verwendeten Cobb-Douglas-Funktion hin, die potentielle Einflüssegewerk-
schaftlicher Aktivitäten auf die Steigungen der Produktionsparameter oder 
auf den in der Konstanten zum Ausdruck kommenden Effizienzparameter ver-
nachlässigt. Neben den bisher erörterten, vorwiegend statistischen Unzu-
länglichkeiten spricht auch noch die bisher vernachlässigte Frage notwen-
diger Modifikationen der zugrundeliegenden theoretischen Überlegungen da-
gegen, der oben durchgeführten und an die US-Studie von Warren (1985) ange-
lehnten Produktivitätsuntersuchung für die Bundesrepublik Deutschland allzu 
große Bedeutung beizumessen. Versucht man nämlich, die von Freeman (1976) 
bzw. Freeman & Medoff (1979, 1984) postulierten und vorwiegend auf die eher 
unternehmenszentrierten Gewerkschaften in den USA zugeschnittenen effi-
zienzsteigernden Wirkungen einer "collective voice"-Institution auf die 
doch recht unterschiedlichen Arbeitsmarktverhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland zu übertragen und sie zu hinterfragen, so sollte man eigentlich 
auch die hierzulande vorhandene Dualität der Arbeitsbeziehungen berücksich-
tigen. Dies ist allerdings in einer Längsschnittanalyse der obigen Art 
allein schon aus Datenmangel nicht möglich. 

Während in der Bundesrepublik Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände in 
meist jährlich stattfindenden kollektiven Tarifverhandlungen auf regionaler 
Ebene die Tarifverträge und andere Rahmenbedingungen festlegen, obliegt die 
ständige Überwachung und Durchsetzung der ausgehandelten Vereinbarungen so-
wie der Arbeitsbedingungen, der Arbeitsschutzrechte und anderer öffentli-
cher Güter in den Unternehmen dem von den Arbeitnehmern gewählten und 
- meist nur formal - von der Gewerkschaft unabhängigen Betriebsrat. Dieser 
stellt auf betrieblicher Ebene eine wesentlich einflußreichere Institution 
dar als die Gewerkschaft und erfüllt in ständigem Kontakt mit der Unter-
nehmensführung auch weitgehend die Aufgaben einer "collective voice"-Insti-
tution. 1) Daher dürfen bei der Übertragung der "voice"-theoretischen Argu-
mentation von Freeman (1976) bzw. Freeman & Medoff (1979, 1984) auf bundes-
deutsche Verhältnisse produktivitätssteigernde Wirkungen weniger von der 

1) Für eine ausführlichere Darstellung institutioneller Details sowie eine 
Diskussion des Verhältnisses von Betriebsrat und Gewerkschaft, vgl. 
Müller-Jentsch (1986, Kap.14,16,17) und Kotthoff (1979). 
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Gewerkschaft als vielmehr vom Betriebsrat erwartet werden. 

Allerdings stellen Fitzroy & Kraft (1985b, S.551) bei einer Querschnitts-
analyse von 62 mittelständischen Unternehmen der bundesdeutschen Metallin-
dustrie in den Jahren 1977 und 1979 keine derartigen Effizienzsteigerungen 
aufgrund der Existenz eines Betriebsrates fest: "here and elsewhere we have 
found no evidence for any efficiency effects from the existence of a works 
council". l) Dabei muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß das simultan 
geschätzte Mehrgleichungsmodell von Fitzroy & Kraft (1985b) als abhängige 
Variablen nur Löhne, Gehälter, gewerkschaftlichen Organisationsgrad und 
Profitabilität (cash flow pro Kapitaleinheit), nicht aber ein Maß der phy-
sischen Produktivität umfaßt. Ferner übt die gewerkschaftliche Organisie-
rung einen positiven und signifikanten Einfluß auf Löhne, Gehälter und Pro-
fitabilität aus, der als Bestätigung einer einfachen "voice"-Theorie gese-
hen werden könnte. Dies wird von Fitzroy & Kraft (1985b) jedoch unter Hin-
weis auf die geschilderten bundesdeutschen Verhältnisse für a priori un-
plausibel erklärt und überdies durch den negativen Einfluß der Betriebs-
ratsvariablen auf die Profitabilität, der sich auch in anderen Spezifika-
tionen - wie z.B. einer simultanen Probit-Analyse von Fitzroy & Kraft 
(1987) - als robust erweist, qualifiziert. Fitzroy & Kraft (1985b, 1987) 
interpretieren ihre Schätzergebnisse als Bestätigung ihrer eigenen, an 
Duncan & Stafford (1980) angelehnten Theorie, der zufolge die Arbeitnehmer 
mit einer gewerkschaftlichen Organisierung bzw. Bildung eines Betriebsrats 
auf vom Management ausgeübten hohen Arbeitsdruck und belastende Arbeitsbe-
dingungen reagieren. Der Versuch, dadurch einen finanziellen Ausgleich zu 
erhalten oder diese Arbeitsbedingungen verändern zu können, führt nach die-
ser Interpretation zu einer Einschränkung der unternehmerischen Entschei-
dungsfreiheit und zu einer geringeren Produktivität. 

Bei einer weiteren, auf dieselbe Datenbasis gestützten, Überprüfung der 
"exit/voice"-Theorie stellt Kraft (1986) fest, daß neben Humankapitalvaria-
blen, Löhnen und Arbeitsbedingungen auch das Ausmaß von Entscheidungsrech-

1) Bei einer auf dieselbe Datenbasis gestützten Untersuchung der Auswirkun-
gen einer Mitarbeiterbeteiligung auf die Produktivität erhalten Fitzroy 
& Kraft (1985a) in einem Eingleichungsmodell einen signifikanten nega-
tiven Schätzkoeffizienten für die Existenz eines Betriebsrates, der je-
doch bei simultaner Schätzung in einem Mehrgleichungsmodell positiv und 
insignifikant wird. 



216 

ten der Arbeiter, nicht jedoch die Existenz eines Betriebsrates oder der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad, einen signifikanten negativen Einfluß 
auf die Fluktuation der ungelernten Arbeitskräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland haben. Dieses Ergebnis kann einerseits als Bestätigung der Be-
deutung von "voice"-Faktoren wie den Mitsprachemöglichkeiten der Arbeitneh-
mer interpretiert werden, doch weckt es andererseits auch starke Zweifel 
daran, daß es - wie von Freeman & Medoff (1979, 1984) behauptet - zur Wirk-
samkeit von "voice"-Mechanismen einer Gewerkschaft bzw. eines Betriebsrates 
bedarf. Allerdings stützt sich Kraft (1986) - wie auch Fitzroy & Kraft 
(1985a,b; 1987) - auf eine relativ kleine und eventuell nicht repräsenta-
tive Unternehmenstichprobe mit nicht qualitätsmäßig korrigierten Arbeitsin-
putdaten, die abhängige Variable dieser Probit-Analyse ist nur eine Dummy-
variable der von den Unternehmen entweder als hoch oder niedrig einge-
schätzten Arbeitskräftefluktuation und die "voice"-Variable wird durch 
einen nicht unproblematischen Index der Entscheidungsrechte repräsentiert, 
so daß (auch nach Meinung des Autors) die Ergebnisse dieser Querschnitts-
analyse nicht überbewertet werden sollten. 

Zwar vermögen die Ergebnisse der oben durchgeführten Längsschnittanalyse 
sowie der Querschnittsanalysen von Fitzroy & Kraft (1985a,b; 1987) bzw. 
Kraft (1986) aufgrund methodischer Probleme die "exit/voice"-Theorie nicht 
eindeutig zu widerlegen, und weitergehende Untersuchungen für die Bundes-
republik Deutschland können mangels geeigneter Querschnittsdaten auch in 
dieser Arbeit nicht durchgeführt werden. Dennoch läßt sich abschließend 
feststellen, daß die bundesdeutsche wie auch internationale empirische 
Evidenz für die von Freeman (1976) bzw. Freeman & Medoff (1979, 1984) ent-
wickelte Theorie der produktivitätssteigernden Wirkung einer Vertretung 
von Arbeitnehmerinteressen durch eine "collective voice"-Institution nicht 
überzeugend ausfällt. Daraus sollte jedoch nicht voreilig geschlossen 
werden, daß Gewerkschaften keine positiven Wohlfahrtseffekte der angespro-
chenen Art - d.h. durch Schockeffekte, "collective voice/institutional 
response", Transaktionskostenverringerung, aber auch Reduzierung von Un-
gleichheit etc. - haben können. 
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9. ZUSAMMENFASSUNG UND ABSCHLIESSENDE BEMERKUNGEN 

Die vorliegende Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, Gewerkschaften - und zwar 
insbesondere deren Mitgliederentwicklung, Verhalten und Einfluß auf wirt-
schaftliche Größen - auf empirischer Grundlage ökonomisch zu untersuchen. 
Die Frage, ob Gewerkschaften überhaupt einer ökonomischen Analyse zugäng-
lich sind, wurde im ersten Kapitel in Anlehnung an die Ross-Dunlop-Kontro-
verse diskutiert. Dabei zeigte sich, daß bei der Betrachtung von Gewerk-
schaften gesellschaftspolitische Entwicklungen und Erklärungsansätze zwar 
ebensowenig mißachtet werden dürfen wie die besonders von Ross (1948) auf-
geworfene Frage der Interessendivergenz innerhalb der Gewerkschaften. Doch 
müssen, wie bereits Dunlop (1950) feststellte, Gewerkschaften auf der Basis 
ihrer durch mögliche Interessendivergenzen geprägten internen Entscheidun-
gen in einem ökonomischen Umfeld rational und nutzenmaximierend handeln, 
da sie viele ihrer Ziele nur durch ein solches, an wirtschaftlichen Größen 
ausgerichtetes und damit auch ökonomisch analysierbares Verhalten zu er-
reichen vermögen. 

Gewerkschaften können und sollten somit sehr wohl einer ökonomischen Ana-
lyse unterzogen werden, wobei in der vorliegenden Arbeit zwei Gesichts-
punkte besondere Beachtung finden: Zum einen wird der Frage nachgegangen, 
welche gesamtwirtschaftlichen, aber auch gesellschaftspolitischen Entwick-
lungen die Mitgliederstärke und das Verhalten von Gewerkschaften beein-
flussen. Zum anderen wird untersucht, welchen Einfluß die Gewerkschaften 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und hier insbesondere auf Löhne 
und Preise, Beschäftigung sowie Produktion und Produktivität auszuüben 
vermögen. Wenngleich diese beiden Aspekte der Untersuchung Interdependenzen 
aufweisen und deshalb nicht immer eindeutig zu trennen sind, so beschäfti-
gen sich doch die Kapitel 2 und 3 vorwiegend mit der Frage der Determinan-
ten der gewerkschaftlichen Mitgliederstärke, während die Kapitel 4 bis 8 
hauptsächlich der Untersuchung gewerkschaftlichen Verhaltens und seiner 
Auswirkungen gewidmet sind. 

Als Grundlage für die weitere Untersuchung wurde im zweiten Kapitel ein 
überblick über die in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Gewerk-
schaften und Arbeitnehmerverbände sowie über die Entwicklung von Mitglie-
derzahlen und Organisationsgrad gegeben. Dabei, wie auch in den folgenden 
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empirischen Analysen, konzentrierte sich die Betrachtung auf die Gewerk-
schaften des DGB und die DAG; diese entsprechen in ihrem Selbstverständnis, 
ihrem Verhalten und ihrer Bedeutung am ehesten der in Kapitel 1 erarbeite-
ten Definition von Gewerkschaften als tariffähigen freien, grundsätzlich 
demokratisch strukturierten und auf Dauer angelegten Arbeitnehmervereini-
gungen, die - notfalls auch durch Arbeitskämpfe - die wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen ihrer Mitglieder durchzusetzen versuchen. Die ebenfalls 
im zweiten Kapitel dargestellten ökonomischen wie auch soziologisch-poli-
tischen Erklärungsansätze zur Gewerkschaftsentwicklung wurden im dritten 
Kapitel in zwölf quantitativ faßbare Hypothesen überführt. Die statistisch-
ökonometrische Überprüfung dieser Hypothesen führte zur Erstellung einer 
Schätzgleichung der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung in der Bundes-
republik Deutschland für den'Beobachtungszeitraum 1955-1984. Diese verwen-
det als Erklärungsvariablen die jährlichen prozentualen Veränderungsraten 
der Preise, der Löhne, der Beschäftigung, des Anteils ausländischer Arbeit-
nehmer und der Streikausfalltage sowie die Arbeitslosenrate und vermag die 
jährliche prozentuale Änderung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen gut 
zu erklären und vorherzusagen. Dagegen kann der in der Literatur darüber-
hinaus vermutete Einfluß von Unternehmensgewinnen, Gewerkschaftsbeiträgen, 
staatlichen Sozialausgaben und gewerkschaftlichen Sättigungseffekten sowie 
von strukturellem Wandel und gesellschaftspolitischem Klima empirisch 
nicht bestätigt werden. 

In Umkehrung der im dritten Kapitel verwendeten Perspektive, die eine Ab-
hängigkeit der gewerkschaftlichen Mitgliederstärke von Konjunkturvariablen 
wie der Lohn- und Preisentwicklung aufzeigte, beschäftigte sich das vierte 
Kapitel mit den Auswirkungen gewerkschaftlicher Stärke und Macht auf die 
Entwicklung der Löhne und Preise. Dabei zeigte sich, daß die beiden Be-
trachtungsweisen nicht isoliert angewendet werden dürfen, da dies zu Fehl-
schlüssen über die Rolle von Gewerkschaften im inflationären Prozeß führen 
kann. Zwar erwies sich die als Indikator für gewerkschaftliche Macht und 
Militanz verwendete Veränderung der gewerkschaftlichen Mitgliederstärke in 
einfachen Kleinstquadratschätzungen als signifikante Erklärungsvariable 
einer aggregierten Lohngleichung für die Bundesrepublik Deutschland. Doch 
gaben Granger-Kausalitätstests Anlaß zu der Vermutung, daß die beobachtete 
Signifikanz dieser als exogen betrachteten Militanzvariablen in der Lohn-
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gleichung nur der Ausdruck einer engen Korrelation von Lohn- und Mitglie-
derentwicklung ist, während die tatsächliche Kausalbeziehung umgekehrt ver-
läuft. Dies implizierte, daß nicht Gewerkschaften Inflation verursachen, 
sondern daß vielmehr die Entwicklung der Löhne und Preise den in Kapitel 3 
festgestellten Einfluß auf die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung aus-
übt. Diese Vermutung wurde durch Verwendung der Schätzgleichung der Mit-
gliederentwicklung als Militanzgleichung in einem Lohn-Preis-Modell bestä-
tigt. Bei Simultanschätzungen der Lohn-, Preis- und Mitgliederentwicklung 
konnte ein signifikanter Einfluß der nun endogenen Veränderung der gewerk-
schaftlichen Mitgliederstärke auf Nominallohnänderungen nicht mehr festge-
stellt werden, während die Lohn- und Preisentwicklung weiterhin die gewerk-
schaftliche Mitgliederentwicklung beeinflußte. 

Da mit Ausnahme einer Dummyvariablen auch alle anderen diskutierten und ge-
testeten Militanzindikatoren keinen signifikanten Erklärungs- und Prognose-
wert aufwiesen, konnte die Hypothese eines systematischen Einflusses ge-
werkschaftlicher Macht und Militanz auf die Nominallohnentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland empirisch nicht bestätigt werden. Die festge-
stellte Signifikanz einer Dummyvariablen deutet jedoch auf die Existenz 
eines bedeutenden gewerkschaftlichen Lohndrucks unter der besonderen ver-
teilungspolitischen Konstellation des Jahres 1970 hin. Diese empirische 
Evidenz läßt sich als Widerlegung der soziopolitischen Inflationserklärung 
interpretieren, die - aufbauend auf Verteilungskampf- und Kostendruckhypo-
thesen - die Gewerkschaften als Hauptverursacher inflationärer Entwicklun-
gen betrachtet. Neben der mangelhaften empirischen Evidenz weist die sozio-
politische Inflationserklärung auch theoretische Schwächen auf, die ihre 
Zurückweisung gerechtfertigt erscheinen lassen. Dazu gehört nicht zuletzt 
das Problem, daß sie sich nicht auf eine mikroökonomisch fundierte Theorie 
optimierenden Gewerkschaftsverhaltens stützen kann. 

Die weitere Untersuchung der makroökonomischen Auswirkungen von Gewerk-
schaften wurde deshalb auf der Basis der in den Kapiteln 5 und 6 beschrie-
benen mikroökonomischen Analyse gewerkschaftlichen Verhaltens durchgeführt. 
Während in Kapitel 5 die dafür nötigen Rahmenbedingungen sowie ältere Er-
klärungsansätze diskutiert wurden, erfolgte im sechsten Kapitel eine Dar-
stellung und Anwendung der modernen ökonomischen Theorie der Gewerkschaft. 
Dabei wurde davon ausgegangen, daß Gewerkschaften hauptsächlich an Verän-
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derungen der Löhne und der Beschäftigung interessiert sind und eine Ziel-
funktion zu maximieren suchen, die beide Variablen als Argumente enthält 
und sowohl den Nutzen der zum festgelegten Lohnsatz beschäftigten als auch 
den der arbeitslosen Mitglieder berücksichtigt. Unter Verwendung einer sol-
chen utilitaristischen Nutzenfunktion der Gewerkschaft sowie des staatli-
chen Steuer- und Transfersystems und des in einer fallenden Arbeitsnach-
fragekurve zum Ausdruck kommenden "trade off" zwischen Lohnsatz und Be-
schäftigung als Nebenbedingungen konnten verschiedene Implikationen eines 
optimierenden Gewerkschaftsverhaltens aufgezeigt werden. So führt z.B. bei 
ansonsten vollständiger Konkurrenz das Auftreten einer nutzenmaximierenden 
Gewerkschaft zu einem höheren Reallohnsatz und zu geringeren Beschäfti-
gungs- und Ausbringungsmengen; ebenso fällt tendenziell das Realeinkommen 
kurzfristig fixer Produktionsfaktoren wie z.B. Kapital, verglichen mit dem 
Wettbewerbsfall. Allerdings unterstreicht auch dieses Modell die oben ge-
troffene Feststellung, daß Gewerkschaften nicht nur ökonomische Größen be-
einflussen, sondern in ihrem Verhalten auch von wirtschaftlichen und ge-
sellschaftspolitischen Größen und Rahmenbedingungen beeinflußt werden. 
Beispielsweise führt eine Vollbeschäftigungspolitik oder eine Anhebung der 
Arbeitslosenunterstützung durch die Regierung für die Gewerkschaften zu 
einer Verringerung der Grenzkosten zusätzlicher Arbeitslosigkeit und damit 
tendenziell zu einer Erhöhung der Löhne auf Kosten der Beschäftigung. Um-
gekehrt wertet eine Anhebung des Einkommensteuerfreibetrages bei der Ge-
werkschaft das Beschäftigungsziel auf und verringert die angestrebte Lohn-
höhe, da der Grenznutzen einer zusätzlichen Beschäftigung steigt, während 
die Grenzkosten unverändert bleiben. 

Ein wesentliches Problem dieses Modells besteht allerdings in der Nichtbe-
rücksichtigung des Tarifverhandlungsprozesses durch die einschränkende An-
nahme, daß die Gewerkschaften den für sie optimalen bzw. durchsetzbaren 
Lohnsatz bestimmen und daraufhin die Arbeitgeber gemäß ihrer Arbeitsnach-
fragekurve die Beschäftigung festlegen. Wie gezeigt wurde, können durch 
gleichzeitige Verhandlungen über beide Tarifgrößen sowohl die Arbeitgeber 
ihre Gewinne als auch die Gewerkschaften ihren Nutzen erhöhen, wenn sie 
sich auf einen niedrigeren Lohnsatz und eine größere Beschäftigungsmenge 
einigen. Allerdings darf bezweifelt werden, ob derartige Pareto-optimale 
Verhandlungslösungen auch tatsächlich erreicht werden. Zum einen wird in 
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der Realität - möglicherweise aufgrund von Transaktions- und Überwachungs-
kosten - meist nur über den Lohnsatz, nicht aber auch über die Beschäfti-
gung verhandelt. Zum anderen läßt sich die mit einer effizienten Verhand-
lungslösung verbundene Zunahme der Beschäftigung über das ohne Gewerk-
schaftseinfluß herrschende Beschäftigungsgleichgewicht hinaus nur schwer 
mit der Arbeitsmarktrealität vereinbaren. Empirische Überprüfungsversuche 
der verschiedenen Möglichkeiten gewerkschaftlichen und unternehmerischen 
Verhaltens erbrachten bis jetzt international kaum eindeutige und aussage-
kräftige Ergebnisse und konnten in der vorliegenden Arbeit aufgrund von 
methodischen und Datenproblemen für die Bundesrepublik Deutschland auch 
nicht durchgeführt werden. Weitere Beschränkungen der mikroökonomischen 
Gewerkschaftsanalyse werden in der Vernachlässigung von Institutionen, In-
teressendivergenzen sowie politischen und sozialen Einflußfaktoren, in der 
Verwendung einer speziellen, utilitaristischen Nutzenfunktion und in der 
Annahme einer fixen, exogenen Mitgliederzahl gesehen, die im Gegensatz zu 
der festgestellten Interdependenz von Mitgliederstärke und Tarifverhalten 
der Gewerkschaften steht. Dennoch vermag die mikroökonomische Analyse 
ihren Hauptzweck weitgehend zu erfüllen, der darin besteht, das gewerk-
schaftliche Handeln verhaltenstheoretisch zu fundieren und dessen makro-
ökonomische Auswirkungen besser abschätzen zu können. Durch Aufzeigen ei-
niger makroökonomischer Anwendungen konnte verdeutlicht werden, daß sich 
eine Volkswirtschaft mit nutzenmaximierenden Gewerkschaften anders verhält 
als ohne derartige Arbeitnehmerorganisationen und daß der Einbeziehung ge-
werkschaftlichen Verhaltens bei makroökonomischen Untersuchungen und 
wirtschaftspolitischen Überlegungen große Bedeutung zukommt. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden in den Kapiteln 7 und 8 die nega-
tiven und positiven Wohlfahrtseffekte untersucht, die sich aus der Existenz 
von Gewerkschaften ergeben können. Es zeigte sich, daß beide Effekte schwer 
zu quantifizieren sind, jedoch in ihrem jeweiligen Ausmaß sowohl in der 
öffentlichen als auch in der akademischen Diskussion meist überschätzt 
worden sein dürften. Dies gilt besonders für Arbeitskämpfe, deren postu-
lierter negativer Einfluß auf die gesamtwirtschaftliche wie auch die sek-
torale Produktion in der Bundesrepublik Deutschland bei einer empirischen 
Überprüfung statistisch nicht nachgewiesen werden konnte. Ebenso scheinen 
die Wohlfahrtsverluste von gewerkschaftlich durchgesetzten restriktiven 
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Arbeitspraktiken in der Bundesrepublik Deutschland - im Gegensatz zu den 
USA oder Großbritannien - nicht von nennenswerter Bedeutung zu sein. Selbst 
wenn Gewerkschaften die Fähigkeit besitzen, die Löhne ihrer Mitglieder auf 
Kosten von nicht gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmern zu erhöhen 
und damit Fehlallokationen von Ressourcen zu verursachen, so fallen letz-
tere doch allgemein geringer aus als oft vermutet. Dies gilt besonders für 
die Bundesrepublik Deutschland, wo Lohndifferentiale zwischen gewerkschaft-
lich organisierten und nichtorganisierten Arbeitnehmern nicht zulässig sind 
und empirisch auch nicht nachgewiesen werden konnten. Die weitgehende All-
gemeinverbindlichkeit gewerkschaftlich durchgesetzter Lohnerhöhungen bedeu-
tet allerdings auch, daß der festgestellte Beschäftigungsrückgang infolge 
von optimierendem gewerkschaftlichen Verhalten größer ausfällt als bei Exi-
stenz eines Lohndifferentials, da den freigesetzten Arbeitskräften keine 
Ausweichmöglichkeiten in nicht gewerkschaftlich organisierte Niedriglohn-
sektoren offenstehen. Dies und die "insider-outsider"-Hypothese gewerk-
schaftlichen Verhaltens, die besagt, daß optimierende Gewerkschaften bei 
Tarifabschlüssen in erster Linie die Interessen ihrer beschäftigten Mit-
glieder berücksichtigen, lassen eine eingehendere Untersuchung der Rolle 
von Gewerkschaften beim Entstehen und vor allem beim Fortdauern von Ar-
beitslosigkeit ratsam erscheinen. Dennoch dürften Gewerkschaften die ge-
sellschaftliche Wohlfahrt in geringerer Weise beeinträchtigen, als dies 
häufig behauptet wird. 

Es ist vor allem das Verdienst der Harvard-Ökonomen um Freeman & Medoff 
(1979, 1983, 1984), auf diese traditionelle Überschätzung allokativer und 
anderer durch Gewerkschaften verursachter Wohlfahrtskosten hingewiesen zu 
haben. Der von ihnen entwickelten alternativen Interpretation von Gewerk-
schaften als produktivitätssteigernde "collective voice"-Institutionen 
kann jedoch ebenfalls nicht uneingeschränkt zugestimmt werden. Zwar ist es 
sicher richtig, daß die Existenz von Gewerkschaften nicht - wie häufig be-
hauptet - notwendigerweise zu einem Rückgang der Produktivität führen muß 
und daß Gewerkschaften auch nicht preistheoretisch faßbare Funktionen mit 
potentiell effizienzsteigernden Auswirkungen erfüllen. Dennoch vermögen 
sowohl die theoretischen Begründungen für die Existenz von gewerkschaft-
lich induzierten Produktivitätssteigerungen als auch die verfügbaren empi-
rischen Belege für die USA und die Bundesrepublik Deutschland wegen man-
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gelnder Eindeutigkeit, Allgemeingültigkeit und Stabilität nicht zu überzeu-
gen. Besonders zu kritisieren ist dabei die Vernachlässigung langfristiger, 
überwiegend negativer Effekte, z.B. auf Gewinne, (Re-)Investitionen und 
Produktivitätswachstum, sowie der mangelhafte Nachweis der genauen Wir-
kungsmechanismen einer gewerkschaftlichen Effizienzsteigerung in den Har-
vard-Studien. übrig bleibt deshalb meist nur das keineswegs unumstrittene 
Argument gewerkschaftlicher Schockeffekte sowie die gewiß nicht neue Ein-
sicht, daß die Existenz von Gewerkschaften und Betriebsräten durch Verrin-
gerung von Transaktionskosten ein effizienteres Aushandeln und überwachen 
von Tarifverträgen und Arbeitsbedingungen ermöglicht. Dies verdeutlicht, 
daß die Transmission und die kurz- und langfristigen Auswirkungen gewerk-
schaftlicher Aktivitäten sowie die resultierenden Reaktionen des Manage-
ments noch einer genaueren Analyse bedürfen, wenn weitergehende Erkennt-
nisse über gewerkschaftliche Auswirkungen auf die betriebliche und volks-
wirtschaftliche Effizienz gewonnen werden sollen. 

Zu diesem Zweck könnten beispielsweise Fallstudien auf Unternehmensebene 
durchgeführt werden, die in der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 
noch wenig Verwendung finden. Ähnliches gilt für Befragungen, Querschnitts-
analysen und disaggregativere Betrachtungen des Arbeitsmarktes, die jedoch 
methodisch und datenmäßig nicht ganz unproblematisch sind. Zwar steht trotz 
des Aggregationsproblems nicht zu erwarten, daß die Ergebnisse solcher 
disaggregativer Betrachtungen sich deutlich von denen einer aggregativen 
Analyse der vorliegenden Art unterscheiden. Dennoch könnten z.B. die Ein-
beziehung institutioneller Details des kollektiven Verhandlungsprozesses 
und eine disaggregative Betrachtung zur weiteren Klärung der im vierten 
Kapitel diskutierten Rolle von Gewerkschaften im inflationären Prozeß bei-
tragen. Ebenso böten Befragungen und Querschnittsanalysen eine Möglichkeit 
der Vertiefung und Ergänzung der in den Kapiteln 2 und 3 gewonnenen Er-
kenntnisse über die Determinanten der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft. 
Letztere sollten überdies durch eine explizite mikroökonomische Modellie-
rung besser verhaltenstheoretisch gestützt1l und mit ihren Rückwirkungen 

1) Einen ersten und noch nicht ganz zufriedenstellenden Versuch in dieser 
Richtung stellt die mikrotheoretische Modellierung und empirische Über-
prüfung der Determinanten der Gewerkschaftsmitgliedschaft durch Disney 
& Mudambi (1987) dar, der jedoch auf die unterschiedlichen Arbeitsmarkt-
verhältnisse in Großbritannien bezogen und kaum übertragbar ist. 



224 

auch in die ökonomische Analyse gewerkschaftlichen Verhaltens einbezogen 
werden. 

Diese Überlegungen unterstreichen erneut die in der vorliegenden Untersu-
chung mehrfach getroffene Feststellung, daß Gewerkschaften unter den hier 
untersuchten Aspekten der Mitgliederentwicklung, des Verhaltens und der 
wirtschaftlichen Auswirkungen sowohl eine abhängige als auch eine erklä-
rende Variable im ökonomischen Prozeß darstellen. Unter Berücksichtigung 
dieser Erkenntnis vermag eine ökonomische Analyse einen wertvollen Beitrag 
zur Untersuchung der gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Bedeu-
tung von Gewerkschaften zu leisten. Die vorliegende Arbeit sollte dabei 
weniger als eine Beschreibung des schon Erreichten, sondern vielmehr als 
Grundlage und Ausgangspunkt für weitere Untersuchungen gesehen werden, 
deren es bedarf, wenn die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften einenge-
sicherten Wissensstand über die Bedeutung der Gewerkschaften erreichen 
wollen. 
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ANHANG 

Verzeichnis der empirischen Variablen mit Quellenangaben: 

AA 

AB=EUA/(BLG-LST)·100 

AL 

AV 

AZ 

B 

BLG 

BS 

BSP 

BSPR 

Anteil der Ausländer an den beschäftigten Arbeit-
nehmern, in% (liegt erst ab 1954 vor) 
Quelle: Sachverständigenrat (1987); eigene Be-

rechnung 

Abgabenlast; eigene Berechnung 

Arbeitslosenzahl (Jahresdurchschnitt), in 1000 
Quelle: Sachverständigenrat (1987) 

Arbeitsvolumen, in Mio. Arbeitsstunden (liegt 
erst ab 1960 vor) 
Quelle: Reyher & Kahler (1986) 

Tatsächliche jährliche Arbeitszeit, Durchschnitt 
je beschäftigten Arbeitnehmer, in Stunden (liegt 
erst ab 1960 vor) 
Quelle: Reyher & Kahler (1986) 

Beschäftigte Arbeitnehmer, in 1000 
Quelle: Sachverständigenrat (1987) 

Bruttolohn- und -gehaltsumme, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

Beschäftigungsstrukturvariable: Anteil derbe-
schäftigten Arbeitnehmer im warenproduzierenden 
Gewerbe, in% 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985); eigene 

Berechnung 

Bruttosozialprodukt, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

Bruttosozialprodukt, real (in Preisen von 1976), 
in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 
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D6769 Dummyvariable für gewerkschaftliche Lohnzurück-
haltung; nimmt 1967-1969 den Wert 1, sonst den 
Wert O an 

D70 Dummyvariable für gewerkschaftlichen Lohndruck; 
nimmt 1970 den Wert 1, sonst den Wert O an 

DAG Mitgliederzahl der Deutschen Angestellten-
Gewerkschaft 
Quelle: Bain & Price (1980), Eickhof (1973b), 

Hauff (1979) und Statistische Jahr-
bücher 1979-1987 

DBB Mitgliederzahl des Deutschen Beamtenbundes 
Quelle: Bain & Price (1980), Eickhof (1973b), 

Hauff (1979) und Statistische Jahr-
bücher 1979-1987 

DGB Gesamtmitgliederzahl der Einzelgewerkschaften 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund (1987) 

DGB*=DGB-GdP (ab 1978) DGB-Mitgliederzahl ohne die erst 1978 beigetre-
tene GdP; eigene Berechnung 

DHV Mitgliederzahl des Deutschen Handels- und 
Industrieangestelltenverbandes 
Quelle: Eickhof (1973b), Hauff (1979) und 

Statistische Jahrbücher 1979-1987 

E Primärenergieverbrauch, in Petajoule 
Quelle: Sachverständigenrat (1987); Originalquel-

le: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 

EUA Einkommen aus unselbständiger Arbeit, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

GB Gewerkschaftsbeitrag im DGB, d.h. durchschnitt-
liche Beitragseinnahmen der Einzelgewerkschaften 
pro Mitglied und Monat, in DM 
Quelle: Geschäftsberichte des DGB und Jühe, 

Niedenhoff & Pege (1982) 



~p 

IM 

K 

L 

LST 

M1 

O=(T/PM)/10 

OG=(T/L)/10 

p 

PM=B+AL 
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Mitgliederzahl der Gewerkschaft der Polizei 
Quelle: GdP, Eickhof (1973b), Hauff (1979) und 

Statistische Jahrbücher 1979-1987 

Preisindex der Importe laut volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnung, 1980=100 
Quelle: Sachverständigenrat (1975, 1987) 

Kapitalstock (jahresdurchschnittliches Bruttoan-
lagevermögen), in Preisen von 1976, in Mrd. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

Erwerbstätige mit ständigem Wohnsitz im Bundes-
gebiet, in 1000 
Quelle: Sachverständigenrat (1987) 

Lohnsteuerabzüge (von der BLG), in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

Geldvolumen M1 (Bargeldumlauf und Sichteinlagen), 
in Mio. DM 
Quelle: bis 1974 "Deutsches Geld- und Bankwesen 

in Zahlen 1876-1975", herausgegeben von 
der Deutschen Bundesbank, Frankfurt 1976; 
ab 1975 Monatsberichte der Deutschen 
Bundesbank 

Gewerkschaftlicher Organisationsgrad (von 
DGB*+DAG), in%; eigene Berechnung 

Generalisierter, d.h. auf alle Erwerbstätigen be-
zogener Organisationsgrad, in%; eigene Berechnung 

Preisindex der Lebenshaltung für Arbeitnehmer-
haushalte mit mittlerem Einkommen, 1976=100 
Quelle: Statistische Jahrbücher 1983 und 1985; 

eigene Verkettung 

Potentielle gewerkschaftliche Mitgliederschaft; 
eigene Berechnung 

Gleitender Zweijahresdurchschnitt der volkswirt-
schaftlichen Produktivität; eigene Berechnung 
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Reales Bruttoinlandsprodukt, in Preisen von 1976, 
in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

QB Reale Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsabteilung 
"Baugewerbe", in Preisen von 1976, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

QE Reale Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsabteilung 
"Energie- und Wasserversorgung, Bergbau", in 
Preisen von 1976, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

QV Reale Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsabteilung 
"Verarb. Gewerbe", in Preisen von 1976, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

RB=GB/P·100 Realer durchschnittlicher Gewerkschaftsbeitrag; 
eigene Berechnung 

REG Dummyvariable für SPD-geführte Regierungen; nimmt 
1969-1982 den Wert 1, sonst den Wert O an 

RG=(VE-EUA)/(BSP/BSPR) Reale Gewinne (=Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen); eigene Berechnung 

S Verlorene Arbeitstage durch Streiks und Aus-
sperrungen 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1983) und 

Statistische Jahrbücher 1985, 1986 

SB Verlorene Arbeitstage durch Streiks und Aussper-
rungen in der Wirtschaftsabteilung "Baugewerbe" 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1983) und 

Statistisches Jahrbuch 1985 

SE Verlorene Arbeitstage durch Streiks und Aussper-
rungen in der Wirtschaftsabteilung "Energie- und 
Wasserversorgung, Bergbau" 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1983) und 

Statistisches Jahrbuch 1985 

SL=(SOZ/BSP)·100 Anteil der staatlichen Sozialleistungen am Brutto-
sozialprodukt, in%; eigene Berechnung 



SOZ 

ST 

STB 

SV 

T=DGB*+DAG 

TIME 

u 

VE 

W=EUA/B 

YV 

ZYK 
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soziale Leistungen des Staates im Rahmen der 
Übertragungen an private Haushalte, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (19B5) 

Streikteilnehmer (d.h. von Streiks und Aussper-
rungen betroffene Arbeitnehmer) 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1983) und 

Statistische Jahrbücher 1985, 1986 

Von Streiks und Aussperrungen betroffene Betriebe 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1983) und 

Statistische Jahrbücher 1985, 1986 

Verlorene Arbeitstage durch Streiks und Aussper-
rungen in der Wirtschaftsabteilung "Verarbeitendes 
Gewerbe" 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1983) und 

Statistisches Jahrbuch 1985 

Summe der Mitgliederzahlen von DGB (ohne GdP) und 
DAG; eigene Berechnung 

Zeittrend 

Arbeitslosenquote, in% 
Quelle: Sachverständigenrat (1987) 

Volkseinkommen, in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

Nominallohn (=Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
pro Beschäftigten); eigene Berechnung 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte, 
in Mio. DM 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1985) 

Zyklische Abweichung (Residuen) des logarithmier-
ten realen verfügbaren Einkommens (YV/P-100) bei 
einer OLS-Regression auf einen Zeittrend (TIME) 
und eine Konstante; eigene Berechnung 
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